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Vorwort 

 

Mit dem Statistisch-prognostischen Bericht 1981/82 legt die Landesregierung 
von Baden-Württemberg den 9. Band in dieser Reihe vor. 

Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg hat wiederum mit größter Sorg-
falt und hervorragendem Sachverstand Daten und Statistiken zusammenge-
tragen, die einen Rückblick geben und Perspektiven erkennen lassen. Zu-
sammen mit Untersuchungen zu Schwerpunktbereichen der aktuellen Landes-
politik werden damit den politisch Verantwortlichen in Landtag und Regie-
rung eine zuverlässige Datensammlung und informative Analysen zur Verfügung 
gestellt, die Grundlagen für verantwortungsbewußte politische Entscheidungen 

sind. Auch der diesjährige Bericht erfüllt den Zweck, Situationen und Entwick-
lungen im Lande darzustellen und auf mögliche Tendenzen hinzuweisen, womit 
zugleich auch die Bürger über Zukunftsaussichten informiert werden. 

Die Einzeluntersuchungen nehmen Bezug auf folgende politische Schwerpunkt-

bereiche: Strukturen des sozialen Leistungssystems und die hier zu erwarten-

den Auswirkungen der in Zukunft besonders ungleichgewichtigen Altersstruk-

tur der Bevölkerung — Verweildauer und Rückkehrabsichten der Ausländer —

 

Bildungs- und Berufsweg der Hauptschüler fächerspezifische Entwicklungen 

im Hochschulbereich — strukturelle Aspekte der Wirtschaft Baden-Württem-

bergs speziell im Dienstleistungsbereich und in der Landwirtschaft — Stellung 

Baden-Württembergs auf nationalen und internationalen Märkten sowie die be-

sonderen Beziehungen des Landes zu den Entwicklungsländern. 

Ich gehe davon aus, daß der Statistisch-prognostische Bericht 1981/82 wieder-

um durch sein breites Informationsangebot die gewohnte solide Hilfestellung 

für Entscheidungen geben wird! 

Die Landesregierung dankt dem Präsidenten des Statistischen Landesamtes, 
Herrn Prof. Dr. M. Wingen, und seinen Mitarbeitern für die Erarbeitung dieses 
Berichts. 

Stuttgart, im Juni 1982 

 

 
MinisteFp asident 

. Lothar Späth 
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Teil 1 

Rückblick 1981 -Ausblick 1982 

Das Jahr 1981 und die ersten Monate von 1982 
brachten zahlreiche landespolitisch bedeutsame 
Ereignisse, von denen hier nur wenige herausgeho-
ben werden können. Eine von der Landesregierung 
bestellte Expertenkommission legte im Februar 
1981 Empfehlungen zur Einführung des Kabelfern-
sehens und der Tele-Kommunikation vor. Inzwi= 
schen hat die Landesregierung der Öffentlichkeit 
den Entwurf für ein Landesmediengesetz vorge-
stellt. 

Unter sozialpolitischem Aspekt stand das abgelau-
fene Jahr im Zeichen der Behinderten. Zum inter-
nationalen Jahr der Behinderten fand auch in 
Baden-Württemberg eine große Zahl von Ver-
anstaltungen und Aktivitäten statt. Zu Beginn des 
Jahres legte die Landesregierung das Rehabilita-
tions-Programm 1981 vor. Es enthält die Auf-
gabenschwerpunkte zur sozialen und beruflichen 
Integration der Behinderten. Gegenwärtig zählt bei 
einer Zahl von gut,600000 Behinderten jeder fünf-
zehnte Einwohner des Landes zu diesem Personen-
kreis. 

Zur Sicherung der 1 ntegration von Ausländern be-
schloß die Landesregierung im September 1981 flan-
kierende Maßnahmen insbesondere im Bereich des 
Familiennachzugs. Darüberhinaus hat die Landesre-
gierung im Frühjahr 1982 im Bundesrat ein~Gesetz 
zur Konsolidierung des Zuzugs und zur Förderung 
der. Rückkehrbereitschaft der Ausländer eingebracht. 

In diesem Jahr feiert das Land Baden-Württem-
berg sein dreißigjähriges Bestehen; 1952 war die 
für die Bundesrepublik bis heute einzigartig geblie-
bene Länderneuregelung durch Zusammenschluß 
der Länder Baden, Württemberg-Baden und Würt-
temberg-Hohenzollern zu einem neuen Bundesland 
erfolgt. Das Jubiläumsjahr steht unter dem Motto 
der Solidarität mit der Dritten Welt. Die Landesre-
gierung hat mehrfach betont, daß Entwicklungshil-
fe ein Gebot der Humanität und der wirtschaftli-
chen und politischen Vernunft ist. Entsprechend 
hat das Land in den vergangenen fünf Jahren seine 
Mittel für Entwicklungshilfe nahezu verdreifacht. 

1981 wurden für Projekte in der Dritten Welt 26,8 
Mill. DM — das entspricht einem Viertel der Ent-
wicklungshilfeleistungen der Bundesrepublik — zur  

Verfügung gestellt, wobei die Mittel in erster Linie 
für Projekte der beruflichen Bildung verwendet 
werden. Ein besonderer Akzent hierzu wurde im 
letzten Jahr durch die Errichtung eines Berufsaus-
bildungszentrums in der VR China gesetzt. Der Ent-
wicklung der wirtschaftlichen Kooperation mit die-
sem Land diente die Ausstellung „Industrietechnik 
aus Baden-Württemberg" in Shenyang vom 25.6. 
bis 5.7.1981. 

 

Die Bevölkerungsentwicklung verlief 1981 in ruhi-
geren Bahnen als 1980, bedingt durch das Aus-
bleiben des Ausländerzustroms sowie eine nur 
schwache Geburtenentwicklung. Am Jahresende 
1981 lebten 9,29 Mill. Personen im Land und 
damit knapp 30000 mehr als 1980. In diesem 
Jahr könnte es der Tendenz nach zu einer Stagna-
tion der Bevölkerungszahl kommen. Der Wande-
rungssaldo der Ausländer könnte angesichts der 
schwierigen Arbeitsmarktsituation und der ergriffe-
nen politischen Maßnahmen insbesondere zur 
Begrenzung des Familiennachzugs sogar in eine 
geringe Abwanderung umschlagen. Bei der Gebur-
tenentwicklung ist allenfalls ein geringer Anstieg 
durch die etwas stärkere Besetzung der Mütterge-
neration zu erwarten. 

Die wirtschaftliche Lage war 1981 allgemein durch 
zunächst rezessive, im weiteren Jahresverlauf dann 
stagnierende Tendenzen gekennzeichnet. Im Jah-
resdurchschnitt erreichten weder die Produktion 
noch der reale Auftragseingang des Verarbeiten-
den Gewerbes das Vorjahresniveau, sie gingen im 
Land um 2% bzw. 1,5% zurück. Allein die Aufträge 
aus dem Ausland verhinderten angesichts der 
nachgebenden Inlandsfrage einen noch stärkeren 
Rückgang. Die Exportquote, also der Anteil des 
Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz, stieg durch 
diese Entwicklung gegenüber 1980 (25,6%) sehr 
erheblich auf 28%. 

Dies verdeutlicht, daß die wirtschaftliche Entwick-
lung Baden-Württembergs stark durch weltwirt-
schaftliche Einflußfaktoren bestimmt wird. Auf-
grund des 1980 entstandenen hohen Leistungsbi-
lanzdefizits (29,8 Mrd. DM) im bundesdeutschen 
Außenhandel war der Wechselkurs der D-Mark 
gegenüber dem Dollar vom Dezember 1980 bis 
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zum August 1981 um mehr als 20% gesunken. 
Neben den Export steigernden Effekten war damit 
ein erheblicher Anstieg der Einfuhrpreise verbun-
den, der seinerseits die inländische Preisentwick-
lung beeinflußte (jahresdurchschnittlicher 
Anstieg der Verbraucherpreise: 5,9%). Im Herbst 
erfolgte aufgrund der spürbaren Verbesserung der 
Leistungsbilanz ein Kursanstieg der D-Mark gegen-
über dem Dollar, so daß die Einfuhrpreise ab 
August wieder sanken. Entsprechend ist die monat-
liche Jahresveränderungsrate des Preisindex für 
die Lebenshaltung vom Höchstwert Oktober mit 
6,8% auf 5,2% im März 1982 gefallen. 

Die Wende in der Leistungsbilanzentwicklung war 
dabei teils durch einen bisher ungebrochenen 
Anstieg der Ausfuhren verursacht. So waren 
1981 die Ausfuhren des Landes um 12% höher als 
1980 (Bundesgebiet: 13%), was zu einem erhebli-
chen Teil von der boomartigen Nachfragesteige-
rung der ölproduzierenden Länder getragen wurde. 
Zum anderen waren die Einfuhren dem Volumen 
nach sogar rückläufig, und zwar in Baden-Würt-
temberg um —6%, im Bundesgebiet um —3,5%. 
Erstmals seit 1974 gingen dabei auch die Importe 
von Fertigwaren real etwas zurück (bundesweit 
—1 %). Der Exportanstieg hat sich seither auch nach 
1982 hin fortgesetzt. Mittelfristig istjedoch damit 
zu rechnen, daß das Ausfuhrgeschäft in ruhigeren 
Bahnen verläuft, was vor allem auch darauf zurück-
zuführen ist, daß zum einen die Erlöse der OPEC-
Länder inzwischen wieder rückläufig sind und daß 
zum anderen die Neufestsetzung der Währungspa-
ritäten innerhalb des EWS im Oktober 1981 und 
im Februar 1982 eine spürbare Aufwertung der 
D-Mark gebracht hat. Gegenüber den EWS-
Ländern war der Außenwert der D-Mark Ende 
März 1982 fast 11 % höher als Anfang 1981. 

Zum Rückgang des Leistungsbilanzdefizits hat 
auch die anhaltende Energieeinsparung beigetra-
gen. Die bundesweiten Energieeinfuhren sanken 
real um 11 %, der Primärenergieverbrauch sank um 
5%. Im Verarbeitenden Gewerbe Baden-Württem-
bergs fiel der Energieverbrauch um 4,5%, der Ener-
gieeinsatzje Beschäftigten urfit knapp 3%. Zum 
Rückgang des Energieverbrauchs hat allerdings 
auch die stagnierende Inlandskonjunktur beigetra-
gen. 

Die gestiegene Nachfrageaus dem Ausland 
konnte den Nachfragerückgang aus dem Inland 
nicht ausgleichen. Die inländische Ordertätigkeit 
des Verarbeitenden Gewerbes nahm gegenüber 
dem Vorjahr um 6,3% ab, die Produktionstätigkeit 
war rückläufig (-2,0%). Bei zurückgehenden Real-
löhnen (Juli 1981 gegen Juli 1980 —2%) war auch 
der private Verbrauch real rückläufig (-1,1 % bun-
desweit). Durch hohe Zinsen, zurückgehende 
Erträge und pessimistische Absatzerwartungen war 
auch die Investitionstätigkeit gedrückt (Anlagein-
vestitionen bundesweit real —2,9%). Insbesondere 
auch durch den Rückgang der öffentlichen Auf-
träge nahmen die Bauinvestitionen überdurch-
schnittlich ab (bundesweit —3,4%). Die gedrückte 
inländische Nachfrage, zusammen mit einem 
demographisch bedingten Anstieg des Erwerbs-
personenpotentials, führte im Jahresverlauf 1981 
zu einer immer ungünstigeren Situation auf dem 
Arbeitsmarkt mit im Dezember 167000 arbeitslo-
sen Personen (+60% gegenüber Dezember 1980). 
Die Lage ist auch im ersten Drittel des Jahres 1982 
nicht wesentlich günstiger geworden. Gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresdrittel ergab sich im 
Durchschnitt mit 177000, Arbeitslosen ein 
Zuwachs um 58% (Bundesgebiet: +49%). Die 
Arbeitslosenquote stieg im Jahresdurchschnitt 
1981 auf 3,3%, sie war damit die günstigste unter 
allen Bundesländern (Bundesdurchschnitt 5,8%). 
Die heimische Wirtschaft war aufgrund einer bes-
seren Ausgangslage zumindest 1981 eher als der 
Bundesdurchschnitt in der Lage, auf die stagnie-
rende Konjunktur verstärkt mit Kurzarbeit bzw. 
Überstundenabbau statt mit Freisetzung von 
Arbeitskräften zu reagieren. Die verschlechterte 
Wirtschaftslage drückte sich auch in der starken 
Zunahme der Insolvenzen von Unternehmen aus 
(1981: + 51 %, Bundesgebiet + 35%). Allerdings 
war die Insolvenzenhäufigkeit — bezogen auf je 
10000 Unternehmen — in Baden-Württemberg mit 
37 deutlich geringer als im Bundesgebiet mit 51 
und nach wie vor unter allen Bundesländern am 
geringsten. 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (in Preisen 
von 1970) als umfassender Indikator der wirt-
schaftlichen Leistungen eines Jahres lag 1981 bei 
knapp 142 Mrd. DM und stagnierte damit auf dem 
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Tabelle 1 

Daten zur internationalen Wirtschaftsentwicklung 

Veränderung. gegenüber Vorjahr2) 
Anteil an 

der Ausfuhr 
Baden-

 

Württembergs 
1981 

Veränderung 
des Außenwerts 

der DM 
gegenüber 

Ende 19801) 

Saldo 
der 

Leistungs-

 

bilanz 
1961 

Brutto-
sozialprodukt 

real 

1981 

Ver-

 

braucher-

 

preise 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

Ver-

 

braucher-

 

preise Land 

19823) 

Mrd. Dollar 

  

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 

Großbritannien 

Schweiz 

Osterreich 

USA 

Japan  

7.7 

6,5 

- 95 

+ 2,75 
- 6.54) 

+ 14,25 

+ 25 

- 2,75 

+ 8,75 

+ 5,5  

- 0,3 + 5,9 + 0,5 

+ 0,3 + 13,4 + 2,0 

- 0.2 + 17,8 + 1,0 

- 1,0 + 6,7 + 0,5 

- 1,3 + 7,6 + 0,5 

- 2,0 + 11,9 + 1,0 

+ 2.0 + 6,5 - 0,5 

0,1 + 6,8 + 1,5 

2,0 + 10,3 - 1,0 

2,9 + 4,9 + 2,5 

13,7 + 10,4 

8,3 + 13,8 

5,8 + 0,9 

4,2411 + 15,0 

5,5 + 8,3 

8,4 - 122 

5,9 1,1 

10,6 16,6 

1.,7 3,1 

  

1) Stand März 1982. —2) Gern insame Schätzung von DIW Berlin, HWWA Hamburg, IFO München, RWI Essen. Das IfW Kiel vertritt hiervon 
abweichende Schätzungen. — 3) Prognose. — 4) Angaben für Luxemburg in denen Belgiens enthalten. 

Quelle: Deutsche Bundesbank, Bundesministerium für Wirtschaft, Prognose der Arbeitsgemeinschaft deutscher wi rtschaftswissenschaftl icher 
Forschungsinstitute e_ V. 4 Frühjahrsgutachten. 

 

Niveau von 1980. Die mit —0,2%geringfügig 
ungünstigere Veränderungsrate gegenüber dem 
Bundesdurchschnitt (-0,0%) resultierte daraus, daß 
das Verarbeitende Gewerbe des Landes wegen sei-
nes hohen Investitionsgüteranteils von den rezessi-
ven Tendenzen besonders stark betroffen wurde. 
Außerdem hat Baden-Württemberg im Jahr 1980 
noch ein erheblich über dem Bundesdurchschnitt 
liegendes Ergebnis erzielen können, so daß hier 
auch ein Basiseffekt zum Tragen kommt. 
Die Rahmenbedingungen für eine konjunkturelle 
Belebung sind zur Zeit günstiger als noch vor 
einem Jahr. Hierzu haben sowohl binnenwirt-
schaftliche Faktoren als auch — was für die export-
in 

-
tensive baden,-württembergische Wirtschaft 

besonders bedeutsam ist — außenwirtschaftliche 
Einflüsse beigetragen: Das Leistungsbilanzdefizit 
wurde stark abgebaut; zusammen mit den rückläu-
figen Preissteigerungsraten bewirkte dies, daß —
unterstützt von einem abbröckelnden Zinsniveau in 
den USA — die Bundesbank die bisherige restriktive 
Geld- und Zinspolitik lockern konnte. 

Mäßige Tariflohnabschlüsse und die rückläufigen 
Einfuhrpreissteigerungen haben zu einer günstige-
ren Ausgangssituation für die Verbesserung der 
Ertragslage der Unternehmen beigetragen. 
Die im Jahresverlauf erwartete konjunkturelle 
Erholung in den westlichen Industrieländern 
dürfte das Investitionsklima verbessern. Allerdings 
ist fraglich, inwieweit diese günstigeren Ausgangs-
bedingungen bereits in diesem Jahr ihre Wirkung  

zeigen werden, da der Erholungsprozess nur lang-
sam in Gang kommt. Dies könnte nach der Mehr-
heitsansicht im Frühjahrsgutachten bereits in der 
zweiten Jahreshälfte eintreten. Da allerdings das 
konjunkturelle Bild dieses Jahres durch die seithe-
rige weniger günstigere Entwicklung bereits vor-
geprägt ist, geht man für das Gesamtjahr von 
einem Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts 
um nur 0,5% gegenüber 1981 aus. Da die konjunk-
turelle Erholung vor allem von einem Wiederan-
stieg der Investitionen erwartet wird, dürfte es sich 
hierbei um eine Untergrenze für die mögliche Ent-
wicklung des Landes im Jahr 1982 handeln. 

Erstmais seit 1974 wieder über 
100000 Lebendgeborene 

Im vergangenen Jahr nahm die Bevölkerung 
Baden-Württembergs um rund 29000 Personen 
zu. Davon entfielen 6700 auf einen Überschuß der 
Geborenen über die Gestorbenen und 22300 auf 
einen Wanderungsgewinn. Somit wies das Land 
Baden-Württemberg Ende 1981 insgesamt 9,288 
Mill. Einwohner auf. Von diesen waren 942000 
oder 10,1 %Ausländer. 

Die Zahl der Lebendgeborenen hat 1981 mit 
100700 erstmals wieder seit dem Jahr 1974 die 
Grenze von 100000 überstiegen. Gegenüber den 
99 700 Lebendgeborenen des vorangegangenen 
Jahres ist diese Zahl um knapp 1 % angewachsen. 
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Tabelle 2 

Bevölkerungsbewegung 

1981 1980 

davon davon 
Personen 
insgesamt Deutsche Ausländer  

Personen 
insgesamt  Deutsche  Ausländer 

Merkmal 

Anzahl 

Geburten 

Sterbefälle 

Geburtenüberschuß (+) bzw. -vertust (—) 

Zuzüge 

Fortzüge 

Wanderungssaldo 

Ein- (+) bzw. Ausbürgerung(—) 

Bevölkerungszunahme(+)' bzw.-abnahme(—) 

Bevölkerungsstand am Jahresende  

99 721 82 367 17 354 100 673 83 562 17 111 

92 418 90 907 1 511 93 979 92 469 1 510 

+ 7 303 — 8 540 + 15 843 + 6 694 — 8 907 + 15 601 

277 315 125 959 151 356 232 880 121 277 111603 

215 723 104 409 111 314 210 600 102 201 108 399 

+ 61 592 + 21 550 + 40 042 + 22 280 + 19 076 + 3204 

— + 2 968 — 2 968 — + 2 734 — 2 734 

+ 68 895 + 15 978 + 52 917 + 28 974 + 12 903 + 16 071 

9 258 947 8 332 594 926 353 9 287 921 8 345 497 942 424 

Der seit 1978 zu beobachtende leichte Wiederan-
stieg der Geborenenzahlen — bedingt auch durch 
eine geringfügig steigende Fruchtbarkeit in einigen 
Altersjahrgängen — hat sich damit im Jahr 1981 
allerdings nicht fortgesetzt. Die geringe Zunahme 
der Zahl der Lebendgeborenen dürfte fast aus-
schließlich darauf zurückgehen, daß stärker 
besetzte Geburtsjahrgänge der Frauen in das Alter 
aufrücken, in dem die meisten Geburten zu erwar-
ten sind. 

Die Zahl der Sterbefälle ist von 92400 im Jahr 
1980 auf 94000 im Jahr 1981 stärker als die Zahl 
der Lebendgeborenen angewachsen. Daher verrin-
gerte sich der Geburtenüberschuß von 7 300 Per-
sonen im Jahr 1980 auf 6700 Personen im Jahr 
1981. 

Der Wanderungsgewinn des Landes belief sich im 
Jahr 1981 nur noch auf 22300 Personen, bedingt 
durch ein Nachlassen d'es Zuzugs von Ausländern. 
Im vorangegangenen Jahr war er mit 61 600 Per-
sonen noch fast dreimal so hoch gewesen. 

In der Untergliederung der Bevölkerungsentwick-
lung nach Deutschen und Ausländern ergibt sich 
ein differenziertes Bild. Wie in allen Jahren seit 
1973 wies die deutsche Bevölkerung auch im Jahr 
1981 einen Sterbefallüberschuß auf, der sich auf 
8900 Personen bezifferte. Er wurde mehr als aus-
geglichen durch einen Wanderungsgewinn an 
Deutschen von 19100 Personen. Hinzu kamen 
noch 2700 Einbürgerungen, so daß insgesamt die 
deutsche Bevölkerung im Jahr 1981 um 12900 
Personen angewachsen ist. 

Die ausländische Bevölkerung wies demgegenüber 
einen im Verhältnis zur Zahl der Ausländer hohen  

Geburtenüberschuß von 15600 Personen auf. Hin-
zu kam ein Wanderungsgewinn, der sich allerdings 
nur noch auf 3200 Personen belief gegenüber 
noch 40000 im Jahr 1980. Rechnet man noch die 
2700 Ausländer ab, die im Wege der Einbürgerung 
die deutsche Staatsanghörigkeit erwarben, so 
nahm im Jahr 1981 die ausländische Bevölkerung 
in Baden-Württemberg um 16100 Personen zu. 
Mithin entfallen von der Bevölkerungszunahme im 
Jahr 1981 rund 45% auf Deutsche und 55% auf 
Ausländer. 

Die Abschwächung der Aufwärtsbewegung im. 
demographischen Bereich dürfte sich auch 1.982 
fortsetzen. Wesentlich hierfür dürfte sein, daß sich 
der für 1982 zu erwartende Wanderungsüber-
schuß weiter verringert. Während die Zuwande-
rung der Deutschen relativ stabil ist, unterliegt die 
Wanderung der Ausländer jedoch anderen Krite-
rien. Bei der erst mittelfristig zu erwartenden wirt-
schaftlichen Belebung und unter Einkalkulierung 
eines Verzögerungseffekts ist daher 1982 even-
tuell eine geringe Netto-Abwanderung der Auslän-
der zu erwarten. 

Beider Geburtenentwicklung zeigte sich 1981 eine 
starke Abschwächung der Aufwärtsentwicklung 
des Vorjahres. Unter der Annahme einer gleichblei-
benden Fruchtbarkeit dürfte danach die Geburten-
zahl 1982 wegen des zahlenmäßigen Anstiegs der 
Müttergeneration zwar leicht zunehmen. Darüber 
hinaus kann jedoch ein Anstieg der Fruchtbarkeit, 
wie er zuletzt auch für 1980 in einzelnen Alters-
jahrgängen zu beobachten war, für 1982 nicht 
unterstellt werden. Insgesamt gesehen wird der 
Bevölkerungszuwachs daher schwächer ausfallen 
als 1981. 
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Weiterhin Schülerrückgang — 
starker Zugang an den Universitäten 

 

Im öffentlichen und privaten Schulbereich wurden 
zu Beginn des Schuljahres 1981/82 an den Grund-
schulen 95400 Erstkläßler gezählt. Die Abnahme 
gegenüber dem Vorjahr belief sich auf 2,3%. und 
war somit erwartungsgemäß schwächer als in den 
beiden vorausgegangenen Schuljahren (-6,0% 
bzw. —9,2%). Daraus ist ersichtlich, daß sich die 
stark rückläufige Entwicklung der Jahrgangsstärke 
bei den Erstkläßlern entsprechend der Abschwä-
chung des Geburtenrückgangs ab Mitte der 70er 
Jahre verlangsamt hat. Als Folge hat auch der Rück-
gang an den Grundschulen mit einer Rate von 
— 6,0% (Vorjahr: — 6,7%) auf 404 400 Schüler 
etwas nachgelassen. Wie im Vorjahr verringerte sich 
die Schülerzahl an den Hauptschulen um 4,8% auf 
271 600. Hier hatten verschiedene Faktoren dazu 
beigetragen, daß die Schüler in den letzten Jahren 
zum Teil wieder etwas mehr zur Hauptschule ten-
dierten. Während die Quote der Übergänge zur 
Hauptschule im Herbst 1979 unter die 40%-Marke 
gesunken war, betrug sie ein Jahr später über 41 %, 
ging dann aber zu Beginn des Schuljahres 1981/82 
wieder etwas zurück auf 40,6%. 

Erstmals im Schuljahr 1981/82 kam der Geburten-
rückgang in sinkenden Schülerzahlen an Realschu-
len und Gymnasien zum Ausdruck. Bisher waren 
diese Auswirkungen u.a. durch die Zunahme der 
Übergänge kompensiert bzw. überkompensiert 
worden. So ergab sich bei den Realschulen nach 
einer Stagnationsphase ein Rückgang um 1,5% auf 
252700 Schüler, und dies trotz erhöhter Über-
gangsquote, bei den Gymnasien schlug die nur 
noch leichte Zunahme im Vorjahr bei schwach 
rückläufiger Übergangsquote in eine leichte 
Abnahme (-1,1 %auf 336000 Schüler) um. 

An den allgemeinbildenden und beruflichen Gym-
nasien haben im Sommer 1981 33400 Schüler 
(+ 17% gegenüber 1980) die Abiturprüfung abge-
legt, dies entspricht 20,4% des entsprechenden 
Altersjahrgangs. Im Jahr 1960 lag die Quote noch 
bei 6%. 

Im Wintersemester 1981/82 kam es an den Hoch-
schulen des Landes zu einer starken Zunahme der 
Erstimmatrikulierten um fast 20% auf 28200. Die 
Gesamtzahl der Studenten ist auf 162000 ange-
stiegen (+ 10% gegenüber Wintersemester 1980/ 
81). Besonders beachtlich war die Zunahme der 
Studentenzahl an den Fachhochschulen (+21 %). 

An den öffentlichen und privaten beruflichen Schu-
len (MKS-Bereich) werden im Schuljahr 1981/82 
425800 Schüler unterrichtet, das sind 1,8% mehr 
als im Vorjahr. Die beruflichen Vollzeitschulen, ins-  

besondere die Berufskollegs (+ 13,7%) und berufli-
chen Gymnasien (+ 9,9%), hatten dabei überdurch-
schnittliche Zunahmen zu verzeichnen. 

Demgegenüber scheint an den Berufsschulen nun-
mehr der Gipfelpunkt erreicht zu sein: Im laufenden 
Schuljahr liegt die Schülerzahl mit 285280 nur 
0,4% über der des Vorjahres. Allerdings stieg der 
Ausländeranteil an dieser Schulart innerhalb eines 
Jahres von 6,0% auf 6,9% deutlich an. Mehr als die 
Hälfte dieser ausländischen Berufsschüler besitzt 
keinen Ausbildungsvertrag. Dies ist vor.allem auf 
den geringen Versorgungsgrad bei den Schülern 
türkischer Nationalität zurückzuführen. Nur jeder 
siebte türkische Berufsschüler konnte im Schuljahr 
1980/81 einen Ausbildungsvertrag vorweisen. 

Im nächsten Schuljahr wird als Auswirkung der 
Geburtenentwicklung, selbst unter Berücksichti-
gung der starken Zunahme von ausländischen 
Schulpflichtigen, die Schülerzahl allgemein zurück-
gehen. An den Grund- und Hauptschulen wird die 
Schülerzahl voraussichtlich um knapp 35000 (-
5%) abnehmen, wobei sich die Rückgänge auf 
beide Schularten annähernd gleichmäßig verteilen 
werden. Die Rückgänge an den Realschulen wer-
den bei etwa 9000 Schülern liegen (-3%), und 
zahlenmäßig etwa gleichhoch sind auch die 
Abnahmen an der Unter- und Mittelstufe der Gym-
nasien zu erwarten. Zwar kann für die Oberstufe 
der Gymnasien nochmals mit leichten Schülerzu-
gängen um etwa 2000 gerechnet werden, dies 
wird aber für die Gymnasien insgesamt zur 
Abnahme der Schülerzahl auf etwa 328000 bis 
330000 führen. 

Eine nochmalige Erhöhung steht bei den_Absolven-
ten mit allgemeiner Hochschulreife bevor. Voraus-
sichtlich werden etwa 36000 Schüler mit dieser 
Qualifikation aus den Gymnasien entlassen. Infolge 
dieser und der noch nicht voll an den Hochschulen 
befindlichen Absolventenjahrgänge aus früheren 
Schuljahren muß mit einem weiteren erheblichen 
Anstieg der Studentenzahlen gerechnet werden. 
Die Zahl der Studienanfänger könnte dabei von 
derzeit rund 33500 pro Studienjahr (einschließlich 
Fachhochschulen des Bundes in Baden-Württem-
berg) auf fast 38000 ansteigen. Dadurch wird die 
Gesamtzahl der Studenten fast schon an 170000 
herankommen. 

Für die Beruflichen Schulen insgesamt werden 
ebenfalls leicht sinkende Schülerzahlen prognosti-
ziert, die in der Größenordnung um 2000 liegen 
dürften. Die Schülerzahl wird wegen stark besetz-
ter Altersjahrgänge im Vollzeit-Schulbereich gegen-
über dem vergangenen Jahr nochmals leicht 
zunehmen. Zudem könnte die Versorgung der 
Schulabgänger mit Ausbildungsplätzen in diesem 
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Offene Stellen i 

1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 

Schaubild 2 

Entwicklung des Arbeitsmarktes 

Jahr schwieriger sein als bisher. Einer anhaltend 
starken Nachfrage von knapp 100000 Bewerbern 
steht wahrscheinlich ein konjunkturbedingt leicht 
vermindertes Lehrstellenangebot gegenüber. Es 
bedarf somit großer Anstrengungen, eine mit 1981 
vergleichbare Situation zu erreichen, als es einen 
Angebotsüberhang von 6,3% gab. 

Starker Anstieg der Arbeitslosigkeit 

Die schon 1980 eingetretene Tendenz zum Abbau 
der Beschäftigung wirkte sich wegen der stagnie-
renden Produktionsleistung 1981 von Beginn an 
verstärkt aus. So fiel im Frühjahr der saisonübliche 
Rückgang der Arbeitslosigkeit nur gering aus, so 
daß die Arbeitslosenzahl mit stetig wachsendem 
Abstand über der Vorjahreszahl lag: Im zweiten 
Quartal noch um 45%, im vierten Quartal bereits 
um 61 %. Die Arbeitslosenquote, die 1981 bereits 
im Mai mit 2,8% ihren Tiefstand erreicht hatte, 
stieg bis zum Jahresende auf 4,6% (Vorjahr: 2,9%). 
Die Zahl der offenen Stellen wurde nach einer 
Stagnation in der ersten Jahreshälfte 1981 in den 
folgenden Monaten stark abgebaut und lag im 
Dezember mit nur noch 23600 um 46% unter dem 
Vorjahresstand. 

Im Jahresdurchschnitt 1981 betrug die Zahl der 
offenen Stellen 41000 (-30%), diesen standen 
121 000 Arbeitslose gegenüber (+48,5%), die 
Arbeitslosenquote erhöhte sich auf 3,3% (1980: 
2,3%). Die Gesamtsituation auf dem Arbeitsmarkt 
war damit aber in Baden-Württemberg wesentlich 
günstiger als im Bundesgebiet. Bundesweit betrug 
bei einer jahresdurchschnittlichen Zahl von 1,272 
Mill. Arbeitslosen die Arbeitslosenquote 1981 
5,5%; im vierten Quartal 1981 fielen im Bundesge-
biet mit 11,2 doppelt so viele Arbeitslose auf eine 
offene Stelle wie in Baden-Württemberg (5,6). 
Allerdings hat sich der Prozeß der Arbeitsmarktver-
schlechterung wegen der im Vorjahr noch relativ  

günstigen Situation in Baden-Württemberg 1981 
stärker ausgewirkt als im Bund. So lag die Arbeits-
losenzahl im vierten Quartal 1981 um 61 % (Bun-
desgebiet 53%) über dem Vorjahresstand. 

Die stagnierende Produktionsleistung der Betriebe 
in Verbindung mit einer abwartenden Haltung 
gegenüber der weiteren Konjunkturentwicklung 
zeigt sich bei der Zunahme der Kurzarbeit. Nach 
einer Art Stagnationsphase auf hohem Niveau im 
ersten Halbjahr schnellte die Zahl der Kurzarbeiter 
nach dem sommerlichen Tiefstand zum Jahres-
ende auf 96000 hoch, womit sie sich im Jahres-
durchschnitt mit einer Zahl von 65000 gegenüber 
dem Vorjahr mehr als verdreifacht hat. Traditionel-
lerweise:reagiert die baden-württembergische 
Unternehmerschaft auf unsichere Wirtschaftssitua-
tionen mit einer stärkeren Zunahme der Kurzarbeit 
vorsichtiger als der Bundesdurchschnitt. So war 
auch 1981 dieser Anstieg in Baden-Württemberg 
(+229%) höher als im Bundesgebiet (+154%). Die 
Kurzarbeit konzentrierte sich vor allem auf die Elek-
trotechnik (Jahresdurchschnitt 14600 Personen), 
den Maschinenbau (10400) und den Bereich Textil 
und Bekleidung (7200). 

Die Arbeitsmarktprobleme haben sich allerdings 
auf die einzelnen Personengruppen verschieden 
stark ausgewirkt. Ende Dezember 1981 betrug in 
Baden-Württemberg die Arbeitslosenquote der 
Männer3,9%, die der Frauen 5,7%; rund 28% der 
arbeitslosen Frauen suchte einen Teilzeitarbeits-
platz. Überaus stark hat die Zahl der Jugendlichen 
unter 20 Jahren zugenommen, die — oft im 
Anschluß an eine schulische oder betriebliche Aus-
bildung — arbeitslos gemeldet waren (+80%), die 
Arbeitslosenquote betrug hier am Jahresende 
5,3%, 16600 Personen und damit jeder zehnte 
Arbeitslose war im Dezember in dieser Alters-
gruppe. Vergleichsweise weniger stark war die 
Zunahme bei den arbeitslosen Schwerbehinderten 
(+51 %). Überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit 
betroffen waren mit 35400 Personen weiterhin die 
Ausländer, deren Arbeitslosenquote am Jahres-
ende 7,2% betrug. 

Der Rückgang der Beschäftigung kam auch im 
Frühjahr 1982 noch nicht zum Stillstand; der im 
Februar einsetzende saisonübliche Rückgang der 
Arbeitslosigkeit fiel nur mäßig aus; im ersten Drittel 
des Jahres hatten sich deutlich mehr Personen neu 
arbeitslos gemeldet als vor einem Jahr (+14%, 
Bundesgebiet: +10%), gleichzeitig wurden weniger 
offene Stellen neu gemeldet (-18%, Bundesgebiet: 
—17%). Damit lag die Arbeitslosenzahl mit 181 000 
um 58% (Bundesgebiet: +49%) über dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum. Auch die Kurzarbeiter-
zahl ist im gleichen Zeitraum weiter angestiegen. 
(+69%, Bundesgebiet: +41 %, gegenüber 1. Jah-
resdrittel 1981). 
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Die vom Sachverständigenrat und auch von der 
Mehrheit der am Frühjahrsgutachten beteiligten 
Institute für das zweite Halbjahr 1982 erwartete 
konjunkturelle Besserung dürfte sich auf den 
Arbeitsmarkt in diesem Jahr nicht mehr spürbar 
auswirken, da die Unternehmen mit Neueinstellun-
gen erfahrungsgemäß erst mit Verzögerung reagie-
ren, die Beschäftigtenentwicklung so ein „Spätindi-
kator" der Konjunktur ist. Bei nur leicht steigender 
Produktion und einer auch nur mäßigen Produktivi-
tätssteigerung besteht weiterhin die Gefahr, daß 
die Zahl der Arbeitsplätze 1982 abnimmt. 

Die Arbeitslosigkeit wird jedoch nicht nur konjunk-
turbedingt 1982 höher liegen als 1981. Denn 
allein in Baden-Württemberg wird in diesem Jahr 
aufgrund der laufenden Verschiebungen in der 
Altersstruktur mit einer Zunahme der Erwerbsper-
sonen um ca. 35000 gerechnet. Überproportional 
stark könnte daher vor allem die Arbeitslosenzahl 
bei den unter 20-jährigen zunehmen, die bereits im 
ersten Jahresdrittel im Vorjahresvergleich deutlich 
stärker gestiegen ist (+65%) als die Arbeitslosen-
zahl insgesamt (+58%). 

Außerdem ist der Anteil der Kurzarbeiter in Baden-
Württemberg überproportional hoch. Auch wenn 
dies kurzfristig betrachtet ein positives Signal ist, 
birgt dies doch die latente Gefahr, daß bei länger 
anhaltendem Auftragsmangel verstärkte Freiset-
zungen.von Arbeitskräften induziert werden. 

Für das Bundesgebiet hat der Sachverständigenrat 
eine durchschnittliche Arbeitslosenzahl von 
1,65"Mill für 1982 prognostiziert. Bereits dies 
bedeutet im Jahresdurchschnitt eine Steigerungs-
rate von 30%. Aus heutiger Sicht erscheint diese 
Zahl sehr optimistisch, entsprechend geht das 
Frühjahrsgutachten von 1,8 Mill. arbeitslosen Per-
sonen aus. 

Die gleiche Arbeitslosenzahl ergibt sich auch nach 
einer Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschungl. Hier werden auch Länderzahlen 
vorgelegt, nach denen für Baden-Württemberg 
eine jahresdurchschnittliche Zahl von 178000 
Arbeitslosen geschätzt wird. Dies würde eine Zu-
nahme um 47% (Bundesgebiet: 42%) gegenüber 
den 121 000 arbeitslosen Personen im Durch-
schnitt des Jahres 1981 bedeuten. Nach dieser 
Prognose wird allerdings auch 1982 die Lage auf 
dem heimischen Arbeitsmarkt mit einer durch-
schnittlichen Arbeitslosenquote von 4,7% noch 
erheblich günstiger sein als im Bundesgebiet 
(7,5%). 

1 Quelle: Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 
1982 (mittlere Variante); in: IAB-Mitteilung Heft 1/1982. 

Auslandsaufträge stützen das Verarbeitende 
Gewerbe 

Im Verarbeitenden Gewerbe ging 1981 der tiefe 
Einbruch des ersten Quartals im Jahresverlauf in 
eine stagnierende Entwicklung über, ohne daß 
dauerhafte Aufschwungtendenzen erkennbar wur-
den. 

Die erhofften Anzeichen einer Belebung der Pro-
duktionstätigkeit, zu denen die September- und 
Oktoberwerte einen gewissen Anlaß gegeben hat-
ten, blieben auch im vierten Quartal des Jahres 
aus, so daß die Produktion 1981 nicht das Niveau 
des Vorjahres erreichte (-2%). Daß der Rückgang 
nicht stärker ausfiel, ist allein den Aufträgen aus 
dem Ausland zuzuschreiben. Während der nomi-
nale Inlandsumsatz des Verarbeitenden Gewerbes 
stagnierte (-0,8%), stieg der Auslandsumsatz um 
12,4%. Die Exportquote (Anteil des Auslandsum-
satzes am Gesamtumsatz) stieg damit 1981 sehr 
erheblich an und zwar von 25,6% (1980) auf 
28,0%. 

Von den drei großen Wirtschaftsbereichen schnitt 
das Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe mit 
einer geringfügigen Zunahme der Produktionslei-
stung (+0,3%) im Jahresvergleich 1981/80 am 
günstigsten ab. Einer Produktionssteigerung in der 
Chemischen Industrie (+8,9%) stand hierbei ein 
Rückgang im Gewerbe der Steine und Erden 
(-10,3%) gegenüber, der durch die Rezession im 
Baugewerbe bedingt war. Im Investitionsgüter pro-
duzierenden Gewerbe (-1,5%) blieb das Produk-
tionsniveau im Straßenfahrzeugbau unverändert. 
Die übrigen größeren Wirtschaftsgruppen dieses 
Bereichs wiesen dagegen - mit Ausnahme des 
weiter stark expandierenden ADV-Bereichs -
durchweg Einbußen auf, die in der Feinmechanik 
und Optik (-7,2%) am deutlichsten ausfielen vor 
der Elektrotechnik (-3,5%), dem Maschinenbau 
(-3,0%) und der Herstellung von EBM-Waren 
(-2,7%). Im Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbe (-6,3%) entwickelte sich die Produktions-
ausbringung aller größeren Wirtschaftsgruppen 
überdurchschnittlich stark rückläufig. Während die 
Abnahme in der Kunststoffwarenherstellung noch 
vergleichsweise gering war (-0,9%), verzeichneten 
das Textilgewerbe (-8,8%), die Holzverarbeitung 
(-10%) und das Bekleidungsgewerbe (-12, 1 %) 
nicht unerhebliche Produktionsverluste. 

Die Produktion reagierte damit auf die bereits 
1980 ungünstiger gewordene Nachfrageentwick-
lung; die stark negative Tendenz der realen Auf-
tragseingänge des ersten Quartals 1981 besserte 
sich zwar bis zum 4. Quartal (+1,8% gegenüber 
Vorjahr), doch im Jahresdurchschnitt blieb ein 
Minus (-1,5%). Die inländischen Ordereingänge 
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Tabelle 3 

Strukturdaten des Verarbeitenden Gewerbes 1981 

Beschäftigte Exportquote 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 
insgesamt 

MD 

Ver-

 

änderung 
1981 

gegen 
1980 

Arbeite stunden 

Ver-

 

änderung 
1981 

gegen 
1980 

Erzeuger-

 

preise 
(1976 = 
10011( 

Ver-
änderung 

1980 1981 
gegen 
1980 

Produktion 

insgesamt 

Ver-

 

änderung 
1961 

gegen 
1980 

1 ndex M D 1981 

% % % 1970=100 Mill. 1000 

1 465,5 — 1,8 

17O,9 - 2,1 

63;1 + 0,7 

910,0 - 1,0 
259,0 - 0,7 

211,3 + 4,0 

239,4 - 2.3 

61,6 - 5,0  

1 633,8. — 5',9 122,1 — 2,0 28,0 25,6 + 6,3 

197,0 - 5,9 121,7 + 0,3 18,8 17,0 + 10,0 

57,9 - 0,8 148,5 + 8.9 29,0 26,1 + 8,7 

980,2 5,6 129,3 + 1,5 37,8 34,8 + 42 
281,2 5,5 108,2 - 3,0 45,8 421 + 5,1 

251,7 - 4,3 145,9 - 0.1 42,3 . 39,4 + 35 

233,4 - 6,9 138,6 - 3,5 31,0 28,3 + 3,5 

64.5 - 8,7 107,3 - 7,2 36,3 33,7 + 3,1 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

Grundstoff. und Produktionsgüter-
gewerbe 

Chemische Industrie 

1 nvestitio nsgüter produzierendes 
Gewerbe 

Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau. Reparatur von 
Kfz. usw. 
Elektrotechnik, Reparatur von 
Haushaltsgeräten 
Feinmechanik, Optik, Herstellung 
von Uhren 

Verbrauchsgüter produzierendes 
Gewerbe 

Textilgewerbe 

Nahrurgs. und Genußmittelgewerbe 

1) Erzeugerpreisegewerblicher Produkte  

384,6 - 7,3 1038 - 6,3 16,0 14,6 + 5.0 

111,4 - 9,3 87.5 - 8,8 20,2 18,0 + 5,4 

70,6 - 2,7 125,3 + 1,1 7,5 6,6 + 4,3 

324,0 - 4,2 
93,5 - 6,4 

59,6 + 0,1 

ohne Mehrwertsteuer. 

 

wiesen dabei einen deutlichen Rückgang auf 
(-6,3%), der sich insgesamt gesehen von Quartal 
zu Quartal allerdings leicht abschwächte. 

Demgegenüber nahmen 1981 die realen Auftrags-
eingänge aus dem Ausland stark zu (+9,0%), 
dabei war die Tendenz im Jahresverlauf weiter 
nach oben gerichtet. Allerdings konnten auch die 
meisten der exportorientierten Branchen das 
gesamte Bestellvolumen des Vorjahres nicht hal-
ten, da gerade hier die inländische Nachfrage 
besonders rückläufig war. Dies trifft vor allem auf 
das Investitionsgüter produzierende Gewerbe zu 
(-0,5%), und hier insbesondere auf den Maschi-
nenbau (-2,2%) und die Elektrotechnik (-2,3%). . 
Die positive Entwicklung des Straßenfahrzeugbaus 
(+9,1 %), die ausnahmsweise auch von der inländi-
schen Nachfrage gestützt wurde, konnte allerdings 
den starken Nachfrageeinbruch des Vorjahres nicht 
ganz ausgleichen. Im Grundstoff- und Produktions-
gütergewerbe (— 1,8%) entwickelte sich die Che-
mische Industrie bemerkenswert günstig (+1,6%), 
hier fiel ein mäßiger Rückgang der Inlandsauf-
träge mit einem überdurchschnittlichen Anstieg 
der ausländischen Ordereingänge zusammen. Das 
mehr inlandsorientierte Verbrauchsgüter produzie-

 

rende Gewerbe wurde dagegen vom Nachfrage-
rückgang weit stärker getroffen (-4,4%), dies gilt 
auch für das Textilgewerbe (-4,2%), wo ein starker 
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Rückgang der inländischen den besonders kräfti-
gen Anstieg der ausländischen Ordertätigkeit über-
kompensierte. 

Entsprechend der vor allem im ersten. Halbjahr 
ungünstiger gewordenen Entwicklung sank die 
Zahl der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe 
1981 um 27000 auf 1,465 Mill. Personen (-1,8%). 
Da die Produktion etwa im gleichen Ausmaß 
gesunken war, stagnierte die auf die Beschäftigten-
zahl bezogene Arbeitsproduktivität. Allerdings sank 
die Zahl der geleisteten Arbeiterstunden, bedingt 
durch Zunahme von Kurzarbeit und Abbau von 
Überstunden, weit stärker (-5,9%), so daß die aus-
sagekräftigere Stundenproduktivität deutlich an-
stieg (+ 4%). 

Insgesamt gesehen mündete 1981 die rückläufige 
Nachfrageentwicklung in eine Stagnation. Im vier-
ten Quartal hatten sich die Auftragseingänge auf 
dem Vorjahresniveau stabilisiert (+1,8%), wobei 
eine weiter leicht rückläufige Inlandsnachfrage 
durch eine zunehmend boomartige Auslandsnach-
frage — nicht nur im Investitionsgüterbereich — aus-
geglichen wurde. Diese gespaltene Nachfrageent-
wicklung dürfte sich auch 1982 fortsetzen. Wäh-
rend im ersten Quartal 1982 die Nachfrageaus 
dem Ausland unverändert lebhaft war (+9,9%), fiel 
die Inlandsnachfrage weiter zurück (-5,6%), was zu 



Umsatz 

213 254,6 
153 512,8 
59 741 ,8 

39477,6 
32049,9 
7427,7 

14046,0 + 65 
9978,0 + 2,3 
4068,0 +l8,3 

+ 3,0 
+ 0,7 
+14,1 

+ 2,6 
- 0,8 
+124 

36798.1 
30915,6 

5882.3 

- 0 - 44 
- 22 - 6,5 
+ 122 + 74 

— 42 

— 8,2 
+ 13,2 

10195.0 
8 135,6 
2059,4 

- - 17553,3 
- 16235,5 
- 1 317,8 

+ 0,5 
- 35 
+ 18,0 Vo-

lumen-
index 
insge. 
samt 

Wirtschaftsbereich 
Wirtschaftsgruppe 

4,6 -5,8 - 0,9 - 07 
Grundstoff- und Produktions 
gutergewerbe — 

1) Ohne Herstellung von Uhren. 

einem leichten Rückgang der gesamten Orderein-
gänge führte (—0,5%). Entsprechend der schlep-
penden Nachfrageentwicklung verharrte die Pro-
duktion im ersten Quartal praktisch auf dem Vor-
jahresstand (+0,1%). 

Während die Entwicklung in den stark exportorien-
tierten Branchen des Verarbeitenden Gewerbes 
nicht ungünstig zu beurteilen ist, ist bei den mehr 
inlandsorientierten Branchen zunächst mit einer 

Veränderung 
1981 gegen 1980 

Wert-
index 

% 

insgesamt 

Mill. DM 

Verän-
derung 
1981 

gegen 
1980 

% 

- 2,3 
- 6,4 
+ 7,3 

31 298,0 
21 599,4 

9698,6 

+ 3,1 
- 0,8 
+i3,0 

Von der Rezession wurde inzwischen auch das 
Handwerk erfaßt. Am Jahresende 1981 war die 
Beschäftigtenzahl um 0,5%,niedriger als im Vor-

 

+ 9,1 3410O7 + 6,5 jahr. Auch der Umsatz war 1981 real rückläufig; im 
+ 4,1 19676,1 + 1,3 vierten Quartal lag er nominal nur um 1,7% über 
+ 12,9 14424,7 +14,4 dem Vorjahresstand. Besonders betroffen war das 

Produzierende Handwerk und hier die handwerkli-
chen Unternehmen im Hoch- und Tiefbau, während 
die Entwicklung im Ausbaugewerbe im ganzen 

75 

+ 6,811  + 2,41)  651712 
+ 2,61)  - 1,51) 4 152,9 
+ 13,81)  + 8,81) 2 364,3 

Volu-

 

men. 
index 

Tabelle 5 

Entwicklung des Auftragseingangs und der 
Produktion 
— Veränderung 1. Quartal 1982 gegen 1. Quartal 
1981 — 

Auf ragseingangl ) 

% 

Produk-
tion2) davon 

In-
land 

insge-
samt 

Aus 
land 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt — 0,5 -5,6 + 9,9 + 0,1 

Investitionsgüter produzierende 
Gewerbe + 0,9 —6,1 + 11,4 + 1,2 

darunter 
Maschinenbau — 6,0 -4,5 - 7,5 - 3,8 

Straßenfahrzeugbau-, 
Reparatur von Kfz usw. 

Elektrotechnik, Reparatur 
von Haushaltsgeräten 

+ 29,9 — 2,4 + 57,9 + 1,1.5 

— 4,3 —6,6 + 1,1 + 0,3 

Verbrauchsgüter produzierende 
Gewerbe — 1,8 —4,4 + 12.0 — 1,6 

darunter 
Textilgewerbe — 4,0 -7,3 + 8,8 + 2.1 

1) 1980 = 100. - 2) 1970 = 100. 

Tabelle 4 

In- und ausländische Nachfrageentwicklung 1981 

Auftragseingang 
(1980= 100) 

Fortsetzung der Stagnation zu rechnen. Dies gilt 
insbesondere für das Verbrauchsgüter produzie-
rende Gewerbe und die Ernährungsindustrie. Hier 
konnte der erhebliche Anstieg der Auslandsnach-
frage wegen des geringen Gewichts den Rückgang 
der Inlandsnachfrage nicht ausgleichen. Da insbe-
sondere von der privaten Nachfrage in diesem Jahr 
keine Impulse ausstrahlen werden;  ist hier mit kei-
ner schnellen Erholung zu rechnen. Generell dürf-
ten zumindest von der Lagerhaltung der Handels-
stufen keine negativen Effekte ausgehen, da nach 
den Ergebnissen des Ifo-Instituts der infolge der 
schleppenden Konsumnachfrageentwicklung und 
der hohen Zinsbelastung bereits seit längerem 
bestehende Lagerdruck zu Jahresbeginn erstmals 
nachgelassen hat. 

So erwartet das Frühjahrsgutachten wegen des 
auslaufenden Lagerabbaus und der Belebung der 
Nachfrage in den westlichen Industrieländern für 
das zweite Halbjahr eine leichte Produktionsaus-
weitung. 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

1 nland 
Ausland 

Grundstoff- und Produk. 
t io nsgütergewerbe 

Inland 
Ausland 

chemische Industrie 
1 nland 
Ausland 

1 nvestitionsgüter produzie-

 

rendes Gewerbe 
Inland 

Ausland 

Maschinenbau 
1 nland 
Ausland 

Straßenfahrzeugbau, 
Reparatur von Kfz. usw. 

Inland 
Ausland 

Elektrotechnik, Reparatur 
von Haushaltsgeräten 

1 nland 

Ausland 

Feinmechanik, Optik, Hen 
Stellung,von Uhren 

Inland 
Ausland 

Verbrauchsgüter produzie-

 

rendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Textilgewerbe 
1 nland 
Ausland 

Nahrungs- und Genuß-

 

mittelge„verbe 
1 nland 
Ausland 

+ 3,0 
- 2,0 
+ 14.0 

+ 4,1 
0,9 

+ 154 

+ 8,6 
+ 4,2 
+ 20,3 

+ 3,7 
- 2,9 
+ 14,1 

+ 2,7 
- 5,8 
+ 13.4 

+ 13,8 
+ 75 
+ 18,6 

+ 1,1 
3,2 

+ 11,2 

- 1,5 

- 6,3 
+ 9,0 

- 1,8 
- 4,7 

+ 8,6 

+ 1,6 
25 

+ 12,4 

05 

- 6.7 
+- 9,2 

- 22 
-10,4 
+ 8,0 

119 221,8 
74 11 1 2 
45 110,6 

32059,3 
17382,2 

14677,2 

- 29 

- 67 
+ 4,7 

- 0,7 

- 2,3 
+ 8;8 

- 1,1 
- 38 
+11,4 

+ 3,3 
+ 2,3 
+174 

+ 3,3 
- 1,5 
+l2.5 

+ 1,9 
- 4,6 
+l0,8 



gesehen günstiger verlief. Insbesondere im Produ-
zierenden Handwerk muß wegen des hohen Bau-
anteils für das Jahr 1982 mit weiteren realen Um-
satzeinbußen gerechnet werden. 

Rückläufige Ausrüstungsinvestitionen 

Sinkende Inlandsnachfrage, mangelnde Kapazitäts-
auslastung, eine verschlechterte Ertragslage und 
hohe Finanzierungskosten haben 1981 die Investi-
tionstätigkeit beeinträchtigt. Der Auslastungsgrad 
des Produktionspotentials ging nach den Berech-
nungen des DIW bundesweit um etwa 3% auf 
knapp 87% zurück. Nach Angaben der Bundesbank 
war das nominale Bruttoeinkommen aus Unterneh-
mertätigkeit (im engeren Sinne) 1981 um 8% 
gesunken. Der Zinssatz für Kontokorrentkredite war 
auf dem Gipfelpunkt im Herbst auf etwa 15,5% 
gestiegen. Entsprechend waren 1981 die realen. 
inländischen Auftragseingänge der baden-würt-
tembergischen Investitionsgütererzeugung rück-
läufig (-6,7%). Von den großen Branchen waren 
der Maschinenbau (-10,4%) und die LKW-Herstel-
lung (-16,4%) besonders betroffen, die Elektro-
technik mäßiger (-6,4%). Aber auch die bislang 
außerordentliche Nachfrageentwicklung der Her-
stellung von ADV-Anlagen war auf dem Inlands-
markt abgeflaut (-9,8%) bei allerdings hohem Aus-
gangsniveau. 

Bundesweit gingen die Ausrüstungsinvestitionen 
1981 real um 3,1 %zurück. Ein Rückgang in dersel-
ben Größenordnung dürfte auch für Baden-Würt-
temberg zutreffen. Bei den getätigten Investitionen 
traten bereits 1981 als Investitionsmotiv, wie auch 
die baden-württembergischen Industrie- und Han-
delskammern berichten, zunehmend Rationalisie-
rung und Ersatzbeschaffung in den Vordergrund. In 
diesem Jahr dürften sich nach den Kammerberich-
ten die Investitionen noch mehr in diese Richtung 
verschieben, Erweiterungsinvestitionen also weiter 
in ihrem Anteil sinken. Danach dürfte die weitere 
Investitionsentwicklung auch nach Branchen diffe-
renziert ablaufen. Während die von der schwachen 
Inlandsnachfrage abhängigen Branchen, wie der 
Bau, der. Handel und Unternehmen der Verbrauchs-
gütererzeugung ihre Investitionen stärker ein-
schränken dürften, ist das Investitionsklima bei den 
von der gestiegenen Auslandsnachfrage besonders 
profitierenden Investitionsgüterherstellern günsti-
ger. Hier will nach den Kammerberichten jedes 
vierte der heimischen Unternehmen die Investitio-
nen erhöhen. In Baden-Württemberg mit seinem 
hohen Anteil an der Investitionsgüterherstellung 
könnte daher 1982 die Investitionsentwicklung 
günstiger ausfallen als im Bundesgebiet. Auch 

andere Faktoren sprechen dafür, daß 1982 kein 
ausgeprochener Investitionseinbruch erfolgt. 

Neben Hoffnungen auf eine weitere Zinssenkung 
sind auch die Verbesserung der degressiven 
Abschreibungsmöglichkeiten für das Anlagever-. 
mögen zu nennen. 

Weiterhin hat sich die Ertragskraft der Unterneh-
men — als wichtige Komponente für das Investi-
tionsklima — nach Berechnungen der deutschen 
Bundesbank jedoch bereits im zweiten Halbjahr 
1981 leicht gebessert; so stiegen die Bruttoein-
kommen aus Unternehmertätigkeit saisonbereinigt 
bundesweit um 3,5% gegenüber dem ersten Halb-
jahr. Weiter abflachende Tendenzen bei den Ein-
fuhrpreisen von Rohstoffen und Vorprodukten, 
aber auch die bisherigen unter den zu erwartenden 
inländischen Preissteigerungsraten liegenden Tarif-
abschlüsse dürften in diesem Jahr die Ausgangs-
lage für eine Stärkung der Ertragskraft der Unter-
nehmen verbessern. 

Die bisherigen Daten über die realen inländischen 
Auftragseingänge beim heimischen Investitionsgü-
ter produzierenden Gewerbe zeigen allerdings 
noch keine Stabilisierung der Investitionstätigkeit. 
Sowohl im vierten Quartal 1981 (-4,1%) als auch 
im ersten Quartal 1982 (-6,1%) waren die inländi-
schen Ordereingänge gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahreszeitraum rückläufig. 

Nach der Prognose des Sachverständigenrats wer-
den die realen Ausrüstungsinvestitionen bundes-
weit in diesem Jahr um 2% zurückgehen, während 
das Frühjahrsgutachten in seinem Mehrheitsvotum 
von einem Rückgang um 3% ausgeht. Dabei wird 
unterstellt, daß die im Beschäftigungsprogramm 
der Bundesregierung enthaltene Investitionszulage 
realisiert wird. Allerdings wird hiervon erst gegen 
Jahresende eine spürbare Auswirkung auf die Inve-
siitionstätigkeit erwartet. 

Unter der Annahme, daß bereits im zweiten Halb-
jahr von den von der Auslandsnachfrage profitie-
renden Branchen eine Stabilisierung der Investi-
tionstätigkeit ausgeht, könnte dieser Rückgang in 
Baden-Württemberg etwas milder ausfallen. 

Talfahrt der Bauinvestitionen 

Die Rezession wirkte sich, bedingt auch durch die 
Zinsentwicklung und Einsparungen im öffentlichen 
Bereich, bei den Bauinvestitionen stärker aus. So 
lagen die preisbereinigten Auftragseingänge im 
Jahresdurchschnitt im Hochbau um knapp 13%, im 
Tiefbau sogar um rund 27% unter dem Vorjahres-
stand. Im Hochbau entstand der Rückgang auch 
durch die sinkenden öffentlichen Aufträge, wäh-
rend der Wohnungsbau (real etwa —2%) eine relativ 
robuste Tendenz zeigte. Im Jahresverlauf wurde 
die Situation im Baubereich immer ungünstiger, so 
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— 15,5 

+ 13.0 

- 1,0 

+ 1,8 

11,8 

5,0 

2,9 

20,-

 

31,7 

21,8 

- 24,0 

22,7 

27,7 

Tabelle 6 

Nominale Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 1981 (1976 = 100) 
Veränderung gegen Voriahr in % 

Tiefbau Hochbau 

Bauhaupt-

 

gewerbe 
insgesamt 

Wohnungs-
bau 

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

GeBiets-

 

körper-

 

schaftenl)  

darunter 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

Gebiets-

 

korper 
schafteni) 

Zeitraum 
zusammen zusammen 

Straßenbau 

— 15,9 — 3,8 — 2,0 + 1,9 - 14,1 - 37,1 - 39,5 

- 10,8 - 2,0 + 1,3 + 2.5 - 8,0 - 24,2 - 25,6 

- 13,3 - 2,9 - 0,3 + 2,1 - 10,9 - 30,3 - 31,9 

- 18.1 - 155 - 7,3 - 19,5 - 28,6 - 22,6 - 18,5 

- 20,4 - 24,5 - 13,7 - 16.8 - 24,5 - 26,4 - 24,8 

- 19.1 - 16,5 - 10,3 - 17,4 - 26,6 - 242 - 21,1 

- 16,1 - 9,5 - 5,1 - 7,9 - 18,8 - 27,5 - 27.1 

1. Vierteljahr 

2. Vierteljahr 

1. Halbjahr 

3. Vierteljahr 

4. Vierteljahr 

2. Halbjahr 

Jahr 

1) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbscharakter sowieöffentliche Auftraggeber: 

daß am Jahresende die realen Auftragsbestände 
im Hochbau um rund 19%, im Tiefbau sogar um 

24% unter dem Vorjahresniveau lagen. 

Die verschlechterte Auftragslage wirkte sich auch 
auf die Beschäftigung aus. Die Betriebe des Bau-
hauptgewerbes leisteten 1981 bei einer um 2% ver-
ringerten Beschäftigtenzahl 6% Baustellenstunden 
weniger als 1980; dabei nahm die Stundenzahl im 
Hochbau um knapp 5%, im Tiefbau um 9% ab. Die 
Marktsituation hatte auch Konsequenzen für die 
Baupreise; während z.B. der Preisindex für Baulei-
stungen an Wohngebäuden noch mäßig anstieg 
(+4,6%), sank das Preisniveau im Tiefbaubereich 
sogar geringfügig. Die verschlechterte Auftrags-
und Erlösentwicklung hatte zur Folge, daß im Bau-
hauptgewerbe 1981 doppelt so viele Unternehmen 
Konkurs anmelden mußten als im Vorjahr. 

 

Bundesweit gingen die Bauinvestitionen 1981 real 
um 3,4% zurück. Nach Berechnungen des DIW für 
die einzelnen Bundesländer2 dürfte der Rückgang 
in baden-Württemberg etwas geringer als im Bun-
desdurchschnitt gewesen sein. 

Der Rückgang der Auftragseingänge setzte sich 
auch nach 1982 hin fort. So verzeichnete das 
baden-württembergische Bauhauptgewerbe im 
ersten Quartal eine Abnahme um nominal 14%, 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum, 
die bei der derzeitigen Preisentwicklung im Baube-
reich einen realen Rückgang in etwa gleicher Höhe 
bedeutet. Der strenge Winter hat allerdings dazu 
beigetragen, daß die bestehenden Auftragspolster 

2 DIW-Wochenbericht 2/1982 

 

etwas länger als normalerweise die Beschäftigung 
sichern. Während sich für den Tiefbau weiter nega-
tive Tendenzen abzeichnen, könnte sich der Rück-
gang der Bauinvestitionen im Wohnungsbau 
abschwächen. Hierzu kann einmal die Zinsentwick-
lung beitragen, zum andern strahlen vom Woh-
nungsbauprogramm 1982, das zu zwei Drittel vom 
Land, zu einem Drittel vom Bund finanziert wird, 
gewisse Impulse aus. Im Bereich der Eigentums-
förderung sollen 10300, beim Mietwohnungsbau 
2800 Wohneinheiten gefördert werden. Zusätzlich 
hierzu wurden im Rahmen des ersten Nachtrags-
haushalts 1982 ein Sonderwohnungsbaupro-
gramm des Landes und ein kommunales Investi-
tionsprogramm ins Leben gerufen. Mit dem Son-
derwohnungsbauprogramm sollen 5000 Eigen-
tumsmaßnahmen und 1000 Mietwohnungen ge-
fördert werden. 

Der Sachverständigenrat erwartet, daß bundesweit 
die realen Bauinvestitionen 1982 um 4,5% zurück-
gehen werden, während das Frühjahrsgutachten 
von einem Rückgang um 6,5% ausgeht; als maß-
geblich hierfür wird der Rückgang der öffentlichen 
Bauinvestitionen angesehen, der insbesondere 
durch die Finanzklemme der Kommunen bedingt 

ist. Diese Größenordnungen können für Baden-
Württemberg als eine Untergrenze der Entwicklung 

angesehen werden, da die Ausgangssituation nicht 

zuletzt durch die verschiedenen Programme etwas 
günstiger ist. 

Export weiter Hauptstütze der Konjunktur 

Trotz der verhaltenen Weltkonjunktur und eines 
stagnierenden Welthandelsvolumens stiegen die 
Exporte der deutschen und der baden-württember-
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43953,1 

26529,2 
9063,2 
2773,3 
3882,3 
5531,9 
3671,0 

204,2 
775,5 
627,8 

66,3 + 6,2 

40,0 + 5,1 
13,7 + 8,8 

4,2 - 0,6 
5,9 - 2,9 
8,3 + 3,8 
5,5 + 9,7 
0,3 + 22,0 
1,2 + 0,8 
0,9 + 21,4 

13011,9 19,6 + 8,3 

1 972,1 3,0 - 1,1 

2439,9 3,7 + 15,1 

4690,8 7,1 + 36,8 

9630,6 14,5 + 16,2 

7035,7 10,6 + 19,3 

7279,1 11,0 + 29,9 

745,3 1,1 + 25,7 

.66 299,0 100,0 + 11,8 

52843,2 79,7 + 9,7 
11 384,4 17,2 + 26,6 
5490,1 8,3 + 46,1 

2071;3 3,1 — 2,5 

gischen Wirtschaft im Lauf des letzen Jahres deut-
lich an, insbesondere in diejenigen Länder, die in 
Dollar fakturieren. Die Ausfuhr reagierte somit auch 
auf den Wettbewerbsvorteil, den die Dollarkursent-
wicklung den heimischen Anbietern verschaffte. So 
wies der baden-württembergische Export im ersten 
Quartal 1981 zunächst gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum lediglich eine Exportsteigerung um knapp 
2% auf. Bereits im zweiten Quartal betrug die ent-
sprechende Zunahme aber 12% und im dritten und 
vierten Quartal belief sie sich sogar auf 16% bzw. 
18%. Im Gesamtzeitraum des Jahres 1981 lag der 
Wert der ausgeführten Waren bei 66,3 Mrd. DM 
oder um 12% über dem Ergebnis des Vorjahres. 
Damit wurde die Steigerungsrate des Vorjahres 
wieder erreicht, die reale Zunahme lag mit rund 6% 
jedoch deutlich über der des Vorjahres (+4%). Bei 
schrumpfender Inlandsnachfrage gingen damit 
1981 wiederum starke konjunkturstützende Wir-
kungen von den Exporten aus. 

Das Schwergewicht der Exporte lag auch 1981 
wieder bei den europäischen Ländern, obwohl die 
Exporte in alle wichtigen Partnerländer aus dem 
europäischen Raum dabei unter der Gesamtzu-
wachsrate lagen. Die Lieferungen in die Nieder-
lande und nach Belgien-Luxemburg blieben sogar 
unter dem Vorjahresniveau. Während also das 
Exportgeschäft unseres Landes mit den europäi-
schen Ländern insgesamt recht verhalten und in 
die Staatshandelsländer sogar leicht rückläufig ver-
lief, brachte der Handel mit den OPEC-Ländern 
(+46%), der in den letzten Jahren Beeinträchtigun-
gen ausgesetzt war, weit überdurchschnittliche 
Absatzerfolge. 

Die Exportsteigerung der baden-württembergi-
schen Wirtschaft war mit +12% leicht unter dem 
Bundesdurchschnitt (+13%). Während die Aus-
fuhrsteigerung in die industrialisierten Länder im 
ganzen parallel verlief (jeweils +10%), stiegen die 
baden-württembergischen Ausfuhren in Entwick-
lungsländer deutlich langsamer als im Bundes-
durchschnitt (+ 27% gegenüber +37%), das 
gleiche gilt für die unter diese Ländergruppe fallen-
den OPEC-Länder (+46% bzw. +53%). Hier ist 
allerdings nicht auszuschließen, daß die zeitliche 
Abwicklung von Großaufträgen das Jahresergebnis 
beeinflußt; 1980 war beispielsweise die Exportzu-
nahme in die Entwicklungsländer in Baden-Würt-
temberg höher als im Bundesdurchschnitt (+20% 
bzw. +15%). 

Unter den exportierten Waren, deren Entwicklung 
branchenbedingt sehr unterschiedlich verlief, bil-
deten nach wie vor Maschinen mit rund einem 
Viertel des baden-württembergischen Gesamtex-
ports die wichtigste Erzeugnisgruppe. Die Ausfuhr-
steigerung war hier jedoch mit nominal knapp 10% 
unterdurchschnittlich und deutlich niedriger als im  

Tabelle 7 

Ausfuhr nach Handelspartnern 1981 

Mill. DM % 

Europa 
davon 
EG-Länder 

Frankreich 
Belgien-Luxemburg 
Niederlande 
Italien 
Großbritannien 
Republik Irland 
Dänemark 
Griechenland 

EFTA-Länder1) 

Staatsha ndelsl ändert) 

Übriges Europa 

Afrika 

Amerika 
darunter 
Vereinigte Staaten 

Asien 

Australien und Ozeanien 

Ausfuhr insgesamt 
davon 
Industrialisierte Länder 
Entwicklungsländer 
darunter OPEC-Länder3) 

Staatshandelsländer insgesamt4) 

1) Island, Norwegen, Schweden, Fi nland, Schweiz, Osterreich, 
Portugal. — 2) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Albanien. — 3) Vereinigte Arabische Emirate, 
Irak, Iran, Kuwait, Katar, Saudi-Arabien, Algerien, Ecuador, Indo-
nesien,Gabun, Libyen, Nigeria, Venezuela. — 4) Europäischer und 
asiatischer Ostblock. 

Vorjahr (+15%). Bei Kraftfahrzeugen betrug die 
Exportzunahme fast 18% und bei chemischen 
Erzeugnissen beinahe 17%. Vergleichsweise 
schwach verlief das Eisportgeschäft dagegen bei 
elektrotechnischen Erzeugnissen mit einer Auswei-
tung um 5%. Der Textilexport schließlich verzeich-
nete eine Steigerung um 9%. 

Anders als im Vorjahr lag die Steigerung der Ein-
fuhr 1981 deutlich unter der der Ausfuhr. Der 
Gesamtwert der importierten Güter betrug 1981 in 
Baden-Württemberg rund 50,1 Mrd. DM und lag 
damit um fast 8% über dem Vorjahresergebnis. 
Diese nominale Entwicklung wurde allerdings 
durch den starken Anstieg der Einfuhrpreise 
(+14%) mitbestimmt, real gingen die Importe um 
rund 6% zurück. Bei den einzelnen Warengruppen 
sind vor allem die Einfuhren von elektrotechni-
schen (+13%) und chemischen Erzeugnissen 
(+8%) mit überdurchschnittlichen Zuwachsraten 
hervorzuheben, wogegen die Kraftfahrzeugimporte 
(+3%) und die Textileinfuhren (+2%) das entspre-
chende Vorjahresniveau nur geringfügig übertra-
fen. 

Handelspartner 

Ver. 
änderung 

gegen 
Vorjahr 

in % 
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Während sich die Lieferungen aus den Staatshan-
delsländern insgesamt nur um 1 % leicht erhöhten, 
verzeichnete die Einfuhr aus den OPEC-Staaten 
eine Steigerung um fast 12%. Die Importe aus den 
europäischen Ländern erreichten mit 6% nicht die 
Steigerungsrate der Gesamteinfuhr. Auch nach ein-
zelnen Ländern verlief die Importentwicklung sehr 
unterschiedlich. Großbritannien und die Nieder-
landeschnitten bei den Lieferungen nach Baden-
Württemberg mit Zuwachsraten von 16% bzw. 
13% noch am besten ab. Rückläufig waren dage-
gen auf dem baden-württembergischen Markt die 
Importe aus Italien (-1%). 

Für die Beurteilung der voraussichtlichen Weiter-
entwicklung des baden-württembergischen 
Exportgeschäfts, an der das Verarbeitende 
Gewerbe maßgeblich beteiligt ist, läßt sich der 
Index des Auftragseingangs im Verarbeitenden 
Gewerbe aus dem Ausland heranziehen. Er wies 
1981 eine Zunahme um real 9% gegenüber dem 
Vorjahr auf, wobei das Expansionstempo im Jah-
resverlauf deutlich zunahm. Im ersten Quartal die-
ses Jahres setzte sich die günstige Entwicklung fort 
(+10%gegenüber dem Vorjahreszeitraum). Diese 
trotz der noch relativ schwachen Konjunktur in den 
wichtigsten Partnerländern, die oft auch noch unter 
negativen Leistungsbilanzen zu leiden haben, zu 
beobachtende Entwicklung begründet die Zuver-
sicht im bundesdeutschen und damit auch im 
baden-württembergischen Exportgeschäft für das 
Jahr 1982. Eine nochmalige kräftige reale Export-
steigerung hält sowohl der Sachverständigenrat 
(+6%) als auch das Frühjahrsgutachten (Mehrheits-
votum: +7%) für wahrscheinlich. Den Prognosen 
liegt neben einer relativ günstigen Einschätzung 
des deutschen Exports im Vergleich zur Welthan-
delsentwicklung auch eine zuversichtliche Beurtei-
lung der Weltkonjunktur zugrunde, die zum Teil 
durch das Einfrieren der OPEC-Ölpreise bis Ende 
1982 und durch die derzeit geringfügig nachge-
benden Zinsen begründet wird. Insbesondere in 
den USA sind bei der Inflationsbekämpfung inzwi-
schen erste Erfolge eingetreten, so daß von daher 
die Hoffnung auf eine von den USA ausgehende 
weitere Zinssenkung gewachsen ist. Vorsicht ist 
allerdings bei der Einschätzung geboten, die deut-
schen Exporte in die OPEC-Länder könnten weiter 
so kräftig wie bisher ausgeweitet werden: Es darf 
nämlich nicht übersehen werden, daß deren 
Exporterlöse bereits wieder sinken. 

Die Nicht-Öl-exportierenden Entwicklungsländer . 
dürften ihre Einfuhren wegen ihrer anhaltenden 
Zahlungsbilanzprobleme und angesichts sinkender 
Rohstoffpreise kaum ausweiten können. Ein hoher 
Verschuldungsgrad und politische Faktoren dürften 
auch einer Ausweitung der Ausfuhr in die Staats-
handelsländer im Wege stehen. 

Der Rückgang der Einfuhren wird sich vor allem 
wegen der erwarteten Aufstockung der Lager mit 
Vorprodukten nicht weiter fortsetzen. Vom Sach-
verständigenrat und im Frühjahrsgutachten wird 
real eine durchschnittliche Zuwachsrate von 3% für 
1982 unterstellt. 

 

Preisauftrieb 1981 verstärkt 

Die Preissteigerungstendenzen setzten sich 1981 
besonders in der zweiten Jahreshälfte verstärkt 
fort. Der Preisindex für die Lebenshaltung aller pri-
vaten Haushalte erreichte im August eine Jahres-
veränderungsrate von 6%. Eine Jahresverände-
rungsrate in dieser Größenordnung hatte es seit 
rund sechs Jahren nicht mehr gegeben. Im Oktober 
erreichte die Preiswelle ihren Höhepunkt (+6,8%), 
gegen Jahresende wurde der Wert von 6,4% 
erreicht. Daß die Preissteigerungsrate im Jahres-
durchschnitt (+5,9%) noch unter der 6%-Marke 
lag, war somit allein auf relativ gemäßigte Preisent-
wicklung im ersten Halbjahr (+5,5%) zurückzu-
führen. 

Für die hohen Teuerungsraten war in entscheiden-
dem Maße die Entwicklung des DM-Wechselkur-
ses — vor allem gegenüber dem US-Dollar — ver-
antwortlich, die zu massiven Preisschüben bei 
Importgütern geführt hat. Die preistreibenden 
Effekte der bis August währenden DM-Abwertung 
führten dazu, daß die auf den Vorjahreswert bezo-
gene Steigerungsrate der Einfuhrpreise im August 
den Gipfelwert von 20% erreichte. Im Zuge der 
Höherbewertung der DM, aber auch durch rückläu-
fige Energie- und Rohstoffpreise sank die Jahres-
veränderungsrate der Einfuhrpreise bis Dezember 
auf 9,5% (Jahresdurchschnitt: 14.0%). 

Für das Jahr 1982 zeichnen sich bei der Entwick-
lung der Verbraucherpreise .günstigere Tendenzen 
ab. Die weiter rückläufigen Olpreise und die im 
ganzen stabile Entwicklung des Wechselkurses, die 
sogar von Höherbewertungen der DM sowohl im 
Rahmen des EWS als auch gegenüber dem Dollar 
verstärkt werden könnte, lassen eine weitere Ent-
lastung der Preisentwicklung von außen her erwar-
ten. Auch von der binnenwirtschaftlichen Seite her 
ist aufgrund dei unterhalb der derzeitigen Infla-
tionsrate liegenden Tarifabschlüsse ein Ent-
lastungseffekt zu erwarten. Preistreibend wirken 
dagegen zahlreiche administrative Maßnahmen, so 
auch angekündigte Anhebungen von Verbrauchs-
steuern, der Postgebühren und die teilweise bereits 
in Kraft getretene Erhöhung der Stahlpreise inner-
halb der Europäischen Gemeinschaft. Im Februar 
fiel die Steigerungsrate der Verbraucherpreise erst-
mals seit Juli 1981 mit 5,8% wieder unter die 6%-
Marke, bis April sank sie weiter auf 5,1 %. 
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Tabelle 8 

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 1981 (1976 m 100) 
Veränderung gegen Vorjahr in % 

Außenhandel  Landwinwhafti )  Industrie  Handel  Wohnungsbau  
Lebens-
haltung 

Preisinde für 

Einfuhr-
preise  

Ausfuhr-
preise 

Erzeuger-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Produkte 

Einkaufs-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Betriebsmittel 

Erzeuger-

 

preise 
gewerbl icher 
Produktei) 

(1 nland) 

Groß-
handels-
verkaufs-
preisei) 

E inzel- 
handels 
preise2) 

Bau-

 

leistungen 
an neuen 

Wohn-

 

gebäuden21 

die 

Lebens-

 

haltung{ ) 

Monat 

Bundesgebiet4) Badern Württemberg 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Jahresdurchschnitt  

+ 4,3 

+ 4,6 

+ 4,5 

+ 4,9 

+ 5,3 

+ 5,7 

+ 62 

+ 6,7 

+ 6,3 

+ 5,7 

+ 5,4 

+ 5,6. 

+ 54  

+ 5,7 

+ 5,8 

+ 7,1 

+ 7,4 

+ 6,7 

+ 6,6 

+ 7,0 

+ 9,5 

+ 11,5 

+ 11,6 

+ 10.6 

+ 9,1 

+ 82  

4,9 - 

4,8 

5,0 - 

5,1 - 

5,2 

5,1 - 

5,1 - 

5,0 + 3,8 

57 — 

5,8 — 

5,9 

5,7 — 

5,3 —  

+ 5,8 

+ 55 

+ 5,5 

+ 5,6 

+ 5,6 

+ 5,5 

+ 5,8 

+ 60 

+ 6,5 

+ 68 

+ 6,6 

+ 6,3 

+ 59 

+ 8,5 

+ 13,2 

+ 12,0 

+ 11,8 

+ 14,2 

+ 16,2 

+ 18,2 

+ 20,0 

+ 17,8 

+ 137 

+ 10,4 

+ 9,5 

+ 14,0 

+ 1,5 + 8,8 + 6,8 

+ 1,5 + 6,7 + 6,7 

+ 2,6 + 72 + 7,0 

+ 4,5 + 7,7 + 6,8 

+ 4,8 + 7,5 + 7,0 

+ 5,5 + 8,0 + 7,3 

+ 6,6 + 8,4 + 8,1 

+ 8,3 + 95 + 8,8 

+ 10,1 + 10,3 + 8,9 

9,7 + 9,9 + 8,7 

+ 9,9 + 84 + 8.4 

+ 8,5 + 7,2 + 8,2 

+ 5,6 + 82 + 7,8 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

 

+ 6,7 

  

+ 4,7 

   

+ 3,3 

 

1) Ohne Umsatz- (Mehrwert-) steuer. — 2) Einschließlich Umsatz- (Mehrwert-) Steuer. — 3) Aller privaten Haushalte. — 4) Quelle 
Bundesamt. 

Statistisches 

Ein jahresdurchschnittlicher Anstieg der Verbrau-
cherpreise um 5% bzw. 4,5%,wie er vom Sachver-
ständigenrat bzw. im Frühjahrsgutachten progno-
stiziert wird, erscheint somit realistisch. Dies würde 
bedeuten, daß die Jahresveränderungsrate bis zum 
Jahresende 1982 auf etwa 4% sinkt. Diese Zahlen 
würden auch für Baden-Württemberg gelten, da 
sich die heimische Preisentwicklung von der bun-
desweiten nur geringfügig unterscheidet. 

Private Nachfrage gebremst. 

Die nominalen Gehalts- und Lohnsteigerungen fie-
len 1981 deutlich niedriger aus als im Vorjahr. So 
erhöhte sich in Baden-Württemberg der Index der 
Bruttomonatsverdienste aller Angestellten in der 
Industrie, im Handel, bei Kreditinstituten und im 
Versicherungsgewerbe von Oktober 1980 bis 
Oktober 1981 um 5,0%. Im Oktober hatten die 
männlichen Angestellten ein durchschnittliches 
Bruttogehalt von 3770 DM (+5,3%), ihre Kollegin-
nen verdienten 2418 DM (+4,9%). Auf männliche 
und weibliche Angestellte insgesamt entfiel im 
Durchschnitt ein Bruttoeinkommen von 3291 DM 
(+5,2%). -  

Im gleichen Zeitraum erhöhten sich die Bruttostun-
denverdienste aller in der Industrie beschäftigten 
Arbeiter — gemessen am Index der durchschnittli-
chen Bruttostundenverdienste — um 5,3%. Im ver-
gleichbaren Zeitraum des Vorjahres waren es noch 
7,2%. Der Index der durchschnittlichen Brutto-
wochenverdienste ist allerdings nur um 3,8p/o 
gestiegen. Diese unterschiedliche Entwicklung ist 
auf die geringeren Mehrarbeitsstunden zurückzu-
führen (-10,5%). Den Arbeiterinnen wurde im 
Durchschnitt ein Bruttowochenverdienst von 449 
DM ausgezahlt (+3,5%), ihren männlichen Kolle-
gen 636 DM (+4,3%). 

 

Für den Lebensstandard ist jedoch weniger die 
nominelle Steigerung der Bruttoverdienste ent-
scheidend als vielmehr der reale, also von Preisstei-
gerungen bereinigte Lohnzuwachs, der mit Hilfe 
des Reallohnindex ausgedrückt wird. Errechnet 
wird dieser Index, indem der Index der Bruttowo-
chenverdienste der Arbeiter mit dem Preisindex 
für die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeitneh-
merhaushalten mit mittlerem Einkommen deflatio-
niert wird. Aufgrund relativ_ niedriger Nominallohn-
leistungen bei gleichzeitig relativ hohem Preisan-
stieg war im Juli 1981 ein Rückgang der realen 
Buttowochenverdienste gegenüber dem Vorjahr 
um 2% zu verzeichnen. 
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Vorjahr in % 

 

Die private Nachfrage war nicht nur durch die rück-
läufigen Reallöhne, sondern auch durch andere 
Faktoren negativ beeinflußt, vor allem durch den 
konjunkturbedingten Rückgang der Zahl der 
Erwerbstätigen. Auch nominal rückläufig waren 
die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen (bundesweit: —0,9%). Die Betriebseinkom-
men in der Landwirtschaft waren im Zuge rückläu-
figer Verkaufserlöse und bei gestiegenem Betriebs-
aufwand weiterrückläufig. Im Wirtschaftsjahr 
1980/81 war das Betriebseinkommen für die 
Gesamtheit der baden-württembergischen Land-
wirtschaft um 18,5% kleiner als 1979/80. Je 
Betrieb errechnete sich aufgrund des fortschreiten-
den Strukturwandels ein Betriebseinkommen von 
16025 DM (-15,5%). 

Das Volkseinkommen hat.1981 bundesweit nomi-
nal nur noch um 3,4% zugenommen, was real 
einem Rückgang entspricht. Der private Verbrauch 
hat erstmals in der Nachkriegszeit real abgenom-
men (-1,1 %), gleichzeitig stieg die Sparquote 
nochmals leicht an (von 13,5%p auf 14%p), was für 
Rezessionszeiten nicht untypisch ist. 

Auch für 1982 ist kein Spielraum für eine Zunahme 
des realen privaten Verbrauchs erkennbar. Durch 
die bisherigen maßvollen Tarifabschlüsse mit der 
durch die Metallindustrie vorgeprägten Eckzahl von 
4,2% kann davon ausgegangen werden, daß — bei 
zurückgehender Zahl der Beschäftigten einerseits, 
einem positiven Abstand zwischen Effektiv- und 
Tariflohnentwicklung (Lohndrift) andererseits — die 

Tabelle 9 

Vergleich wirtschaftlicher Vorhersagen wichtiger Institutionen für die Bundesrepublik 1982 

Merkmal Einheit 
Sachver-

ständigenratl) 

Jahres- 

wirtschafts-

 

bericht~) 
 

RWI3) DIW41 
Gemeinschafts-

gutachten5) 

        
Bezugszahlen zur Entstehung des 
Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

Arbeitslose 
Arbeitslosenquote6) 
Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

Produktivität7) 

Verwendung des Sozialprodukts 
Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen (nominal) 
Bruttosozialprodukt zu 
Marktpreisen (real) 
Privater Verbrauch (nominell 
Staatsverbrauch (nominal) 
Bruttoanlageinvestitionen (nominal) 

Ausfuhr (nominal) 
Einfuhr (nominal) 
Ausfuhr ( real) 

Einfuhr (real) 
Vorratsveränderung (nominal) 

Preisentwicklung 

Veränderung zum 
Vorjahr in % 

MilL 
% 

Veränderung zum 
Vorjahr in% 

Veränderung zum 
Vorjahr in % 

   

Mrd. DM  

+ 5,0 + 5,5 

+ 0,5 + 1 bis+ 1,5 
+ 4,5 + 4,5 bis+ 5,5' 
+ 45 + 4 bis+ 5 
- 0,5 - 1 bis 0 
+ 10,5 +10,5 bis +115 
+ 7,5 + 7 bis+ 8 
+ 6,0 + 6 bis+ 7 

+ 3,0 -+ 3 bis+ 4 

x (+ 6 bis +10) 

+ 5,0 + 4,5 + 5,0 

+ 05 + 0,5 + 0,5 
- + 4,5 + 4,5 
- + 5,0 + 5,0 
- - 2,0 - 2,0 
- + 7,5 + 120 
- + 4,0 + 6,5 

7,0 + 4,0 + 6,5 
+ 4,0 + 2,0 + 3,0 

+ 4,0 + 12,5 + 5,0 

1,5 rund-1 15 - 1.5 1,5 
1,65 - 1,7 1,75 1,8 

- (rund 7) - 7,5 7,5 

- 0 -0.5 - 0,5 - 1,0 - 0,5 
+ 2,5 + 2,5 bis + 3,5 + 2,5 + 2,5 + 2,5 

Privater Verbrauch Veränderung zum 
Vorjahr'in % 

Bruttosozialprodukt 

Verteilung des Volkseinkommens 

+ 5,5 rund + 5 + 5,0 + 5,0 + 4,5 
+ 4,0 rund + 4 + 4,5 + 4,5 + 4,5 

Volkseinkommen (nominal) Veränderung zum 
+ 4,5 rund + 5 

+ 3,0 rund + 4 

+ 8,5 + 7 bis+9 

+ 4,0 + 4 bis+5 

+ 9,0 
- 10 0 Lis-10 

+ 4,5 + 4,0 + 5,0 

+ 3,0 + 3,5 + 3,0 

+ 9,0 + 5,5. + 9,5 

- + 4,0 + 4,0 

+ 10. + 5,5 + 11,0 
+ 3 - 9 + 5 

Bruttoeinkommen aus unselb-

 

ständiger Arbeit (nominal) 
Bruttoeinkommen aus Unten 
nehmertätigkeit und Vermögen 
(nominal) 
Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte (nominal) 
Nettoeinkommen aus Unternehmer. 
tätigkeit und Vermögen (nominal) 

Leistungsbilanzsaldo (nominal) Mrd. DM 

1) Zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Nov./Dez. 1981). - 21 Der Bundesregierung (Januar 1982). -31 Rhei-
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (Februar 1982). - 4) DIW (Januar/Februar 1982). -5) Lage der Weltwirtschaft 
und der westdeutschen Wirtschaft im Frühjahr 1982 (Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschurgsinstitutel. -
6) Bezogen auf abhängige Erwerbspersonen. - 7) Je Erwerbstätigenstunde. 
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Bruttolohn- und Gehaltssumme um 4% zunimmt. 
Der Anstieg der Nettolohn- und Gehaltssumme 
wird durch den 1982 nur teilweise abgeschwäch-
ten Progressionseffekt der Lohnsteuer gedrückt 
werden. Auch die Transferzahlungen dürften im 
Zuge der Einschränkungsmaßnahmen z.B. im 
Bereich der Sozialhilfe, beim Kindergeld und bei 
der Arbeitsverwaltung schwächer zunehmen. 
Dagegen werden die Rentenempfänger, deren Ein-
kommen in den letzten Jahren nur unterproportio-
nal wuchsen, diese stärker verbessern (+ 5,8%). 
Berücksichtigt man alle Komponenten, so dürfte 
das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 
um 4% steigen, real damit um etwa 1%sinken. 
Unterstellt man, daß bei sinkendem Zinsniveau 
auch die Sparanreize zurückgehen und bisher 
zurückgestellte Käufe langlebiger Gebrauchsgüter 
getätigt werden — im Kfz-Bereich gibt es bereits 
Anzeichen dafür —, so dürfte die private Nachfrage 
real auf dem Niveau von 1981 verharren, von die-
ser Annahme geht auch das Mehrheitsvotum des 
Frühjahrsgutachtens aus. 

Öffentliche Finanzen 

Der Doppelhaushalt 1981/82 hatte ursprünglich 
ein Volumen von 31,23 Mrd. DM für 1981 und von 
rund 32,71 Mrd. DM für 1982. Die Ausgaben 
erhöhten sich damit bereinigt um 2,1% in 1981 und 
5,6% in 1982. Die Nettokreditaufnahme war für 
1981 mit 2,7 Mrd. DM festgestellt. Die Kreditauf-
nahme lag nach dem Haushaltsplan 1981 um 500 
Mill. DM höher als 1980. Das Jahr 1981 brachte 
einen Nachtragshaushalt. Unter Berücksichtigung 
dieser Änderung wurde der Staatshaushaltsplan 
1981 auf 31,266 Mrd. DM festgestellt. Der Nach-
trag des Jahres 1981 mit einem Volumen von 41,2 
Mill. DM enthielt neben dem bereits im Urplan 
angekündigten Vollzug der Streichung von 300 
Stellen, insbesondere auch die Ermächtigung zur 
Vorfinanzierung des Bundesanteils von Hochschul-
bauten in Höhe von 75 Mill. DM durch die Landes-
kreditbank. 

Das Volumen des Staatshaushaltsplans 1981 ein-
schließlich des Nachtrags (31,266 Mrd. DM) wurde 
von den Ist-Ergebnissen bei den Einnahmen und 
Ausgaben um je 721 Mill. DM oder 2,3% übertrof-
fen. Im Gesamtergebnis des Haushaltsjahres 1981 
wurden Steuern in Höhe von 21,114 Mrd. DM oder 
2,2% mehr als im Vorjahr vereinnahmt. Die Ist-
Steuererträge 1981 blieben jedoch brutto um 199 
Mill. DM hinter dem Soll-Ansatz von 21,313 Mrd. 
DM zurück. Netto (also nach Abzug der steuerab-
hängigen Ausgaben) betrug der Steuerausfall 150 
Mill. DM. Geringere Steuereingänge als ursprüng-
lich erwartet ergaben sich bei der veranlagten Ein-
kommensteuer, den nicht veranlagten Steuern  

vom Ertrag sowie den reinen Landessteuern. Mehr-
einnahmen gegenüber dem Haushaltssoll waren bei 
der Lohnsteuer und Körperschaftsteuer zu ver-
zeichnen. Die Steuereinnahmen allein deckten im 
Haushaltsjahr 1981 66,0% der Ausgaben. Im Jahr 
1980 waren es 65,7%. Die übrigen Einnahmen 
lagen 1981 bei 6,6 Mrd. DM. Die Bruttokreditein-
nahmen betrugen 4 311 Mill. DM (+0,8%). Die 
haushaltsgesetzliche Kreditermächtigung 1981 
betrug 4022 Mill. DM. Die Sollüberschreitung um 
289 Mill. DM wurde durch Einnahmereste des Vor-
jahres abgedeckt. Die Nettokreditaufnahme des 
Landes 1981 erreichte 2899 Mill. DM. Das haus-
haltsgesetzliche Soll von 2700 Mill. DM wurde 
damit um 199 Mill. DM überschritten. Die Perso-
nalausgaben erhöhten sich im Jahr 1981 um 
6,4%3  gegenüber dem Vorjahresniveau. 

Für das Haushaltsjahr 1982 wurden bisher zwei 
Nachtragshaushalte verabschiedet. Kern des Ersten 
Nachtrags 1982 ist ein Wohnungsbausonderpro-
gramm mit einem Bewilligungsvolumen von 170 
Mill. DM zur Förderung von 6000 Wohnungen. 
Über das Sonderprogramm hinaus enthält der 
Erste Nachtrag 1982 zusätzliche Verpflichtungser-
mächtigungen im kommunalen Investitionsbereich 
von 100 Mill. DM. Sie sind für Maßnahmen der 
Stadterneuerung, der Dorfentwicklung und des 
kommunalen Straßenbaus bestimmt. Dabei wurde 
davon ausgegangen, daß das Investitionspro-

 

gramm des Ersten Nachtrags 1982 in Baden-
Württemberg Investitionen von etwa 1,7 Mrd. DM 
mobilisieren und damit nachhaltig zur Sicherung 
der Arbeitsplätze beitragen wird. 

In einem Zweiten Nachtrag für das Jahr 1982 
wurde der Etat um knapp 495 Mill. DM auf 32,248 
Mrd. DM nach unten korrigiert. 
Inhalt dieses Nachtrags sind Kürzungen insbeson-
dere im konsumtiven Bereich der Staatsausgaben, 
während der investive Sektor weitgehend ver-
schont blieb. 

Bei den Gemeindefinanzen waren nach dem außer-
ordentlich günstigen Jahr 1980 (Steuereinnah-
men +17,1%) 1981 stagnierende Einnahmen zu 
verzeichnen. Die kassenmäßigen Steuereinnahmen 
der Gemeinden Baden-Württembergs betrugen 
1981 nach der Steuerverteilung 8,428 Mrd. DM. 
Sie blieben damit um 0,5% unter dem Ergebnis des 
Jahres 1980. Diese wenig günstige Entwicklung 
war durch die konjunkturabhängigen Steuern, vor 
allem durch die Gewerbesteuer, bedingt. Diese lag 
durch die geschmälerten Gewinne und Gewinner-
wartungen der Unternehmen mit 4,684 Mrd. DM 

3 Bereinigt um Zahlen für Universitätskliniken, die ab 1 .1 .1982 als Lan-

desbetriebe geführt werden. 
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um 146 Mill. DM (-3,0%) unter dem Vorjahresni-
veau. Nach Abzug der an Bund und Land abzufüh-
renden Gewerbesteuerumlage mit 1,148 Mrd. DM 
verblieben den Gemeinden aus dieser Steuerart 
rund 3,5 Mrd. DM. Der Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer lag mit 3,768 Mrd. DM knapp über 
dem Vorjahresergebnis (3,749 Mrd. DM). 

Die Ausgaben der Kommunen haben 1981 rund 
28,5 Mrd. DM betragen, sie liegen damit um 3,3% 
über dem Vorjahresergebnis. Zwei Drittel dieses 
Betrags wurden zur Erfüllung laufender Verpflich-
tungen benötigt. So waren 5,5 Mrd. DM für Perso-
nalausgaben, die gegenüber dem Vorjahr um 
10,7% angewachsen sind, zu verzeichnen. Entspre-
chend der allgemeinen Preissteigerungsrate ist 
auch der laufende Sachaufwand um 6,9% auf 4,5 
Mrd. DM gestiegen. Die Leistungen der Sozialhilfe 
belasteten die Haushalte der Kommunen mit 2,4 
Mrd. DM (+ 1,7%), die Zinsen mit 964 Mill. DM 
(+22,0%). 

Der Vermögenshaushalt ist nicht zuletzt wegen der 
sehr hohen Zuwachsraten bei den konsumtiven 
Ausgaben (Personalausgaben +10,7%) um 4% auf 
9,5 Mrd. DM zurückgegangen. Dabei war vor allem 
im Bausektor eine zurückhaltendere Haushaltsfüh-
rung zu erkennen. So wiesen die Bauausgaben (6,3 
Mrd. DM), die den überwiegenden Teil des Ver- . 
mögenshaushalts umfassen, keine Steigerungsrate 
mehr auf. 
In den bisherigen Schwerpunktbereichen drosselten 
die Gemeinden (Gv) ihre Bautätigkeit. Hier blieben 
die Ausgaben beim Straßenbau um 4,7%, bei der 
Abwasserbeseitigung um 14,3% und beim Schul-
hausbau um 2,4% unter dem Vorjahresniveau. 
Auch der Vermögenserwerb wies mit 1,5 Mrd. DM 
rückläufige Tendenz auf (1980: 1,8 Mrd. DM). 

  

23 



 



Teil II 

Einzeluntersuchungen zu politischen Schwerpunktbereichen 

t. Sozialbudget —Sozialstruktur 

1.1 Strukturen des sozialen Leistungssystems 
und seine Finanzierungsbedingungen 

Problemlage 

Schon seit einigen Jahren stehen dem gestiegenen 
sozialen Anspruchsdenken nicht mehr die ent-
sprechenden Zuwachsraten im ökonomischen 
Bereich gegenüber. Ausdruck dafür sind die dro-
henden Defizite der Sozialversicherungsträger aber 
auch die zunehmende Verschuldung der öffentli-
chen Haushalte. Somit treten in einer Zeit wirt-
schaftlicher Stagnation Fragen der'Umverteilung 
der Einkommen noch stärker in den Vordergrund 
als dies ohnehin der Fall ist. Denn einerseits sind 
die Belastungen der Erwerbs- und Vermögensein-
kommen nicht beliebig ausdehnbar, ohne einen 
Schaden der Leistungsfähigkeit und Leistungsbe-
reitschaft der am Wirtschaftsprozeß Beteiligten 
und damit der Effizienz des Produktionsprozesses, 
zu riskieren, andererseits kann nicht mehr an die 
unterschiedlichen sozialen Gruppen verteilt wer-
den, als erwirtschaftet wurde. 

Die Einkommensentstehung resultiert ausschließ-
lich aus der wirtschaftlichen Produktionstätigkeit. 
Das wirtschaftliche Ergebnis ist das Volkseinkom-
men (Nettosozialprodukt zu Faktorkosten), das 
seinerseits identisch ist mit der Summe aller Löhne, 
Gehälter, Gewinne, Zinsen, Mieten und Pachten. 
Die Aufteilung des Volkseinkommens erfolgt zu-
nächst nach rein ökonomischen Gesichtspunkten 
auf die Bevölkerungsteile, welche die Produktions-
faktoren „Arbeit' und/oder „Kapital" für die Güter-
erzeugung zur Verfügung stellen. Im Rahmen 
dieser Primärverteilung fließen also nur den wirt-
schaftlich Aktiven Einkommen zu. Um auch für die 
nicht im Wirtschaftsprozess stehenden Bevölke-
rungsteile (Rentner, Arbeitslose, Kinder, Kranke, 
Hausfrauen) den Lebensunterhalt bzw. besondere 
notwendige Leistungen zu gewährleisten, führt der 
Staat Umverteilungsmaßnahmen durch, die zur so-  

genannten Sekundärverteilung des Vulkseinkom-
mens und zum sogenannten verfügbaren Einkom-
men der privaten Haushalte führen. Dieses ergibt 
sich aus dem Bruttoerwerbs- und Vermögensein-
kommen der privaten Haushalte, vermindert um di,; 
direkten Steuern und die Sozialabgaben und ver-
mehrt und die empfangenen laufenden Übertra-
gungen, in denen auch die Sozialleistungen enthal-
ten sind. Dieses Einkommen steht letztendlich den 
privaten Haushalten zur freien Verwendung für 
Konsum und Ersparnis zur Verfügung. 

Seit vor hundert Jahren durch Bismarck die gesetz-
liche Sozialversicherung gegen die größten 
Lebensrisiken Alter, Krankheit, Unfall und Invali-
dität eingeführt wurde, hat sich das Soziallei-
stungssystem äußerst vielfältig entwickelt. Das 
Ergebnis dieses historischen Prozesses — für den 
auch immer wieder wechselnde sozialpolitische 
Gestaltungsvorstellungen maßgeblich waren — ist 
eine nicht mehr überschaubare Zersplitterung von 
Zuständigkeiten und Leistungen auf eine Vielzahl 
von Trägern für eine Vielzahl von Funktionen und 
Empfängern. Bis Ende der sechziger Jahre waren 
kaum Anhaltspunkte dafür vorhanden, wie hoch 

die Sozialleistungen in ihrer Gesamtheit sind, für 
welche Zwecke sie geleistet werden und welche 
Umverteilungswirkung auf bestimmte Bevölke-
rungsgruppen mit ihnen verbunden sind. Hier setzt 
die seither im Bund und in Baden-Württemberg als 
bisher einzigem Bundesland,  entwickelte Sozial-

 

1 Die Datenquellen der Budgetberechnungen sind vielfältiger Art und 
umfassen sowohl die amtliche wie auch die nichtamtliche Statistik. 

Neben den Statistiken der Sozialleistungsträger gehen auch Nachweise 

der Bundesanstalt für Arbeit, der Landeshaushaltsrechnungen sowie 

der Gemeindefinanzstatistik ein. 
Vgl.: Linder, P.: Sozialbudgetberechnungen, 
in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 6, 1981. 
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budgetrechnung an. Durch systematische und 
umfassende.Datenanalyse und -zuordnung, — wo-
bei diese Daten aus den verschiedensten Quellen 
kommen, — ist es erreicht worden, alle überhaupt 
getätigten Sozialleistungen nach Höhe, leistenden 
Institutionen, Funktionen, Leistungs- und Finan-
zierungsarten sowie Finanzierungsquellen und 
nicht zuletzt nach Empfängergruppen transparent 
zu machen. Dieses neuartige sozialstatistische 
Instrumentarium informiert über Größenordnungen, 
Strukturen und Entwicklungstendenzen im Sozial-
bereich, die gesamtgesellschaftlich und gesamt-
wirtschaftlich von höchster Bedeutung sind, wenn 
man bedenkt, daß die gesamten im Lande verteil-
ten Sozialleistungen mit 72,2 Mrd. DM doppelt so 
hoch sind wie der Staatshaushalt oder — um den 
Zusammenhang über eine andere Relation zu ver-
deutlichen —, daß heute bereits etwa jede dritte 
Mark des erwirtschafteten Sozialprodukts von der 
Sozialversicherung und den Gebietskörperschaften 
für soziale Zwecke beansprucht und umgeschichtet 
wird. 

Die erbrachten Sozialleistungen sind abhängig von 
der Interpretation dessen, was Sozialpolitik sei. 
Dies kann enger gesehen werden im Sinne der „so-
zialen Sicherung", aber auch weiter im Sinne der 
„Gestaltung von bzw. Einflußnahme auf Lebensver-
hältnisse". Das Sozialbudget des Bundes — auch 
Sozialbudget 1 oder institutionelles Budget ge-
nannt, da es von den leitenden Institutionen aus-
geht — orientiert sich an der engeren Interpretation, 
erfaßt also im wesentlichen die monetären Umver-
teilungsmaßnahmen. Eine Ausnahme sind die Aus-
gaben für die Gesundheit, die im wesentlichen 
Sachausgaben sind. Das derart abgegrenzte Bud-
get wird auch für das Land nachgewiesen. Es um-
faßt somit alle im Land getätigten Sozialausgaben, 
die auf bundesgesetzlicher Grundlage erfolgen. 

Land und Kommunen haben jedoch eine eigene 
Kompetenz im sozialen Bereich. Diese betrifft dann 
zusätzlich zu den klassischen Funktionen vor allem 
Leistungsbereiche wie das Bildungs- und Gesund-
heitswesen aber auch den Umweltschutz und die 
innere Sicherheit. Diese Positionen fehlen im 
Budgetkonzept des Bundes völlig'oder werden nur 
unzureichend nachgewiesen. Um die landesspezi-
fischen Aufgabenbereiche sozial-gesellschaftlicher 
Prägung zu erfassen, wird ergänzend zum Sozial-
budget 1 ein landesspezifisches Sozialbudget 
(Sozialbudget 11) errechnet. Es enthält weniger 
Einkommensleistungen als vielmehr Ausgaben für 
die personelle und materielle Infrastruktur; das 
heißt, es enthält den sozialen Staatsverbrauch und 
die soziale Investition. Ein landesspezifisches 
Sozialbudget umfaßt somit Ausgaben, die außer-
halb der Institutionen nach dem Bundeskonzept 
und in eigener Kompetenz von Land und Gemein-  

den erbracht werden und deren Ausgabenschwer-
punkte beim sozialen Staatsverbrauch und bei den 
sozialen staatlichen Investitionen liegen. Dieses 
landesspezifische Budget macht es somit möglich, 
den Mitteleinsatz von Land und Gemeinden in 
bezug auf gesellschaftliche Tatbestände in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit, Beschäftigung, 
Familie, Umweltschutz und innerer Sicherheit 
herauszustellen. Es vermittelt damit eine Informa-
tionsbasis für das gesellschaftspolitische Handeln 
auf Landesebene im weitesten Sinne, das in dieser 
Form bisher in keinem anderen Bundesland 
existiert. 

Beide Budgets, das institutionelle und das landes- 
spezifische Budget können zu einer Gesamtsicht 
zusammengefaßt werden, ohne daß sich dabei 
Doppelerfassungen ergeben. Diese umfassende 
Darstellung der Sozialausgaben wird durch das in-
tegrierte Sozia/budget wiedergegeben. 

Die langfristige Entwicklung der Sozialleistungen 
im Bund 

Die Transferströme nach dem institutionellen 
Sozialbudget können für die Bundesrepublik 
Deutschland bis 1950 zurückverfolgt werden2. 
Danach stiegen die Sozialleistungen des Bundes 
von 17 Mrd. DM (1950) auf 450 Mrd. DM (1980). 
Die mit Abstand stärkste Zunahme vollzog sich da-
bei in den siebziger Jahren. (Schaubild 1). Dieser 
gewaltigen Steigerung des Leistungsvolumens um 
das 25-fache steht entsprechend das Aufkommen 
der Finanzierungsmittel gegenüber. Betrachtet man 
die Entwicklung einzelner ausgewählter Institutio-
nen des Sozialbudget, so zeigt sich besonders bei 
den vom Umfang her großen Sozialversicherungs-
systemen ein weit überproportionaler Anstieg. Die 
monetäre Umverteilung hat sich somit in den letz-
ten Jahrzehnten verstärkt in Richtung der sogen. 
intertemporären aber auch der intergenerativen 
Umverteilung verlagert. Unter intertemporärer Um-
verteilung wird der Ausgleich der Einkommen im 
Lebenszyklus eines Menschen insbesondere zwi-
schen seinem Erwerbs- und seinem Rentenalter 
verstanden. Das gesamte Sozialversicherungswerk, 
wie es unter Bismarck vor hundert Jahren am 
17.11.1981 durch die „Kaiserliche Botschaft" ver-
kündet wurde, basiert auf diesem Umverteilungs-
konzept. Ein wesentliches Merkmal ist die beitrags-
gebundene Finanzierungsart. In der Rentenversi-
cherung etwa wird vom Prinzip der Beitragsadä-
quanz ausgegangen, die die Leistungshöhe der 
Renten beim Eintritt in den Ruhestand adäquat an 

2 Der Bundesministerfür Arbeit und Sozialordnung, Sozialberichte 
1969/70 bis 1980. 
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Schaubild 1 

Entwicklung ausgewählter Institutionen im 
Bundesgebiet 

die einbezahlten Beiträge binden soll. In den sieb-
ziger Jahren hat die intertemporäre Umverteilung 
eine erhebliche Ausweitung durch die Öffnung der 
Rentenversicherung für Selbständige und Haus-
frauen erfahren. Die sogen. intergenerative Um-
verteilung beinhaltet darüber hinaus auch eine Ver-
änderung in den Einkommenslagen verschiedener 
Generationen, — das heißt, in der Regel eine über 
die Beitragsadäquanz hinausgehende Besserstel-
lung der älteren Generation. Als ein Indikator hier-
für kann das Rentenniveau angesehen weden, 
welches die Einkommensposition der nicht mehr 
Erwerbstätigen (Rentner) zu den Erwerbstätigen 
angibt. Es ist zwischen 1965 und 1980 von 59,3% 
auf 71,5% (Rentenbetrag gemessen am Nettoar-
beitsentgeld bei 45 Versicherungsjahren) und da-
mit um ein Fünftel gestiegen. Hieraus wird deutlich, 
daß intergenerative Umverteilungsprozesse erheb-
lichen Ausmaßes stattgefunden haben. 

Bei der interpersonellen Umverteilung der Einkom-
men kommt es in ihrer vertikalen Ausrichtung zu 
einer Umverteilung zwischen den verschiedenen 
sozialen Schichten. Hierunter fallen vor allem So-
zialleistungen, die ihren Gewährleistungsanspruch 
aus Einkommensschwäche oder Bedürftigkeit her-
leiten, wie die Sozial- und Arbeitslosenhilfe, aber 
auch das Wohngeld. In langfristiger Sicht haben  

diese sozialen Hilfen und Dienste sich in etwa wie 
die Gesamtleistungen des Sozialbudgets entwickelt. 
Hiervon ist die horizontale interpersonelle Umver-
teilung zu unterscheiden, die unabhängig von einer 
sozialen Schicht aufgrund bestimmter sozialer Tat-

 

bestände Einkommensumschichtungen vornimmt. 
Dies ist bei der Sicherung der Lebenshaltung bei 
Krankheit der Fall, die sich ebenfalls weit überpro-
portional entwickelt hat, wie auch beim Familien-
lastenausgleich. Die Leistungen für die Familie 
sind allerdings im Bundesbudget nur unterdurch-
schnittlich gestiegen. 

Obwohl diese Klassifizierung der Umweltvertei-
lungsprozesse nicht zu eindeutig abgrenzbaren 
Transferkategorien führen kann, geben sie doch 
eine Hilfestellung für die Bewertung der unter-
schiedlichen Entwicklungen einzelner sozialer Insti-
tutionen wie auch des Gesamtsystems. So erhebt 
sich heute angesichts der zunehmenden intertem-
porären wie auch - im Falle der Gesundheitslei-
stungen - interpersonellen Umverteilungsmassen, 
die durch obligatorische staatliche Vorsorge er-
zwungen werden, immer drängender die Frage, ob 
eine weitere Ausdeh nung n ficht zu ei ner u nerwü nsch -
ten Abkehr von Eigeninitiative und Selbstvorsorge 
in Verbindung mit einer zunehmenden Abhängig-
keit des Einzelnen vom bürokratischen Sozialappa-

 

rat führen wird. 

Die Leistungsseite des institutionellen 
Sozialbudgets im Land 

1 nstitutionen 

Das institutionelle Sozialbudget umfaßte 1979 im 
Land ein Leistungsvolumen von 58,6 Mrd. DM. 
Kernbereiche sind die großen Sozialvorsicherungs-
systeme. Zusammen mit dem Kindergeld ergeben 
sie die allgemeinen Systeme der sozialen Siche-
rung, die mit 32,7 Mrd. DM schon 56% des Ge-
samtbudgets ausmachen. Insbesondere die Ren-
tenversicherung und die Krankenversicherung stel-
len dabei mit 15,4 Mrd. DM und 11,7 Mrd. DM gera-
dezu monolithische Ausgabenblöcke dar, deren 
Veränderungen sich in starkem Maße auf die Ent-
wicklung des Gesamtbudgets auswirken (Tabelle 1). 
Mit Ausnahme des Kindergeldes stellen diese 
gesetzlichen Einrichtungen beitragsgebundene 
Systeme dar, die nach dem Solidaritätsprinzip im 
Rahmen einer Versichertengemeinschaft geleistet 
werden. Ihre Leistungen gründen sich also auf 
Ansprüche, die durch frühere Beitragszahlungen 
erworben wurden und die Lebensrisiken Alter, Ge-
sundheit, Unfall und Arbeitslosigkeit absichern. 

 

Neben die allgemeinen Systeme der sozialen . 
Sicherung treten weitere Zusatzsysteme, deren 
wichtigstes das beamtenrechtliche System mit 
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Sozialbudget insgesamt 23 734 46 381 - .58548 

Insti utionen 
Direkt-Leistungen 19 694 
Soziale Sicherung 13853 

Allgemeine Systeme 10 730 
Rentenversicherung . 5629 
Rentenversich. der Arbeiter 3 599 
Angestelltenversicherung 
Knappsch. Rentenversich. 
Krankenversicherung 3 657 

1 934 
96 

631 Unfallversicherung 
339 Arbeitsförderung 
474 Kindergeld 
180 Sondersysteme 
147 Altershilfe für Landwirte 
33 Versorgungswerke 

2 748 Beamtenrechtliches System 
1 822 Pensionen 

665 Fam il ienzusch läge 
261 Beihilfen 
195 Ergänzungssysteme 
191 Zusatzversich. im öff. Dienst -

 

4 Zusatzvers. für einzelne Berufe 
2911 Arbeitgeberleistungen 
1 988 E ntgeltfortzahlu ng 

Vertragl. u. freiw. Arbeit-

 

geberleistungen 923 
Entschädigungen 1 378 

K riegsopferversorgu rg 1 021 
Lastenausgleich 181 
Wiedergutmachung 133 
Sonstige Entschädigung 43 

Soziale Hilfen und Dienste 1 552 
Sozialhilfe 373 
Jugendhilfe 208 
Ausbildüngsförderu ng 86 
Wohngeld 61 
öffentl. Gesundheitsdienst 80 
Vermögensbildung 744 

Indirekte Leistungen 4 040 
Steuerermäßigungen 3 377 
Vergünstigungen im Wohnungswesen 663 

Funktionen 
Familie 4755,5 

Kinder 2299,9 
Ehegatten 2238,8 
Mutterschaft 216,8 

Gesundheit 7462,3 
Vorbeugung 428,6 
Krankheit 5498,0 
Arbeitsunfall u. Berufskrankheit 746,8 
Invalidität (allgemein) 788,9 

Beschäftigung 459,2 
Berufliche Bildung 241,3 
Sonstige Mobilität 155,6 
Arbeitslosigkeit 62,3 

41 529 
30 803 
25 583 
10 842 
6 663 
4 018 

161 
9 098 
1 061 
2 265 
2 317 

377 
278 
99 

4 385 
3 068 

754 
563 
458 
448 

10 
4 168 
2 914 

1 254 
2004 
1 533 

235 
157 
79 

4 554 
1 036 

570 
422 
168 
163 

2.195 
4 @52. 
4 168 

684 

7353,1 
3936,3 
3076,0 

340,8 
15581,1 

1 012,2 
11 823,1 
1312,7 
1433,1 
3055,7 
1 081 ,7 

299,0 
1 675,0 

51 792 
39 168 
32703 
15 396 
9 088 
6 100 

208 
11 672 

1 354 
1 602 
2 679 

529 
389 
140 

5 329 
3 794 

800 
735 
607 
594 

13 
5 569 
3 973 

1 596 
2 281 
1 806 

259 
141 
75 

4 774 
1 404 

592 
464 
177 
197 

1 940 
6 756 
5 854 

902 

9065,1 
4208,1 
4456,9 

400,1 
20324,9 

1 148,3 
15, 373,6 
1 706,0 
2097,0 

2516,3 
1 186,1 

522,2 
808,0 

Alter und Hinterbliebene 
Alter 
Hinterbliebene 

8232,1 
7575,2 

656,9 

15315,1 
14337,6 

977,5 

21 085,2 
19785,0 

1 300,2 

Folgen politischer Ereignisse 731,6 
Wohnen 939,7 
Sparförderung 1006,5 
Allgemeine.Lebenshilfen 147,1 

Leistungsarten -

 

Einkommensleistungen 18609,0 
laufend _ 18465,2 
einmalig 143,8 

1018,2 1 140,5 
1 144,8 1403,1 
2678,5 2718,6 

234,5 294,3 

33600,2 42591,0 
33 406,2 42 344,8 

194,0 246,2 
3985,7 

600,7 
3385,0 
1 139,3 

77,2 
469,9 
592,2 

10340,9 
1 250,2 
9090,7 
2439,9 

245,9 
1 004,4 
1 189,6 

13072,0 
1 453,2 

11 618,8 
2885,0 

334,6 
1 168,2 
1 382,2 

Sachleistungen 
Barkostenerstattung 
Dienstleistungen, Waren 

Allg. Dienste und Leistungen 
Zuschüsse 
Maßnahmen 
Innerer Dienst 

Tabelle 1 

Institutionelles Sozialbudget (Budget I) nach 
Institutionen, Funktionen und Leistungsarten  

Institutionen 
Funktionen 

Leistungsarten 
 1970 1975 1979 

  
Mill, DM 

      

seinen Pensionen, Familienzuschlägen und Beihil-
fen in Höhe von 5,3 Mrd. DM ist. Sie umfassen 
noch verschiedene Ergänzungs- und Sondersyste-
me, deren Leistungen in Höhe von 1,1 Mrd. DM 
an bestimmte Erwerbstätigen- und Berufsgruppen 
gehen. . 

Die Arbeitgeberleistungen stellen einen selbständi-
gen Ausgabenblock dar, der die Entgeltfortzahlung 
und die vertraglichen und freiwilligen Leistungen 
enthält. Bestandteile sind insbesondere die betrieb-
liche Altersversorgung, der betriebliche Gesund-
heitsdienst sowie Aufwendungen für Werks- und 
Dienstwohnungen, Familienzulagen und Beihilfen 
bei Krankheit. Mit 5,6 Mrd. DM stellen die Arbeit-
geber nahezu 9,5% des Gesamtbudgets zur Ver-
fügung, wobei auf die Leistungen für die Entgelt-
fortzahlungen allein 4,0 Mrd. DM entfallen. 

Ein weiterer wichtiger Bereich sind die beitrags-
freien Systeme, die auf öffentlicher Finanzierung 
außerhalb einer Versichertengemeinschaft beru-
hen. Hierzu gehöiren vor allem die Entschädigun-
gen, die aufgrund des Versorgungsprinzips gelei-
stet werden. Diese betrugen 1979 insgesamt 
2,3 Mrd. DM, wovon alleine 1,8 Mrd. DM auf die 
Kriegsopferversorgung entfielen. Demgegenüber 
stehen die Leistungen für soziale Hilfen und 
Dienste, bei denen das Fürsorgeprinzip im Vorder-
grund steht und deren Gewährung an Einkom-
mensgrenzen gebunden ist. Diese Institutionen- 
gruppe wies 1979 ein Leistungsvolumen von 
4,8 Mrd. DM aus und stellt somit 8,2% des Ge-
samtbudgets dar. Die Zuordnung von Gewährlei-
stungsprinzipien zu den einzelnen Insitutionengrup-
pen ist nicht immer exakt, sondern nur schwer-
punktmäßig gegeben. So sind die Leistungen für 
Vermögensbildung, die unter den sozialen Hilfen 
und Diensten ausgewiesen sind, weder an das Für-
sorge- noch an das Versorgungsprinzip gebunden, 
sondern verfolgen, ähnlich dem Kindergeld, ein. 
eigenes gesellschaftspolitisches Ziel. Typisch für 
Leistungen nach dem Fürsorgeprinzip sind dage-
gen die Sozialhilfe (1,4 Mrd. DM) und das Wohn-
geld (0,2 Mrd. DM). Daneben erbringen die Ge-
bietskörperschaften zusätzlich indirekte Lei-
stungen, die in einem Verzicht auf ihnen zustehen-
de Einnahmen bestehen. Als solche gelten insbe-
sondere Steuerermäßigungen, wie sie vor allem 
durch das Ehegattensplitting gewährt werden, 
sowie Vergünstigungen im Wohnungswesen, die in 
Form von Zinsermäßigungen und Tilgungsnach-
lässen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
und des Lastenausgleichsfonds erbracht werden. 
Zusammen betrugen die indirekten Leistungen 
1979 nach einer Schätzung 6,8 Mrd. DM, wovon 
alleine 5,9 Mrd. DM auf die Steuerermäßigungen 
entfielen. 
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Die Leistungsstruktur der Institutionen, wie sie sich 
1979 darstellte, zeigte vor zehn Jahren eine andere 
Zusammensetzung. Das darin zum Ausdruck kom-
mende unterschiedliche Ausgabenwachstum der 
einzelnen Institutionen ist dabei die Folge von Ver-
schiebungen, die sich ihrerseits auf sozialstruktu-
relle Tatbestände, politische Prioritätensetzungen 
und andere Faktoren zurückführen lassen. Zunächst 
ist zu erkennen, daß der dominierende Ausgaben-
block für die soziale Sicherung, und hier speziell 
der allgemeinen Systeme, in den siebziger Jahren 
weiter an Bedeutung gewonnen hat. Der Anteil der 
sozialen Sicherung am Gesamtbudget stieg von 
58,4% (1970) auf 66,9% (1979), der der allgemei-
nen Systeme von 45,2 auf 55,9%. 

Funktionen 

Neben der institutionellen Gliederung, die sich aus 
dem Erfassungskonzept ergibt, ist ein weiterer 
Nachweis der Sozialleistungen nach Funktionen 
möglich .3 

Ein funktional gegliedertes Sozialbudget gibt ins-
besondere einen Einblick in die Bedeutung ver-
schiedener sozialer Tatbestände. Diese ziel- und 

3 Genaue Abgrenzung von Funktion und Institution siehe Tabelle 1' im 
Anhang. 

zweckorientierte Gliederung sozialpolitischer Maß-
nahmen wird zu einer Entscheidungshilfe für eine 
funktional ausgerichtete Sozialpolitik, da,sie in 
hohem Maße auf sozialstrukturelle Merkmale Be-
zug nimmt. 

Den größten Teil des Budgetvolumens nimmt die 
Funktion Alter und Hinterbliebene mit 21,1 Mrd. DM 
in Anspruch. Davon sind 19,8 Mrd. DM Alterslei-
stungen (vor allem Renten und Pensionen). Die Hin-
terbliebenenleistungen belaufen sich dagegen nur 
auf 1,3 Mrd. DM. Von der Leistungsart her gesehen, 
handelt es sich fast ausschließlich um Einkom-
mensleistungen (Tabelle 2). Die Alters- und Hinter-
bliebenenleistungen haben in den siebziger Jahren 
überdurchschnittlich zugenommen. Die Einführung 
der flexiblen Altergrenze sowie die dynamischen 
Rentenanpassungen ließen den Anteil der Leistun-
gen am Gesamtbudget von 34,7% (1970) auf 
36,0% (1979) anwachsen. 

Mit 20,3 Mrd. DM erreicht die Funktionsgruppe 
Gesundheit ungefähr dieselbe Größenordnung. 
Budget 1 unterteilt die Gesundheitsleistungen in die 
Unterfunktionen: Vorbeugung, Krankheit, Arbeits-
unfall und allgemeine Invalidität, von denen die 
Krankheit mit 15,4 Mrd. DM die weitaus bedeut-
samste ist. 

Tabelle 2 
Institutionelles Sozialbudget (Budget 1) nach Funktionen und Leistungsarten 1979 

Einkommensleistungen Sachleisturgen  Allgemeine Dienste und Leistungen 
Leistungsarten 

1 nsgesamt 

Funktionen  

Dienst-

 

leistungen, Zuschüsse 
Waren 

Maß-
nahmen 

Innerer 
Dienst 

Barkosten-
erstattung 

einmalig laufend 

M 1. DM 

Sozialbudget insgesamt  58548.0 42344,8 246,2 1453;2 11618,8 334,6 11G8,2 1382.2. 

9065.1 
4208,1 

4456,9 
400.1 

20324,9 
1 148,3 

15373,6 
1 706,0 
2 097 ,0 

2516,3 

1 166,1 
522,2 
808,0 
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Familie 
Kinder 
Ehegatten 

Mutterschaft 

Gesundheit 
Vorbeugung 

Krankheit 
Arbeitsunfall und Berufskrankheit 
Invalidität (allgemein) 

Beschäftigung 
Berufliche Bildung 
Sonstige Mobilität 
Arbeitslosigkeit 

Alter und Hinterbliebene 

Alter 
Hinterbliebene 

Folgen politischer Ereignisse 
Wohnen 
Sparförderung 
Allgemeine Lebenshilfen 

In den Funktionen nicht aufteilbare 
Leistungsarten 0 +395.4 - 2,8 - 66,7 -232,5 - 47,7 + 2J - 47,8 
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Der wichtigste Träger von Gesundheitsleistungen 
ist die gesetzliche Krankenkasse mit allein 54,5% 
aller Ausgaben. Den nächst höheren Anteil erbrin-
gen mit 21,6% bereits die Arbeitgeber, die allein 

78,7% ihres Gesamtaufwandes am Budget für Ge-
sundheitsmaßnahmen, also erheblich mehr als zum 
Beispiel für Betriebsrenten, erbringen. 

 

Im Gegensatz zur transferorientierten Funktion 
Alter und Hinterbliebene kommt den Sachleistun-
gen (ärztliche Dienstleistungen im ambulanten und 
stationären Bereich sowie Versorgung mit Arznei-
mittel) mit einem Anteil von 60% der Gesundheits-
leistungen eine besondere Bedeutung zu. Neben 
den Einkommensleistungen (Lohnersatz im Krank-
heitsfall), die 34% betragen, spielen auch die all-
gemeinen Dienste und Leistungen mit über 6% eine 
nicht unbeträchtliche Rolle (insbesondere Zuschüs-
se als Zuwendungen an Verbände und freie Träger 
von Sozialleistungen, die zu bestimmten Leistun-
gen führen). Auch der Bereich Gesundheit hat in 
den siebziger Jahren eine überdurchschnittliche 
Ausgabenentwicklung aufzuweisen, die seinen 
Anteil am Gesamtbudget von 31,4% auf 34,7% an-
steigen ließ. Die Ursachen für diese Ausgabenex-
pansion sind vielfältiger Natur. Es spielen dabei die 
Einbeziehung bestimmter Gruppen in die gesetz-
liche Krankenversicherung und die durch sie be-
wirkte Nachfrageerweiterung, sowie ein größeres 
Leistungsspektrum in Verbindung mit einem höhe-
ren Gesundheitsbewußtsein der Bevölkerung aber 
auch die Preisentwicklung für Gesundheitsgüter 
eine Rolle.^ 

Die drittgrößte Funktionsgruppe ist der Bereich der 
Familie. Er ist untergliedert in drei Teilbereiche: 
Kinder (4,2 Mrd. DM), Ehegatten (4,5 Mrd. DM) 
und Mutterschaft (0,4 Mrd. DM). 

Die im Sozialbudget 1 ängewendeten Abgrenzungs-
kriterien führen zu einer relativ engen Sicht fami-
lienrelevanter Leistungen. So sind alle Leistungen 
für den Bereich Wohnen, denen im Sozialbudget 1 
ein eigener Funktionalbereich vorbehalten ist, in 
gewissem Sinne familienrelevante Aufwendungen. 
Die beiden größten Einzelinstitutionen, die den Be-
reich Familie bestimmen, sind die Steuerermäßi-
gungen (4,0 Mrd. DM) und das Kindergeld 
(2,7 Mrd. DM). Die Funktion Mutterschaft beinhal-
tet insbesondere das Mutterschaftsgeld (303 Mill. 
DM). Über 90% der Ausgaben im Familienbereich 
Werden durch Einkommensleistungen erbracht, 
nahezu 6% machen dagegen die Sachleistungen 
aus, der Rest sind Zuschüsse, Maßnahmen und 
Verwaltungsausgaben. Der Ausgabenbereich für. 
die Familie ist im Sozialbudget 1 in den siebziger 

4 Linder, P.: Ausgaben für die Gesundheit, in: 
Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 7, 1981. 

Jahren unterdurchschnittlich gewachsen. Sein An-
teil am Gesamtbudget nahm von 20% (1970) auf 
15,5% (1979) ab. Dies gilt für die Unterfunktionen 
Kinder und Ehegatten gleichermaßen. Ursächlich 
ist vor allem der Geburtenrückgang, da trotz der 
Kindergeldreform von 1975, nach der auch für das 
erste Kind Kindergeld bezahlt wurde, und den vor-
genommenen Erhöhungen der Kindergeldsätze, die 
Leistungen relativ zum Gesamtbudget rückläufig 
sind. Außerdem gilt es zu bedenken, daß die fami-
lienorientierten Transferleistungen im Gegensatz zu 
anderen Leistungsbereichen wie dem Alter nicht 
)dynamisiert(, d.h. nicht durch einen Automatismus 
an die allgemeine Einkommensentwicklung ange-
bunden sind. Familiären Transferleistungen kommt 
in sozialpolitischem Sinne eine hohe Bedeutung zu, 
da sie die Familie in ihrer Funktionsfähigkeit stär-
ken. So können erhöhte Familienleistungen die 
Eigenvorsorge und die private Initiative derart för-
dern, daß sich hieraus eine Tendenz zur Ausgaben-
minderung bei den anderen sozialen Funktionsbe-
reichen ergibt. Dies würde eine stabilisierende Wir-
kung für das Sozialsystem als ganzes bedeuten. . 

 

Der nächste.größere Ausgabenbereich stellt 1979 
die Sparförderung dar, die mit 2,7 Mrd. DM zum 
Sozialbudget 1 beiträgt. Diese Leistungen werden 
von den beiden Institutionen Vermögensbildung 
(1,9 Mrd. DM) und den Steuerermäßigungen 
(0,8 Mrd. DM) getragen und stellen zu 100% Ein-
kommensleistungen dar. Während sich der Anteil 
dieser Leistungen am Budget zwischen 1970 und 
1974 von 4,2% auf 6,2% erhöhte, war in den Fol-
gejahren ein Absinken auf 4,6% (1979) zu beob-
achten. Dieser Rückgang in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre trat ein, weil einerseits die Zahl der 
Begünstigten begrenzt wurde (Einkommensgren-
zen) und andererseits 1976 die Prämiensätze für 
Anlagen nach dem Sparprämien- und Wohnungs-
bauprämiengesetz gesenkt wurden. 

Vom Ausgabevolumen gleichgewichtig wie die 
Sparförderung ist die Funktion Beschäftigung mit 
2,5 Mrd. DM. Dieses Aufgabenfeld ist in drei Teil-
bereiche untergliedert: berufliche Bildung 
(1,2 Mrd. DM), sonstige Mobilität (0,5 Mrd. DM) 
und Arbeitslosigkeit (0,8 Mrd. DM). Während die 
beiden ersten Teilbereiche mehr präventiven Cha-
rakter haben, die das Arbeitslosenrisiko mindern 
sollen, sind die Leistungen für Arbeitslosigkeit bei 
Eintritt der Notlage vorgesehen. Die Entwicklung 
der Ausgaben für Beschäftigung ist stark konjunk-
turabhängig. Ihr Leistungsanteil am Gesamtbudget 
stieg von 1,9% (1970) auf 6,6% (1975) und fiel 
danach auf 4,3% (1979) zurück. Dabei übersteigen 
im Konjunkturtief die Ausgaben für Arbeitslosigkeit 
die für die berufliche Bildung, im konjunkturellen 
Hoch tritt dagegen der präventive Aspekt stärker in 
den Vordergrund. 
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Inder Funktion Wohnen werden alle Leistungen 
zusammengefaßt, die direkt oder indirekt eine fi-
nanzielle Entlastung bei der Wohnungsnutzung 
darstellen. Zur Verbesserung der Wohnungsversor-
gung wurden 1979 insgesamt 1,4 Mrd. DM aus-
gegeben. Da der Wohnbereich in besonders engem 
Zusammenhang mit der Lage der Familien steht, 
kann hier eine spezielle Ergänzung des Funktional-
bereichs Familie gesehen werden. Enge Bezie-
hungen der Funktion Wohnen ergeben sich aber 
auch zur Sparförderung, soweit diese dem Woh-
nungsbau dient. Hauptbestandteile der Leistungen 
sind die Vergünstigungen im Wohnungswesen 
(902 Mill. DM), die vorwiegend in Form von Zins-
ermäßigungen oder als Zuschüsse zu Zins- und Til-
gungslasten erbracht werden. Neben der objektbe-
zogenen Förderung stehen auch die von den Woh-
nungsnutzern direkt in Anspruch genommenen 
Leistungen in Form von Wohngeld (177 Mill. DM). 
Diese Leistungen sind allerdings an Einkommens-
grenzen gebunden. Die Leistungen für Wohnen, die 
zu nahezu 100% Einkommensleistungen sind, 
haben in den siebziger Jahren anteilmäßig am 
Gesamtbudget von 4,0% (1970) auf 2,4% (1979) 
trotz Anpassungen des Wohngeldes an die allge-
meine Einkommensentwicklung abgenommen. 

Die selbständige Funktion Fo/gen politischer Er- - 
eignisse nimmt mit 1,1 Mrd. DM den zweitletzten 
Rang unter den Funktionen ein. Hier werden insbe-
sondere die Kriegsfolgelasten zusammengefaßt, 
deren bedeutendste Position die Kriegsopferver-
sorgung mit allein 825 Mill. DM darstellt. Die Ein-
kommensleistungen betragen hier 75%, die Sach-
leistungen immerhin 18% und die allgemeinen 
Dienste und Leistungen 7%. Der Budgetanteil die-
ser Funktion ist trotz Leistungsverbesserungen von 
3,1% (1970) auf 1,9% (1979) gefallen, was mit der 
zunehmenden zeitlichen Distanz zum Kriege zu er-
klären ist. 

Als letzte Funktion sind die allgemeinen Lebenshil-
fen zu nennen. Diese Funktion enthält ein relativ 
heterogenes Leistungsspektrum, dessen Schwer-
punkte bei der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Bundessozialhilfegesetz, der Fürsorgeerzie-
hung, den Häftlingshilfen und den Schwanger-
schaftsabbrüchen liegt. Die Ausgaben für diese 
Funktion liegen 1979 bei 294 Mill. DM. 
Eine Besonderheit weist sie hinsichtlich ihrer 
Leistungsform auf, da hier die Sachleistungen 
mit 47% im Vordergrund stehen. Auch den all-
gemeinen Diensten und Leistungen kommt mit 
21% eine hohe Bedeutung zu. Die Einkommens-
leistungen betragen entsprechend nur 32%. Die 
Leistungen dieser Funktion haben ihren Bud-
getanteil in den siebziger Jahren bei 0,6% bzw. 
0,5% konstant gehalten. 

Leistungsarten 

Der dritte Gesichtspunkt, nach dem die Leistungen 
nach dem Sozialbudget 1 darstellbar sind, sind die 
Leistungsarten. Sie unterteilen sich in die Einkom-
mensleistungen, welche monetäre Sozialtransfers 
von öffentlichen Haushalten und Arbeitgebern an 
die privaten Haushalte sowie auch die Minderbela-
stungen durch Steuer- und Zinsermäßigungen um-
fassen, in die Sachleistungen, die in Form von Wa-
ren und Diensten vor allem im Gesundheitsbereich 
geleistet werden, sowie in die allgemeinen Dienste 
und Leistungen, das sind Zuschüsse, Maßnahmen 
und der innere Dienst, die nicht unmittelbar einer 
bestimmten begünstigten Person zugerechnet wer-
den können. 

In den siebziger Jahren läßt sich ein Rückgang der 
Einkommensleistungen beobachten, deren Anteil 
am Gesamtbudget von 78,4% (1970) auf 72,7% 
(1979) gefallen ist. Betrachtet man die Zahlen ge-
nauer, so erkennt man, daß es sich dabei um Um-
schichtungen von Mitteln auf die Sachleistungen 
handelt, deren Anteil sich entsprechend von 16,8% 
auf 22,3% erhöht hat. Der Budgetanteil der allge-
meinen Dienste und Leistungen ist bei 4,9% (1979) 
relativ konstant geblieben. Man kann daraus 
schließen, daß die allgemeine Ausgabenexpansion 
im Gesundheitswesen während der ersten Hälfte 
der siebziger Jahre eine Strukturveränderung der 
Leistungsarten herbeigeführt hat. 

Die Finanzierungsseite des institutionellen 
Sozialbudgets 

Finanzierungsarten 

Der Bereitstellung sozialer Güter und Dienstleistun-
gen geht aus ökonomischer Sicht eine Umvertei-
lung der Primäreinkommen voraus, die die finan-
zielle Grundlage der sozial-motivierten Aktivitäten 
darstellt. Die Leistungssteigerungen der siebziger 
Jahre waren demnach nur in Verbindung mit einer 
zunehmenden Ausgabenbelastung der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber im Rahmen sozialstaatlicher 
Umverteilungsprozesse möglich. Diese Umvertei-
lungsprozesse vollziehen sich aber nicht nur über 
die Sozialabgaben, sie umfassen auch das Steuer-
aufkommen der Gebietskörperschaften und schla-
gen sich nicht zuletzt nach Kostenüberwälzungen 
beim Verbraucher über die Preise nieder. Der Lei-
stungsseite des Sozialbudgets steht daher ein ent-
sprechender Finanzierungsblock gegenüber, der 
nach Mittelaufbringung und Mittelherkunft ge-
gliedert werden kann (Tabelle 3). 

Die beiden großen Finanzierungskategorien der 
Mittelaufbringung sind die Beiträge von Arbeitge-
bern und Versicherten einerseits und die Zuwei-
sungen der Gebietskörperschaften andererseits. 
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Finanzierungsarten 1970 1975 1979 

Finanzierungsquellen Mill. DM 

63 978 49 177 25 969 

Finanzierungsarten - 

Finanzierung insgesamt 

Sonstige Einnahmen 

Unternehmen 

Bund 

Länder 

Gemeinden 

Sozialversicherung 

Private Organisationen 

Private Haushalte 

Übrige Welt 

Die zweite Gliederungsmöglichkeit der Finanzie 15 -
rungsseite gibt Auskunft über die Mittelherkunft, 
wobei die Finanzierungsmittel nach den am Wirt-
schaftsprozeß beteiligten Gruppen unterteilt 
werden. Im Jahre 1979 haben die Gebietskörper-
schaften mit zusammen 41,8% den größten Teil zur 
Finanzierung der Sozialleistungen aufgebracht, 
davon entfielen 23,5% auf den Bund 11,7% auf  das 
Land und 6,6% auf die Gemeinden. Die Unterneh- 
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Tabelle 3 

Institutionelles Sozialbudget nach Finanzierungs-
arten und -quellen 

Beiträge 
Beiträge der Versicherten 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 
Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 
Beiträge der Rentrier 

Zuweisungen 
aus öffentlichen Mitteln 

aus nicht öffentlichen Mitteln 

Langfristig nehmen die Beiträge gegenüber den 
Zuweisungen, die ganz überwiegend aus öffent-
lichen Mitteln stammen, einen größeren Raum ein. 
Während die Beiträge 1970 noch 61,0% zum Bud-
get beisteuerten, waren es 1979 immerhin 62,4%. 
Die Zuweisungen fielen entsprechend von 36,5% 
(1970) auf 35,7% (1979). Die Verschiebung bei 
der Mittelaufbringung von den Zuweisungen zu den 
Beiträgen erfolgt jedoch nicht kontinuierlich, son-
dern wird von konjunkturellen Schwankungen 
überlagert. Fallen nämlich im konjunkturellen Tief 
die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
aufgrund der Einkommens- und Beschäftigungs-
lage geringer aus, so muß gerade in dieser Zeit der 
Staat mit erhöhten Zuweisungen einspringen. In 
der konjunkturellen Hochphase verhält es sich ent-
sprechend umgekehrt (Schaubild 2). 

F i nanzierungsquellen 
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men steuerten 32,8% bei, die privaten Haushalte 
24,4%. Analog zur zunehmenden Beitragsfinan-
zierung läßt sich bei den Finanzierungsquellen eine 
Verschiebung der Finanzierungsanteile vom 
offentlichen zum privaten Bereich beobachten. Da-
bei überlagern sich auch hier langfristige und kurz-
frsitige Wirkungen, wobei die konjunkturell be-
stimmte Beschäftigungs=und Einkommensent-
wicklung den Trend kurzzeitig beeinflußt. So lassen 
sich insbesondere im Krisenjahr 1975 abrupt fal-
lende Zuwachsraten bei den Unternehmen und den 
privaten Haushalten nachweisen, während der 
Bund in die dadurch entstandene Finanzierungs-
lücke einspringen mußte (Schaubild 2). 

Ein Bund-Land-Vergleich des institutionellen 
Sozialbudgets in Leistung und Finanzierung 

Das institutionelle Sozialbudget stellt einen Landes-

 

ausschnitt des Bundesbudgets dar und ermöglicht 
daher einen Bundesvergleich. Mit einem Leistungs-

 

Schaubild 2 

Finanzierung des institutionellen Sozialbudgets 
Veränderung gegen Vorjahr in % 
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volumen von 58,6 Mrd. DM wies es dabei 1979 am 
Bundesbudget (in Höhe von 425,1 Mrd. DM) einen 
Anteil von 13,8% auf, so daß die Sozialleistungs-
quote niedriger liegt als der Bevölkerungsanteil des 
Landes an der Bevölkerung des Bundes (14,9%). 
Abweichungen in der Ausgabengestaltung gegen-
über dem Bund sind vor allem im Bereich Beschäf-
tigung festzustellen. Hier liegt ein stark unterdurch-
schnittlicher Ausgabenanteil zum Bund vor, der 
sich bei der institutionellen Gliederung insbeson-
dere bei der Arbeitsförderung 10,3%, zugleich aber 
auch bei der Sozialhilfe (11,2%) und dem Wohn-
geld (8,7%) bemerkbar macht. Hier zeigt sich die in 
Baden-Württemberg gegenüber dem Bund bessere 
Arbeitsmarktlage, die 1979 im Land zu einer 
Arbeitslosenquote von 2,1 %, im Bund aber zu 3,8% 
führte. Ein ebenfalls — wenn auch geringerer —
unterdurchschnittlicher Ausgabenanteil ergibt sich 
bei der Funktion Alter. Die Ausgaben für die Ren-
tenversicherung liegen mit einem Bundesanteil von 
12,8% unter dem Bundesanteil der gesamten 
Sozialleistungen, was zum einen mit dem geringe-
ren Anteil älterer Menschen in Baden-Württemberg 
(14,4% über 65 Jahre gegenüber 15,6%) erklärt 
werden kann, aber auch damit zusammenhängt, 
daß der Knappschaftlichen Rentenversicherung in 
Baden-Württemberg keine Bedeutung zukommt 
(Schaubild 3). 

Überdurchschnittliche Leistungen werden dagegen 
im Land von den Institutionen Arbeitgeber (1.979: 
15,6%) und der Kranken- und Unfallversicherung 
(14,5 bzw. 15,1%) erbracht. Diese Abweichungen 
vom durchschnittlichen Bundesanteil dürften auf 
eine höhere Erwerbstätigkeit in Baden-Württemberg 
mit einer Tätigkeitsquote von 45% im Vergleich. 
42% zurückzuführen sein. Die Entwicklung des 
Krankenstands in Baden-Württemberg dürfte da-
gegen keinen nennenswerten Einfluß auf die Lei-
stungsvolumen der obigen Institutionen ausüben, 
da dieser nicht tendenziell vom Bund abweichend 
verläuft. 

Der hohe Landesanteil der indirekten Leistungen 
(16,8%) vor allem an Steuerermäßigungen (Ehe-
gattensplitting), dürfte neben der Erwerbstätigen-
struktur der verheirateten Frauen, deren Tätigkeits-
quote 1979 mit 45% deutlicher über der des Bun-
des (39%) lag, auch auf eine zum Bund günstigere 
Einkommenssituation zurückzuführen sein. 

Schließlich steht hinter den zum Bund relativ 
hohen Leistungen für die Vermögensbildung 
(16,4%) ein tendenziell höherer Anteil der Arbeit-
nehmer am Bund, die vermögenswirksam sparen 
(1979: 16,5%). 

Der Ausgabenanteil am Bund für die Ausbildungs-
förderung von 14,8%, der ebenfalls über dem  
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Anteil Baden-Württembergs am Sozialbudget des 
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Durchschnitt liegt, steht schließlich im Einklang mit 
den aus BAFÖG-Mitteln geförderten Schülern und 
Studenten in Baden-Württemberg, deren Anteil am 
Bund 15,1 % beträgt. Dies dürfte vor allem durch 
die überdurchschnittliche Zahl der Universitäten im 
Land und die hohen Studentenzuwanderungen be-
dingt sein. 

Wegen der in Baden-Württemberg günstigeren 
sozio-ökonomischen Bedingungen, die insbeson-
dere Inder Arbeitsmarktlage und einem jüngeren 
Altersaufbau der Bevölkerung zu sehen sind, ist 
somit das globale Sozialleistungsniveau geringer 
als im Bund. 

Vergleicht man die Finanzierungsstrukturen des 
Landes mit denen des Bundes, so läßt sich über die 
Jahre hinweg zudem im Land eine höhere Beitrags-
finanzierung beobachten. Während 1979 im Land 
62,4% des Budgets durch Beiträge finanziert 
wurden, waren es im Bund nur 60,9%. Es zeigt sich 
auch in den zurückliegenden Jahren eine ähnliche 
Abweichung in dieser Richtung. Dagegen liegen 
die Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln im Land 
mit 33,9% entsprechend niedriger als im Bund 
(35,2%). Stellt man die Finanzierungsanteile nach 
den Quellen für Land und Bund gegenüber, so läßt 
sich eine Abweichung bei den privaten Haushalten 
und Gebietskörperschaften erkennen. Während im 
Land die privaten Haushalte aufgrund ihrer Be-
schäftigungs- und Einkommenssituation 24,4% des 
Budgets finanzieren, sind es im Bund nur 22,8%. 
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Würden die privaten Haushalte im Land denselben 
Anteil an der Gesamtfinanzierung tragen wie dies 
im Bundesdurchschnitt der Fall ist, so betrüge ihr 
Aufkommen statt 15,6 Mrd. DM nur 14,6 Mrd. DM, 
läge also um 1 Mrd. DM niedriger. Daraus läßt sich 
schließen, daß infolge der zum Bund günstigen Be-
schäftigungs- und Einkommenssituation die priva-
ten Haushalte eine überdurchschnittliche Beitrags-
finanzierung zum Bundesbudget erbringen und 
damit eine Entlastung bei den öffentlichen Zuwei-
sungen durch die Gebietskörperschaften bewirken. 
Es kann in diesem Zusammenhang durchaus von 
einer Art regionalem Finanztransfer im sozialen 
Bereich gesprochen werden, der dem übrigen Bun-
desgebiet zugute kommt. 

Die Abhängigkeit der Beitragsfinanzierung von der 
gesarptwirtschaRlichen Entwicklung 

Als eine entscheidende Voraussetzung für den 
Erhalt des sozialen Netzes und die öffentliche Ver-
sorgung der Bevölkerung mit notwendigen sozialen 

Schaubild 4 

Zusammenhang zwischen Sozialbeiträgen und 
Bruttoinlandsprodukt im Zeitraum 1960 bis 1979 

Sozia beitrage 1960= 100 

Einrichtungen wird mit Recht immer wieder die 
wirtschaftliche Entwicklung hervorgehoben. So 
muß in Zeiten wirtschaftlicher Stagnation mit Bei-
tragsausfällen durch Arbeitslosigkeit aber auch mit 
Steuermindereinnahmen gerechnet werden, die die 
möglichen finanziellen Zuweisungen des Staates 
zur Finanzierung des Sozialbudgets beschränken. 
Insbesondere die Jahre nach dem wirtschaftlichen 
Einbruch 1975 haben zur Erkenntnis geführt, daß 
sich die Rahmenbedingungen des Wohlfahrts-
staates geändert haben und zu einer Neuordnung 
der Sozialpolitik bei Bund, Ländern und Gemein-
den zwingen. Für die Sozialversicherungsträger, die 
zunehmend unter Finanzierungsdefiziten leiden, 
tritt immer mehr das Prinzip einer einnahmeorien-
tierten Ausgabenpolitik in den Vordergrund, nach 
dem das gegenteilige Prinzip der ausgabenorien-
tierten Einnahmepolitik aufgrund der heutigen 
Abgabenbelastung von Arbeitnehmer und Arbeit-
geberan seine.Grenzen gestoßen ist. 

Um die Interdependenzen zwischen dem ökonomi-
schen und dem sozialen Bereich sichtbar zu 
machen und diese möglichst auch zu quantifizie-
ren, wurde der Zusammenhang zwischen Bruttoin-
landsprodukt und den aufgebrachten Sozialbeiträ-
gen berechnet (Schaubild 4)5. 

Die ermittelte Funktion besitzt darüberhinaus eine 
von der,Höhe des Bruttosozialprodukts unabhän-
gige Beitragsaufkommenselastizität mit dem 
geschätzten Koeffizierten von 1,336. Diesem Elasti-
zitätskoeffizienten kommt eine besondere inhalt-

 

5 Der Zusammenhang zwischen zwei Größen im Zeitablauf wird in der 
Statistik mit Hilfe der Regressionsrechnung gemessen. Hierzu wird eine 
sogenannte Regressionsfunktion geschätzt, die die Art der Abhängig-
keit zweier Merkmalsgrößen zum Ausdruck bringen soll. Die Stärke des 
Zusammenhangs wird durch den Korrelationskoeffizienten roder das 
Bestimmtheitsmaß R2  angegeben. Hinsichtlich der Beziehung 
zwischen Sozialbeiträgen und Bruttoinlandsprodukt kann ein enger 
Zusammenhang festgestellt werden, da das Bestimmtheitsmaß R2  = 
0,99 besagt, daß immerhin 99% der Gesamtstreuung sich aus derVer-
änderung des Bruttoinlandsprodukts durch den. geschätzten Regres-
sionsansatz erklären lassen. 

6 Die Beziehung kann durch eine nichtlineare Funktion der Form 

Y=A Xß 
dargestellt werden, für deren geschätzte Koeffezienten sich. 

Y =.0,209 XI•s2ts, Rt = 0,99 
ergibt. Diese Funktion geht bei Linearisierung in eine doppellogarithmi-

 

sche Funktion über. 
Der Elastizitätskoeffizient berechnet sich aus: 

dy x 
E (Y.x) = dx '- v 
wobei: 

d—y x—A , ß , Xsn 

Mit den geschätzten Koeffizienten erhält man: 

d  =0,2775 X-AM 

Damit ergibt sich: 
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347,6 - 7,0 64,1 - 23,9 5,3 218,3 29,0 

6,1 - - 1,2 - - - - 4,9 

81,8 - 0,7 34,3 - 7.4 0,1 32,1 72 

259,7 - 6,3 28,6 - 16,5 5,2 186,2 16,9 

4252,1 0,1 181,9 270,3 1,8 3105,6 86,0 566,1 40,3 
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645,4 - 26,3 19,8 - 491,8 12,0 95,4 0,1 

1 151,6 - 51,6 4,7 - 872,0 29,0 193,2 0,9 

390,4 0,1 30.0 210,6 1,8 39,1 10,3 61,7 36,8 
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- 
- 
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501,6 
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0,3 - 
- 

374,1 
249,4 
124,7 - 

- 

518,0 28,1 

13,3 16,8 

313,7 0,2 
55,8 0,0 

135,2 3,2 - 

 

- 7,9 

557,2 285,3 

160,9 7,1 
263,0 192,7 - - 
121,1 37,6 
12.2 47,9 

22,2 22,8 
22,2 22,8 - 
- 2,4 - 1,3 - 1,1 

885,3 3,7 
840,4 2,6 

22 08 
42,7 0.3 

161,9 6,7 
50,5 0,4 
53,8 5,1 
57,6 7,2 
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liche Bedeutung zu: Verändert sich nämlich das 
Bruttoinlandsprodukt um ein Prozent nach oben 
oder unten, so reagiert das Finanzaufkommen der 
Sozialbeiträge entsprechend mit 1,33% ebenfalls 
nach oben oder unten. Dies zeigt deutlich nicht nur 
die Abhängigkeit sondern auch die hohe Reagibili-
tät des Beitragsaufkommens von der Wirtschafts-
entwicklung. 

Das landesspezifische Sozialbudget (Sozialbudget llJ 

 

Die im Sozialbudget 1 erfaßten Leistungen stellen 
keineswegs den Gesamtaufwand an öffentlichen 
Sozialausgaben im weitesten Sinne dar. Vielmehr 
werden auf Landes- und Gemeindeebenen zusätz-
liche Leistungen erbracht, die nicht der institutio-
nellen Gliederung des Bundesbudgets zugeordnet 

Tabelle 4 

Landesspezifisches Sozialbudget (Budget 11) nach Funktionen und Leistungsarten 1979 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen Leistungsarten 

1 nsgesamt 

Funktionen 

Ein-

 

kommens-

 

leisiungen Maß-
nahmen 

Mill. DM  

1 nvest it io nen 

Baumaß-

 

nahmen 
für I nvesti- 
Zuschüsse 

tionen 

Sach-
leistungen 

E in-

 

rich-

 

tungen 

Zu 
schüsse 

nnerer 
D iensi 

Sozialbudget insgesamt  13648,1 19,0 560,8  1 755,2 39,4 7 147,3 .702,6 2966,0 457,8 

Familie 

Kinder 
Ehegatten 
Mutterschaft 

Sparförderung 

 

Wohnen und Wohnu mfeld 
Wohnraumbeschaffung 
Wohnungsbauförderung 
Städtebauliche Sanierung und 
E nildick lu ng 

Allgemeine Bildung 
Schulen 

Grund-und Hauptschulen 
Realschulen 
Gymnasien 

Schulübergreifende Ausgaben 
E rwachsenenbi Idu ng 

Beschäftigung 
Berufliche Ausbildung 

Berufsschulen 
Fach- und Fachhochschulen 
Universitäten 
Berufliche Bildung 
Arbeitslosigkeit 
Sonstige Mobilität 

Gesundheit 
Vorbeugung 
Krankheit 

Arbeitsunfall und Berufskrankheit 
Invalidität (allgemein) 
Sport 

Alter und Hinterbliebene 
Alter 
Hinterbliebene 

Sonstige Lebenshilfe 
Allgemeine Lebenshilfen 
Folgen politischer Ereignisse 

Umwelt 
Wasserwirtschaft, Immission 
Abfallbeseitigung 
Sonstige Umweltmaßnahmen 

Öffentliche Sicherheit 
Öffentliche Ordnung 
Schutz-und Rettungswesen 
Sonstige Einrichtungen  

2859,5 6,3 66,8 278,7 21,1 1802,6 137,9 

163.6 0,2 2,4 81,9 19.4 27,3 2,3 

1065,1 2,2 41,5 5,1 - 660,3 42,1 

394,5 1,1 6,9 33,9 0,5 279,8 16,5 

1159,2 2,8 16,0 94,5 1.2 829,3 77,0 - - - - - - - 
- - - - - 

77.1 - - 63,3 - 5.9 - 

2406,8 - 60,5 686,9 13,4 496,3 307,2 

518,9 - 40,1 64,9 6,9 218,7 20,3 
1101.6 - 3,6 362.3 - 0,0 280,0 

- - - - - - - 
667,7 - 15,0 208,6 6,5 272,1 6,8 

118,6 - 1,8 51,1 - 5,5 0.1 

135,8 10,3 11.3 23,2 - 43,6 2,4 

130,4 10,3 11,3 17,8 - 43,6 2,4 

5,4 - - 5,4 - - - 

113,0 0,1 13,5 5,6 - 87,7 3,7 

89,6 0,1 13,5 1,1 - 71,9 1,7 

23,4 - 0,0 4,5 - 15,8 2,0 

1,3474 - 105,3 40,4 1,7 283,1. 27,9 

1 053,8 - 43,6 6,1 1,7 146,3 13,1 

35,8 - 8,2 20,6 - 3,5 0,5 

257,8 - 53.5 13,7 - 133,3 14,3 

1 525,6 0,0 100,0 11,9 1,4 1 118,7 125,0 

1 106,6 0,0 13.5 3,7 - 977,2 61,3 

238,8 - 14,5 8,1 1,4 96,6 59,3 

180,2 - 72,0 0,1 - 44,9 4,4 
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werden können und definitionsgemäß im landes-
spezifischen Budget enthalten sind. Sie resultieren 
zum einen aus der förderativen Aufgabenverteilung 
zwischen Bund und Ländern. Zum anderen sind sie 
Ausdruck der spezifischen Prioritätensetzung der 
Landespolitik im sozialen Bereich. Der Schwer-
punkt dieser Leistungen liegt dabei auf den Lei-
stungsarten „allgemeine Dienste und Leistungen" 
(65,5%) und hier vor allem auf dem inneren Dienst 
(52,4%) und den Zuschüssen (12,9%), daneben 
spielen auch die Investitionen in gesellschaftlichen 
Bereichen (30,2%) eine bedeutende Rolle. 

Im Jahre 1979 erreichte das Budget II ein Ausgabe-

 

volumen von 13,6 Mrd. DM. Der quantitativ 
stärkste funktionale Ausgabenbereich, die Bildung, 
nahm davon mit 4,3 Mrd. DM über 30% in 
Anspruch. In diesem Betrag sind alle Ausgaben für 
Schulen enthalten, insbesondere Gehälter und 
Bezüge der Lehrer (3,1 Mrd. DM), die Aufwendun-
gen für Investitionen und Investitionszuschüsse 
(692 Mill. DM), darunter 566 Mill. DM für Baumaß-
nahmen (Tabelle 4). Ausgewiesen sind auch die 
Zuschüsse, die private Träger von Bildungseinrich-
tungen erhalten (270 Mill. DM). Neben die allge-
meine Bildung tritt die Funktion Beschäftigung mit 
2,9 Mrd. DM (21 % des Budgetvolumens), in der 
ganz überwiegend die beruflichen Schulen und 
Ausbildungsstätten wie Berufsschulen, Fachhoch-
schulen, sowie Universitäten enthalten sind. Aus-
gabenschwerpunkt ist auch hier der innere Dienst 
mit 1,8 Mrd. DM, der die Löhne, Gehälter und 
Bezüge vor allem des Lehrpersonals enthält. 
Schließlich fallen auch hier beachtliche Investi-
tionsaufwendungen in Höhe von 684 Mill. DM an, 
wovon 518 Mill. DM Baumaßnahmen darstellen. 
Ein weiterer zentraler Bereich von Budget II ist die 
Funktion Gesundheit (2,4 Mrd. DM oder 17,6%), die 
neben den Investitionen im Krankenhausbereich 
auch die Aufwendungen für Personal und Sach-
kosten enthält, sofern sie nicht über die Pflegesätze 
von der gesetzlichen Krankenversicherung abge-
deckt werden. Es sind dies die Aufwendungen, die 
sich aus dem Krankenhausfinanzierungsgesetz 
ergeben. Als weitere gesellschaftliche Bereiche im 
weitesten Sinne sind im Budget II die Umwelt (1,3 
Mrd. DM) und die öffentliche Sicherheit (1,5 Mrd. 
DM) mit einbezogen, da sie die Lebenslage der 
Bevölkerung nicht unwesentlich mitprägen. Neben 
der Funktion Familie, für die 660 Mill. DM ausgege-
ben wird, tritt auf Landesebene noch der familien-
relevante Bereich Wohnen mit 348 Mill. DM, der 
im Budget II seine Hauptaufgabe in der städtebau-

 

\

lichen Sanierung und Entwicklung, also beim 
Wohnumfeld hat. Auch hier dominieren die Investi-
tionsausgaben. 

l '2etrachtet man die Entwicklung der Ausgaben des 
iesspezifischen Budgets, so läßt sich erkennen, 

entscheidenden Prioritäten in Landes- und  

Schaubild 5 

Entwicklung der Funktionen im 

landesspezifischen Sozialbudget 

Gemeindehaushalten während der siebziger Jahre 
gesetzt wurden. Einen überdurchschnittlich hohen 
Ausgabenzuwachs hat diesbezüglich die Funktion 
„Familie" aufzuweisen, deren Ausgabenvolumen 
(660,3 Mill. DM) sich nicht zuletzt durch verschie-
dene Familienprogramme seit 1970 verdreifacht 
hat (Schaubild 5). Die Leistungen nach dem institu-
tionellen Budget haben im Vergleich dazu nur auf 
das knapp Zweifache zugenommen. Der Hauptan-
teil der Ausgaben kommt mit 501,6 Mill. DM spe-
ziell Familien mit Kindern zugute. Ein weiterer 
Schwerpunkt, der sich ab 1977 abzeichnet, wurde 
durch die für die Familie bedeutsame Funktion 
„Wohnen und Wohnumfeld" gesetzt. Auch diese 
Ausgaben (347,6 Mill. DM) haben sich seit 1970 
nahezu verdreifacht. Bei dieser Entwicklung tritt 
ganz eindeutig die Unterfunktion „Städtebauliche 
Sanierung und Entwicklung" in den Vordergrund, 
für die 1979 allein 3/4  der Ausgaben für Wohnen 
aufgewendet wurden. Die Ausgaben für die mehr 
qualitativ-orientierten Urbanisierungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen haben sich während der siebzi-
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Faßt man die beiden Budgets 1 und II nach Funktio-
nah und/oder Leistungsarten zusammen, so erhält 
man die statistisch erfaßbaren Ausgaben des 
Sozialbereichs im weitesten Sinne. Sie decken 
nicht nur das Ausgabenfeld der sozialen Sicherung 
ab, sondern geben die Gesamtheit der sozial- und 
gesellschaftspolitisch relevanten Aufwendungen an 
(Tabelle 5, Schaubild 6). Als beeindruckend muß 
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ger Jahre nahezu verneunfacht. Der Bereich 
„Gesundheit', der im landesspezifischen Budget 
vor allem aus Investitionsaufwendungen und Per-
sonalkosten nebst Zuschüssen besteht, hat eine 
Ausgabensteigerung während der siebziger Jahre 
auf das 2,7fache erfahren. Diese Entwicklung ent-
spricht in etwa der im institutionellen Budget, in 
welchem insbesondere die Sachleistungen, die 
über das Erstattungssystem laufen, eine vorherr-
schende Rolle spielen. Die nahezu parallele Ent-
wicklug dürfte gerade im Hinblick auf die Unter-
schiedlichkeit der Leistungsarten des Gesundheits-
bereichs beider Budgets von Interesse sein. Die 
Entwicklung im Ausgabenbereich „Öffentliche 
Sicherheit' die vor allem das gesamte Polizei- und 
Rettungswesen sowie den Katastrophenschutz 
umfaßt, hat nicht zuletzt aufgrund besonderer Her-
ausforderungen während der siebziger Jahre eben-
falls hohe Zuwachsraten zu verzeichnen. Seine 
Ausgaben haben sich auf das 2,6fache erhöht. 
Eine durchschnittliche Entwicklung (Zunahme auf 
das 2,5fache) nahm die Funktion „Beschäftigung" 
ein. Im Bereich des „allgemeinen Bildungswesens" 
ist eine Zunahme auf das 2,3fache festzustellen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß es sich hier um 
den mit Abstand größten Aufgabenbereich der 
Funktionen des landesspezifischen Budgets han-
delt. Zudem fällt im Bildungsbereich gegenüber 
den anderen Funktionen eine relative Stetigkeit der 
Ausgabenentwicklung auf, die.mit dem spezifi-
schen Charakter dieser Funktion und ihrem hohen 
Ausgabenniveau zusammenhängen dürfte. 
Schließlich ist noch der Bereich „Umwelt' zu 
erwähnen, der besonders seitdem Jahr 1977 eine 
beachtliche Entwicklung genommen hat. Insge-
samt hat sich dieser Ausgabenbereich auf das 
2,1 fache erhöht. 

Tabelle 5 

Integriertes Sozialbudget in jeweiligen Preisen nach 
Funktionen 

1979 
Funktionen 

Mill, DM 

29275,4 57010,0 72196,1  

Schaubild 6 

Struktur der Sozialleistungen nach 
dem integrierten Sozialbudget 1979 
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gelten, daß 1979 in Baden-Württemberg 72,2 
Mrd. DM an öffentlichen Sozialausgaben in ver-
schiedenster Form von einer Vielzahl von Trägern 
erbracht wurden. Seit 1970 ergibt dies eine Stei-
gerungsrate von 146%. Insbesondere in den Jahren 
bis 1975 lagen die jährlichen Zuwachsraten auf 
einem hohen Niveau, das 10% deutlich überschritt. 
Ab 1976 hat sich der Zuwachs dann rasch auf eine 
Rate um 6% eingependelt. Eine zum Gesamtbudget 
überdurchschnittliche Entwicklung haben die 
Funktionen Beschäftigung, Sparförderung und 
Gesundheit aufzuweisen, eine unterdurchschnitt-
liche Entwicklung dagegen war bei der Familie, 
dem Wohnen und der Umwelt zu konstatieren. Ins-
besondere im Bereich Familie kann dabei jedoch 
keinesfalls auf die Einzelleistungen, also auf sin-
kende Ausgaben pro Familie geschlossen werden, 
da sich die Struktur der Familie durch den Gebur-
fenrückgang seit Mitte der sechziger Jahre zum 
Teil erheblich geändert hat, so daß diese Entwick-
lung auch demographisch bedingt sein dürfte. 

Schließlich lassen sich die Gesamtaufwendungen 
in investive und konsumtive Leistungen im gesell-
schaftlichen Bereich zerlegen. Beide unterscheiden 
sich vor allem aus ökonomischer Sicht, da sie 
unterschiedliche Beschäftigungswirkungen aufwei-
sen, zum anderen in verschiedener Weise Einfluß 
auf die Kapitalbildung im volkswirtschaftlichen 
Bereich nehmen. Obwohl der Anteil der investiven 
Sozialleistungen ohnehin recht gering ist, läßt sich 
eine Tendenz zum relativen Rückgang der investi-
ven Sozialleistungen erkennen. Betrug 1971 ihr 
Anteil immerhin noch 8,8%, so fiel dieser bis 1979 
auf 5,7%. Zum Teil dürfte diese Entwicklung auch 
das Ergebnis des inzwischen erreichten hohen 
Standes infrastruktureller Versorgung insbesondere 
im Gesundheits-und Bildungsbereich sein. 

Weitergehende Informationen liefert das reale, also 
preisbereinigte, Sozialbudget, das in Preisen zu 
1970 berechnet wird. In ihm wird die mengenmä-
ßige Ausweitung des Budgets abgeschätzt. Hierzu 
werden die Sozialleistungen in ihrer tiefsten Glie-
derung nach Funktionen und Leistungsarten mit 24 
verschiedenen Preis-, Lohn- und Gehaltindizes 
deflationiert. Während das Budget in jeweiligen 
Preisen von 29,3 Mrd. DM (1970) auf 72,2 Mrd. 
DM (1979) angestiegen ist, war im preisbereinig-
ten Budget nur eine Zunahme auf 44,3 Mrd. DM zu 
verzeichnen. Zerlegt man den nominalen Anstieg 
der Leistungen insgesamt in eine mengen- und eine 
preibestimmte Größe, so ergibt sich, daß etwa über 
ein Drittel der Ausgabensteigerungen in den siebzi-
ger Jahren auf ein erhöhtes Leistungsvolumen 
zurückzuführen war. Die Mengenkomponente ist 
dabei der prozentuale Anteil am gesamten nomina-
len Ausgabenwachstum, der auf die reale Entwick-
lung entfällt. Zu knapp zwei Drittel ergab sich  

dagegen eine monetäre Aufblähung des Budgets. 
Diese Relation gestaltet sich allerdings für die ein-
zelnen Funktionsbereiche unterschiedlich. 

Eine zum Gesamtbudget überproportionale 
Mengenkomponente am nominellen Ausgaben-
wachstum zwischen 1970 und 1979 weisen die 
Funktionen: Beschäftigung (45%), Alter (42%) und 
Sparförderung (41 %) auf. Stärker inflatorischen 
Tendenzen unterliegen dagegen die anderen Funk-
tionsbereiche: So hat sich bei der Bildung nur eine 
effektive Leistungsverbesserung von 21 % ergeben, 
bei der Familie von 27% und bei der öffentlichen 
Sicherheit von 28%. Einen Spezialfall stellt der 
Bereich Wohnen dar, bei dem die Ausgabenent- . 
wicklung in den siebziger Jahren ganz auf Preis-
niveausteigerungen zurückzuführen war, so daß 
sich real in den vergangenen 10 Jahren hier kein 
Ausgabenzuwachs ergab. Die Bereiche Gesundheit 
und Umwelt weisen mit 34 bzw. 33% eine Men-
genkomponente in der Ausgabenentwicklung auf, 
die dem Gesamtbudget entspricht. 

Nahezu 40% aller öffentlichen Sozialleistungen 
entfallen auf die älteren Menschen 

 

Ein weiterer Aspekt der Sozialbudgetberechnungen 
ergibt sich durch die empfängerspezifische Gliede-
rung der Sozialleistungen. Teilt man die gesamte 
Wohnbevölkerung ein in 

Nichterwerbspersonen unter 25 Jahren 
Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 
65 Jahren 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 65 Jahren 

so lassen sich weitere Schlußfolgerungen ziehen.? 
Betrachtet man die Aufteilung des Leistungsvolu-
mens des integrierten Sozialbudgets 1979 von 
72,2 Mrd. DM auf die vier Empfängergruppen 
(Tabelle 6), so nehmen die Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre (Rentner und Pensionäre) nahezu 
40% und die Erwerbspersonen, in denen auch die 
Arbeitslosen enthalten sind, gut 30% der Gesamt-
leistungen in Anspruch. Auf die Nichterwerbsper-
sonen unter 25 Jahren (Kinder und Jugendliche in 
Ausbildung) entfallen 25%, auf die Nichterwerbs-
personen zwischen 25 und 65 Jahren (Hausfrauen, 
Frührentner) gut 5% (Schaubild 6). Faßt man die 
Entwicklung der Ausgaben während der siebziger 
Jahre ins Auge, so haben sich die Leistungen von 
1970 bis 1979 für die alten Menschen mit einer 
jahresdurchschnittlichenZuwachsratevon 11,7% 
überdurchschnittlich zu den Gesamtleistungen 
(10,5%) entwickelt, während die Leistungen für 

7 Vgl.: Linder, P.: Das Sozialbudget im Spiegel demographischer und 
ökonomischer Entwicklungen, in: Baden-Württemberg in Wort und 
Zahl. Heft 11, 1981. 
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Tabelle 6 

Integriertes Sozialbudget nach Empfängergruppen 

Empfängergruppen 1970 1975 1979 

Sozialleistungen in jeweiligen Preisen 
Mill. DM 

Sozialbudget insgesamt 

Nichterwerbspersonen unter 
25 Jahren 
Nichterwerbspersonen 25-65 
Jahre 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 
65 Jahre 

Sozialleistungsziffern (Pro-Kopf-Leistungen) in jeweiligen Preisen 
DM 

Sozialbudget insgesamt 

Nichterwerbspersonen unter 
25 Jahren 
Nichterwerbspersonen 25-65 
Jahre 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 
65 Jahre 

Sozialleistungen in Preisen von 1970 
Mil . DM 

Sozialbudget insgesamt 

Nichterwerbspersonen unter 
25 Jahren 
Nichterwerbspersonen 25.65 
Jahre 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 
65 Jahre 

 

Sozialleistungsziffern (Pro-Kopf-Leistungen) in Preisen 1970 
DM 

Sozialbudget insgesamt 3291 4 468 4 841 

Nichterwerbspersonen unter 
25 Jahren 
Nichterwerbspersonen 25-65 
Jahre 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 
65 Jahre 

Kinder und Jugendliche (9,5%) sowie für die Haus-
frauen etc. (9,3%) unterdurchschnittlich zunahmen. 
Die Leistungen für Erwerbspersonen (10,2%) liegen 

dagegen im Durchschnitt der Gesamtleistungen. 
Das unterschiedliche Entwicklungstempo der abso-

luten Beträge der Sozialleistungen für die einzelnen 
Empfängergruppen kann verschiedene Ursachen 

haben. So kann es auf demographische Verände-
rungen zurückgeführt werden, — die zu einer Zu-

oder Abnahme bestimmter Bevölkerungsgruppen 
führen — wie auch auf Änderungen im Leistungs-
niveau für die einzelnen Gruppen. Je nachdem, wie 

sich die Gewichte dieser beiden Komponenten 
gestalten, kommt man im zeitlichen Verlauf hin-

sichtlich der Absolutausgaben und der Pro-Kopf-
Ausgaben zu unterschiedlichen Ergebnissen. So 

zeigt sich, daß die Pro-Kopf-Leistungen für die 

älteren Menschen mit einer jahresdurchschnitt-  

lichen Rate von 7,6% deutlich unter dem Anwach-
sen des „Leistungsniveaus" der anderen Empfän-
gergruppen liegen. Bei den Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren sowie denen zwischen 25 und 65 
Jahren liegt die entsprechende Rate bei 9,8%, im 
Falle der Erwerbspersonen gar bei 10,2%. Trotz der 
laufenden Rentenanpassungen war bei den Älteren 

im Vergleich zu anderen Empfängergruppen ein 
geringeres jahresdurchschnittliches Wachstum der 
Pro-Kopf-Ausgaben zu konstatieren. Doch nahmen 
die absoluten Beträge eine überdurchschnittliche 
Entwicklung. Dies wurde entscheidend durch lang-
fristig demographische Einflüsse bewirkt, die in 
den siebziger Jahren zum vielzitierten „Rentner-
berg" geführt haben. Dabei ist jedoch zu betrach-
ten, daß das Pro-Kopf-Leistungsniveau der alten 
Menschen immer noch erheblich über dem der 
anderen Gruppen liegt. Waren allerdings die Lei-
stungen pro Kopf der alten Menschen 1970 noch 
3,6 mal höher als die der jungen Menschen, so 
waren sie es 1979 nur noch 3,0 mal. Bei solchen 
Vergleichen ist allerdings immer auch die Art und 
die Funktion der Sozialleistungen zu berücksichti-
gen. Während Rentner und Pensionäre ihren 
Lebensunterhalt vorwiegend aus derivativem Ein-
kommen, also aus dem Sozialbudget bestreiten —
mit Ausnahme von evtl. zusätzlichem Einkommen 
aus Vermögen —, ist dies bei den anderen Gruppen 
mehrheitlich nicht der Fall. Nicht nur die Erwerb-
stätigen erhalten ja in erster Linie Faktoreinkom-
men, auch die Nichterwerbspersonen unter 65 
Jahren beziehen in der Regel über intrafamiliäre 
Umverteilungsvorgänge Erwerbs- und Vermögens-
einkommen. 

Der relativ konstante Anteil der Kinder und Jugend-
lichen an der Wohnbevölkerung bis 1975 sowie 
die absolute Abnahme ihrer Zahl ab 1976, hervor-
gerufen durch den Geburtenrückgang seit 1966, 
ließ die absoluten Aufwendungen von 27% auf 
25% am Gesamtbudget zurückgehen, obwohl 
gleichzeitig die Pro-Kopf-Leistungen im Vergleich 
zu den älteren Menschen relativ stark angestiegen 
sind. Die Leistungsverbesserungen für Kinder und 
Jugendliche sind vor allem das Ergebnis einer 
Reihe gesetzlicher Regelungen und reformerischer 
Bemühungen. Hierunter sind insbesondere die Kin-
dergeldreformen von 1975 und die mehrmaligen 
Anhebungen der Kindergeldsätze zu zählen, aber 
auch die besonderen finanziellen Anstrengungen 
beim Ausbau des Bildungswesens auf allen Ebenen 
schlagen. sich hier nieder. 

 

Bei den Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 
65 Jahren verlaufen die absoluten Aufwendungen 
unterdurchschnittlich, während die Pro-Kopf-Aus-
gaben wie bei den Kindern und auszubildenden 
Jugendlichen erheblich über der Entwicklung der 
älteren Menschen liegt. 

29 275 57 010 72 196 

7890 15145 17 881 

1 752 3 025 3 899 
9 308 18 653 22 383 

10 325 20"187 28 033 

3 291 6 191 7 892 

3 154 5 776 7 338 

1 340 2 397 3 122 
2 222 4 457 5 333 

11 498 17 723 22 160 

29 275 41 145 44 281 

7 890 10 783 10 721 

1752 2132 2 323 
9 308 13 397 13 529 

10 325 . 14 833 17 708 

3 154 4113 4399 

1 340 1 690 1 859 
2 222 3201 3 223 

11 498 13 023 13 999 
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Schließlich läßt sich bei der Empfängergruppe der 
Erwerbspersonen, die das zweithöchste Leitungs-
volumen aufweisen, eine relativ gleichlaufende Ent-
wicklung von absoluten Leistungsaufwendungen 
und Pro-Kopf-Ausgaben feststellen. Aufgrund der 
wirtschaftlichen Entwicklung und deren Auswir-
kung auf den Arbeitsmarkt während der siebziger 
Jahre kann davon ausgegangen werden, daß sich 
nicht unbeträchtliche Umschichtungen von Sozial-
leistungen innerhalb der Gruppe der Erwerbsperso-
nen vollzogen haben, die aus den vorliegenden 
Daten nicht erkennbar sind. 

Ein Vergleich von nominalen und realen Größen der 
empfängerspezifischen Leistungen zeigt, daß die 
Leistungen für die einzelnen Empfängergruppen 
unterschiedlich starken Inflationswirkungen unter-
liegen. Während beiden Rentnern und Pensionären 
auf den nominalen Gesamtzuwachs von 1970 bis 
1979 eine reale Verbesserung von 42%festzustel-
len ist, beträgt der Realzuwachs an der nominellen 
Steigerung bei den Nichterwerbspersonen unter 25 
Jahren nur 28%. Einen ebenfalls niedrigeren realen 
Anteil wiesen die Nichterwerbspersonen zwischen 
25 und 65 Jahren mit 27% und die Erwerbsperso-
nen mit 32% aus. Die unterschiedlichen Inflations-
tendenzen haben ihre Ursache in der Verschieden-
heit der Leistungsform, in der Sozialleistungen 
erbracht werden. 

Unterschiedliche Schwerpunkte in den beiden 
Budgets 

Betrachtet man die empfängerspezifischen Sozial-
leistungen getrennt für Budget 1 und II, so läßt sich 
leicht erkennen, wo — neben den landespolitischen 
Aktivitäten — die bevölkerungsrelevanten Schwer-
punkte der Ausgaben liegen. Während beim Bud-
get 1 nahezu 46% für die Personen im Rentenalter, 
immerhin 34% für Erwerbspersonen und lediglich 
15% für die Nichterwerbspersonen unter 25 Jah-
ren ausgegeben wird, liegt der Schwerpunkt beim 
Budget 11 mit 64% eindeutig bei den Nichterwerbs-
personen unter 25 Jahren. Von Bedeutung sind 
aber auch die Erwerbspersonen mit einem Anteil 
von 22%; ein geringer Aufwand wird dagegen von 
der Leistungsstruktur her für die Rentner und Pen-
sionäre (9%) erbracht. Einen gleichen Anteil weisen 
die Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren mit gut 5% an den beiden Budgets aus. 
Damit wird deutlich, daß die Leistungen des insti-
tutionellen Budgets ihren Schwerpunkt vornehm-
lich bei den älteren Menschen und den Erwerbsper-
sonen haben, das landesspezifische Budget dage-
gen überwiegend auf die Leistungen für Kinder und 
Jugendliche in Ausbildung abstellt. Diese Auf-
gabenverteilung, die hier zwischen den beiden 
Budgets sichtbar wird, hängt in Abhängigkeit von 
der förderativen Aufgabenverteilung in erster Linie 
damit zusammen, daß bei Budget 1 die Einkom-  

mens- und Sachleistungen, in Budget II die perso-
nellen und materiellen sozialen Infrastrukturleistun-
gen im Vordergrund stehen. 

Die Sozialleistungsquote als Gradmesser sozialer 
Aktivitäten 

Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist 
die Sozialleistungsquote und deren Entwicklung. 
Unter der Sozialleistungssquote versteht man das 
Verhältnis von Sozialleistungen zum Bruttosozial-
produkt. Somit kann aus der Sozialleistungsquote 
abgelesen werden, welches Gewicht die Soziallei-
stungen im Rahmen der Gesamtwirtschaft haben. 

Die Zahlen des Sozialbudgets zeigen in dem 
betrachteten relativ kurzen Zeitraunm von 1970 an 
eine Phase der Ausgabenexpansion, die bis 1975 
anhält und die danach offenbar an ihre Grenze 
gestoßen ist. Als Indiz dafür kann der Rückgang der 
Quote von 35,3% (1975) auf 32,8% (1979) bewer-
tet werden, der in erster Linie auf den Rückgang 
der Leistungen nach dem institutionellen Budget 
zurückgeht. Die Quote allein dieses Budgets stieg 
von 22,1% (1970) auf 28,7% (1975), um danach 
auf 26,6% (1979) zurückzufallen. Beim Bund liegt 
1979 die Quote mit 30,5% allerdings deutlich 
höher, was seinen Grund in ungünstigeren demo-
graphischen Strukturen und einer angespannteren 
wirtschaftlichen Lage hat. Staatsquoten lassen aus 
ihrer Entwicklung keine Aussagen über eine gesell-
schaftlich wünschbare Größenordnung zu, sie las-
sen insbesondere keine Rückschlüsse auf die Effek-
tivität der erreichten sozialpolitischen Ziele zu. In 
ihrem Entwicklungsverlauf spiegeln sich die unter-
schiedlichsten, zum Teil gegenläufigen Tendenzen 
staatlichen Handelns wider. Die Auswirkungen ein-
zelner Faktoren auf die Entwicklung der Quote las-
sen sich daher auch nur beschränkt heraus-
arbeitenB. 

Die Sozial-Enquefe-Kommission hat Mitte der 
sechziger Jahre, was die langfristige Entwicklung 
der Sozialleistungsquote angeht, bereits von einer 
„Tendenz zur Ausweitung des Sozialbudgets" 
gesprochen, die aufgrund „automatischer Mecha-
nismen" und „politischer Daten" vonstatten gehe 
und zu einem überproportionalen Wachstum im 
Vergleich zum Bruttosozialprodukt führe. Begrün-
det wird diese These, die sich allerdings nur auf das 
nominale Sozialbudget bezieht, mit unterschiedli-
chen Faktoren wie: überproportionale Inflationsent-
wicklung im Sozialbereich, Dynamisierung einer 
Reihe von Sozialleistungen, demographische Ein-
flüsse, Öffnung der Sozialversicherung auch für 
Nicht-Arbeitnehmer, sowie einer weitgehend feh-

 

8 Vgl, auch zur Methode: Linder, P.: Die Entwicklung staatswirtschaft-
licher Quoten, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 7, 1980. 
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Schaubild 7 

Bruttosozialprodukt und Leistungen 

nach dem integrierten Sozialbudget 

Veränderung gegen 

Vor ahr in % 

1971 72 73 74 75 76 77 78 79 

[enden Elastizität des Ausgabenvolumens nach 
unten, hinter der das Verhalten der „Besitzstand-
wahrung" steht. Eine generelle Begrenzung des 
Anspruchsdenkens wird jedoch durch die langfri-
stig nicht sehr aussichtsreiche ökonomische Ent-
wicklung unvermeidbar sein. Die Tendenz zur Aus-
weitung des Sozialbereichs dürfte dabei allerdings 
heute weniger oder gar nicht von der Dynamisie-
rung von Sozialleistungen ausgehen, da die Anbin-
dung von Leistungsniveaus an die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung eine überproportionale 
Ausweitung zum Bruttosozialprodukt verhindert. 
Außer diesen langfristigen Trends weist die Ent-
wicklung der Sozialleistungsquote auch eine kon-
junkturelle, und zwar antizyklische Komponente 
auf. Dies wird in den Daten besonders im Anstieg 
um die Mitte der siebziger Jahre und dem anschlie-
ßenden Rückgang der Quote deutlich. Dies ist 
unmittelbar einsichtig, denn in ausgeprägt rezessi-
ven Wirtschaftsperioden sind mengenmäßig mehr 
Risiken zu decken und damit Leistungen zu erbrin-
gen (Arbeitslose), als in der konjunkturellen Hoch-
phase, in der allerdings die Leistungsausgaben 
durch Reformen der sozialen Gesetzgebung aus-
geweitet werden können. Entscheidend für den 
antizyklischen Verlauf der allgemeinen Soziallei-

 

stungsquote ist jedoch vor allem die Höhe des 
Bruttosozialprodukts, das im Nenner der Quote  

steht. In Zeiten der Rezession (wie etwa 1975) wird 
ein geringes oder gar rückläufiges Wachstum des 
ökonomischen Indikators die Sozialleistungsquote 
tendenziell ansteigen lassen, im konjunkturellen 
Hoch dagegen wird ein dämpfender Effekt vom 
Nenner auf die Quote ausgehen (Schaubild 7). 

Die Sozialleistungsquote nach unterschiedlichen 
Gliederungen 

Zunächst sollen die Sozialausgaben nach dem 
Aspekt der Leistungsarten zum Bruttosozialprodukt 
zu Marktpreisen in Beziehung gesetzt werden 
(Tabelle 7). Dabei nimmt die Übertragungsquote 
mit 19,4% (1979) den breitesten Raum im sozialen 
Leistungssystem ein, die Verbrauchsquote kommt 
dagegen auf 1 1,6%; die Investitionsquote lediglich 
auf 1,9%. Diese Strukturen haben sich im Laufe der 
siebziger Jahre leicht geändert. Während sich die 
Verbrauchsquote von 1970 an um 3,8 Prozent-
punkte erhöht hat, nahm die Übertragungsquote 
lediglich um 2,1 Prozentpunkte zu. Die Investitions-
quote blieb konstant. Noch höher als die laufenden 
Rentenanpassungen und sonstige monetäre Trans-
fers schlug offensichtlich im Verbrauchsbereich die 
Ausgabenexpansion im Gesundheitswesen in Form 
von Sachleistungen sowie dem personalintensiven 
öffentlich-sozialen Dienstleistungsbereich zu 
Buche. Bei einem Vergleich mit den realen Quoten 
läßt sich ein höherer Inflationsdruck bei den Ver-
brauchsausgaben gegenüber den Transfers und 
den Investitionen feststellen. Hierbei dürfte vor 
allem die Personalintensität sozialer Dienste in Ver-
bindung mit einem relativ geringeren Produktivi-
tätswachstum eine entscheidende Rolle spielen. 

Entsprechend dem funktional gegliederten. Sozial-
budget läßt sich auch ein System funktional aus-
gerichteter Staatsquoten im Sozialbereich ableiten. 
Damit läßt sich zum Beispiel die Frage untersu-
chen, wie die einzelnen sozialen Tatbestände an 
der Entwicklung der gesamten Sozialleistungsquo-
te partizipiert haben, insbesondere zu wessen Gun-
sten bzw. auf wessen Kosten der Anstieg der 
Gesamtquote bis 1975 und der Rückgang danach 
ging. Insgesamt läßt sich feststellen, daß sowohl 
nominal als auch real die Ausweitung der Soziallei-
stungsquote zugunsten der Funktionen: Gesund-
heit, Alter und Hinterbliebene und Beschäftigung 
ging und zwar nur der Teil der Sozialleistungen, die 
sich im institutionellen Budget niederschlagen. 
Damit schälen sich wiederum die Veränderungen 
in der Altersstruktur der Bevölkerung, die Aus-
gabenexpansion im Gesundheitswesen und die 
Arbeitsmarktlage als die entscheidenden Faktoren 
heraus, die der Budgetstruktur in den siebziger 

Jahren das Gepräge gaben. Es sind dies, was 

Gesundheit und Alter betrifft, auch die Bereiche die 

das höchste Ausgabenvolumen aufweisen. 
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Tabelle 7 

Sozialleistungsquoten des integrierten Sozialbudgets nach Leistungsarten, Funktionen und Empfänger-
gruppen 

-- In jeweiligen Preisen in % — 

Bezeichnung 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 

Lei tungsarteni) . 

Allgemeine Sozialquote2) 

Spezielle Sozialquote3) 
Laufende Ausgabenquote im Sozialbereich4) 
Übertragungsquote im Sozialbereichs) 

Verbrauchsquote im Sozialbereich6) 
Investitionsquote im Sozialbereich] ) 

 

Funktioneni) 

27,3 
9,9 

25,1 
17,3 

7,8 
2,1 

28,5 
11,1 
26,0 
17,4 

8,6 
2,5 

28,9 
11,3 

26,5 
17,6 

8,9 
2,4 

29,7 
11,9 
27,3 
17,8 
95 
2,4 

32,4 
13,4 
29,9 
19,0 
10,9 

2,5 

35,3 
145 
33,0 
20,8 
12,2 
2,3 

34,1 
13,7 
32,2 
20,4 
11,8 

1,9 

33,8 
13,4 
32,1 
20,4 
11,7 

1,7 

 

33,4 
13,4 
31,6 
20,0 
11,5 

1,9 

32,8 
13,4 
30,9 
19,4 
11,6 

1,9 

Sozialbudget insgesamt 

Familie 
Sparförderung 
Wohnen und Wohnumfeld 
Allgemeine Bildung 

Beschäftigung 
Gesundheit 
Alter und Hinterbliebene 
Sonstige Lebenshilfen 
Umwelt 
Öffentliche Sicherheit  

27,3 28,5 28,9 29,7 32,4 35,3 34,1 33,8 33,4 32,8 

4,6 4,5 4,6 4,4 

1,6 1,7 1,4 1,2 

0,8 0,7 0,8 0,8 
1,9 1,9 1,9 1,9 

2,7 2,5 2,4 2,5 

10,6 10,5 10,4 10,3 

9,9 10,1 9,9 9,7 

0,8 0,8 0,7 0,7 

0,5 0,5 0,6 0,6 

0,7 0,6 0,7 0,7 

4,6 
0,9 
1,0 
1,7 

1,5 
7,8 

7,8 
0,9 
0,6 
05 

4,5 
1,4 

0,9 
1,9 

1,9 
8,2 
7,7 

0,8 
0,6 
0,6 

4,4 
1,5 

0,9 
1,9 

1.9 
8,5 

7,9 
0,7 
0,6 
0,6 

4,3 
1,5 

0,9 
1,9 

1,9 
9,1 
8,1 
0,7 
0,6 
0,7 

4,4 

1,6 
0,9 
2,0 
2,4 

1O,1 

8,9 
0,8 
0,6 
0,7 

4,9 
1,7 

0,8 
2,1 

3,4 
10,9 

9,5 
0,8 
0,5 
0,7 

Empfängergruppeni  I 

Sozialbudget insgesamt 

Nichterwerbspersonen unter 25 Jahren 
Nichterwerbspersonen 25 — 65 Jahre 
Erwerbspersonen 
Nichterwerbspersonen über 65 Jahre  

27,3 28,5 28,9 29,7 32,4 35,3 34,1 33,8 33,4 32,8 

9,4 8,5 8,1 8,1 8,1 

1,9 1,9 1,9 1,9 1,8 
11,5 10,9 10,8 10,5 10,1 
12,5 12,8 13,0 12,9 12,6 

7,3 
1,6 
8,7 
9,6 

8,0 
1,6 
9,2 
9,7 

8,0 
1,6 

9,3 
10,0 

8,0 
1,6 

9,7 
10,4 

8,5 

1,8 
10,5 
11,6 

 

1) Anteil am Bruttosozialprodukt. — 2) Leistungen nach dem Sozialbudget. — 3) Sachleistungen, Allgemeine Dienste und Leistungen, Investi-
tionsausgaben und -zuschösse (Staatsverbrauch und Investitionen im Sozialwesen), — 4) Einkommensleistungen, Sachleistungen, Allgemeine 
Dienste und Leistungen (monetäre Transferleistungen und Staatsverbrauch im Sozialwesen). — 5) Einkommensleistungen (moretäreTransfer-
leistungen im Sozialwesen). — 6) Sachleistungen, Allgemeine Dienste und Leistungen (Staatsverbrauch im Sozialwesen). — 7) Investitions-
zuschüsse (staatliche Investitionen im Sozialwesen). 

 

Der dritte Gliederungsnachweis der Sozial-
leistungsquote erfolgt nach Empfängergruppen. Er 
hat gegenüber der Funktionalgliederung einen 
eigenen Aussagewert, da die einzelnen Funktionen 
unterschiedliche Empfänger tangieren. Ein Beispiel 
ist der Gesundheitsbereich, der Leistungen für die 
Bevölkerung aller Altersstufen enthält. Ähnlich ist 
dies auch bei den Funktionen Familie und Beschäf-
tigung der Fall. 

Ein empfängerspezifischer Nachweis der Soziallei-
stungsquote verdeutlicht, welche Bevölkerungs-
grüppe Einsparungen im Sozialhaushalt nach 1975 
vor allem getragen hat. Ein Blick auf Tabelle 7 zeigt 
anschaulich, daß von dem Rückgang der Soziallei-
stungsquote nach 1975 insbesondere die Nichter-
werbspersonen unter 25 Jahren und die Erwerbs-
personen betroffen waren. Die Nichterwerbsperso-
nen zwischen 25 und 65 Jahren sowie die über 65 
Jahren haben demgegenüber ihren „Anspruch" an 
das Bruttosozialprodukt aufrechterhalten. Die 
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„reale" Quote für Nichterwerbspersonen über 65 
Jahren ist sogar nach 1975 noch angewachsen. 
Erst 1979 kündigten sich die Folgen des 21. Ren-
tenanpassungsgesetzes an, nach dem die Renten-
erhöhung 1978 um ein halbes Jahr auf 1. Januar 
1979 verschoben und der Anpassungssatz für 
1979 mit 4,5% festgesetzt wurde. Über den 
gesamten Zeitraum von 1970 bis 1979 gesehen, 
haben nach den realen Quoten die Erwerbsperso-
nen und insbesondere die Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahren — demographisch bedingt — ihren 
Anteil der Sozialleistungen am Bruttoinlandspro-
dukt erhöht. 

Zusammenfassung 

— Die historische Entwicklung des vor hundert 
Jahren durch die Einführung der gesetzlichen 
Sozialversicherurig ins Leben gerufenen Sozial-
leistungssystems hat zu einer nicht mehr über-
schaubaren Zersplitterung von Zuständigkeiten 
und Leistungen auf eine Vielzahl von Trägern, 



Funktionen und Empfängern geführt. Hier setzt 
die Ende der sechziger Jahre im Bund und dann 
auch in Baden-Württemberg entwickelte Sozial-
budgetrechnung an. Durch systematische und 
umfassende Datenanalyse und -zuordnung wird 
die Transparenz hinsichtlich Höhe, Zwecken und 
Umverteilungswirkungen von Sozialleistungen 
erreicht. 

Die so ermittelten Größenordnungen und Ent-
wicklungstendenzen sind von größter gesell-
schaftlicher und wirtschaftlicher Bedeutung. So 
sind die gesamten im Lande verteilten 
Sozialleistungen im Jahr 1979 mit 72,2 Mrd. 
DM doppelt so hoch wie der Staatshaushalt und 
etwa jede dritte Mark des erwirtschafteten - 
Sozialprodukts wird von der sozialen Sicherung 
und den Gebietskörperschaften beansprucht 
und umgeschichtet. 

- Diese Ausgaben setzen sich zusammen aus 
Sozialleistungen auf bundesgesetzlicher Grund-
lage - sie werden für Bund und Land vergleich-
bar im "institutionellen Sozia/budget" ermittelt —
sowie aus Leistungen, die Land und Kommunen 

aus eigener Kompetenz in den klassischen 
Sozialbereich wie zum Beispiel Familie und 
Gesundheit erbringen — zusätzlich aber auch in 
gesellschaftlich relevanten Bereichen wie 
Schul- und Hochschulbildung, Umwelt und 
öffentliche Sicherheit. Sie werden (nur) für das 
Land im „landesspezifischen Sozialbudget- zu-
sammengestellt. Beide Budgets zusammen er-
geben das „integrierte Sozialbudget'; das die 
Gesamtheit aller sozialrelevanten Ausgaben im 
Land erfaßt und 1979 72,2 Mrd. DM aus-
machte. 

— Das institutionelle Bugdet umfaßte 1979 im 
Land ein Leistungsvolumen von 58,6 Mrd. DM, 
womit es gegenüber 1970 auf das 21 /2fache ge-
stiegen ist. Die allgemeinen Systeme der sozia-
len Sicherung, also die Renten-, Kranken-, Un-
fall- und Arbeitslosenversicherung sowie das 
Kindergeld, machen 56% des Budgets aus. 

— In der Gliederung nach Funktionen stellen „Alter 
und Hinterbliebene" (21,1 Mrd. DM) und 
„Gesundheit" (20,3 Mrd. DM) zusammen mit 
über 70% die zentralen Ausgabenbereiche dar. 
Beide Bereiche haben in den siebziger Jahren 
überdurchschnittlich zugenommen (auf das 2,6-
bzw. 2,7fache) . 

— Die Mittelaufbringung erfolgt über die Beiträge 
von Arbeitgebern und Versicherten einerseits 
(1979: 62,7%) und über Zuweisungen der Ge-
bietskörperschaften andererseits (35,5%). Ten-
denziell nimmt der Anteil der Beitragsfinanzie-  

rung zu, allerdings überlagert von konjunkturel-
len Schwankungen. So steigt oder sinkt das Bei-
tragsaufkommen in Abhängigkeit vom steigen-
den oder sinkenden Bruttoinlandsprodukt mit 
einer geschätzten Relation von 1,33. 

— Das institutionelle Budget hat im Bund 1979 
einen Gesamtumfang von 450 Mrd. DM (gegen-
über 17 Mrd. DM im Jahr 1950). 
Der Anteil des Landes von 13,8% ist im Ver-
gleich zum Bevölkerungsanteil von 14,9% etwas 
geringer, was aus einer günstigeren Arbeits-
marktlage und einem jüngeren Altersaufbau der 
Bevölkerung resultiert. 

— Arbeitnehmer und Arbeitgeber in Baden-
Württemberg tragen aufgrund einer günstigeren 
Einkommens- und Beschäftigungssituation 
überdurchschnittlich zur Beitragsfinanzierung 
des Bundesbudgets bei und erbringen somit 
eine Entlastung bei den öffentlichen Zuweisun-
gen. Während im Land die privaten Haushalte 
24,4% des Budgets finanzieren, sind es im Bund 
22,8%. 

— Das landesspezifische Sozialbudget umfaßte 
1979 Leistungen in Höhe von 13,6 Mrd. DM 
(Zunahme auf das 2,3fache gegenüber 1970). 
Ein Schwerpunkt liegt beim allgemeinen und 
beruflichen Bildungsbereich (einschließlich 
Hochschulen) sowie im Gesundheitssektor. 
Anders als bei den im institutionellen Budget er-

faßten Transferzahlungen und Sachleistungen 
stehen hier Investionsausgaben und Personal-
kosten im Vordergrund. 

Im landesspezifischen Budget weist der 
Bereich Familie eine starke Ausweitung auf. 
Er hat sich seit 1970 auf 660,3 Mill. DM ver-
dreifacht (1979), — wie auch die Funktion 
„Wohnen" (auf 347,6 Mrd. DM). 

— Das zusammengefaßte, also integrierte Budget, 
erreichte 1979 72,2 Mrd. DM, preisbereinigt 
aber nur 44 Mrd. DM. Damit ist in den siebziger 
Jahren nur etwa ein Drittel der Ausgabensteige-
rungen auf ein erhöhtes Leistungsvolumen zu-
rückzuführen. 

— Die Umverteilungswirkungen des (integrierten) 
Sozialbudgets lassen sich über eine empfänger-
spezifische Aufbereitung der Sozialleistungen 
ermitteln. Den höchsten Anteil an den Gesamt-
ausgaben erhalten mit 40% die älteren Men-
schen, die Erwerbspersonen, in denen auch die 
Arbeitslosen enthalten sind, nehmen 30% in An-
spruch. Auf die nachwachsende Generation ent-
fallen 25%. 
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— Die Sozialleistungsquote, also das Verhältnis der 
Sozialleistungen zum Bruttoinlandsprodukt als 
dem umfassenden Indikator für die wirtschaft-
liche Wertschöpfung, hat nach 27,3% im Jahr 
1970 Mitte der siebziger Jahre.mit 35,3% ihren 
höchsten Stand erreicht. Danach ging sie auf 
32,8% (1979) zurück. Damit zeichnen sich 
Grenzen im sozialen Anspruchsdenken ab, die 
zukünftig durch eine nicht sehr aussichtsreiche 
ökonomische Entwicklung unterstrichen 
werden.  

1.2. Aufwendungen für die nachwachsende 
und ältere Generation und Auswirkungen der 
demographischen Entwicklung 

Problemlage 

Die Analyse der Aufwendungen für die verschiede-
nen Generationen ist eine wesentliche Vorausset-
zung für die Abklärung finanz- und sozialpolitischer 
Fragen der Versorgung der heranwachsenden und 
der aus Altersgründen nicht mehr erwerbstätigen 
Bevölkerung aus dem erwirtschafteten Sozialpro-
dukt. Diese Fragen ergeben sich in Verbindung mit 
dem unregelmäßigen Altersaufbau unserer Bevöl-
kerung sowie speziell mit dem seit Mitte der sech-
ziger Jahre anhaltenden Geburtenrückgang, der in 
der deutschen Bevölkerung schon seit Anfang der 
siebziger Jahre zu einem Bevölkerungsrückgang 
übergeleitet.hat. 
Die Diskussion über die Auswirkungen ist heute 
überwiegend dadurch gekennzeichnet, daß die 
künftig zu erwartenden demographischen Einwir-
kungen'auf einzelne soziale Einrichtungen unab-
hängig voneinander aufgezeigt werden. Im Mittel-
punkt stehen dabei entweder die Alterssicherung 
oder das Gesundheitswesen oder der Bildungsbe-
reich. Der Zusammenhang zwischen den ausgabe-
relevanten Wirkungen wird dabei allerdings meist 
außer acht gelassen. Die Untersuchungen führen 
dann oft zu dem Ergebnis, daß sich das Verhältnis 
von wirtschaftlich aktiven Personen (Erwerbsperso-
nen bzw. Erwerbstätigen) zu den nicht im Erwerbs-
prozess stehenden Personen (Nichterwerbsperso-
nen) gegenübender heutigen Situation zahlenmä-
ßig so sehr verschlechtert, daß erhebliche Schwie-
rigkeiten im Hinblick auf die Finanzierung sozialer 
Einrichtungen zu erwarten sind und nicht selten die 
zukünftige Funktionsfähigkeit bedeutender Teilbe-
reiche unseres Sozialsystems in Frage gestellt wird. 

 

Anders als bei einer punktuellen Betrachtung ein-
zelner Altersgruppen und der sie speziell betreffen-
den Sozialleistungen bieten die folgenden Ausfüh-
rungen einen umfassenden Ansatz, indem sie die 
zukünftig zu erwartenden demographischen Ent-
wicklungen über alle Altersstufen hinweg mit der 
heutigen Struktur unseres Sozialleistungssystems 
verbinden. Damit können Wirkungen und Konse-
quenzen von Bevölkerungsveränderungen auf die 
Gesamtheit dergesellschaftlich motivierten Finan-
zierungsströme aufgezeigt werden. 

Bei dieser Darstellung wird sowohl von der Daten-
basis wie vom methodischen Vorgehen her Neu-
land beschritten. Als Datenbasis dienen zum einen 
die Modellrechnungen zur zukünftigen Bevölke-
rungsentwicklung, zum anderen die nach bestimm-
ten Empfängergruppen aufgegliederten Ausgaben 
nach dem integrierten Sozialbudget, wie es im vor-
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hergehenden Abschnitt (1.1) ausführlich beschrie-
ben wurde.' Die Überführung demographischer 
Eckdaten in letztlich finanzpolitisch relevante Grö-
ßen erfolgt über eine Anzahl von beide Bereiche 
verknüpfenden Relationen. Der Modellcharakter 
dieses Ansatzes resultiert vor allem daraus, daß 
Aspekte der Wirtschafts- und Arbeitsmarktent-
wicklung ausgeklammert bleiben, insbesondere 
wird die Vollbeschäftigung aller Erwerbspersonen 
unterstellt. Rückwirkungen der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung auf das Sozialleistungs-
system — seien sie nun negativer oder positiver Art 
— sind somit nicht enthalten. Ursächlich ist, daß 
realistische Vorgaben zur zukünftigen Wirtschafts-
entwicklung für diesen langen Zeitraum kaum zu 
treffen sind. 

Eine Untersuchung wie die vorliegende ist somit als 
ein Versuch anzusehen, die sich abzeichnende 
ungleichgewichtige Bevölkerungsentwicklung 
umfassend und unabhängig von rechtlichen und 
administrativen Gegebenheiten hinsichtlich ihrer 
möglichen zukünftigen Ausgabenrelevanz abzu-
schätzen. Dies ist ein erster wichtiger Schritt auf 
dem Weg zur Abklärung der Frage nach der wirt-
schaftlichen Tragbarkeit oder Nicht-Tragbarkeit 
solcher Prozessee. 

Vorgehensweise 

In der folgenden Analyse wird die heutige Ausprä-
gung unseres Sozialleistungssystems mit der 
zukünftig erwarteten demographischen Entwick-
lung in Verbindung gebracht, so daß Wirkungen 
und Konsequenzen von Bevölkerungsveränderun-
gen auf die gesellschaftlich motivierten Finanzie-
rungsströme aufgezeigt werden können. 

Hierzu wird in einem ersten Hauptabschnitt auf die 
zugrundegelegte demographische Modellrechnung 
für die zukünftige Entwicklung der Bevölkerung 
eingegangen. Speziell wird dabei der Aussagewert 
sogenannter demographischer Belastungsquoten 
untersucht. Diese setzen verschiedene Gruppen 
von Nichterwerbspersonen zu den Erwerbsperso-
nen, von denen sie unterhalten werden müssen, in 
Beziehung zueinander. Generell bezieht sich die 
Analyse auf vier verschiedene Bevölkerungsgrup-
pen, die nicht nur altersspezifisch untergliedert 

1 Vgl.: Abschnitt II, 1 A : Strukturen des sozialen Leistungssystems und 
seine Finanzierungsbedingungen, sowie: Linder, P.: Sozialbudgetbe-
rechungen, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 6, 1981; 
dem.: Das Sozialbudget im Spiegel demographischer und ökonomi-
scherEntwicklungen, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, 
Heft 11, 1981. 

Der Begriff "sozial" wird hier wie in Abschnitt 1.1 im umfassende-
ren Sinn gesellschaftlicher Aktivitäten verwendet. 

2 Siehe dazu auch: Max W ingen, Bevölkerungsentwicklung — eine 
politische Herausforderung. (Demographische Tatbestände und Zu-
sammenhänge. Neue Probleme und offene Fragen. Bevölkerungspoli-
tische Perspektiven). München 1980. 

sind, sondern sich auch im Hinblick auf ihre Beteili-
gung am Erwerbsleben unterscheiden. Als unter 
diesen Aspekten relativ homogene Gruppen sind 

'im einzelnen zu betrachten: 

— Nichterwerbspersonen unter 25 Jahren (Kinder 
und auszubildende Jugendliche), 

— Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren (insbesondere Hausfrauen und Kinder er-
ziehende Mütter), 

— Erwerbspersonen (Erwerbstätige und 
Erwerbslose), 

— Nichterwerbspersonen über 65 Jahre (Rentner 
und Pensionäre). 

Die hier vorgeschlagene Bevölkerungsgliederung 
bietet den Vorteil, daß sie sowohl zur Berechnung 
der demographischen Belastungsquoten wie der 
sozialpolitischen Aufwandsquoten geeignet ist, so 
daß eine Verknüpfung von demographischen und 
aufwandsbezogenen Größen möglich wird. 

In einem zweiten Hauptabschnitt wird als Grundlage 
für diese Analyse eine Übersicht über die gesamten 
in einem Jahr anfallenden Lebensaufwendungen 
der Bevölkerung insgesamt und der vier unter-
schiedenen Bevölkerungsgruppen gegeben. Daten-
basis dafür sind die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen. Diese Gesamtaufwendungen setzen 
sich aus drei Komponenten zusammen: Zunächst 
aus dem Privaten Verbrauch, der die Käufe von 
Waren und Dienstleistungen durch die Haushalte 
für den privaten Endverbrauch umfaßt. Sodann aus 
dem sozialen Staatsverbrauch, der die Aufwendun-
gen des Staates für bestimmte sozialmotivierte Lei-
stungen enthält, die unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden und die im wesentlichen aus Perso-
nalkosten (z.B. im Bildungsbereich) und aus Sach-
kosten (wie im Gesundheitsbereich) bestehen. Als 
dritte Komponente treten die sozialen Staatsin-
vestitionen auf, die materielle Infrastrukturleistun-
gen wie Bauten, Ausrüstungen und öffentliche 
Investitionszuschüsse an private Träger in sozial-
relevanten Bereichen (z.B. Bildung, Gesundheit) 
umfassen.3  Die einzelnen Bevölkerungsgruppen 
haben hinsichtlich dieser verschiedenen Auf-
wandskategorien sehr unterschiedliche Nutzungs-
notwendigkeiten und Nutzungsansprüche. Entspre-
chend unterschiedlich sind die Pro-Kopf-Werte, die 
für die einzelnen Aufwandskategorien abgeleitet 
werden. Sie lassen sich zum gruppenspezifischen 
Gesamtaufwand zusammenfassen. 

3 Die. Unterscheidung zwischen sozialem Staatsverbrauch und sozialen 
Staatsinvestitionen ist dabei formaler Natur und lehnt sich an die 
Begriffsbildung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen an. An 
sich stellen auch die Ausgaben des sozialen Staatsverbrauchs in weiten 
Bereichen, Zukunftsinvestitionen" dar. Diese weniger an systematisch-
formalen Gesichtspunkten ausgerichtete Sicht läßt sich damit begrün-
den, daß sowohl materielle als auch personelle Infrastrukturleistungen 
zur Verbesserung oder Erhaltung von „human Capital" erbracht werden. 
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Um aus den abgeleiteten Versorgungsgrößen 
finanzpolitische Anhaltspunkte ermitteln zu kön-
nen, müssen die Finanzierungsquellen der drei 
abgeleiteten Aufwandskomponenten in die 
Betrachtung einbezogen werden. Die Ausgaben für 
den sozialen Staatsverbrauch und die staatlichen 
Sozialinvestitionen werden über die Haushalte der 
Gebietskörperschaften geleistet. Die Finanzierung 
des Privaten Verbauchs erfolgt demgegenüber 
durch Erwerbs- und Vermögenseinkommen sowie, 
in nicht geringen Teilen, auch über Transferein-
kommen, die überwiegend von der Sozialversiche-
rung geleistet werden. Ein spezieller Abschnitt der 
Untersuchung (der dritte Hauptabschnitt) befaßt 
sich deshalb mit der besonderen Bedeutung des 
Transfersystems. 

Das integrierte Sozialbudget nun, wie es in 
Abschnitt 1.1 dargestellt wurde, faßt alle sozialen 
Ausgaben zusammen, wie sie von den Sozialversi-
cherungsträgern und von der öffentlichen Hand 
geleistet werden. Neben der Gliederung der Sozial-
leistungen nach ihrem Zweck (Funktionalgliede-
rung) und nach der Form, in welcher sie erbracht 
werden (Gliederung nach Leistungsarten) ist auch 
eine Zuordnung.auf Empfängergruppen durchge-
führt worden, wobei diese mit den zuvor unter-
schiedenen vier Bevölkerungsgruppen identisch 
sind. 
Damit kann das integrierte Sozialbudget als Daten-
grundlage zur Bestimmung der generationsspezifi-
schen öffentlichen Sozialausgaben herangezogen 
werden. In einem vierten Hauptabschnitt werden 
entsprechend zunächst gruppenspezifische Pro-
Kopf-Werte für das Referenzjahr 1979 ermittelt. 
Diese Pro-Kopf-Werte werden als 
Sozialleistungsniveau bezeichnet. Ausgehend von 
der Annahme, daß das für die Generationen unter-
schiedene Sozialleistungsniveau — also die Sozial-
ausgaben je Empfänger in den vier unterschiede-
nen Bevölkerungsgruppen — sich nicht verändert —
wobei allerdings für Kinder und Jugendliche 
gewisse Modifikationen zu berücksichtigen sind —, 
kann es mit der in Zukunft erwarteten Zahl an Emp-
fangsberechtigten in Verbindung gebracht werden. 
Damit wird es möglich, die Sozialausgaben als 
Funktion demographischer Entwicklungen in Form 
von Mehr- und Minderleistungen im Vergleich zum 
Referenzjahr 1979 aufzuzeigen. Schon hier wird 
deutlich, daß mögliche Umverteilungsprozesse 
hohe Anforderungen an Flexibilität und Durchläs-
sigkeit von Trägern und Finanzierern der unter-
schiedlichen Sozialbereiche im weitesten Sinne 
stellen. 

Neben der Betrachtung der zukünftigen Leistungs-
seite lassen sich im vorliegenden Modellansatz 
auch Aussagen über Finanzierungsaspekte anhand 
der Entwicklung der empfängerspezifischen Sozial-  

last machen. Unter Soziallast werden dabei die 
Sozialleistungen je Erwerbsperson verstanden. 
Damit lassen sich Anhaltspunkte für zukünftige Be-
und Entlastungseffekte aufgrund demographischer 
Entwicklungen ableiten. 

Abschließend werden Konsequenzen der demogra-
phischen Entwicklung auf das Verhältnis von priva-
ten zu öffentlichen Ausgaben aufgezeigt. 

Modellrechnungen zur zukünftigen demographi-
schen Situation 

Veränderung von Bevölkerungszahl und -struktur 

Will man die zukünftigen Herausforderungen an 
unser System der sozialen Sicherung und der 
Sozialausgaben insgesamt abschätzen, so treten 
dabei demographische Bewegungen in den Vor-
dergrund, die aus einer recht unregelmäßigen 
Besetzung der Altersklassen resultieren. Die Ursa-
chen hierfür sind in den beiden Weltkriegen sowie 
dem Geburtenberg Mitte der sechziger Jahre und 
dem daran anschließenden Geburtenrückgang zu 
suchen. Der Untersuchung wird eine Modell-
rechung über die natürliche Bevölkerungsbewe-
gung zugrundegelegt, die aufgrund eines Beschlus-
ses der Ministerpräsidentenkonferenz 1976 für alle 
Bundesländer nach einer einheitlichen Methode 
vorgenommen wurde4. Danach wird die Einwoh-
nerzahl Baden-Württembergs im Jahre 2000 noch 
8,9 Millionen betragen gegenüber 9,3 Mill. Anfang 
1982. Bis zum Jahre 2050 wird sie jedoch auf 5,8 
Millionen Personen gesunken sein. 

Neben der zukünftigen Bevölkerungszahl gehen 
insbesondere von der sich verschiebenden Alters-
struktur der Bevölkerung erhebliche Einflüsse auf 
den Sozialbereich aus, besonders von der geänder-
ten Relation von nachwachsender zu älterer Gene-
ration (Schaubild 1). Während nämlich der Anteil 
der Kinder und jugendlichen Personen im Alter von 
0 bis unter 19 Jahren an der Gesamtbevölkerung 
1977 noch 28% betrug, dürfte er voraussichtlich 
bis 2000 auf 21% und bis 2050 auf 18%zurückge-
hen. Absolut gesehen fällt damit der Bestand die-
ser Bevölkerungsgruppe von 2,6 Mill. (1977) auf 
1,1 Mill. Personen. Dies läßt erhebliche Auswirkun-

 

4 Obwohl zwischenzeitlich für Baden-Württemberg eine neuere 
Modellrechung vorliegt, die auch Annahmen über Wanderungen ent-
hält, soll auf die Modellrechung von 1976 Bezug genommen werden, 
da diese bis zum Jahr 2050 reicht. Es handelt sich darüber hinaus 
um die einzige amtliche Modellrechnung zur Bevölkerungsentwicklung, 
die auf Ländeuebene regionalisiert ist. Die folgenden Zahlen beziehen 
sich ausschließlich auf die Entwicklung der Modellvariante 1 (Status-
quo-Variante). Die Abweichungen zur neueren Modellrechnung-für 
Baden-Württemberg sind im übrigen nur geringfügig. 
Vgl.: Kaeser, H.: Langfristige Vorausschätzung demographischer Eck-
daten, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 6, 1979 
sowie: Modellrechnung zur langfristigen Bevölkerungsentwicklung, in: 
Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 8, 1981. 
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Als dritte Bevölkerungsgruppe bleibt diejenige im 
erwerbsfähigen Alter (Frauen von 19 bis unter 60 
Jahren, Männer von 19 bis unter 65 Jahren) zu 
betrachten. Insgesamt wird mit einem erheblichen 
Rückgang von derzeit 5,1 Mill. auf 3,2 Mill. Perso-
nen im Jahr 2050 gerechnet. Der Anteil dieser 
Gruppe an der Gesamtbevölkerung betrug 1977 
56%, er steigt bis 2000 auf 60% und fällt danach 
wieder auf 55% (2050). Die Relation zwischen den 
Erwerbsfähigen und den nicht im Erwerbsprozess 
Stehenden bleibt also relativ konstant. 

Aus dem Kreis der erwerbsfähigen Personen erge-
ben sich unter Berücksichtigung altersspezifischer 
Erwerbsquoten die Erwerbspersonen, die als Nach-
frager nach Arbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt 
auftreten und die das Potential des Produktionsfak-
tors „Arbeit" darstellen. 

Im Jahre 1977 lag die Zahl der Erwerbspersonen 
mit 4,1 Mill. um nahezu ein Viertel (23%) unter der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (5,1 Mill.). 
Für den Projektionszeitraum bis 2050 wurden die 
altersspezifischen Erwerbsquoten konstant gehal-
ten. Geht man von dieser grundsätzlichen Modell-
annahme aus, so zeichnen sich im weiteren Verlauf 
zwei Phasen gegensätzlicher Entwicklung ab. 
Zunächst werden aufgrund der hohen Geburten-
zahlen Mitte der sechziger Jahre die Erwerbsperso-
nen von 4,1 Mill. bis 1990 auf 4,5 Mill. zunehmen, 
um sich danach zu vermindern. Im Jahre 2005 
wird mit 4,0 Millionen Erwerbspersonen wieder 
ungefähr der Stand von 1977 erreicht sein. In den 
folgenden Jahren wird sich der Geburtenrückgang 
ab Mitte der sechziger Jahre voll auswirken und die 
Zahl der Erwerbspersonen auf schließlich 2,6 Mill. 
absinken lassen. Die Erwerbsquote, also der Anteil 
der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung, 
wird dabei mit 44% relativ konstant bleiben 
(Tabelle 1). 

gen hinsichtlich der infrastrukturellen Versor-
gungsbereiche der jungen Generation vom Kinder-
garten über den Schulbereich bis zur Berufsausbil-
dung vermuten. 

Bei der älteren Generation (Frauen über 60 Jahre, 
Frauen Männer über 65 Jahre) laufen die Entwicklungen in 

eine andere Richtung. Hier steigt der Anteil dieses 
Personenkreises von 16% auf 19% bis zum Jahre 
2000 und weiter auf voraussichtlich 26% im Jahre 
2050. Diese starke Zunahme des Anteils der alten 
Menschen ist dabei mehr auf die abnehmende 
Gesamtbevölkerung als auf die absolute Zunahme 
der alten Menschen zurückzuführen. So nimmt die 
ältere Generation von 1,5 Mill. Personen bis 2030 
zwar auf 2,0 Mill. zu, sie geht aber danach bis 
2050 wieder auf 1,5 Mill. zurück. 
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1000 1977 = 100 

Tabelle 1 

 

Modellrechnung der Erwerbspersonen 

Erwerbspersonen 

Jahr ins-
gesamt 

Deutsche Aus-
länder 

ins-
gesamt 

Deutsche Aus-
länder 

1977 

1980 

1985 

1990 

1995 

2000 

2010 

2020 

2030 

2040 

2050 

4 132 3 655 476 100 100 100 

4 265 

4 468 

4517 

4 419 

4 267 

3 998 

3656 

3 152 

2841 

2 580 

3 774 

3 953 

3 972 

3 847 

3 692 

3 465 

3 116 

2 576 

2 256 

1 973 

491 

515 

545 

572 

575 

533 

540 

578 

585 

607 

103,2 

108,1 

109,3 

106,9 

103,3 

96,8 

88,5 

76,3 

68,8 

62,4 

103,3 

108,2 

106,7 

105,3 

101,0 

94,8 

85,3 

70,5 

61,7 

54,0 

103,2 

108,2 

114,5 

120,2 

120,8 

112,0 

113,4 

121,4 

122,9 

127,5 

1977 

1980 

1985 

1990 

1995 

2000 

2010 

2020 

2030 

2040 

2050 

120,8 61,3 31,5 27,9 

113,8 55,5 29.6 287 

103,5 46,6 31,1 25,8 

100,6 42,5 31,6 26,5 

103,9 42,5 33,6 27,9 

108,5 432 35,4 29,8 

111,2 40,4 33,7 37,1 

115,3 38,5 36,7 40,2 

129,2 41,7 37,9 49,6 

128,6 41,3 33,9 53,4 

124,7 41.2 35,9 47,6 

Davon 

Insgesamt Kinder 
und 

Auszu-

 

bildende 

N icht-
erwerbs-

tätige 
Frauen 

Jahr 

Rentner 

Jahre 2050 fällt. Die Belastung durch nichter-
werbstätige Frauen entwickelt sich im Gegensatz 
zu den beiden anderen dargestellten Relationen 
relativ konstant und weist nur eine bescheidene 
Zunahme des Belastungsquotienten nach dem 
Jahre 2000 auf. 

Faßt man alle drei Belastungskomponenten zusam-
men, so fällt der Quotient, der alle Nichterwerbs-
personen auf die Erwerbspersonen bezieht, von 
121 (1977) auf 101 (1990), um danach konti-
nuierlich auf 131 (2035) anzusteigen, danach ver-
läuft er wieder in Richtung einer Gesamtentlastung. 
Damit liegt aber die Gesamtbelastung in ihrem 
Höhepunkt 2035 um 8% und im Jähre 2050 um 
3% höher als heute, was auf den ersten Blick als 
eine durchaus unproblematische Entwicklung 
angesehen werden könnte (Tabelle 2). Um jedoch 
Fehlschlüsse zu vermeiden, sei eine kritische 
Anmerkung zur Interpretation der Quoten ange-
führt. So ist insbesondere die Frage von Bedeu-

 

Tabelle 2 

Demographische Belastungsquoten 
Nichterwerbspersonen je 100 Erwerbspersonen 

tung, inwiefern die Be- und Entlastungseffekte der 
alten und jungen Generation als gleichwertig ange-
sehen werden können, was eine Aufrechung beider 
Effekte in Form einer Gesamtbelastüngsquote vor-
aussetzen würde. Hierzu muß festgestellt werden, 
daß es sich zunächst um rein demographische 
Belastungsquoten handelt, von denen nicht ohne 
weiteres Rückschlüsse auf die ökonomischen und 
finanzpolitischen Effekte gezogen werden können. 
Im weiteren Verlauf der Analyse sollen deshalb die 
demographischen Belastungsquoten in finanzpoli-
tisch relevante Größen transformiert werden, bei 
denen unterschiedliche Leistungsniveaus in den 
einzelnen Bereichen berücksichtigt werden. 

Demographische Belastungsquoten und ihr 
Aussagewert . 

Um die Auswirkungen der Verschiebung der 
Altersstruktur der Bevölkerung in ihren Konsequen-
zen für die sozialpolitischen Rahmenbedingungen 
hervortreten zu lassen, werden sogenannte Be-
lastungsquoten gebildet, die die „Belastung" der 
Erwerbspersonen durch verschiedene Gruppen von 
Nichterwerbspersonen darstellen sollen. Das Ver-
hältnis zwischen den Nichterwerbspersonen über 
65 Jahren (ältere Generation) einerseits und den 
Nichterwerbspersonen unter 25 Jahren (Kinder 
und auszubildende Jugendliche) andererseits zu 
den Erwerbspersonen ist die Grundlage für die Auf-
fassung über einen „Generationenvertrag", nach 
dem die nicht mehr erwerbstätigen älteren Men-
schen von den Erwerbstätigen unterhalten werden, 
diese aber ihrerseits davon ausgehen, daß sie 
selbst im Alter von der nachrückenden Erwerbstäti-
gengeneration versorgt werden. Berechnungen der 
Belastungsquoten über den Vorausrechnungszeit-
raum zeigen auf den ersten Blick, daß sich die Quo-
ten für Kinder und Auszubildende einerseits und für 
die alte Generation andererseits gegenläufig ent-
wickeln. Mußten 1977 noch 28 Rentner von 100 
Erwerbspersonen sozial abgesichert werden, so 
wird zwar in naher Zukunft diese Belastung auf 26 
Rentner 1985 zurückgehen, um danach jedoch zu 
einem gewaltigen „Rentnerberg" anzuschwellen, 
der im Jahre 2040 mit 53,4 Rentner auf 100 
Erwerbspersonen seinen Höhepunkt erreichen 
wird. Dieser „Alterslast' stehen bei der nachwach-
senden Generation im Projektionszeitraum eine 
zunehmend sinkende Kinder- und Bildungslast-
quote gegenüber, die von 61 Kindern und auszubil-
denden Jugendlichen pro 100 Erwerbspersonen auf 
41 Kinder und auszubildende Jugendliche im 
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Privater Verbrauch und öffentliche Aufwendungen in 
sozialstruktureller Sicht — Eine Modellrechnung für 
Baden-Württemberg 

Privater Verbrauch 

 

In Anlehnung an eine Untersuchung von H. 
WANDER5  wurde für Baden-Württemberg der pri-
vate Verbrauch altersspezifisch ermittelt. Hierzu 
werden für einzelne Positionen des privaten Ver-
brauchs nach der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechung Verteilungsschlüssel erarbeitet, die sich 
auf bereits erschienene Untersuchungen einerseits 
und originäre Datenquellen wie Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe und den Mikrozensus ande-
rerseits stützen. Als Ergebnis wurden nach Verwen-
dungsarten gegliederte altersspezifische Ver-
brauchsparitäten für den privaten Verbrauch abge-
leitet. Der Aufwand für ein zweijähriges Kind, der 
von einer Familie im Durchschnitt erbracht wird, 
betrug 1979 jährlich 6668 DM oder 556 DM 
monatlich. Dieser Betrag erhöht sich mit zuneh-
mendem Alter auf 8560 DM jährlich oder 713 DM 
monatlich für einen 7-jährigen, auf 10 614 DM 
jährlich, das sind 885 DM monatlich für 12-jährige 
und schließlich auf 12603 DM jährlich bzw. 
1 050 DM monatlich für einen 17-jährigens, 
(Schaubild 2). 

Bei einem privaten Verbrauch 1979 in Höhe von 
115 Mrd. DM errechnet sich ein Pro-Kopf-Ver-
brauch von durchschnittlich 12571 DM jährlich. 

5 WANDER, H.: Der Aufwand für die junge und die alte Generation in 
der Bundesrepublik Deutschland — Versuch einer vergleichenden 
Bewertung, 1980, unveröffentlichtes Manuskript. 

6 Die Größenordnungen dieser Zahlen weisen eine relativ hohe Über-
einstimmung mit den Werten des Beirats für Familienfragen auf, die 
sich auf Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe stützen. 
Während der Beirat für 1974 die familienbezogenen Kosten für ein 
Kind zwischen 0 und 18 Jahren mit durchschnittlich 468 DM berech-
net, liegt der private Verbrauch pro Kopf eines 9-jährigen Kindes nach 
den Annahmen von WANDER nur leicht darüber bei 495 DM. 

Schaubild 2 

Struktur des altersspezifischen Verbrauchs 

Privater Verbrauch 

pro Kopf 
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14 

12 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

 -                                

 

          
  

 

  1979 

1975 

1970 

     

 

                  

 

      
      

 

                   

 

     -             
              
           

 

  
                
       

i 

                       

 

             

               
     

 

         

 

            

              
  

 

                     
MM 

 

 

         
           

             

 

          

             

 

          

                              
0 5 10 15 20 25 60 65 70 75 und 

4 9 14 19 24 59 64 69 74 mehr 

Alter von... bis... Jahre 

Entsprechend den Verbraucherparitäten variieren 
diese Pro-Kopf-Größen in den vier Bevölkerungs-
gruppen. Setzt man den Pro-Kopf-Verbrauch für 
die Wohnbevölkerung gleich 100, so ergibt sich 
für die Erwerbspersonen und die Nichterwerbsper-
sonen zwischen 25 und 65 Jahren ein Vergleichs-
wert von 111. Ein unterdurchschnittlicher pro Kopf 
Wert ergibt sich für Nichterwerbspersonen über 65 
Jahren mit 91 und für die Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren mit 80. Obwohl die junge Genera-
tion einen geringeren pro-Kopf-Anspruch an den 
privaten Verbrauch stellt als die alte Generation, 
fließen ihr aufgrund ihres demographischen Anteils 
10 Mrd. DM mehr an Verbrauch zu als der älteren 
Bevölkerung (Tabelle 3J. 

Tabelle 3 

Altersspezifische Aufwendungen für den privaten Verbrauch 1979 

Privater Verbrauch 

Bevölke-
ru ng 

Verbraucher-
einheitenl) 

Verbraucher-
anteile2) in Preisen von 1970 in jeweil gen Preisen 

Empfängergruppen 

insgesamt pro Kopf  insgesamt  pro Kopf 

% DM DM Mrd. DM Mrd. DM 1000 

Nichterwerbspersonen 
2436.8 1750,5 

1 265,2 1 019,6 

9148,4 8154,9  

21,5 24.6 

125 14,5 

100 115,0  

10 095 15,6 6 402 

11 461 9,3 7 351 

12 571 73,0 7 980 

unter 25 Jahren 

N ichterwerbsperaonen 
zwischen 25 und 65 Jahren 

Erwerbspersonen 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre 

Bevölkerung insgesamt 

1249,0 1 233,0 15,1 17,4 13 931 11,0 8 807 

4197,4 41518 50,9 58,5 13937 37,1 8839 

1) Verbraucherparitäten nach H. Winder x Bevölkerungszahl. — 2) Gemessen an den Verbrauchereinheiten. 
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Schaubild 3 

Entwicklung der bevölkerungsspezifischen Anteile 

des privaten Verbrauchs') 

Verbraucheranteile 
in % 
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Nichterwerbspersonen 65 und 
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6 1 1 1 1 1 
1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 

1) Anteil am prrvalen Verbrauch nach der Volkswirlecha%lichen Gesamtrechnung. 

Betrachtet man die Entwicklung der bevölkerungs-
spezifischen Anteile des privaten Verbrauchs, so 
lassen sich größere Veränderungen nur bei den 

Erwerbspersonen und den alten Menschen feststel-
len. Danach sinkt der Anteil des privaten Ver-
brauchs für die Erwerbspersonen von rund 53% 
(1970) auf rund 51 % (1979), während er bei der 
alten Generation von 9,3% (1970) auf 12,6% 
(1979) zunimmt (Schaubild 3). Da über den gesam-
ten Zeitraum konstante Verbraucherparitäten ange-
nommen wurden, läßt sich diese Veränderung der 
Anteilsstrukturen auf rein demographische Ein-
flüsse zurückführen. 

Betrachet man die entsprechenden Werte preisbe-
reinigt mit Basis von 1970, so kommt man gesamt-
wirtschaftlich auf einen privaten Verbrauch von 72 
Mrd. DM, das entspricht einem Pro-Kopf-Wert von 
7 980 DM. Die Verbrauchsrelationen zwischen den 
Empfängergruppen entsprechen den nominalen 
Werten (Tabelle 3). 

Sozialer Staatsverbrauch 

Eine weitere wichtige Aufwandskomponente neben 
dem privaten Verbrauch stellt der soziale Staats-
verbrauch in der Abgrenzung des Sozialbudgets 
dar. Dieser umfaßt die Leistungsarten „Sachlei-
stungen" und „allgemeine Dienste und Leistungen". . 
Während die Sachleistungen im Gesundheits-
wesen die entscheidende Rolle spielen, haben die 
allgemeinen Dienste und Leistungen, die überwie-
gend aus Personalausgaben bestehen, ihren Aus-
gabenschwerpunkt im Bereich der allgemeinen 
und beruflichen Bildung. Desweiteren sind die 
Sachleistungen für den individuellen Verbrauch 
bestimmt, wogegen die allgemeinen Dienste und 
Leistungen Aufwendungen umfassen, die kollektiv 
genutzt werden. Dabei kann sich diese Kollektiv-
nutzung an bestimmte Bevölkerungsteile richten, 
wie die allgemeine und berufliche Bildung an Kin-
der und Jugendliche, oder aber bevölkerungsrele-
vante Schwerpunkte aufweisen, wie die Gesund-
heitsleistungen, die von allen, besonders aber von 
den älteren Menschen in Anspruch genommen 
werden. Daneben treten aber auch stärker allge-
mein orientierte Aufgabenbereiche, die für die 
gesamte Bevölkerung von Bedeutung sind, in dem 
Sinne, als ein gleiches Anspruchsverhältnis unter-
stellt werden kann. Hierzu gehören insbesondere 
die Funktionen Umwelt und öffentliche Sicherheit. 

Aufgrund unterschiedlicher Nutzungsansprüche 

der Generationen hinsichtlich verschiedener sozia-
ler Ausgabenbereiche ergeben sich beim sozialen 
Staatsverbrauch auch spezifische bevölkerungs-
relevante Schwerpunkte. So erhalten die Nichter-
werbspersonen über 65 Jahren aufgrund ihrer 
überdurchschnittlichen Beanspruchung des 
Gesundheitswesens Pro-Kopfsachleistungen in 
Höhe von 2775 DM, die Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren dagegen nur 1 034 DM. Das Ver-
hältnis kehrt sich bei den allgemeinen Diensten 
und Leistungen um, so daß die Nichterwerbsperso-
nen unter 25 Jahren 2857 DM pro Kopf und die 
Nichterwerbspersonen über 65 Jahren 1 270 DM 
erhalten. 

 

Insgesamt betrug 1979 der soziale Staatsverbrauch 
nach dem Sozialbudget 25,46 Mrd. DM. Damit 
erreicht er nahezu ein Viertel des privaten Ver-
brauchs. Im Vergleich zum privaten Verbrauch war 
in den siebziger Jahren ein beschleunigtes Wachs-
tum festzustellen. Während sich nämlich der pri-
vate Verbrauch verdoppelte, hat sich der soziale 
Staatsverbrauch verdreifacht. Die Bevölkerungs-

 

gruppen partizipierten 1979 sowohl absolut als 
auch pro Kopf unterschiedlich am Gesamtaufwand. 
So flossen 9,5 Mrd. DM oder 37% an die Nichter-
werbspersonen unter 25 Jahren, die 27% der 
Bevölkerung stellen. Der sich daraus ergebende 
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Pro-Kopf-Aufwand in Höhe von 3891 DM setzt 
sich dabei vorwiegend aus Bildungs- und Gesund-
heitsleistungen zusammen. In Preisen von 1970 
beträgt der Pro-Kopf-Aufwand 2176 DM (Tabelle 
4). Weitere 8,7 Mrd. DM oder 34% wurden für die 
Erwerbspersonen aufgewendet, die 46% der 
Gesamtbevölkerung ausmachen. Pro-Kopf ergibt 
dies einen Betrag von 2069 DM, wobei insbeson-
dere die Ausgabenbereiche Gesundheit, Beschäfti-
gung, Umwelt und Sicherheit tangiert werden. Real 
wird ein Pro-Kopf-Betrag von 1 191 DM erreicht. 
Schließlich kommt den Nichterwerbspersonen über 
65 Jahren insgesamt 5,1 Mrd. DM zu, was 20% der 
Aufwendungen entspricht. Sie führen zu einer Pro-
Kopf-Leistung von 4044 DM die überwiegend für 
Gesundheits- und spezielle Altersleistungen 
erbracht werden. Preisbereinigt entspricht dies 
2252 DM. Der Rest in Höhe von 2,2 Mrd. DM geht 
an die Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren, wobei auch hier der Gesundheitsbereich 
dominiert. Ihre Pro-Kopf-Aufwendungen betragen 
1 743 DM in jeweiligen Preisen und 965 DM in 
konstanten Preisen von 1970. 

Sozialinvestitionen des Staates 

Als dritte Aufwandskomponente werden schließ-
lich die Sozialinvestitionen des Staates hinsichtlich 
ihrer Empfängerstruktur betrachtet. Auch die ge-
sellschaftlich orientierten Investitionen des Staates 
tangieren über die Ausgabenbereiche wie Gesund-
heit, Bildung, Umwelt und Sicherheit die Bevölke-
rungsgruppen in unterschiedlicher Weise. Vom Aus-
gabenvolumen her handelt es sich um die kleinste 
Aufwandsposition, die an Umfang nur knapp ein 
Sechstel des sozialen Staatsverbrauchs ausmacht. 

Von den Sozialinvestitionen des Staates in Höhe 
von 4,126 Mrd. DM (1979) fließen knapp die 
Hälfte, das sind 1,969 Mrd. DM, den Kindern und 
auszubildenden Jugendlichen zu. Ein knappes Drit-
tel geht an die Erwerbspersonen, 524 Mill. DM an 
die alten Menschen und der Rest mit 321 Mill. DM 
an die Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren. Betrachtet man die Pro-Kopf-Verteilung 
des sozialen Investitionsaufwands des Staates, so 
stehen die Kinder und Auszubildenden mit 808 DM 
an der Spitze vor den älteren Menschen mit 
414 DM. Die Erwerbspersonen folgen mit 313 DM 
und die Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 
65 Jahren mit 257 DM. Vom sozialen Aufgaben-
feld her gesehen stehen die sozialen Tatbestände 
Bildung bei den Kindern und Jugendlichen und 
Gesundheit bei den übrigen Bevölkerungsgruppen 
im Vordergrund. Daneben spielen auch die Aus-
gaben für Umwelt und Sicherheit für alle Bevölke-
rungsgruppen eine wichtige Rolle. Für die preisbe-
reinigten Werte ergeben sich Pro-Kopf-Aufwen-
dungen in Höhe von 290 DM. Das Verhältnis der 
Pro-Kopf-Aufwendungen für Investitionen bleibt  

unter den Empfängergruppen jedoch gegenüber 
der Rechnung in jeweiligen Preisen unverändert 
(Tabelle 4). 

Gesamtaufwendungen für die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen 

Faßt man alle betrachteten Aufwandskomponenten 
zusammen, so kommt man für die Bevölkerung zu 
einem Gesamtbetrag von 144,6 Mrd. DM, der für 
privaten Verbrauch und Ausgaben für soziale staat-
liche Güter und Dienste verausgabt wird. In Preisen 
von 1970 entspricht dies einem Aufwandsbetrag 
von 90 Mrd. DM. Davon fließen nominal 36 Mrd. 
DM, oder preisbereinigt 22 Mrd. DM, an die nach-
wachsende Generation. Die Erwerbspersonen parti-
zipieren mit 68,5 Mrd. DM am stärksten am 
Gesamtbetrag, was preisbereinigt 43 Mrd. DM ent-
spricht. Einen gleichen Anteil an der zu verteilen-
den Gesamtmasse bekommen die Nichterwerbs-
personen zwischen 25 und 65 Jahren (Hausfrauen) 
und die ältere Generation (12,4 bzw. 12,5 Mrd. 
DM). Unter Ausschaltung der Preissteigerungen 
sind dies 19,9 bzw. 20,1 Mrd. DM. 
Somit erhalten die Erwerbspersonen aus allen Auf-
wandskomponenten nahezu die Hälfte (47%), die 
nachwachsende Generation ein Viertel (25%) und 
die Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren sowie die ältere Generation jeweils 14%. 
Betrachtet man die Zusammensetzung der 
Gesamtaufwendungen je Person nach den drei 
Aufwandskomponenten, so zeigt sich für die Bevöl-
kerung insgesamt, daß dem privaten Verbrauch mit 
80% eine dominierende Rolle beim gesamten Pro-
Kopf-Aufwand (15805 DM) zukommt (Tabelle 4).. 
Der soziale Staatsverbrauch nach dem Sozialbud-
get weist einen Anteil von 18% auf und die sozialen 
Investitionen des Staates kommen auf einen Anteil 
von 3%. Hinsichtlich der Bevölkerungsgruppen 
ergeben sich recht unterschiedliche Strukturen. 

Bei den Kindern und auszubildenden Jugendlichen 
fällt der relativ geringe private Verbrauch pro Kopf 
auf (10095 DM), dem ein relativ hoher sozialer 
Staatsverbrauch (3891 DM) und relativ hohe 
Staatsinvestitionen gegenüberstehen (808 DM). 
Die Erwerbspersonen und die Nichterwerbsperso-
nen zwischen 25 und 65 Jahren zeigen eine weit-
gehend übereinstimmende Struktur insofern, als 
der private Pro-Kopf-Verbrauch hier mit 85 bzw. 
87%, einen hohen Anteil an den Gesamtaufwen-
dungen pro Kopf aufweist (13 937 DM). Im Ver-
hältnis dazu sind die Aufwendungen für den sozia-
len Staatverbrauch bei den Erwerbspersonen mit 
2069 DM und bei den Nichterwerbspersonen zwi-
schen 25 und 65 Jahren mit 1 743 DM sowie die 
Investitionen mit 313 DM bzw. 257 DM gering. Bei 
den Nichterwerbspersonen über 65 Jahren zeigt 
sich demgegenüber wieder ein stärkeres Gewicht 
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Empfängergruppen 
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Privater Verbrauch Soziale 
Staatsinvestitionen 

Davon 

Sozialer 
Staatverbrauch 

Tabelle 4 

 

Komponenten der Gesamtaufwendungen nach Empfängergruppen und pro Kopf 1979 

i jeweiligen Preisen 

Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren 

Nichterwerbspersonen 
zwiwhen 25 und 65 Jahren 

Erwerbspersonen 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre 

Bevölkerung insgesamt 

Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren . 
Nichterwerbspersonen 
zwischen 25 und 65 Jahren 

Erwerbspersonen 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre 

Bevölkerung insgesamt  

14 794 100 10 095 

15931 100 13931 

16319 100 13937 

15920 100 11461 

15 805 100 12 571 

in Preisen von 1970 

9 090 100 6 402 

9 942 100 8 807 

10 234 100 8 839 

9 872 100 7 351 

9 839 100 7 980  

-68 3 891 26 808 

87 1 743 11 257 

85 2069 13 313 

72 4045 25 414 

80 2 783 18 451 

70 2 176 24 512 

89 965 10 170 

86 1.191 12 204 

74 2252 23 269 

81 1 569 16 290 

5 

2 

2 

3 

3 

6 

2 

2 

3 

3 

des sozialen Staatsverbrauchs mit 25% (4045 DM 
pro Kopf). Allerdings dominiert auch hier der pri-
vate Verbrauch mit 72% (1 1 461 DM pro Kopf), 
während die sozialen Staatsinvestitionen ein gerin-
geres Niveau als bei den Kindern und Jugendlichen 
aufweisen (414 DM pro Kopf). Entscheidend für die 
hier sichtbaren Strukturen sind neben den alters-
spezifischen Anspruchsparitäten des privaten Ver-
brauchs insbesondere die generationsbedingte 
Nutzungsintensität spezifischer staatlicher Aus-
gabenfelder im Verbrauchs-und Investitionsbe-
reich. Hierbei stehen das Bildungs- und Gesund-
heitswesen im Vordergrund. 

Die Rolle des Transfersystems 

Will man aus den bisher sichtbaren Versorgungs-
größen politische Schlußfolgerungen ziehen, so 
sind die Finanzierungsquellen der drei abgeleiteten 
Aufwandskomponenten in die Betrachtung mit ein-
zubeziehen. Grundlegende Unterschiede der Finan-
zierungsarten ergeben sich einerseits für den priva-
ten Verbrauch und andererseits für den sozialen 
.Staatsverbrauch und die sozialen Investitionen des 
Staates. Die Finanzierung des privaten Verbrauchs 
erfolgt sowohl durch Erwerbs- und Vermögensein-
kommen als auch durch die von der Sekundärver-
teilung geschaffenen derivativen Einkommen. Die 
staatlichen Leistungen für Verbrauch und Investi-
tionen werden demgegenüber von den öffentlichen 
Haushalten des Bundes, insbesondere aber der 
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Länder und Gemeinden aufgebracht. Damit werden 
je nach Aufwandskomponenten unterschiedliche 
Finanzierungssysteme sichtbar. Der Entwicklung 
des sozialen Staatsverbrauchs und der sozialen 
Investitionen des Staates kommt demnach vor 
allem eine, finanzpolitische Bedeutung im Rahmen 
der Haushalte der Gebietskörperschaften zu, der 
private Verbrauch ist — soweit er aus Transferlei-
stungen finanziert wird — in erster Linie mit der Lei-
stungsfähigkeit unterschiedlicher Sozialleistungen 
wie der Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeits-
losenversicherung verknüpft. Es sind dies diejeni-
gen Sozialleistungen, die nach dem Versicherungs-
prinzip in Form von Renten, Arbeitslosenunterstüt-
zung, Entgeltfortzahlung etc. geleistet werden. Als 
Finanzierungsart stehen dabei die Beiträge im Vor-
dergrund. Daneben springt bei Deckungslücken der 
Bund mit Steuergeldern ein. 
Transferleistungen tangieren aber nicht ausschließ-
lich die Sozialversicherungssysteme, auch die 
Haushalte der Gebietskörperschaften tätigen 
monetäre Umverteilungsmaßnahmen, wenn auch 
in bescheidenerem Maße. Die Leistungsgrundlage 
ist hier jedoch nicht das Versicherungsprinzip, son-
dern das Versorgungs- und Fürsorgeprinzip. Als 
Beispiele mögen hierfür die Kriegsopferleistungen 
und die Sozialhilfe gelten. Daneben treten aber 
auch Leistungen wie das Kindergeld oder die Ver-
mögensbildung, die spezifischen gesellschaftlichen 
Zielvorstellungen entsprechen. Diesen Transfer-
systemen kommt vom Ausgabenvolumen ein gerin-

 



Transfer-
leistungen 
(derivative 

Einkommen( 

Aufzu-

 

wendendel-I 
überschüssige (+) 

Faktorein-

 

kommen (primäre 
Einkommen) 

Pri-
vater 
Ver-

brauch 

DM pro Kopf 

 

Empfängergruppen 

13 931 

13 937 

Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren 6 402 1 713 — 4 689 

Nichterwerbspersonen 
zwischen 25 und 65 Jahren 8.807 725 — 8 082 

Erwerbspersonen 8 839 1 829 — 7 011 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre 7 351 11 477 + 4 126 

Bevölkerung insgesamt 6 402 2981 — 3421 

Nichterwerbspersonen 
unter 25 Jahren 10 095 2 638 — 7 457 

Nichterwerbspersonen 
zwischen 25 und 65 Jahren 

Erwerbspersonen 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre 

Bevölkerung insgesamt 

1 122 — 12 809 

2951 — 10986 

11 461 17 702 + 6 241 

12 571 4 658 — 7 913 

in Preisen von 1970 

geres Gewicht zu als den Leistungen der Sozialver-
sicherungssysteme. Allerdings ergeben sich hier 
nicht minder große Finanzierungsprobleme, wenn 
man beispielsweise an die Belastung der kommu-
nalen Haushalte durch die Sozialhilfe denkt, die 
gerade in den siebziger Jahren erheblich zugenom-
men hat. Betrachtet man das Gewicht der derivati-
ven Einkommen nach den einzelnen Bevölkerungs-
gruppen, so zeigen sich recht erhebliche Unter-
schiede (Tabelle 5). So leben die alten Menschen 
fast ausschließlich — ausgenommen sind Einkom-
men aus Vermögen — von Sozialleistungen in Form 
von Renten, Pensionen, Sozialhife, Wohngeld etc. 
Die Höhe der Transferleistungen nach Empfänger-
gruppen gewinnt an Aussagefähigkeit, wenn man 
sie in Beziehung zum privaten Verbrauch setzt. 
Hierbei wird deutlich, daß durchschnittlich gut ein 
Viertel des Aufwands für einen Jugendlichen unter 
25Jahren durch Transferleistungen wie Kinder-
geld, Steuerermäßigungen, Sozialhilfe, Jugend-
hilfe, Familienzuschläge, Waisenrenten etc. 
gedeckt werden. Der Rest wird aus intrafamiliären 
Umverteilungsprozessen, das heißt also aus Ein-
kommen, aufgebracht. Bei den Rentnern und Pen-
sionären, die ihre gesamte Lebenshaltung im 
wesentlichen aus umverteilten Einkommen bestrei-
ten, liegen die gesamten Transferleistungen pro 
Kopf um 6241 DM jährlich oder 520 DM monat-
lich über dem privaten Verbrauch und stellen somit 
Ersparnis dar. Trotzdem dürften hiervon auch 
Beträge in den privaten Verbrauch fließen, die aus 
familiären Zuwendungen der Älteren an die jüngere 
Generation bestehen. Auch bei den Erwerbsperso-
nen kommt den monetären Transfers in bezug auf 
den privaten Verbrauch. eine nicht unbedeutende 
Rolle zu. Immerhin werden über 20% des privaten 
Verbrauchs pro Kopf von Transferleistungen 
gedeckt. Hier machen sich vor allem die Leistungen 
für die Erwerbslosen bemerkbar, die gänzlich auf 
Arbeitslosenunterstützung angewiesen sind. Dane-
ben dürfte ein hoher Anteil aber auch die Erwerbs-
tätigen tangieren, eine Gruppe, die die Mittel für 
„ihre" Sozialleistungen selbst aufbringt. Auch die 
Erwerbstätigen unterliegen sozialen Risiken wie 
Krankheit, Invalidität etc. Zum Teil dürfte sich aber 
in dem relativ hohen Anteil der Transfers am priva-
ten Verbrauch bei den Erwerbstätigen auch das 
bekannte Phänomen der „Umverteilung von der 
rechten in die linke Tasche" zeigen. Schließlich 
sind noch die Nichterwerbspersonen zwischen 25 
und 65 Jahren zu erwähnen, bei denen die Trans-
ferleistungen pro Kopf nur 8% des privaten Ver-
brauchs ausmachen. Dieser relativ niedrige Anteil 
ist allerdings im Rahmen der Gesamtversorgung im 
Familienverbund und der Leistungen für die ande-
ren Familienmitglieder zu sehen. Diese Bevölke-
rungsgruppe, die zu über 90% aus Hausfrauen und 
Kinder erziehenden Müttern besteht, hat demnach 
den geringsten Anteil am Transfersystem. Die hier  

Tabelle 5 

Die Beziehung zwischen privatem Verbrauch und 
sozialen Transferleistungen nach dem Sozialbudget 
1979 

in jeweiligen Preisen 

abgeleiteten Strukturen lassen sich sowohl für 
nominale als auch preisbereinigte Werte nachwei-
sen (Tabelle 5). 

Die Verknüpfung von demographischen Belastungs-
quoten und Leistungsaufwand 

Methode 

Als Datengrundlage für die Erfassung der öffentli-
chen Ausgaben wird im folgenden das integrierte 
Sozialbudget von Baden-Württemberg herangezo-
gen. Es enthält neben den Leistungen für den sozia-
len Schutz der Bevölkerung (Budget l) auch den 
landes- und gemeindespezifischen Sozialaufwand 
(Budget 11)7, es umfaßt somit die sozialmotivierten 
Transferleistungen, Staatsinvestitionen und den 
Staatsverbrauch. Im folgenden werden die realen 
Leistungen (auf Preisbasis von 1970) betrachtet, 
die sich 1979 auf 44,3 Mrd. DM belaufen. Für 
Baden-Württemberg ist eine Zuordnung der real 
geleisteten Beträge auf vier Empfängergruppen vor-
genommen worden, wobei diese Empfängergrup-
pen genauso abgegrenzt sind wie die zur Bildung 

7 Vgl. dazu Abschnitt II, 1.1 Strukturen des sozialen Leistungssystems 
und seine Finanzierungsbedingungen. 
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Modellrechnung der Sozialleistungen für die 
nachwachsende Generation11 

Mill DM 
12 000  

Unterproportionaler Verlauf mi Fixkostenanteil 

 

- Proportionaler Verlauf 

8000 

 

Fixer Ausgabenanteil des ; 1 
\ Unterproportionalen Verlaufs 

aooo .` _ I 

  

_Variabler Ausgabenanteil des 
Unterproportionalen Verlaufs 

0 1 1 1 1 1 1 1  

1980 90 2000 10 20 30 40 50 

Schaubild 4 

1) eerechnel bei proportionalem und unterproportionalem Verlauf zur demographischen 

Veränderung der Kinder und auszubildenden Jugendlichen.' 

von demographischen Belastungsquoten unter-
schiedenen Bevölkerungsgruppen. Damit besteht 
die Möglichkeit, einen Bezug zwischen den demo-
graphischen Belastungsquoten und dem Leistungs-
aufwand nach dem integrierten Sozialbudget her-
zustellen und Konsequenzen der demographischen 
Entwicklung auf dem sozialen Ausgabenfeld auf-
zuzeigen. 

Berechnet man aus den empfängerspezifischen 
Absolutwerten die zugehörigen Pro-Kopf-Werte, so 
erhält man Indikatoren für Leistungsniveaus 
(Sozialleistungsniveau). Diese führen in Verbindung 
mit den demographischen Belastungsquoten zu 
finanzpolitisch relevanten Größen. Die folgenden 
Modellberechnungen gehen dabei von zwei grund-
legenden Annahmen aus: 
1. Die Sozialleistungsniveaus (Sozialleistungen je 

Empfänger) der unterschiedenen Empfänger-

 

gruppen bleiben in Zukunft konstant. 
Modifizierte Annahmen werden allerdings, wie 
nachfolgend ausgeführt, für Kinder und Jugend-
liche getroffen. Diese Annahme führt dazu, daß 
sich die Soziallast, also die Sozialleistungen je 
Erwerbspersonen, ausschließlich in Abhängigkeit 
von der demographischen Belastungsquote ent-
wickelt. (Vgl. Erläuterung im Anhang, Punkt A.) 
Treten nun Veränderungen in der Zahl der Erwerbs-
personen ein, so bleiben diese annahmegemäß 
ohne Einfluß auf die absolut geleisteten Aufwen-
dungen. Dies bedingt jedoch, daß Änderungen in 
der Zahl der Erwerbspersonen durch eine entspre-
chende Änderung der Soziallast kompensiert wer-
den müssen. Sinkt also die Zahl der Erwerbsperso-
nen, so muß, um die Leistungen davon unbeein-
trächtigt zu lassen, die Soziallast entsprechend 
steigen.  

Die Berechungen lassen sich weiterführen zu der 
Frage, welche Auswirkungen demographische Ver-
änderungen voraussichtlich auf das Verhältnis von 
öffentlichen zu privaten Ausgaben haben werden. 
Hierzu muß die folgende Annahme getroffen wer-
den: 
2. Die Sozialleistungskoeffizienten (Sozialleistun-

gen je Empfänger bezogen auf das Bruttoin-
landsprodukt je Erwerbsperson) der unterschie-
denen Empfängergruppen bleiben in Zukunft 
konstant. 

Aus dieser Annahme, also der Konstanz des Ver-
hältnisses von Sozialleistungsniveau zur Produktivi-
tät unter Vollbeschäftigungsbedingungen, folgt, 
daß sich die Sozialleistungsquote (Sozialleistungen 
bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt) ebenfalls 
ausschließlich in Abhängigkeit von der demogra-
phischen Belastungsquote entwickelt. (Vgl. Erläute-
rung im Anhang, Punkt B). 

Spezielles Annahmesystem für die Kinder und 
Jugendlichen unter 25 Jahren 

Die Annahme einer proportionalen Veränderung 
der Soziallast (Sozialleistung je Erwerbsperson) von 
der demographischen Belastungsquote kann 
jedoch in dieser Form speziell für die Bevölke-
rungsgruppe der Kinder und auszubildenden 
Jugendlichen nicht als realistisch betrachtet wer-
den. Vielmehr ist davon auszugehen, daß perso-
nelle und sächliche Infrastrukturausstattungen 
nicht in dem Ausmaß zurückgenommen werden 
können, in dem die Zahl der Kinder und Jugendli-
chen zurückgeht. Dies bewirken unterschiedliche 
Faktoren wie regionalpolitische Gesichtspunkte, so 
vor allem im Bildungsbereich der Erhalt kleiner 
Schulen im ländlichen Raum, aber auch die Artpas-
sung der Bildungsaufwendungen an volkswirt-
schaftliche und technologische Erfordernisse. 

Die Annahmen über die Abhängigkeit der Soziallei-
stungen von der Belastungsquote wird deshalb für 
die Bevölkerungsgruppe der Nichterwerbsperso-
nen unter 25 Jahren dahingehend modifiziert, daß 
hinsichtlich des Ausgabenvolumens ein Fixkosten-
anteil unterstellt wird, der unabhängig von Ver-
änderungen der demographischen Situation aus-
gabenwirksam getätigt wird (Schaubild 4). Dieser 
Fixkostenanteil ist für die Leistungsarten unter-
schiedlich hoch. Ein relativ hoher f ixer Ausgaben-
anteil bei den Investitionen und dem Staatsver-
brauch läßt sich in erster Linie mit regionalpoliti-
schen Zielvorstellungen sowie den in Zukunft nöti-
gen Ersatz- und Erhaltungsinvestitionen begrün-
den. Gleichwohl wird ein Teil der Investitionen und 
des Personalaufwands aus demographisch beding-
ten Entwicklungen unterbleiben, da sich bereits 
heute sichtbare Sättigungsgrenzen der infrastruk-
turellen Versorgung mit Kindergärten und Schulen 
abzeichnen. Dieser rückläufige, von demographi-
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schen Tendenzen abhängige Teil der Investitionen 
wird vor allem unterbliebene Erweiterungsinvesti-
tionen darstellen. Die Einkommensleistungen wei-
sen annahmegemäß einen relativ geringen Teil des 
fixen Ausgabenblocks aus. Hier stellen sich keine 
Anpassungsprobleme an die demographischen 
Veränderungen. Einkommensleistungen können 
dargestellt werden als das Produkt aus einem 
potentiellen Empfängerkreis und entsprechenden 
Pro-Kopf-Leistungsniveaus, wodurch über den 
Empfängerkreis demographische Veränderungen 
unmittelbar einwirken können. Dennoch sei auch 
bei den Einkommensleistungen für Kinder und 
Jugendliche, die eine hohe familienpolitische Rele-
vanz aufweisen, ein gewisser fixer Ausgabenanteil 
angenommen, der die Priorität staatlicher Maßnah-
men auf dem Felde der Familienpolitik zum Aus-
druck bringen soll (Tabelle 6). 

Die Aufspaltung des Ausgabenvolumens in einen 
fixen und einen variablen Teil erfolgt, indem die 

Soziallast SLI
P

 in einen von der demographischen 

Belastungsquote abhängigen und unabhängingen 
Teil explizit zerlegt wird. Dabei werden unter-
schiedliche Annahmen je nach der Leistungsart 
getroffen. Bei den Investitionen wird mit Blick auf 
den Ersatzbedarf der fixe Ausgabenanteil mit drei 
Viertel aller Ausgaben relativ hoch angenommen, 
beim sozialen Staatverbrauch (u.a. Personalausga-
ben für Lehrer) werden auch aufgrund von Modell-
rechnungen im Bildungsbereich zwei Drittel an 
fixen Ausgaben unterstellt und bei den Einkom-
mensleistungen schließlich nur noch ein Drittel 
(Vgl. Erläuterung im Anhang, Punkt C). 

Die Aussagefähigkeit der Ergebnisse 

Bei der vorgelegten Modellrechnung handelt es 
sich keineswegs um Projektionen zur zukünftigen 
Entwicklung unseres Sozialleistungssystems, son-
dern um das Aufzeigen demographischer Effekte 
auf die Entwicklung und Struktur der öffentlichen 
Ausgaben im sozialen Bereich. Dabei wird immer 
von der Frage ausgegangen, wie sich die zukünfti-
gen demographischen Umstrukturierungen auf 
unser heutiges Wirtschafts- und Gesellschafts-
system ausgewirkt hätten, wenn sie mit diesem 
konfrontiert worden wären. Dabei lassen sich 
durchaus wichtige Rückschlüsse auf zukünftig zu 
erwartende demographisch bedingte Wirkungen 
und Tendenzen aufzeigen. Generell wird — wie 
schon zuvor erwähnt — in den Berechnungen von 
der „Vollbeschäftigungshypothese" ausgegangen, 
es wird also unterstellt, daß alle Erwerbspersonen 
auch tatsächlich im Erwerbsprozeß stehen. Diese 
aus heutiger Sicht nicht realistische Annahme wird 
im Rahmen dieses ersten Ansatzes im Hinblick auf 

8 Sozialleistungen je Erwerbsperson. 

Tabelle 6 

Modellrechnung für die Entwicklung der Sozial-
leistungen nach Leistungsarten für die nachwach-
sende Generation 

Staats- 1 nvesti-

 

verbrauch tionen 
Jahr 

Mill. DM 

1970 3351 3189 1350 7890 

1975 4 400 4 791 1 592 10 783 

.1979 4 173 5 301 1 247 10721 

1980 3 980 5 179 1 226 10 385 

1985 3 644 4 966 1 188 9 798 

1990 3 404 4 814 1 162 9 380 

2000 3 452 4 844 1 167 9 463 

2010 3 308 4 753 1 151 9 212 

2020 3 212 4 692 1 140 9 044 

2030 3 404 4 814 1 162 9 380 

2040 3 356 4 783 1 156 9 295 

2050 3 356 4 783 1 156 9 295 

 

den bis 2050 reichenden Berechnungszeitraum 
getroffen. Ebenfalls unberücksichtigt bleiben mög-
liche zukünftige Prioritätenänderungen in der 
Sozialpolitik. Es wird also im vorliegenden Modell 
der hypothetischen Frage nachgegangen, wie sich 
die heutige Situation der sozialen Staatsausgaben 
im weitesten Sinne unter zukünftig zu erwartenden 
demographischen Entwicklungen gestalten würde. 
Der Wert der abgeleiteten Ergebnisse besteht 
somit darin, demographische Effekte auf das 
Sozialsystem aufzuzeigen. 

Demographisch bedingte Mehr- und 
Minderleistungen 

Nach dem integrierten Sozialbudget betrugen 
1979 die realen Altersleistungen 17,7 Mrd. DM. 
Bei konstanten Pro-Kopf-Ausgaben fallen diese 
jährlichen Leistungen angesichts der zukünftig zu 
erwartenden Zahl an älteren Personen bis 1985 
zunächst auf 16,3 Mrd. DM, um danach kontinuier-
lich anzusteigen. Im Jahre 2000 wird mit 17,9 
Mrd. DM wieder der gleiche Leistungsaufwand wie 
1979 erreicht werden, um dann weiter auf 22,4 
Mrd. DM jährlicher Gesamtaufwand im Jahre 2035 
anzusteigen (Tabelle 7). Im Jahre 2035 müssen 
also aus heutiger Sicht nahezu 5 Mrd. DM mehr an 
Aufwendungen erbracht werden, um das Lei-
stungsniveau für die älteren Menschen bei 
13998 DM konstant zu halten. 
Stellt man die gleiche Rechnung für Knder und 
Auszubildende an, für die 1979 reale Pro-Kopf-
Ausgaben. in Höhe von 4399 DM oder ein absolu-
ter Aufwand von 10,7 Mrd. DM erbracht wurde, so 
ergeben sich im gesamten Berechnungszeitraum 
bis 2050 finanzielle Minderleistungen. So betragen 

Einkommens-
leistungen 1 nsgesamt 
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7 890 1 752 10 325 9 308 29 277 

10783 2132 14 833 13 397 41 145 

10 721 
10 385 

9 798 
9 380 
9 463 

9 212 
9044 
9380 
9295 
9 295 

2 323 
2 259 
2 575 
2 687 
2 776 

2 527 
2 515 
2 227 
1 796 
1 727 

17 708 
18 223 
16 262 
16 441 
17 920 

20 708 
20 472 
22 062 
21 079 
17 336 

13 529 
13 985 
14 400 
14 558 
13 753 

12 866 
11 783 
10 159 
9 157 
8 315 

44 281 
44 852 
43 035 
43 066 
43 912 

45 333 
43 814 
43 828 
41 327 
36 673 

Tabelle 7 

 

Modellrechnung für die Entwicklung der Sozialleistungen nach Empfängergruppen 

Sozialleistungen 

für Nichterwerbs-

 

personen unter 
25 Jahren 

für Nichterwerbs-

 

personen zwischen 
25 und 65 Jahren 

für Nichterwerbs, 
personen 

über 65 Jahre 

für 
Erwerbspersonen 

Jahr insgesamt 

Mill, DM 

1970 
1975 

1979 
1980 
1985 
1990 
2000 

2010 
2020 
2030 
2040 
2050 

die Sozialleistungen für die junge Generation irre 
Jahr 2000 noch 9,5 Mrd. DM und schließlich 9,3 
Mrd. DM (2050). 

Während im folgenden bei allen anderen Empfän-
gergruppen das Leistungsniveau definitionsgemäß 
konstant gehalten wird, haben die speziellen 
Annahmen für die Kinder und Jugendlichen einen 
Anstieg des Leistungsniveaus (Leistungen pro 
Kopf) zur Folge. Dieser Anstieg ist nicht unbe-
trächtlich, wenn man bedenkt, daß sich das Lei-
stungsniveau von 4399 DM (1980) kontinuierlich 
auf 8736 DM (2050) erhöht. 

Stellt man den.Veränderungen in den Ausgaben für 
das Alter diejenigen der Kinder und Jugendlichen 
gegenüber, so ergeben sich von der älteren wie von 
der nachwachsenden Generation her bis zum Jahre 
2000 finanzielle Effekte, die auf Minderleistungen 
hinauslaufen und die in der Zeit zwischen 1985 
und 1990 ihre stärkste Wirkung entfalten. Wäh-
rend sich in der Folgezeit bei der nachwachsenden 
Generation weiterhin relativ konstante Minderlei-
stungen ergeben, führt nach 2000 der steil anstei-
gende Rentenberg zu erheblichen zusätzlichen 
Mehraufwendungen. Die jährlichen Mehrleistungen 
werden gegenüber dem Referenzjahr 1979 im 

 

Tabelle 8 
Modellrechnung für die zukünftigen Mehr- bzw. Minderausgaben1) an Sozialleistungen nach Empfänger-

 

gruppen 

 

Mehr (+)-bzw. Minderleistungen(—) 

für N ichterwerbs-

 

perso nen unter 
25 Jahren 

für N ichterwerbs-

 

personen zwischen 
25 und 65 Jahren 

für N ichterwerbs-

 

personen 
über 65 Jahre 

für 
Erwerbspersonen 

Jahr nsgesamt 

Mill. DM 

- - - - - 
— 336 - 64 515 + 456 + 571 

— 923 + 252 1 446 + 871 — 1 246 

— 1 341 + 364 1 267 + 1' 029 — 1 215 

— 1,258 + 453 + 212 + 224 — 369 

— 1 509 + 204 + 3 000 - 643 + 1052 

— 1677 + 192 + 2 764 - 1 746 — 467 

— 1 341 - 96 + 4 354 - 3 370 — 453 

— 1426 - 527 + 3 371 - 4 372 — 2 954 

— 1 426 - 596 - 372 - 5 214 — 7 608 

1979 
1980 
1985 

1990 
2000 

2010 
2020 

2030 
2040 
2050 

1) Jeweils gegenüber dem Ausgangsjahr 1979. 
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Jahre 2010 rund 3 Mrd. DM und im Jahre 2035 
rund 4,7 Mrd. DM betragen (Tabelle 8). Die jährli-
chenMehrleistungen können von den Minderlei-
stungen für Kinder und Jugendliche in Höhe von 
1,5 Mrd. DM nach 2000 nicht mehr aufgefangen 
werden. Betrachtet man beide nichtaktiven Grup-
pen zusammen, so ergeben sich ab 2005 Mehrlei-
stungen als Nettoeffekte, die bereits 2010 einen 
vorläufigen Höhepunkt mit jährlichen Mehrleistun-
gen von 1,5 Mrd. DM erreichen und sich schließ-
lich im Jahre 2035 auf nahezu 3,4 Mrd. DM erhö-
hen. Danach fällt die Alterslast rapide ab, da die 
Jahrgänge des Geburtenbergs Mitte der sechziger 
Jahre nunmehr ausscheiden, so daß sich bereits im 
Jahre 2045 Minderleistungen als Nettoeffekte 
abzeichnen. 

Tabelle 9 

Modellrechnung für die kumulierten Mehr- bzw. 
Minderausgabenl) an Sozialleistungen nach 
Empfängergruppen 

Mehr (+) -bzw. Minderleistungen (—) 

für Nicht-

 

Jahr erwerbs 
Personen 

unter 
25 Jahren 

Mill. DM 

1979 — — — — _ 
.1980 — 336 — 64 + 515 + 456 + 571 

1985 — 3 774 + 556 — 2 730 + 3980 — ' 1 968 
1990 — 9 644 + 2068 — 9 387 "+ 8 81 1 — 8 152 
2000 — 22 847 + 6 461 — 13 960 + 15 509 — 14 837 

2010 — 36 055 + 9 849 + 3 270 + 13 001 — 9 935 
2020 —51 985 + 11 765 + 31 650 + 1 488 — 7 082 
2030 — 67 075 + 12 415 + 65 771 — 24 078 — 12 967 
2040 — 80 698 + 8.887 + 108 614 — 63299 — 26 496 
2050 — 94 958 + 3309 + 122 732 — 111 094 — 80 011 

1) Jeweilsgegenüber dem Ausgangsjahr 1979. 

Faßt man die Ergebnisse für den Zeitraum bis 2000 
kumuliert zusammen, so berechnen sich für das 
Alter Minderleistungen vom Jahre 1979 an 
gerechnet von 14 Mrd. DM, für die nachwachsende 
Generation kumulieren sich die Minderleistungen 
auf 23 Mrd. DM, so daß bis 2000 ein Gesamteffekt 
von zusammen 37 Mrd. DM eintritt (Tabelle 9J. 
Während nach dem Jahre 2000 sich bei der 
Jugend die Minderleistungen fortsetzen und im 
Jahre 2035, im Jahr des Höhepunkts des Renten-
bergs, auf nahezu 74 Mrd. DM anwachsen, erge-
ben sich Mehrleistungen beim Alter, die die kumu-
lierten Minderleistungen überkompensieren und 
sich schließlich auf 88 Mrd. DM belaufen. Als 
Nettoeffekt bei der Betrachtung dieser beiden 
Bevölkerungsgruppen verbleiben demnach kumu-  

lierte Mehrleistungen von 14 Mrd. DM. Bis zum 
Jahr 2050 schließlich steigert sich dieser Betrag 
noch auf das Doppelte. 

Nach dem integrierten Sozialbudget werden 
Sozialleistungen nicht nur für die beiden bisher 
betrachteten Gruppen erbracht. Auch die Nichter-
werbspersonen zwischen 25 und 65 Jahren (in der 
Regel Hausfrauen und Kinder erziehende Mütter) 
und nicht zuletzt die Erwerbspersonen empfangen 
unterschiedliche Sozialleistungen. Da die Verände-
rung der Bevölkerungsstruktur auch diese Gruppen 
erfaßt, ergibt sich auch hier die Frage nach auftre-
tenden zukünftigen Mehr- oder Minderleistungen. 
Unter den getroffenen Annahmen gelangt man bei 
den Nichterwerbspersonen zwischen 25 und 65 
Jahren bis 2025 zu einem jährlichen Mehrauf-
wand, der allerdings gering ausfallen und den 
Betrag von 0,5 Mrd. DM nicht übersteigen wird. Im 
Zeitraum danach treten in gleicher Größe jährliche 
Minderleistungen auf. Über den Gesamtzeitraum 
betrachtet, wachsen die kumulierten Mehrleistun-
gen bis 2025 auf 12,5 Mrd. DM an, um danach auf 
3 Mrd. DM wieder abzusinken. 

Bezieht man noch die Sozialausgaben der Erwerbs-
personen in die Betrachtung mit ein, so lassen sich 
auch hier zwei unterschiedliche Phasen unterschei-
den. Bis zum Jahre 2000 zeichnen sich jährliche 
Mehrleistungen ab, die im Zeitraum zwichen 1985 
und 1990 mit 1 Mrd. DM ihren Höhepunkt errei-
chen. Danach ergeben sich bis zum Jahre 2050 
zunehmende Minderleistungseffekte, die schließ-
lich auf über 5 Mrd. DM jährlicher Minderleistun-
gen (2050) zunehmen. 

Dies bleibt nicht ohne Konsequenzen auf die inter-
temporäre Umverteilung der Leistungsvolumen. 
Dem Höhepunkt des „Rentnerbergs", derjährliche 
Mehraufwendungen 2035 von 4,7 Mrd. DM mit 
sich bringt, steht nun ein Minderleistungseffektin 
Höhe von 4 Mrd. DM gegenüber. Dazu sind noch 
die Minderausgaben für die nachwachsende Gene-
ration vorn knapp 1,5 Mrd. DM zu berücksichtigen, 
so daß beide Effekte zusammen die jährliche Mehr-
ausgaben am kritischsten Punkt des Rentenbergs 
übersteigen (Schaubild 5J. Faßt man alle Wirkun-
gen zu einem gemeinsamen Nettoeffekt zusam-
men, die von den vier Bevölkerungsgruppen aus-
gehen, so ergeben sich im gesamten betrachteten 
Zeitraum bis 2050 nur im Jahrzehnt von 2005 bis 
2015 jährliche Mehrleistungen im Bezug zum 
Basisjahr 1979. In allen anderen Zeitperioden über-
wiegen Minderleistungen. Beachtlich ist dabei ins-
besondere die Entwicklung nach 2035, die durch 
eine rapide Zunahme der gesamten Minderleistun-
gen nach Überschreiten des Rentenbergs gekenn-
zeichnet,ist. 

für Nicht-
erwerbs-
Personen 
zwischen 

25 und 
65 Jahren 

für Nicht-
erwerbs 
Personen 

über 
65 Jahre 

für 
Erwerbs 
Personen 

insgesamt 
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Schaubild 5 

Modellrechnung für die jährlichen Mehr- bzw. 
Minderausgaben lt  an Sozialleistungen nach 
Empfängergruppen (Gesamtnettoeffekt) 

Mill. DM  

Betrachtet man kumulierte Werte, so ergeben sich 
für das Alter in den kommenden siebzig Jahren 
123 Mrd. DM Mehraufwendungen gegenüber dem 
Basisjahr 1979, die reih von demographischen 
Veränderungen bedingt sein werden. Zusätzlich 
entstehen für die Hausfrauen Mehraufwendungen 
von weiteren 3 Mrd. DM. Diesen Mehrausgaben 
stehen Minderleistungen gegenüber, die bei den 
Erwerbspersonen 111 Mrd. DM und bei den Kin-
dern und Jugendlichen 95 Mrd. DM, also zusam-
mengenommen 206 Mrd. DM, betragen. Damit 
ergibt sich ein kumulierter Gesamtnettoeffekt von 
80 Mrd. DM Minderleistungen bis zum Jahr 2050. 

Gesamtwirtschaftliche Belastung der Erwerbs-
personen nimmt zu 

Obwohl also in den kommenden Jahrzehnten 
demographische Effekte die Sozialausgaben von 
heute insgesamt 44 Mrd. DM nicht über 46 Mrd. 
DM anwachsen lassen werden und ihr Volumen in 
der Zeit nach 2020 sogar bis auf 37 Mrd. DM 
abfallen wird, ist aufgrund der abnehmenden Zahl 
der Erwerbspersonen eine zunehmende Soziallast 
zu erwarten. Die Soziallast wird als Indikator der 
Finanzierungsseite herangezogen und gibt den 
Quotienten von Sozialleistungen zu den Erwerbs-
personen an. Diese Größe setzt also die Soziallei-
stungen für die einzelnen Empfängergruppen in 
Beziehung zu den wirtschaftlich Aktiven, die die 
Leistungen über Steuern und Sozialbudget finan-
zieren müssen. 

Tabelle 10 
Modellrechnung für die Entwicklung der Soziallastl) nach Empfängergruppen 

Soziallast 

für Nichten erbs-

 

permnen unter 
25 Jahren 

für Nichterwerbs-

 

personen zwischen 
25 und 65 Jahren 

für N ichtemerbs-

 

personen 
über 65 Jahre 

für 
Erwerbspersonen 

Jahr insgesamt 

DM 

1970 
1975 

1979 

1980 

1985 

1990 

2000 

2010 

2020 

2030 

2040 

2050 

1) Sozialleistungen je Erwerbsperson. 
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Ein bedeutender Aspekt der Entwicklung der 
Soziallast ergibt sich unter anderem daraus, daß 
aufgrund der Bevölkeru:igsvorausschätzung die 
Zahl der Erwerbspersonen bis 1990 zunehmen, 
danach jedoch kontinuierlich absinken wird. In der 
Modellrechnung wirkt sich dies so aus, daß sich bis 
1990 unter demographischem Gesichtspunkt die 
Fianzierung der Sozialausgaben auf mehrere Schul-
tern verteilt, nach 1990 wird sich dieser Prozeß 
umkehren und nach dem Jahre 2000 erheblich 
verstärken. Auch bei dieser Betrachtung wird von 
den ökonomischen Bedingungen abstrahiert, 
indem für den gesamten betrachteten Zeitraum 

Vollbeschäftigung angenommen wird. 

Zwei Entwicklungsphasen zeichnen sich im 
Betrachtungszeitraum ab. Wieder unter der Vor-
aussetzung der Vollbeschäftigung tritt zuerst eine 
sinkende Soziallast aufgrund der demographisch 
bedingten Zunahme der Erwerbspersonen bis 
1990 ein. Mußte 1979 noch eine Erwerbsperson 
unser Sozialleistungssystem mit durchschnittlich 
10535 DM jährlich finanzieren, so sind 1990 nur 
noch 9535 DM notwendig. In den Jahren danach 
tritt dann eine kontinuierliche Zunahme der Sozial-
last auf, die im Jahre 2035 mit 14597 DM ihren 
Höhepunkt erreicht. Somit wird voraussichtlich die 
Soziallast von 1990 bis 2035 um über 50%auf-
grund demographisch bedingter Entwicklungen 
steigen (Tabelle 10). 

Die entscheidenden Wirkungen für die Gesamtbe-
lastung der Erwerbspersonen gehen von den Lei-
stungen für das Alter einerseits und für die Kinder 
und Jugendlichen andererseits aus. Besonders im 
Altenbereich steigt die Soziallast von 3640 DM 

(1990) auf 7559 DM (2035), also um über 100%. 
Die aufzubringende Soziallast für die nachwach-
sende Generation steigt von 2077 DM je Erwerbs-
person (1990) auf 3603 DM (2050), also um 73%. 
Die Soziallast für die Nichterwerbspersonen zwi-
schen 25 und 65 Jahren verändert sich nur unwe-
sentlich und trägt zum Gesamteffekt nur unwesent-
lich bei. Die Soziallast für die Erwerbspersonen 
selbst verläuft über die Jahre hinweg entsprechend 
den Annahmen über das Leistungsniveau für diese 
Personengruppe konstant. 

Das aus demographischer Sicht relativ günstige Bild 
bis zum Jahre 2000 setzt jedoch, wie bereits ange-
deutet, die entscheidende Annahme voraus, daß 
auch alle Erwerbspersonen in den Erwerbsprozeß 
eingegliedert werden können, also Arbeitslosigkeit 
vermieden wird. Sollte diese Prämisse nicht erfüllt 
sein, so ergibt sich eine entsprechend ungünstigere 
Belastungssituation. Dies dürfte vor allem für die 
achtziger Jahre gelten, in denen die Zahl der Er-
werbspersonen demographisch bedingt anwächst 
und damit geburtenstarke Jahrgänge auf den Ar-
beitsmarkt drängen. 

Schaubild 6 

Modellrechnung für die Entwicklung der 
Sozialleistungsquote')  nach Empfängergruppen 
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1) Anteil der Sozialleistungen am Brutlosozialprodukt. 

Demographische Entwicklung führt nach 2000 zu 
einer tendenziell höheren Sozialleistungsquote 

Die zukünftige demographische Entwicklung wird 
auch, ausgehend von den hier getroffenen Annah-
men über das Sozialleistungsniveau, Einfluß auf die 
Sozialleistungsquote nehmen. Die Sozialleistungs-
quote, also das Verhältnis von Sozialleistungen 
zum Bruttosozialprodukt, wird unter den zuvor 
getroffenen Annahmen von 32% im Jahre 1979 
zunächst bis 1990 abnehmen, um danach auf 43% 
(2050) anzusteigen. 

Verantwortlich für den zunehmenden „Staatsan-
teil" am Bruttosozialprodukt nach dem Jahre 2000 
ist die relative Zunahme der nicht im Wirtschafts-
prozeß stehenden Bevölkerungsteile sowie die 
abnehmende Zahl der Erwerbspersonen. Verände-
rungen im Altersaufbau der Bevölkerung erfordern 
also nicht nur eine Umstrukturierung der Finanz-
ströme für die verschiedenen Generationen son-
dern ebenso ein verändertes Verhältnis zwischen 
privatem und öffentlichem Ausgabenbereich. Die 
demographisch bedingte Ausweitung staatlicher 
Ausgabentätigkeit wird im Kern vor allem die Lei-
stungen im Rahmen des Transfersystems betreffen, 
da allein die Sozialleistungsquote für die ältere 
Generation aufgrund veränderter Bevölkerungs-
strukturen von 11%  (1990) auf 23% (2035) anstei-
gen wird (Schaubild 6). 
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Bei den Leistungen für Kinder und Jugendliche 
erhöht sich die Sozialleistungsquote nach einem 
vorübergehenden Absinken bis 1990 von 6% auf 
11%  (2050). Die Entwicklung ist hier nicht nur auf 
die rückläufige Zahl der Erwerbspersonen, sondern 
auch auf das durch die Modellannahmen bedingte 
zunehmende Sozialleistungsniveau bei den Kindern 
und auszubildenden Jugendlichen zurückzuführen. 

Schlußbetrachtung 

Die vorstehende Analyse zeigt, daß demographisch 
bedingte Veränderungen,vor allem im Altersaufbau, 
erhebliche Auswirkungen auf unser Sozialleistungs-
system zur Folge haben. Unter der Annahme der 
Aufrechterhaltung bzw. teilweisen Verbesserung 
des Leistungsniveaus für Kinder und Jugendliche 
kommt man dabei zum Ergebnis, daß zwar der Ge-
samtaufwand absolut für die Sozialleistungen nach 
dem Jahre 2000 abnimmt, die Soziallast in Form 
derSozialleistungenje Erwerbspersonjedoch gerade 
um die Zeit des Höhepunkts des „Rentnerbergs" 
im Jahr 2035 nicht unerheblich zunehmen dürfte. 
Damit verbunden wäre eine Ausweitung des staat-
lichen Bereichs auf Kosten des privaten Ausgaben-
sektors. Demographisch gesehen geht das Problem 
dabei von der nach dem Jahre 2000 abnehmenden 
Zahl der Erwerbspersonen aus. Dies bedeutet, daß 
das Sozialleistungssystem von immer weniger Er-
werbspersonen getragen werden muß. Von der öko-
nomischen F rage, ob die geringere E rwerbsperso-
nenzahl aufgrund einer bestimmten Wirtschafts- und 

Produktivitätsentwicklung sowie der damit verbun-
denen Einkommens- und Vermögensentwicklung 
in der Lage ist, diese Belastungen zu tragen, wird 
dabei abstrahiert. Finanzielle Umschichtungen, die 
sich an ressortübergreifenden Budgetüberlegungen 
orientieren, können dieses Problem von der Finan-
zierungsseite her nicht lösen. Träte allerdings in 
den jetzt vor uns liegenden 10 Jahren eine 
Zunahme der Geburtenrate ein, die zu einer Netto-
reproduktionsziffer von eins oder knapp unter eins 
führt, so würden die Entlastungseffekte, wie sie 
vom Alter in etwa bis zum Jahr 2000 ausgehen, 
zwar kompensiert. Unterstellt man jedoch den Ein-
tritt dieser neuen Geburtsjahrgänge ins Erwerbsle-
ben im Alter von 25 Jahren, so würde sich — wie-
derum unter der Bedingung der Vollbeschäfti-
gungshypothese — die Zahl der Erwerbspersonen 
etwa ab 2015 entsprechend erhöhen und den Ren-
tenberg und die damit zusammenhängende Sozial-
last aus demographischer Sicht mindern. Bei die-
sen Überlegungen wird deutlich, daß das Funktio-
nieren des Sozialleistungssystems an bestimmte 
demographische Bedingungen gebunden ist. Diese 
Voraussetzung gilt besonders für die Alterssiche-
rung, die nicht nur aus der Zahlung von Renten und 
Pensionen, sondern auch in der Bereitstellung eines  

erheblichen Teils von Gesundheitsleistungen 
besteht. In diesem Zusammenhang sei darauf hin-
gewiesen, daß der im "Dreigenerationenvertrag" 
verankerte Ausgleichsaspekt zwischen den 
Generationen auf gleichgewichtige generative 
Entwicklungen angewiesen ist. 

Zusammenfassung 

— Die zukünftige Entwicklung von Bevölkerungs-
zahl und -struktur wird ganz entscheidende 
Auswirkungen auf Höhe und Struktur des 
Sozialleistungssystems haben. Überlegungen 
hierzu können sich dabei nicht allein an Teil-
systemen orientieren, sondern sie müssen unab-
hängig von rechtlichen und administrativen Ge-
gebenheiten den Gesamtzusammenhang über 
alle Altersstufen und alle sozialmotivierten 
öffentlichen Leistungen hinweg einbeziehen. 

— Demographische Belastungsquoten, die als Indi-
katoren für Altersstrukturverschiebungen in 
vielen Analysen herangezogen werden, können 
zu Fehlschlüssen führen, da sie die Wirkungen, 
die von der älteren und der nachwachsenden 
Generation, ausgehen, als gleichwertig ansehen. 
Weitere Erkenntnisse sind aus in Geldgrößen 
umgerechnete Belastungsquoten zu ziehen, die 
unterschiedliche soziale Leistungsniveaus und 
Leistungsstrukturen der Generationen berück-
sichtigen. 

— Diese Umrechnung von demographischen in auf-
wandsbezogene Größen erfolgt auf Basis der 
Sozialbudgetberechnungen für Baden-Würt-
temberg. Das integrierte Sozialbudget umfaßt 
alle Transfer- und Sachausgaben der Sozialver-
sicherungsträger sowie alle Personal- und 
Investitionsausgaben der öffentlichen Hand in 
sozial-gesellschaftlichen Bereichen (z.B. im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich). Im Referenz-
jahr 1979 wurden auf dieser Basis für die unter-
schiedenen Bevölkerungsgruppen folgende Auf-
wandspositionen geschätzt: Auf die ältere 
Generation kommen pro Kopf und Jahr 13998 
DM, die nachwachsende Generation verbraucht 
4399 DM, die Erwerbspersonen 5332 DM und 
auf die Nichterwerbspersonen entfallen 
3122 DM. 

- Ausgehend von der Annahme einer Konstanz 
dieser Pro-Kopf-Werte lassen sich in Verbin-
dung mit der im Rahmen einer Modellrechnung 
vorausgeschätzten Besetzung der einzelnen Be-
völkerungsgruppen zukünftig zu erwartende 
soziale Mehr- bzw. Minderleistungen gegenüber 
dem Referenzjahr 1979 ermitteln. Die Unterstel-
lung einer proportionalen Veränderung von 
Sozialleistungen und Personenzahl wird aller-
dings für die Gruppe der Kinder und Jugend-
lichen um einen Fixkostenansatz modifiziert. 
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— Nach diesem Modellansatz zeichnet sich ab, 
daß sich aufgrund der demographischen Ent-
wicklung für das gesamte Sozialleistungssystem 
nur in der Zeit von 2005 bis 2015 absolut 
Mehrleistungen in einer allerdings überschau-
baren Größenordnung ergeben. In allen 
anderen Perioden bis 2050 zeichnen sich 
absolut Minderleistungen ab. Diese auftre-
tenden Minderleistungen sind dabei weniger 
auf die nachwachsende Generation als auf 
die stark rückläufige Zahl der Erwerbsper-
sonen ab 2015 zurückzuführen. 
Die Belastung der Erwerbspersonen, die letzt-
endlich über Steuern und Sozialabgaben die 
Sozialausgaben finanzieren müssen, wird sich 
ab 1995 laufend erhöhen und im Jahre 2035 
ihren Höhepunkt erreichen. Entscheidend für 
diese Entwicklung ist das starke Absinken der 
Zahl der Erwerbspersonen. Die Finanzierung der 
Sozialleistungen wird sich demnach auf immer 
weniger Schultern verteilen. Von der Frage nach 
der wirtschaftlichen Tragbarkeit in Verbindung 
mit der zukünftigen Wirtschafts-, Einkommens-
und Vermögensentwicklung wird bei dieser 
Modellrechnung abstrahiert. 

- Die demographische Entwicklung wird nach 
dem Jahre 2000 zu einer tendenziell höheren 
Sozialleistungsquote führen. Diese demogra-
phisch bedingte Ausweitung der staatlichen 
Ausgabentätigkeit, gemessen an der wirtschaft-
lichen Wertschöpfung, bedeutet somit ein ver-
ändertes Verhältnis von privaten und öffentli-
chen Ausgaben. 
Eine gleichgewichtigere generative'Entwicklung 
würde zu einer Verstetigung von Mehr- und 
Minderleistungen des Sozialsystems bzw. von 
Be- und Entlastungen der Erwerbspersonen 
führen. 

1.3 Ausländische Haushalte und ihre Verweil-
und Rückkehrabsichten 

Ausländeranteil über 10% 
Der Anteil der Ausländer an der Wohnbevölkerung 
war bis Ende der siebziger Jahre stark von der wirt-
schaftlichen Entwicklung abhängig. Als nach der 
ersten Nachkriegsrezession 1966/67 wieder ver-
stärkt ausländische Arbeitskräfte angeworben wur-
den, stieg der Anteil der Nichtdeutschen ander 
Wohnbevölkerung auf 5%. Die stürmisch verlau-
fende Aufwärtsentwicklung des Ausländeranteils 
zeigte dann, nachdem in der zweiten Hälfte 1973 
die zweite Rezession der Nachkriegszeit einsetzte 
und ein Anwerbestop für Ausländer aus Nicht-EG-
Ländern erlassen wurde, zunächst eine Wende. Der 
Ausländeranteil sank von 9,8% schrittweise auf 9% 
(1978). Seit 1978 sind aber wieder steigende Aus-
länderzahlen zu beobachten. Familiennachzüge, 
Zuzug von Asylbewerbern und Geburtenüber-
schüsse, aber auch die erneute Zuwanderung von 
Erwerbspersonen als Folge der 1978 einsetzenden 
Konjunkturbelebung, führten dazu, daß der Auslän-
deranteil erneut anstieg. Allein 1980 betrug der 
Wanderungsüberschuß bei den Ausländern 40000 
Personen - mitbedingt auch durch den Zustrom 
von Asylanten. Zusammen mit dem Geburtenüber-
schuß von knapp 16000 Personen führte diese 
Entwicklung im Frühjahr 1981 zu einem Auslän-
deranteil von nunmehr 10,1%. 

Eine auf Integration ausgerichtete Ausländerpolitik 
kann nur dann wirkungsvoll sein, wenn der Anteil 
der Ausländer an der Wohnbevölkerung über-
schaubar bleibt; ein hoher Ausländeranteil kann 
gerade in Zeiten bevorstehender wirtschaftlicher 
Probleme (z.B. Arbeits- und Wohnsituation) leicht 
zu einer Gefährdung des sozialen Friedens führen. 
In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, 
daß nach einer Modellrechnung des Statistischen 
Landesamtes allein aufgrund der natürlichen Bevöl-
kerungsentwicklung, also ohne eine weitere Aus-
länderzuwanderung, die Anzahl der Ausländer in 
Baden-Württemberg von heute 942000 (10,1% 
der Wohnbevölkerung) auf 1,4 Mill. (oder 17%) im 
Jahre 2015 ansteigen würde. Jedes vierte Kind 
von bis zu 10 Jahren wäre dann ausländischer 
Abstammung. 

Eine sinnvolle Integration gerade dieser hier gebo-
renen Kinderausländischer Eltern hat insbesondere 
zur Aufgabe, die Ausländer nicht zu einer dauernd 
abgegrenzt lebenden bzw. sich abkapselnden 
Bevölkerungsgruppe werden zu lassen. Schwer-
punkte einer Integrationspolitik für die hier gebore-
nen bzw. schon länger hier lebenden Ausländer 
sind vor allem in der Bildungs- und Ausbildungspo-
litik zu sehen, damit diese integrationsfähigen und 
oft auch integrationswilligen Ausländer nicht zu 

 



32,2 

30,3 
34,2 

28,0 
28,3 

29,8 

31,6 

33,0 

34,5 

34,7 

528,7 

575,1 
585,0 

491,6 
470,5 

.471,3 

464,9 

460,8 

492,2 

494,3 

Tabelle 1 

Nichtdeutsche Wohnbevölkerung, Haushaltsvorstäride und Erwerbstätige nach Geschlecht 

Wohnbevölkerung  Haushaltsvorstände  Erwerbstätige  Wohnbevölkerung  Haushaltsvorstände  Erwerbstätige 

Jahr  
insg.  männl.  weibl.  insg,  männl.  weibl.  insg.  männl. weibl. insg.  männl  weibl.  insg.  männl.  weibl.  insg.  männl.  weibl. 

% 1) 1000 
0 

777,5 470,8 306,7 365,6 333,4 

863,0 518,8 344,2 385,4 355,1 
909,5 536,2 373,3 395,0 360,8 

885,4 506,2 379,2 345,0 317,0 

830,5 467,4 363,1 332,8 304,5 

817,0 456,8 360,2 333,6 303,8 

819,9 457,0 362,9 320,4 288,8 

840.2 468,4 371,8 317,1 284,1 

902,4 511,4 391,0 334,2 299,7 

933,5 526,1 407,4 354,1 319,4  

366,0 162,7 9 11 

395,8 179,3 9 12 

397,4 187,6 10 12 

321,6 170,0 10 11 

309,1 161,4 9 11 

315,0 156,3 9 10 

311,8 153,1 9 10 

306,0 154,8 9 11 

327,4 164,8 10 12 

334,7 159,6 10 12  

7 11 

7 11 
8 11 

8 10 
8 10 

8 9 

8 9 

8 9 

8 9 

8 10  

14 10 

15 11 

15 11 

13 11 

13 10 

13 10 

13 10 

12 10 
13 10 

13 10 

13 4 13 

14 4 13 
14 4 14 
12 3 12 

12 3 12 

12 3 12 

11 3 11 

11 3 11 

11 4 12 

12 4 12 

1972 

1973 
1974 

1975 
1976 

1977 
1978 

1979 
1980 

1981 

1) Anteil an der jeweiligen Gruppe insgesamt (N ichtdeutsche u nd Deutsche). 

den hauptsächlich Benachteiligten einer sich ver-
schärfenden Arbeitsmarktsituation werden. Im 
Interesse einer Entlastung dieser Arbeitsmarkt-
situation bedarf es einer Unterstützung von Rück-
kehrabsichten rückkehrwilliger Ausländer, verbun-
den mit Wirtschaftshilfen für diese Ausländer und 
für die Herkunftsländer; die Landesregierung des 
durch einen hohen Ausländeranteil geprägten Bun-
deslandes Baden-Württemberg hat hierzu auch 
schon konkrete Modelle entwickelt und eine Bun-
desratsinitiative „Ausländerkonsolidierungsgesetz" 
vorgelegt. Weiterhin gehört es im Sinne einer 
Unterstützung der Integration auch zu einer ent-
sprechenden Ausländerpolitik, Maßnahmen gegen 
einen ungezügelten Zustrom von Ausländern ein-
schließlich eines unkontrollierten Familiennachzugs 
zu treffen. 

Statistische Daten über solche soziologischen Tat-
bestände wie Integrationsbereitschaft und -willig-
keit einerseits bzw. Rückkehrabsicht andererseits 
lagen bisher nur in beschränktem Maße vor. Das 
Statistische Landesamt hat deshalb in einer im 
Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung Baden-Württemberg durchge-
führten Sondererhebung versucht, diesen brennen-
den Problemen über gezielte Fragen nachzugehen. 
Die Fragen bezogen sich vor allem auf die Struktur 
der Haushalte von Ausländern, die Aufenthalts-
dauer, die Rückkehrabsicht und spezifische, inte-
grationsrelevantelndikatoren. 

Die Ergebnisse über die Verweil- und Rückkehrab-
sichten der ausländischen Haushaltsvorstände wur-
den dabei als Zusatzerhebung zur Mikrozensuser-
hebung im Mai 1981 gewonnen. Bei dieser Flä-
chenstichprobe sind ein Prozent aller bei der Volks-
zählung 1970 und später in Neubaugebieten gebil-
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deten Zählbezirke einbezogen. Befragt wurden alle 
Haushaltsvorstände (auch Einpersonenhaushalte), 
die keine deutsche Staatsangehörigkeit besaßen. 
Sie sollten — auf freiwilliger Basis — für den gesam-
ten Haushalt die Angaben über die personellen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse sowie über die Ver-
weil- und Rückkehrabsichten machen. Die Erhe-
bung wurde von Interviewern durchgeführt, die 
Eckdaten durch Informationen der Mikrozensus-
grunderhebung ergänzt, an die Bevölkerungsfort-
schreibung angepaßt und hochgerechnet. 

Größere Haushalte 

Obgleich der Ausländeranteil einen bisherigen 
Höchststand erreicht hat, liegt die Zahl der Haus-
halte mit nichtdeutschem Haushaltsvorstand heute 
niedriger als 1973/74. Bei differenzierter Betrach-
tung zeigt sich, daß dieses zahlenmäßige Absinken 
ausschließlich von den Kleinhaushalten mit einer 
oder zwei Personen verursacht wurde. Bei den 
Haushaltungen mit drei und insbesondere vier 
sowie fünf und mehr Personen ist weiterhin eine 
Zunahme festzustellen. Daraus ergibt sich, daß, 
hervorgerufen durch einen hohen Geburtenüber-
schuß und das Nachziehen von Familienangehöri-
gen in den Haushalt in Deutschland, die Ausländer 
zunehmend in einem größeren Familienverband 
wohnen und wirtschaften. Die Zahl der Personen, 
die im Durchschnitt in einem Haushalt zusammen-
leben, erhöhte sich von 2,29 Personen im Jahr 
1973 auf 2,81 im Jahr 1981. Während noch 1974 
die Ausländerhaushalte im Durchschnitt kleiner 
waren als die Privathaushalte insgesamt, sind sie 
inzwischen deutlich größer. 

Dieser Strukturumbruch wurde durch die starke 
Abnahme der Einpersonenhaushalte begünstigt. 



befristet befristet 

51%......_: - 55%n 

212 400 
abhängige 

Erwerbstätige 

Die Vermutung, daß der Rückgang allein durch das 
rezessionsbedingte Abwandern dieser relativ mobi-
len Ausländergruppe verursacht wurde, läßt sich 
aber nicht bestätigen. Vielmehr zeigt sich, daß der 
Anteil der Verheirateten bei Einpersonenhaushalten 
abgenommen hat, also offensichtlich die auf den 
Nachzug der Ehegatten gerichteten Wünsche reali-
siert worden sind. 

50% der Haushaltsvorstände aus Nicht-EG-Ländern 
haben eine befristete Arbeitserlaubnis 

Die Erwerbsquote der Ausländer hat sich in den 
letzten Jahren derjenigen der Wohnbevölkerung 
insgesamt etwas angenähert. Wärend noch 1974 
die Erwerbsquote der Ausländer 65% betrug (ins-
gesamt: 46%), ist sie bis zum April 1978 auf 59% 
zurückgefallen (insgesamt: 46%) und ist bis zum 
Frühjahr 1981 weiter auf 53% gefallen (insgesamt: 
47%). Der Rückgang war bei der Erwerbsquote der 
Frauen höher als bei derjenigen der Männer. Die 
Arbeitserlaubnis war bei 55% der abhängig 
erwerbstätigen Haushaltsvorstände aus Nicht-EG-
Ländern befristet, 37% hatten eine unbefristete 
Arbeitserlaubnis und 8% konnten über die Dauer 
der Befristung keine Angaben machen. Damit ist 
der Anteil mit befristeter Arbeitserlaubnis gegen-
über 1978 erheblich gesunken (13 Prozentpunkte), 
derjenige mit unbefristeter Arbeitserlaubnis stark 
gestiegen (18 Prozentpunkte), worin sich die 
Zunahme der bisherigen Verweildauer in 
Deutschland niederschlägt. 

66% der Ausländerhaushalte aus Nicht-EG-Ländern 

Zwei von drei ausländischen Haushalten kommen 
aus Nicht-EG-Ländern. 84% davon stammen wie-
derum aus der Türkei, Jugoslawien, Spanien bzw. 
Portugal, also den sogenannten Hauptanwerbelän-
dern. Die größten Gruppen der Ausländerhaus-
halte, die nicht aus den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft zugezogen sind, stammen aus der 
Türkei (40%), 37% sind Jugoslawen, 5% Spanier 
und 2% Portugiesen. Jeder dritte ausländische 
Haushalt ist aus einem Land der Europäischen 
Gemeinschaft zugezogen. Der Anteil der italieni-
schen Haushalte (65%) dominiert dabei. 
Gegenüber den statistischen Feststellungen, die 
aufgrund der Befragung 1978 getroffen worden 
waren, haben sich in der Zusammensetzung der 
Haushalte nach Nationalitäten Veränderungen von 
struktureller Bedeutung ergeben. Zwar sank der 
Anteil der Haushaltsvorstände aus Nicht-EG-Län-
dern um 9 Prozentpunkte, jedoch ist dies aus-
schließlich dem Beitritt Griechenlands zur EG zuzu-
schreiben. Rechnet man diesen Faktor heraus, so 
zeigt sich, daß dann der Anteil der Nicht-EG-Haus-
halte zugenommen hätte. Die jugoslawischen 
Haushaltsvorstände, die 1978 in dieser Gruppe am 

Schaubild 1 

Ausländische Haushaltsvorstände nach der 
Dauer der Arbeits- und Aufenthaltsdauer 
aus Nicht- EG- Ländern 

Aufenthaltserlaubnis .._ Arbeitserlaubnis 

unbefristet .,. ..... unbefristet 

ohne Angabe ohne Angabe 

stärksten vertreten waren, wurden von den Türken 
(+ 10 Prozentpunkte) abgelöst, während Spanier 
und Portugiesen ihren Anteil kaum veränderten. 

501o besitzen Wohneigentum in Deutschland 

Jeweils rund ein Viertel der Haushalte kann über 
mittlere bis gehobene Haushaltsnettoeinkünfte ver-
fügen, während ausgesprochene Klein- und Groß-
einkommen dagegen recht selten anzutreffen sind. 
Die höheren Haushaltsnettoeinkommen finden sich 
verstärkt bei den größeren Haushalten. Dies über-
rascht aber insofern nicht, als im besonderen bei 
Ausländern das Einkommen der Mehr-Personen-
Haushalte häufig von mehr als einem Verdiener 
gespeist wird. 

 

Werden nur die Individualeinkommen betrachtet, 
fällt die starke Konzentration der Einkommen in der 
Klasse von DM 1200 bis unter 1 800 auf. Über die 
Hälfte (52%) aller nichtdeutschen Haushaltsvor-
stände verdiente ein entsprechendes Nettoeinkom-
men. Die Angestellten unter den ausländischen 
Haushaltsvorständen haben dabei entsprechend 
der Beschäftigungsstruktur ein höheres Einkom-
men als die Arbeiter. 
Viele Ausländer verwenden Teile des Einkommens, 
um Vermögen entweder in Deutschland, in der Hei-
mat oder sowohl im In- und Ausland zu bilden. 
Dabei war die Vermögensbildung in Deutschland -
wie die Erhebung aus dem Jahre 1978 zeigte -
häufiger zu beobachten als im Ausland. So gaben 
67% der Haushalte an, über Vermögenspositionen 
im Inland und 51 % im Heimatland zu verfügen. 
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Tabelle 2 

Ausländische Haushaltsvorstände nach Haushaltsgröße und Nettoeinkommen des Haushaltsvorstands 
im März 1981 

Mit Einkommensangabe 

Haushaltsgröße 

Haushalts-

 

vorstände 

insgesamt 

darunter mit Nettoeinkommen von ... bis unter... DM 

zusammen 
unter 600  600-1200  1 200- 1 800  1 800-2500  2500-3500 

1 000 

1 Person 
darunter 
Haushaltsvorstand weiblich 

2 Personen 

3 Personen 

4 und mehr Personen 

1 ns9esamt  

98,6 95,6 

22,7 22,0 

65,2 61,4 

68,1 66,6 

122,2 118,0 

354,1 341,6  

(5,0) 18,0 

1.) (9,4) 

1.) (9O) 

(5,1) 

1.1 18,61 

(8;4) 40,7  

50,5 18,1 

(6,2) 1.) 

35,3 13,2 

38.0 19.2 

59,8 41,6 

183,6 92,1 

IJ 

L) 

L) 

(5,81 

13,0 

Erwartungsgemäß war 1978 der Anteil der „sonsti-
gen Vermögen", also insbesondere die Anlage von 
Geld auf einem Sparbuch, besonders beliebt. Von 
allen Ausländern, die angaben, in Deutschland über 
Vermögensbestände zu verfügen, gaben 95% an, 
daß es sich — zum Teil neben anderen Anlagen —
um „sonstiges Vermögen" handelt. 22% hatten 
einen Bausparvertrag in Deutschland abgeschlos-
sen. Andere Vermögensanlagen, wie der Besitz 
einer Eigentumswohnung, eines Wohngebäudes 
oder eines unbebauten Grundstücks in Deutschland 
waren vergleichsweise vernachlässigbar klein. 
Demgegenüber war der Besitz von Immobilien in 
den Heimatländern relativ häufig zu beobachten. 
Von den ausländischen Haushaltsvorständen, die 
Vermögen im Heimatland besaßen, gaben 64% an, 
daß sie eine bzw. mehrere Wohngebäude hätten, 
39% besaßen ein bzw. mehrere Grundstück(e) und 
10% verfügten über eine Eigentumswohnung, über 
„sonstiges Vermögen" im Ausland verfügten 45% 
der Haushaltsvorstände. 

Zwar wurden bei der Befragung 1981 die „sonsti-
gen Vermögen" nicht mehr nachgewiesen, aber für 
den Bereich der Immobilien lassen sich entspre-
chende Vergleichswerte aufzeigen. So hat insbe-
sondere der Erwerb von Wohneigentum in 
Deutschland inzwischen durchaus einen beachtli-
chen Stellenwert erreicht. 5% der Haushalte ver-
fügen über Wohneigentum in Deutschland, weitere 
10% beabsichtigen hier Wohneigentum zu erwer-
ben. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, 
daß von den rund 51 000 Ausländern, die angaben, 
die deutsche Staatsbürgerschaft anzustreben, 
immerhin 17% über Wohneigentum in der Bundes-
republik verfügen. 
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Bisheriger Zuzug der Haushalte 

Über die Hälfte (58%) der 354000 nichtdeutschen 
Haushaltsvorstände sind seit mindestens einem 
Jahrzehnt in Deutschland, 27% seit sechs bis unter 
zehn Jahren, 10% seit zwei bis vier Jahren und 4% 
seit einem oder zwei Jahren. Die Annahme, daß 
sich bei Einbeziehung der Haushaltsgrößen eine 
signifikante Strukturierung der Zuwanderung in der 
Art ergeben würde, daß mit wachsender Verweil-
dauer die Haushaltsgröße tendenziell zunimmt, 
bestätigt sich. 

 

Das Zuwanderungsmuster läßt sich somit wie folgt 
skizzieren: in einem ersten Schritt strömten auslän-
dische Arbeitskräfte zu und lebten als Einzelperso-
nenhaushalte, Frauen und Kinder verblieben im 
Heimatland. Mit zunehmender Anpassung an das 
soziale Umfeld sinkt die Neigung allein zu leben, so 
daß dann in der Regel zunächst die Ehefrau, dann 
die Kinder nachziehen. Dies dürfte die Tendenz för-
dern, sich hier längerfristig niederzulassen. 

Somit kommen Daten, die Aufschlüsse über den 
Grad der Realisierung der Zuwanderung beinhal-
ten, erhöhte Bedeutung zu. Nach den Ergebnissen 
einer speziellen Befragung bei den Ausländerhaus-
halten zu ihren Verweil- und Rückkehrabsichten 
haben noch 34% der verheirateten ausländischen 
Haushaltsvorstände Familienangehörige im Hei-
matland, 66% nicht. Der Anteil der Ausländer, 
deren Ehefrau bzw. Kinder sich noch im Herkunfts-
land befinden, hat sich damit seit 1978 nur wenig 
verringert. Bei der damaligen Befragung hatten 37% 
der Haushalte erklärt, noch Familienangehörige im 
Ausland zu haben. 



Tabelle 3 

Ausländische Haushaltsvorstände nach geplantem Familiennachzug und Haushaltsgröße im Mai 1981 

Davon Haushaltsvorstände Darunter (Sp. 3) 

und zwar Haushalts-

 

vorstände 
insgesamt 

ohne mit 

Familienangehörigen 
im Heimatland 

Nachzug der 
Ehegatten 

geplant 

Nachzug der 
Kinder 
geplant 

Haushaltsgroße 
verheiratet 

1000 

1 Person 
darunter 
Haushaltsvorstand weiblich 

_ 2 Personen 

3 Personen 

4 und mehr Personen 

Insgesamt 

44,7 40,3 

1.1 1.1 

19,3 18,7 

15,2 14,6 

23,8 23,2 

103,0 96,8  

(5,8) (5,0) 

L1 L1 

J (5,5) 

15,1) 

(7,2) 20,4 

98,6 

22,7 

65,2 

68,1 

122,2 

354,1 

53,9 

18,5 

45,9 

52,9 

98,4 

251,1 - 

 

Geht man von den Ergebnissen der 81 er Befragung 
aus, dann zeigt sich, daß mit zunehmender Zahl der 
Personen im Haushalt der Anteil mit weiteren 
Familienangehörigen im Ausland zurückgeht, der 
Nachzug von Familienmitgliedern also zunehmend 
als abgeschlossen angesehen werden kann. So hat 
von den Einpersonenhaushalten fast jeder zweite 
noch Angehörige im Heimatland, bei den Groß-
haushalten mit vier und mehr Personen dagegen 
nur etwa jeder fünfte. Von den 96800 verheirate-
ten ausländischen Haushaltsvorständen mit Fami-
lienangehörigen im Heimatland haben fast die 
Hälfte (47%) den Ehegatten in Deutschland, die 
Kinder aber im Heimatland. 45% haben sowohl den  

 

Ehegatten als auch die Kinder in der Heimat und 
bei 8% befindet sich nur der Ehegatte, nicht aber 
die Kinder im Ausland. 

Geplanter Familiennachzug 

Angesichts der Tatsache, daß immer noch viele 
Haushaltsvorstände die Ehegatten und/oder die 
Kinder im Heimatland haben und der Erkenntnis, 
daß Familienzusammenführung bisher überwie-
gend in „Richtung Bundesrepublik Deutschland" 
stattfand, kommt den diesbezüglichen Planungen 
der Ausländer erhöhte Bedeutung zu. Nun hängt 
aber die Entscheidung für welche Variante der 

Tabelle 4 

Ausländische Haushaltsvorstände nach geplantem Familiennachzug und Verwandten in der 
Bundesrepublik Deutschland im Mai 1981 

Davon Haushaltsvorstände Darunter (Sp..3) 

und zwar 
Haushalts-

 

vorstände 
insgesamt Familienangehörigen 

im Heimatland 

Nachzug der 
Ehegatten 
geplant 

Nachzug der 
Kinder 
geplant 

ohne mit 

verheiratet Verwandte in Deutschland 

1000 

168,8 115,3 

182,6 133,2  

53,5 50,8 

49,4 45,9 

Ohne Verwandte in Deutschland 

Mit Verwandten in Deutschland 

und zwar 
Schwieger-/ Eltern, Geschwister 

verheiratete Kinder 

Ohne Angabe 

Insgesamt 

1.1 

(.1 

1.) 

L1 

(7,2) 

(9,6) 

10,8 

(9,2) 

1.1 

20,4 
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164,3 119,5 44,8 41,7 

35,0 24,7 10,3 (9.4) 

L) L) I. (.1 

354,1 251,1 103,0 96,8 



Familienzusammenführung sich ein Ausländer ent-
scheidet — ob er in sein Heimatland zum Ehegatten 
und den Kindern zurückgeht, bzw. die Familienan-
gehörigen nach Deutschland kommen läßt, von 
verschiedenen Faktoren ab. 

Neben der Gestaltung der Einkommensverhältnisse 
und dem Besitz von Vermögenspositionen, auf die 
unten noch näher eingegangen wird, ist hier vor 
allem die soziale Integration in Deutschland von 
Bedeutung. Die Integration in das soziale Umfeld 
außerhalb der Berufswelt kann sowohl unter dem 
Aspekt des Kontaktes mit deutschen Familien, der 
Partizipation am hiesigen Vereinsleben usw. als 
auch im Vorhandensein von Verwandten gesehen 
werden. 

Betrachtet man zunächst den Integrationsindikator 
„Kontakte zu deutschen Familien" so ist festzustel-
len, daß sich gegenüber dem Jahr 1978 eine Ten-
denzwende vollzogen hat. Während 1978 über die 
Hälfte (54%) der ausländischen Haushaltsvor-
stände ohne Kontakt zu deutschen Familien war 
und nur 46% gesellschaftliche Bindungen pflegten, 
hat sich dieses Verhältnis in den drei folgenden 
Jahren genau umgekehrt. Auch die Bereitschaft zur 
Mitgliedschaft in deutschen Vereinen und Organi-
sationen ist deutlich angestiegen. Die Mitglied-
schaft in Sportvereinen hat sich nahezu verdoppelt 
und beträgt inzwischen 10%. Auch die vereinsin-
terne Mitarbeit in deutschen kulturellen und kirchli-
chen Vereinen hat sich auf 4% verdoppelt. In gesel-
ligen Vereinen sind 3% Mitglieder und in Gewerk-
schaften und sonstigen Vereinen bzw. Organisatio-
nen jeder dritte Haushaltsvorstand. 

Die Entwicklung dieser Anpassungsvorgänge ist 
also sehr beachtlich. Offensichtlich verläuft aber zu 
dieser primär als Integration in das deutsche 
Umfeld zu interpretierenden Entwicklung ein weite-
rer Vorgang, der dadurch gekennzeichnet wird, 
daß sich für die Ausländer ein eigenes soziales 
Umfeld herausbildet. Es ist dadurch gekennzeich-
net, daß inzwischen die Mehrheit der nichtdeut-
schen Haushaltsvorstände Verwandte in Deutsch-
land hat. 

Während noch 1978 etwa 42% der befragten 
Haushaltsvorstände angaben, Eltern, Geschwister 
oder im eigenen Haushalt lebende Kinder in 
Deutschland zu haben, haben heute bereits 52% 
Verwandte in Deutschland. Am häufigsten handelt 
es sich bei den einen eigenen Haushalt führenden 
Verwandten um die Eltern, die Schwiegereltern bzw. 
die Geschwister (46%; 1978: 40%). Jeder zehnte 
Haushaltsvorstand hat aber bereits in Deutschland 
verheiratete Kinder (1978: 8%). Folgt man der 
These, daß der Zwang der Ausländer sich mit der 
deutschen Umwelt auseinanderzusetzen um so 
geringer wird, je eher sie hier ihre sozialen Kon-  

takte innerhalb in mehreren Haushalten wirtschaf-
tenden Großfamilienverbänden pflegen können, 
dann ergeben sich Faktoren, die einer raschen Inte-
gration entgegenwirken.. 

Nach den Ergebnissen der Ausländerbefragung 
planen 14% der Verheirateten, deren Ehegatte 
noch im Heimatland lebt;  diesen nachkommen zu 
lassen. Einen Nachzug von Kindern beabsichtigen 
21%der Befragten; bei einem Teil dieser Ausländer 
wohnt der Ehegatte bereits schon hier. 1978 
betrug die den Kindernachzug betreffende Quote 
noch 19%. 

4%der Ausländer wollen bis 1984 in ihre Heimat-
länder zurück 

Weitaus weniger als die Hälfte der ausländischen 
Haushaltsvorstände (39%) hatten nicht geplant, in 
ihre Heimat zurückzukehren, bei 38% bestand zwar 
grundsätzlich die Absicht einer Rückkehr, jedoch 
war der Termin zum Zeitpunkt der Befragung noch 
unbekannt. 14% planten im Jahre 1984 oder spä-
ter in die Herkunftsländer zurückzukehren und 4% 
wollten zwischen 1981 und 1984, also innerhalb 
eines durchaus überschaubaren Planungszeit-
raums, die Rückkehr in Angriff nehmen. Verglichen 
mit der Befragung 1978 ergibt sich, daß der Anteil 
der Haushalte, die in den drei folgenden Jahren die 
Rückkehr geplant hatten, sehr stark zurückgegan-
gen ist (von 14 auf 4%). Der Teil, der zwar grund-
sätzlich an eine Rückkehr denkt, diese aber erst 
nach drei Jahren oder später realisieren möchte, ist 
in etwa gleich geblieben (1981: 14%, 1978: 11%). 
Der Anteil der Haushaltsvorstände, bei dem der 
Rückkehrtermin noch unbekannt ist, hat sich dage-
gen gegenüber der 78er Befragung deutlich von 
29% auf 38% erhöht. 

Haushaltsvorstände, die keine Rückkehr geplant 
haben, sind zu 35% zwischen 1965 und 1970 
nach Deutschland gekommen, weitere 24%zwi-
schen 1950 und 1964 und rund 22% im Zeitraum 
1971 bis 1975. Unter den Haushaltsvorständen, 
die sich über den genauen Termin der Rückwande-
rung ins Heimatland noch keine klaren Vorstellun-
gen machen konnten, ist der Teil, der schon lange 
in der Bundesrepublik lebt, ebenfalls sehr hoch. Die 
meisten Ausländer, die 1984 und später wieder 
zurückwandern wollen, sind zwischen 1965 und 
1970 in die Bundesrepublik Deutschland ge-
kommen. 

 

Die Frage nach dem Jahr der geplanten Rückkehr 
war auch bei den Befragungen 1978 zu den „Ver-
weil- und Rückkehrabsichten" sowie 1975 über die 
„Wohnverhältnisse der Ausländer" gestellt worden. 
Damals gaben 14 bzw. 6% an, in den auf die Befra-
gung folgenden drei Jahren in die Heimat zurück-
kehren zu wollen. 
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Bei der jetzigen Befragung gaben demgegenüber 
lediglich noch 4% an, in den Jahren 1981, 1982 
bzw. 1983 die Bundesrepublik verlassen zu wollen. 
Ob dies tatsächlich auf eine Abnahme der Rück-
kehrbereitschaft innerhalb eines überschaubaren 
Planungszeitraums zurückzuführen ist oder ob 
andere Einflußgrößen eine bestimmende Rolle 
spielen, kann aufgrund der vorliegenden Informatio-
nen nicht eindeutig entschieden werden. Allerdings 
dürfte die Wahrscheinlichkeit, daß die bei der 
Befragung bekundeten Rückkehrabsichten zum 
jeweils geplanten Zeitpunkt auch ausgeführt wer-
den, um so größer sein, je dichter der geplante 
Rückkehrtermin am Befragungsstichtag liegt. 

Unter den Rückkehrwilligen sind die Ein- und Zwei-
Personen-Haushalte relativ stärker vertreten als es 
ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Haushalte ent-
sprechen würde. Außerdem gaben die Haushalts-
vorstände mit dem Wunsch nach Rückkehr häufi-
ger als die Haushaltsvorstände insgesamt an, über 
Wohneigentum in der Heimat zu verfügen. Haus-
haltsvorstände mit relativ geringem Monatsein-
kommen sind häufiger vertreten als gutverdie-
nende, unter dreißig und über 50-jährige stärker 
als die Gruppe im mittleren Lebensalter. Offen-
sichtlich hängt also die Bereitschaft zur Rückkehr 
sowohl von ganz allgemein die regionale Mobilität 
beeinflussenden Faktoren als auch von ökonomi-
schen Einflußgrößen ab. 

Für den Wunsch in Deutschland bleiben zu wollen, 
wurden die Gründe direkt erfragt, wobei Mehrfach-
nennungen zulässig waren. Insoweit dafür die 
Ursache in Deutschland liegt, nannten 50% die 
guten Verdienstmöglichkeiten, 21 % betonten die 
gute Eingewöhnung in Deutschland, 20% nannten 
die Ausbildung der Kinder, 15% erstrebten eine 
weitere Verbesserung der Altersversorgung und 
12% hatten die Rentenanwartschaft (15 Jahre) 
noch nicht erreicht. Als Gründe, die einer Rückkehr 
in die Heimat dort entgegenstanden, wurden ange-
geben, daß kein Arbeitsplatz vorhanden sei (38%), 
der Verdienst schlecht sei (34%), daß die Möglich-
keit, als Selbständiger zu arbeiten fehlt, der 
Neuaufbau noch nicht abgeschlossen sei bzw. mit 
Eingewöhnungsschwierigkeiten gerechnet wird 
[jeweils 5%). Es zeigt sich also, daß überwiegend 
wirtschaftliche Gründe für ein Verbleiben in 
Deutschland ausschlaggebend sind-

 

14%streben die deutsche Staatsangehörigkeit an 

In der Befragung des Jahres 1981 gaben 14% der 
ausländischen Haushaltsvorstände an, sie würden 
die deutsche Staatsangehörigkeit anstreben; 1978 
strebten nach eigenen Angaben noch 17% danach. 
10% der Ausländer wollten auch dann Deutscher 
werden, wenn sie ihre bisherige Staatsangehörig-

 

Schaubild 2 

Ausländische Haushaltsvorstände nach Zuzugsjahr 
und Verweilabsicht sowie Haushaltsgröße 

Verweilabsicht 

Rückkehr zwischen 
1981 und 1984 
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Keine Rückkehr geplant 

Rückkehrtermin noch 
unbekannt 

- ohne Angabe 

Haushaltsgröße 

1 Person 

2 Personen 
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4 und mehr 
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Prozent 

keit nicht behalten können. Nach den Ergebnissen 
der Erhebung haben gut 2% der Ausländer einen 
Antrag auf Einbürgerung bereits gestellt. 

In diesem Zusammenhang ist interessant, daß seit 
1977 in Baden-Württemberg jährlich etwa 9000 
bis 10000 Ausländer eingebürgert werden. 
Die Mehrzahl (momentan etwa zwei Drittel) entfällt 
hierbei auf Anspruchseinbürgerungen von nicht-
deutschen Personen deutscher Volkszugehörigkeit, 
das sind in den letzten Jahren überwiegend Men-
schen aus Rumänien und aus der Sowjetunion. 
Unter den Ermessenseinbürgerungen stehen seit 
1979 Menschen mit einer früher jugoslawischen 
Staatsangehörigkeit (1981: 29%) an der Spitze 
vor Italienern (9%), Tschechoslowaken, Österrei-
chern und Ungarn [je  8%). Der Prozentsatz der Tür-
ken als der stärksten Ausländergruppe liegt bei 3%. 

Die Zahl der Ermessenseinbürgerungen wie auch 
ihre Relation zur Zahl der Ausländer (1981: 3 je 
1 000) nimmt seit 1978 ab. Dies mag darauf hin-
deuten, daß die Neigung der Ausländer, eine Ein-
bürgerung und damit den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit zu erstreben, in den letzten 
Jahren eher abgenommen hat. 
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Zusammenfassung 

— Über 10,1%der heute in Baden-Württemberg 
lebenden Menschen sind Ausländer. Der Aus-
länderanteil war in den vergangenen Jahren —
unterbrochen von konjunkturbedingten 
Schwankungen in der Zuwanderung sowie den 
Wirkungen des Anwerbestops für Ausländer aus 
Nicht-EG-Ländern — stets angestiegen. ,Die 
Zunahme der Ausländerzahlen Ende der siebzi-
ger Jahre und Anfang der achtziger Jahre ist im 
wesentlichen auf Familiennachzüge, den Zuzug 
von Asylbewerbern und die hohen Geburten-
überschüsse zurückzuführen. 

— Ein weiterer Zustrom von Ausländern stellt 
gerade auch in Zeiten wirtschaftlicher Probleme 
(unteranderem Arbeitsplatz-und Wohnsitua-
tion) eine sinnvolle Integration in Frage, zumal 
selbst ohne weitere Zuwanderung von Auslän-
dern nach einer Modellrechung des Statisti-
schen Landesamtes im Jahre 2015 etwa 17% 
der Einwohner Baden-Württembergs und etwa 
jedes 4. Kind im Alter von bis zu 10 Jahren aus-
ländischer Abstammung sein dürften. 

— Unter den ausländischen Haushaltsvorständen 
kommen etwa 2/3 aus Nicht-EG-Ländern. 40% 
davon stammen wiederum aus der Türkei, 1978 
waren noch die Jugoslawen die stärkste 
Gruppe. Aufgrund des Familiennachzugs und 
der Geburtenentwicklung erhöhte sich die 
Anzahl der Personen je Ausländerhaushalt von 
2,3 (1973) auf 2,8 (1981). 

— Die Erwerbsquote der Ausländer, die 1974 mit 
65% noch weit über der Erwerbsquote der 
Gesamtbevölkerung (46%) lag, hat bis zum 
Frühjahr 1981 auf 53% (insgesamt: 47%) stark 
abgenommen. Ursächlich für diese Anpassung 
zwischen deutscher und ausländischer Erwerbs-
beteiligung war unter anderem ein starker Rück-
gang der weiblichen Erwerbsquote bei den Aus-
ländern. Der Anteil der Ausländer aus Nicht-EG-
Ländern mit unbefristeter Arbeitserlaubnis ist 
aufgrund der gestiegenen Verweildauer gegen-
über 1978 um 18 Prozentpunkte auf 37% stark 
angestiegen. 

— Die nachfolgenden Angaben über die Verweil-
und Rückkehrabsichten von Ausländern, über 
familiäre Zuzugswünsche sowie über Indikato-
ren einer bereits erfolgten Ausländerintegration 
basieren auf einer 1981 durchgeführten Befra-
gung. 

— Bezüglich der Verweildauer ergibt sich, daß 
1981 fast 3/5 (58%) der ausländischen Haus-
haltsvorstände mindestens 10 Jahre in der Bun-
desrepublik leben; bei 27% sind es 6 bis 10 
Jahre, bei 10% 2 bis 4 Jahre und bei 4% 1 bis 2 
Jahre. Große Haushalte zeichnen sich dabei in 
der Regel durch eine längere Verweildauer aus. 

— Trotz des inzwischen erfolgten Familiennach-
zugs hat sich der Anteil der Ausländer, deren 
Ehefrau bzw. Kinder sich noch im Herkunftsland 
befinden (29%), seit 1978 kaum verändert, so 
daß nach wie vor mit einem erheblichen Nach-
zugspotential gerechnet werden muß. 21%der 
1981 befragten Verheirateten (1978: 19%) 
beabsichtigen, Kinder nach Deutschland nach-
kommen zu lassen. 

— Nur 4% der ausländischen Haushaltsvorstände 
wollen in den Jahren 1981, 1982 oder .1983 
Deutschland verlassen, 1978 gaben noch 14% 
der Befragten an, in den nächsten drei Jahren 
zurückzukehren. 14% (1978: 11 %) der Haus-
haltsvorstände wollen erst nach drei Jahren 
zurückkehren und für 38% (1978: 29%) ist ein 
Rückkehrtermin noch nicht bekannt. Keine 
Rückkehr in die Heimat beabsichtigten 1981 
etwa 38% (1978:42%) der befragten Auslän-
der. 

— Für diesen Wunsch, hier zu bleiben, sind über-
wiegend wirtschaftliche Gründe maßgebend. So 
nannten — bei zulässigen Mehrfachnennungen —
50%die guten Verdienstmöglichkeiten in der 
Bundesrepublik, 38% gaben an, in der Heimat 
sei kein Arbeitsplatz vorhanden, und 34% 
bemängelten die dortigen Verdienstmöglichkei-
ten. Jeder Fünfte nannte die gute Eingewöh-
nung in der Bundesrepublik und die Ausbildung 
der Kinder als Motiv für ein Hierbleiben. 

— Im Hinblick auf Fragen des bisher erfolgten Aus-
maßes der Integration ist unter anderem folgen-
des interessant: 
1981 gaben 14% der ausländischen Haushalts-
vorstände an, sie würden die deutsche Staatsan-
gehörigkeit anstreben (1978: 17%). Von ihnen 
verfügen etwa 17% über Wohneigentum in 
Deutschland gegenüber 5% der ausländischen 
Haushaltsvorstände insgesamt. 54% gaben an, 
sie würden gesellschaftliche Kontakte zu deut-
schen Familien pflegen; 1978 waren es nur 
46%. 
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z. Bildungswesen 

2.1 Zum Bildungs- und Berufsweg der 
Hauptschüler 

Vorbemerkung 

Die von der Landesregierung eingeleiteten Maß-
nahmen zur Stärkung der Hauptschule wie auch 
das von der Wirtschaft geäußerte Interesse an der 
Sicherung der mittel- und längerfristigen Deckung 
des Facharbeiterbedarfs tragen dazu bei, daß der 
Hauptschule eine entscheidende Bedeutung zu-
kommt. Insofern erscheint es angebracht, die (nach 
dem Stand vom Schuljahreswechsel 1981) erkenn-

 

baren typischen Verlaufscharakteristika dieser 
Schulart und der sich anschließenden weiteren 
Ausbildung darzustellen und zu analysieren. 

Bestimmungsgründe für die Wahl der Hauptschule 

Nach Abschluß der 4. Klassenstufe der Grund-
schule entscheiden die Eltern im Zusammenwirken 
mit der Schule, welche Schulart das Kind ab der 5. 
Klassenstufe besuchen soll. Die auf der Grund-
schule aufbauenden Schularten sind im dreigliedri-
gen Schulsystem Hauptschule, Realschule und 
Gymnasium. 

Während das Gymnasium vor allem auf die Stu-
dierfähigkeit zielt und die Realschule eine erwei-
terte Allgemeinbildung vermitteln soll, ist die 
Hauptschule nach dem Willen des Gesetzgebers 
am unmittelbarsten auf die Berufswelt bezogen 
(§ 6 des Schulgesetzes i.d.F. vom 23.3.1976). Die 
in der Hauptschule vermittelte Allgemeinbildung 
orientiert sich stärker am Berufsleben; auch bei den 
auf der Hauptschule aufbauenden Bildungsgängen 
kommen den unmittelbaren Einstiegsmöglichkeiten 
in den praktischen Beruf größere Bedeutung zu als 
der Erzielung weiterer schulischer Abschlüsse. 

Eine Entscheidung für die Hauptschule setzt eine 
einigermaßen klare Vorstellung über den künftigen 
Berufsweg des Schülers voraus. In der Regel ste-
hen dem Hauptschüler vor allem gewerbliche Aus-
bildungs- und Arbeitsplätze offen. Schon von die-
ser Seite her betrachtet wird also die Hauptschule 
eher praktisch begabte, an manueller Berufstätig-
keit interessierte Schüler ansprechen. Auf Grund 
der sozialen Schichtung der Hauptschüler ist zu 
vermuten, daß ein solches 1 nteresse von der Berufs-

 

tätigkeit der Eltern und deren Schulabschluß 

beeinflußt wird. Wie aus Schaubild 1 zu ersehen ist, 
haben an der Hauptschule die Kinder aus Arbeiter-
und Landwirtsfamilien einen höheren Anteil, wäh-
rend sie im Gymnasium ein zahlenmäßig geringe-
res Gewicht haben. Der Anteil der verschiedenen 
Schichten entspricht in der Realschule am ehesten 

Schaubild 1 

Zusammensetzung der Schülerschaft nach der 
beruflichen Stellung bzw. Ausbildung der Eltern an 
weiterführenden Schularten im Schuljahr 1977/781' 

Hauptschule Realschule Gymnasium 

Klassenstufe 6 Klassenstufe 5 Klassenstufe 5 

 

1) Ermittelt auf der Basis der Statistik d r Obergänge a s der Grundschule und aus der 
Hauptschule im Sommer 1977. 

der gesamten Elternschaft. Da die Eltern der 
Hauptschüler zu etwa zwei Dritteln eine praktische 
Berufstätigkeit ausüben, scheinen auch deren 
Berufserfahrungen die Wahl der Schulart mitzube-
stimmen. 

Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, daß 
Erwachsene mit Hauptschulabschluß sich sehr viel 
häufiger für einen entsprechenden Schulabschluß 
ihrer Kinder entscheiden als Eltern mit höherem 
Bildungsabschluß. Aus der Übergangsstatistik frü-
herer Jahre ist bekannt, daß die Kinder von Perso-
nen mit abgeschlossener Hochschulausbildung zu 
knapp 80% auf das Gymnasium wechseln, wäh-
rend es bei den Kindern von Arbeitern und Land-
wirten etwa 12% sind'. 

1 Die letzte Erhebung der Übergänge aus den Klassenstufen 4 und 5 in 
sozialer Gliederung fand im Sommer 1977 statt und unterschied die 
Eltern nach sozialversicherungsrechtlichen Kategorien (Arbeiter, Ange-
stellte, Beamte, Selbständige mit der Untergruppe Landwirte) und ver-
einfacht nach dem Ausbildungsniveau der Eltern (mit und ohne Hoch-
schulabschluß). Die dabei gewonnenen schichtenspezifischen Über-
gangsquoten kommen den Erhebungen der Vorjahre zwar sehr nahe, 
doch hat sich !m vergangenen Jahrzehnt die Berufsgruppen- und Aus-
bildungsstruktur in der Bevölkerung und damit auch bei den Eltern 
erheblich verschoben. Damit dürfte die im längerfristigen Vergleich 
deutlich abgesunkene Übergangsquote auf Hauptschulen zusammen-
hängen. 
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Allerdings entspricht das Verhalten am Ende der 
Grundschule nicht den ursprünglichen Bildungser-
wartungen vieler Eltern. So hat z.B. eine Untersu-
chung der Universität Konstanze ergeben, daß im 
Vorschulalter nur knapp 4% der Eltern für ihre Kin-
der den Hauptschulabschluß wünschen; etwa 80% 
der Eltern haben zu diesem Zeitpunkt mindestens 
die mittlere Reife oder das Abitur als schulisches 
Ausbildungsziel. Diese Erwartungen werden dann 
im Verlauf der Grundschulzeit offensichtlich redu-
ziert. Die täglichen Erfahrungen in der Schule tra-
gen dazu bei, daß vor allem Eltern, die die Haupt-
schule besucht haben, ihre Ziele ändern, sei es 
dadurch, daß sie die Empfehlung der Grundschule 
zum Besuch der Hauptschule eher akzeptierten, 
oder in der Form, daß sie von der Möglichkeit zum 
Übergang auf die Realschule oder das Gymnasium 
keinen Gebrauch machen. 

 

Da die für die Bildungserwartungen vorrangig ver-
antwortliche Berufs- und Ausbildungsstruktur in 
der Bevölkerung regional betrachtet sehr stark 
streut, kommt es zu erheblichen Unterschieden in 
der Besetzung der Hauptschuljahrgänge. Während 
in manchen Stadtkreisen nur 20% der Viertklässler 
auf die Hauptschule überwechseln, sind es in länd-
lichen Gebieten teilweise bis zu 50%. Die regiona-
len Bildungsunterschiede entstehen zu einem 
geringeren Teil dadurch, daß in bestimmten städti-
schen Gebieten —unabhängig vom Sozialstatus der 
Eltern — ein stärkeres Streben nach Realschul- und 
Gymnasialabschlüssen zu beobachten ist, daß also 
beispielsweise die Übergangsquote der Arbeiter-
kinder auf das Gymnasium in den Stadtkreisen 
etwas höher ist als in den Landkreisen. Neben der 
schulischen Versorgung spielt hierbei die Nach-
ahmungswirkung, die von dominierenden Schich-
ten ausgeht, eine wichtige Rollei. 
Die aufgezeigten Bildungsunterschiede führen zu 
einer stärkeren Problematisierung der Hauptschule 
in den urban geprägten Gebieten unseres Landes. 
Während dort mehr von der Schule als leistungs-
stark eingeschätzte Schüler auf Realschulen und 
Gymnasien übergehen, konzentrieren sich in diesen 
Gebieten gleichzeitig die ausländischen Schüler, 
die nach der Grundschule zu rund 75% die Haupt-
schule besuchen. 

Fünfre Klassenstufe als Übergangsphase 

Läßt man die sozialen und regionalen Unterschiede 
beiseite und konzentriert sich auf die Durch-
schnittswerte im Land, so ist festzustellen, daß 

2 Projekt Umwelt, Kind und Elementarbereich von R. Fauser, T. Bargel 
und J. Mundt: „Kindergarten und Umwelt" — Erfahrungen, Urteile und 
Forderungen von Eltern in verschiedenen Gemeinden und Stadtvierteln. 
Ein Bericht für die befragten Eltern, herausgegeben vom Zentrum 1 für 
Bildungsforschung, Konstanz 1979. 

3 Im oben genannten Projektbericht (S. 60) wird dieser Einfluß durch 
den Begriff „Bildungsklima" verdeutlicht. 

Tabelle 1 

Entwicklung der Übergangsquotenl) 

Übergänge auf 

1965 11,2 19.1 

1970 54,3 17,7 24,0 

1971 49,4 20,0 27,7 

1972 46,8 20,4 28,9 

1973 48,1 - 20,4 27,8 

1974 48,3 19,6 27,0 

1975 48,3 19,5 26,7 

1976 44,6 21,9 26,7 

1977 43,1 22,8 27,9 

1978 43,0 23,5 28,2 

1979 39,7 24,6 31,1 

1980 41,4 25,3 29,4 

1981 40,6 26,3 29,2 

1) Aus der 4. Klassenstufe der Grundschule, in %der Schüler in dieser 
Klassenstufe zu Beginn des Schuljahres. Bei Fehlen einer Übergangs-
statistik ermittelt aus der Zugangsstatistik des nachfolgenden Schul-
jahres. 

gegenwärtig rund 40% der Viertklässler auf die 
Hauptschule überwechseln. Der längerfristige 
Trend dieser Übergangsquoten neigt eher nach 
unten, auch wenn nach dem Tiefstand 1979 (unter 
40%) im Sommer 1980 eine Erhöhung zu beo-
bachten war. Nachdem die Übergangsquote 1981 
wieder leicht gesunken ist, kann noch nicht beur-
teilt werden, ob mit dem Jahr 1980 und den Maß-
nahmen zur Stärkung der Hauptschule eine Trend-
umkehr eingeleitet wurde. 

Bei der Betrachtung der längerfristigen Entwick-
lung, wie sie in Tabelle 1 dargestellt ist, muß 
berücksichtigt werden, daß frühere Übergangsquo-
ten — die sich ausschließlich auf die 4. Klassenstufe 
beziehen — dadurch zu Gunsten der Hauptschule 
etwas überhöht werden, daß der Übergang aus der 
5. Klassenstufe der Hauptschule vor allem auf Real-
schulen damals eine wesentlich größere Bedeu-
tung hatte als heute. In früheren Jahren verlor die 
Hauptschule nach der 5. Klassenstufe bis zu 15% 
ihrer Schüler, während es gegenwärtig nur noch 
etwa halb so viel sind. 

Wenn sich der Regelübergang auf Realschule und 
Gymnasien also stärker auf die 4. Klassenstufe vor-
verlagert, verringert sich an dieser Stelle die Über-
gangsquote auf die Hauptschule. Aber auch heute 
spielt der Schulartwechsel nach der 5. Klassenstufe 
noch eine Rolle. Überwiegend (zu etwa drei Vier-
teln) erfolgt er in der Form, daß die Klassenstufe 5 
nach bestandener Aufnahmeprüfung für die Real-
schule oder das Gymnasium in der neuen Schulart 
nochmals durchlaufen wird. Ein kleinerer Teil der 
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Jahr 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 

Staats. 
angehörigkeit 

Deutsche 

Ausländer 

 

8 10 7 7 5 4 4 

55 48 47 38 40 45 45 

 

Schulartwechsel erfolgt durch direkten Einstieg in 
die Klassenstufe 6 der Realschule oder des Gymna-
siums. Dieser wird von etwa 2% der Fünftklässler 
realisiert. 

Spätere Laufbahn-Korrektur in der Hauptschule 
selten 

Ab der 6. Klassenstufe ist der Schulartwechsel aus 
der Hauptschule die Ausnahme, denn die entspre-
chenden Bewegungen liegen weit unter 1 % des 
Schülerbestands. Selbst die Übergangsmöglichkeit 
auf Aufbaugymnasien wird nur noch von 0,2% der 
Siebtklässler wahrgenommen. Auf der anderen 
Seite kommt aber bei den Hauptschülern die Nicht-
versetzung oder der Wechsel in eine Schule für 
Lernbehinderte kaum vor. Gegenwärtig bleiben an 
den Hauptschulen des Landes jährlich nur durch-
schnittlich 1,5% der Schüler sitzen, während der 
entsprechende Prozentsatz bei den Realschulen 
und Gymnasien 4 bis 5% beträgt. Infolgedessen 
stoßen rund 95% der Sechstklässler ohne zeitliche 
Verzögerung bis zur Abschlußklasse vor. In Klas-
senstufe 9 haben zumindest die deutschen Schüler 
mit einer Erfolgsquote von fast 99% beste Chan-
cen, den Hauptschulabschluß zu erwerben. 

Zuwanderungen von Ausländern beeinflußen 
Erfolgsquote 

Die Chancen der Ausländer, die Hauptschule mit 
einem Abschlußzeugnis zu verlassen, sind aus sta-
tistischer Sicht im Vergleich zu den deutschen 
Schülern geringer einzuschätzen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß in den vergangenen Jahren 
eine erhebliche Anzahl von ausländischen Schülern 
- vor allem türkische Staatangehörige - in fortge-
schrittenem Alter aus dem Heimatland in die Bun-
desrepublik gekommen ist. Die quantitative Bedeu-
tung des „Seiteneinstiegs' kann man daran ermes-
sen, daß gegenwärtig von den türkischen Fünff-
und Sechstklässlern etwa 20% unmittelbar aus 
dem Ausland kommen. Für solche Schüler, die die 
türkische Schulpflicht oft schon erfüllt haben, ist 
der Hauptschulabschluß sicher schwieriger zu 
erreichen als für in Deutschland eingeschulte Aus-
länderkinder. Der Schulerfolg in der Abschluß-
klasse, wie er in Tabelle 2 nach Nationalitäten diffe-
renziert dargestellt ist, weist auf den Zusammen-
hang mit der Aufenthaltsdauer hin, denn die Natio-
nalitäten mit der durchschnittlich höchsten Ver-
weildauer in der Bundesrepublik stehen auch beim 
Schulerfolg in der Abschlußklasse an der Spitze. 

Bei der Betrachtung des Schulerfolgs in der Haupt-
schule müßten streng genommen die vorzeitigen 
Abgänger aus den Klassenstufen 5 bis 8 einbezo-
gen werden. In früheren Berechnungen wurden 
selbst die fluktuationsbedingten Abgänge ins Aus-
land berücksichtigt, so daß nach dieser Berech-  

Tabelle 2 

Schulerfolg in den Klassenstufen 9 und 10 der 
Hauptschule nach der Staatsangehörigkeit in den 
Schuljahren 1979/80 und 1980/81 

Anteil der Abgänger mit Abschluß an der 
Gesamtzahl der Abgänger aus den 

Staatsangehörigkeit Klassenstufen 9 und 10 

1979780 1980/81 

 

Griechenland 

Italien 

Jugoslawien 

Portugal 

Spanien 

Türkei 

Sonstige 

Ausländer insgesamt 

Deutsche 98 99 

nungsmethode die Mehrzahl aller Ausländerkinder 
die Hauptschule ohne Abschluß verlassen hat. 
Beschränkt man sich auf die Abgänger mit erfüllter 
Vollzeitschulpflicht, so errechnet sich für die 
gesamte Hauptschule eine Erfolgsquote der Aus-
länderkinder von gegenwärtig 55% gegenüber 
96%für die deutschen Abgänger (vgl. Tabelle 3). 
Im Unterschied zu den in Tabelle 2 ausgewiesenen 
Erfolgsquoten der Abschlußklassen sind in Tabelle 3 
auch die Abgänger in den Klassenstufen 5 bis 8 
berücksichtigt. Die starke Zuwanderung junger 
Ausländer in den vergangenen Jahren schlägt sich 
dort deutlich nieder. Während bis 1978 zuneh-
mende Erfolgsquoten zu verzeichnen waren, ist bei 
den Ausländern nunmehr eine eher gegenläufige 
Entwicklung zu beobachten, die im wesentlichen 
von der Zunahme der „Seiteneinsteiger" bestimmt 
sein dürfte. 

Übergang in das berufliche Schulwesen 

Gemessen an der Gesamtzahl der erfolgreichen 
Hauptschul-Absolventen ist die Zahl der Abgänger 
ohne Abschluß sicher sehr gering, doch liegt die 

Tabelle 3 

Anteil der Abgänger ohne Abschluß aus der Haupt-
schulel j nach der Staatsangehörigkeit 

1) Anteil der Abgänger aus den Klassenstufen 5.bis 9 ohne Abschluß 
an der Gesamtzahl der Abgänger aus den Klassenstufen 5 bis 10: Ab 
1979 nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht, bis 1978 bei Ausländern 
ohne Abgänge ins Ausland. 

86 89 

84 87 

92 92 

79 89 

93 94 

53 51 

82 72 

73 71 
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Problematik in der Konzentration auf ausländische 
— vor allem türkische — Staatsangehörige und in 
dem drohenden Anwachsen des Stroms an unzu-
reichend qualifizierten Abgängern infolge mittelfri-
stig stark zunehmender Altersjahrgänge an auslän-
dischen Entlaßschülern. Daß es Abgänger ohne 
entsprechenden Abschluß schwerer haben, eine 
Berufsausbildung zu erhalten, ist naheliegend und 
durch die Statistik auch eindeutig belegbar. Die 
erfolgreichen Absolventen ihrerseits haben zwar im 
Prinzip gute Chancen auf dem Lehrstellenmarkt, 
doch sind hierbei einige Einschränkungen zu 
machen. So wollen etwa zwei Drittel aller männli-
chen Hauptschulabgänger ins duale System, und 
knapp 90% davon hatten in den vergangenen Jah-
ren auch schon im Mai einen Ausbildungsplatz 
sicher. Dagegen streben die Mädchen nur zu rund 
40% eine Lehrstelle an, und dennoch liegt nach der 
Entlaßschülerstatistik der Anteil der wunschmäßig 
Versorgten niedriger als bei den Jungen. Die 
Ursache dieser unterschiedlichen Situation 
dürfte in den abweichenden Branchenpfäferenzen 
zu suchen sein. Das Interesse der Mädchen gilt in 
erster Linie kaufmännischen und Gesundheitsberu-
fen. In diesen Bereichen ist die Lehrstellensituation 
ungünstiger als im Metall- und Baugewerbe, wohin 
die Mehrzahl der Jungen tendiert. Zur Aussage-
fähigkeit der Entlaßschülerbefragung ist noch 
darauf hinzweisen, daß sie den Zustand ca. 11 
Wochen vor Schuljahresende widerspiegelt und 
insofern auch einen guten Gradmesser für die rela-
tive Versorgung (z.B. im zeitlichen Vergleich oder 
im Vergleich der Geschlechter oder Schularten) 
angibt. Über die tatsächliche Versorgungslage gibt 
z.B. die Schulstatistik im darauffolgenden Herbst 
weitergehende Hinweise. 

Ausbildungsplätze im Handwerk eher zu erhalten 

Während in den kaufmännischen Ausbildungsbe-
rufen nur noch knapp 30% der Anfänger von der 
Hauptschule kommen, ist der Anteil der Haupt-  

schüler in den gewerblichen Berufen wesentlich 
höher4. Allerdings ist in einzelnen Industrieberufen 
eine deutliche Verlagerung zu mittleren Abschlüs-
sen zu erkennen, so etwa im Berufsfeld Elektro-
technik, wo rund zwei Drittel aller Auszubildenden 
mindestens die mittlere Reife vorweisen können. Im 
Bereich der IHK Stuttgart waren beispielsweise im 
Schwerpunkt Nachrichtentechnik 1980 nur 20% 
der neu eingestellten Lehrlinge Hauptschulabsol-
venten. Zwar ist im Handwerk von der Struktur der 
Zugänge her betrachtet ebenfalls eine gewisse Ver-
schiebung zu mittleren Abschlüssen hin zu 
beobachten, doch beruht diese z.T. auf der mittel-
fristig unterschiedlichen Entwicklung von Haupt-
und Realschulabgängerzahlen. Während die Zahl 
der Abgänger an der Hauptschule bereits leicht 
zurückgeht, steigt sie an den Realschulen noch 
geringfügig an. Trotzdem sind die ehemaligen 
Hauptschüler unter den Auszubildenden in den 
handwerklichen Berufen noch deutlich in der Über-
zahl5. 

Unter Berücksichtigung der traditionellen Berufs-
wünsche der Mädchen erscheint deren Streben 
nach weiterer schulischer Ausbildung verständlich. 
und kann als Anpassung an veränderte Einstel-
lungs- und Ausbildungsvoraussetzungen interpre-
tiert werden. Die andere denkbare Reaktion, näm-
lich eine stärkere Umorientierung auch der Mäd-
chen zu gewerblichen Berufen, scheint sich dem-
gegenüber nur schwer durchzusezten. In diesem 
Zusammenhang muß auch auf die Zugangsvoraus-
setzung des mittleren Abschlusses für viele pflege-
rische Berufe eingegangen werden. Dieser Aspekt 

4 I Bereich der IHK Stuttgart hatten unter den Auszubildenden, die 
1980 eine Lehre begonnen hatten, bei den kaufmännischen Berufen 
28,3% den Hauptschulabschluß; bei den übrigen Berufen betrug die 
entsprechende Quote 45,8%. 

5 Im Bereich der Handwerkskammer Stuttgart betrug der Anteil der 
Hauptschulabsolventen unter den Auszubildenden 1981 64,1% gegen-
über 70,0% im Jahre 1980. 

Tabelle 4 

Ausbildungsabsichten der Entlaßschüler 19811) nach Geschlecht und ausgewählten Schularten 

Abgänger aus 

Nachweisung Hauptschulen Realschulen Gymnasien 

m w insgesamt m w insgesamt m w insgesamt 

Anzahl 

Entlaßschüler insgesamt (1) 

Von den Entlaßschülern streben eine 
Lehre an (2) 

Anzahl der gesicherten Ausbildungs-
plätze (3) 

33 905 27 845 61 750 17 835 21 474 39 309 4 703 5 247 9 950 

22 275 11 240 33 515 10 887 11 427 22 314 1 307 1 490 2 797 

19 779 9 214 28 993 9 816 9 793 19 609 1 034 1 173 2207 

% 

 

Versorgungsgrad (3) in %von (2) 88,8 82,0 86,5 90,2 85,7 87,9 79,1 78,7 78,9 

1) Stichtag 14.5.1981 der Entlaßschülerbefragung. Einbezogen sind die Entlaßschüler bis einschließlich Klassenstufe 11 (Gymnasium). 
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spielt, wenn man den Versorgungsgrad der Absol-
ventinnen von Hauptschulen, Realschulen und 
Gymnasien 11 Wochen. vor Schuljahresende ver-
gleicht, in der Abschlußklasse vermutlich keine 
große Rolle (Tabelle 4). Allerdings wäre es denk-
bar, daß die Eltern mit frühzeitigen Berufsvorstel-
lungen für ihre Kinder bereits beim Übergang auf 
weiterführende Schulen solche Voraussetzungen 
berücksichtigen. Auf diese Weise könnte die 
Abnahme vor allem der „weiblichen" Übergangs-
quote auf die Hauptschule erklärt werden. 

Mittlere Abschlüsse über die Berufsfachschule 

Ein dem Realschulabschluß gleichwertiger 
Abschluß, wie er für manche Berufe vorgeschrie-
ben ist, kann aber auch noch nach Absolvierung der 
Hauptschule in der zweijährigen, zur Fachschulreife 
führenden Berufsfachschule erworben werden. 
Voraussetzung für die Aufnahme ist, daß in der 
Hauptschule die Fächer Deutsch, Mathematik und 
Englisch nach den Anforderungen des A-Kurses 
erfolgreich besucht worden sind6. Diese Bedingung 
wird gegenwärtig von rund 63% der Hauptschulab-
solventen erfüllt. Die Mädchen nutzen dabei die 
Möglichkeit sehr viel häufiger als die Jungen. Von 
den weiblichen Hauptschulabgängern wechseln 
gegenwärtig 42% auf die zweijährige Berufsfach-
schule, bei den Jungen (20%) ist der entspre-
chende Prozentsatz nicht einmal halb so groß. Dies 
ist sicher nicht allein auf die unterschiedlichen 
Lehrstellenaussichten zurückzuführen, sondern 
auch auf die Typen-Schwerpunkte der zweijähri-
gen Berufsfachschulen, unter denen die Wirt-
schaftsschulen und die hauswirtschaftlich-pflegeri-
schen Typen einen viel größeren Raum einnehmen 
als die gewerblichen Schulen. Dagegen ist unter 
den einjährigen Berufsfachschulen der gewerbliche 
Typ vorherrschend. Im Unterschied zur zweijähri-
gen Form vermittelt die einjährige Berufsfach-
schule keinen weiteren allgemeinen Abschluß, son-
dern dient vor allem der beruflichen Grundbildung. 
Sie ist mit dem dualen System dadurch verzahnt, 
daß ihr Besuch.auf die Lehrzeit angerechnet wird. 

Unter Berücksichtigung vorzeitiger Abgänge 
erwerben über die zweijährige Berufsfachschule 
noch mehr als 20% der Hauptschulabsolventen 
einen mittleren Bildungsabschluß. Weitere 2 bis 
3% kommen nach abgeschlossener Berufsausbil-
dung über die Berufsaufbauschule zur mittleren 
Reife. 

 

Zehntes Vollzeitschuljahr wird zunehmend realisiert 

Unter den vielfältigen Ausprägungen des berufli-
chen Vollzeit-Schulwesens ist auch das Berufs-
grundbildungsjahr zu nennen. Neben der Vollzeit-

  

6 Eine Änderung der Zulasurgsvoraussetzung erfolgt 1982 

form existiert auch die kooperative Art, bei der ein 
Teil der Ausbildung im Betrieb oder in überbetrieb-
lichen Ausbildungsstätten absolviert wird. Unter 
Berücksichtigung beider Formen wird das Berufs-
grundbildungsjahr von knapp 10% der Abgänger 
aus der Hauptschule gewählt. Berücksichtigt man 
weiter das Berufsvorbereitungsjahr und die ver-
schiedenen Formen der Berufsfachschule, so stellt 
man fest, daß rund zwei Drittel aller Abgänger von 
der Hauptschule ein zehntes Vollzeit-Schuljahr 
absolvieren. Wie schon erwähnt, dient ein erhebli-
cher Teil dieses Vollzeitbesuches der beruflichen 
Grundausbildung mit direktem Bezug zum dualen 
System. In den handwerklichen Berufen ist eine 
zunehmende Tendenz zur Verlagerung des ersten 
Ausbildungsabschnitts auf die Vollzeitschule fest-
zustellen. 

Ausbildungserfolgsquote ca. 80% 

Unter Berücksichtigung der durchschnittlich 3 
Jahre dauernden Berufsausbildung liegt das 
Schwergewicht des beruflichen Schulbesuchs 
nach wie vor im Teilzeitbereich der Berufsschulen. 
Hier treffen die Hauptschüler zunehmend mit Real-
schülern und Gymnasiasten zusammen. Hatten bei-
spielsweise 1975 unter den neu eingetretenen 
Berufsschülern mit Ausbildungsvertrag 33%min-
desteris einen mittleren Bildungsabschluß, so 
waren es 1980 bereits 43,3%, darunter aber z.T. 
auch ehemalige Hauptschüler aus der zweijährigen 
Berufsfachschule. Im weiteren Verlauf des Berufs-
schulbesuchs können die Hauptschüler statistisch 
nicht mehr isoliert werden, so daß eine allgemeine 
Aussage über deren Ausbildungserfolg nicht mög-
lich ist. Allerdings kann zu dieser Frage auf eine 
Untersuchung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung zurückgegriffen werden, die für das Berichts-
jahr 1976 in ausgewählten Industrie- und Handels-
kammern durchgeführt wurdet. Danach waren bei 
den Abschlußprüfungen für die Ausbildungsberufe 
unter den Teilnehmern mit Hauptschulvorbildung 
etwa 15% nicht erfolgreich. Hinzu kommen noch 
vorzeitige Beendigungen von Ausbildungsverträ-
gen. Die ehemaligen Hauptschüler schnitten nach 
dieser Untersuchung etwas schlechter als die Real-
schüler und Gymnasiasten ab. Überraschender-
weise wurde aber festgestellt, daß der Prüfungser-
folg in den kaufmännischen Berufen geringer war' 
als in den gewerblichen, obwohl dort ein höherer 
Anteil von Prüflingen mit mittlerem Abschluß anzu-
treffen ist. Die Prüfungsstatistik der Kammern in 
Baden-Württemberg läßt erkennen, daß die 
Erfolgsquote bei den Gesellen- und Abschlußprü-
fungen — unabhängig von der Vorbildung — sehr 
hoch ist. Bei den Prüfungen der Handwerkskam-
mern haben 1980 93% der Teilnehmer bestanden, 

7 Materialien und statistische Analysen zur beruflichen Bildung, her-
ausgegeben vom BIBB, Heft 12, Berlin 1979. 
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bei den Industrie- und Handelskammern gar 96%. 
Der Prüfungserfolg ist zwar je nach Beruf unter-
schiedlich, doch schrpnen die Abweichungen eher 
in den spezifischen Anforderungen als in der unter-
schiedlichen Vorbildungsstruktur begründet zu 
sein. 
Von den Ende 1979 im IHK-Bereich vorhandenen 
123200 Ausbildungsverträgen wurden 1980 
5656 oder 4,6% vorzeitig gelöst. Bei einer durch-
schnittlich dreijährigen Ausbildungsdauer errei-
chen also rund 86% die Abschlußprüfung. Zieht 
man die nicht bestandenen Prüfungen noch ab, so 
errechnet sich eine Gesamterfolgsquote von 82% 
für den IHK-Bereich. 

Nach Abschluß der Lehre und praktischer Tätigkeit 
ist eine Rückkehr in das berufliche Schulwesen zur 
weiteren Aus- und Fortbildung nicht selten. Die 
Meister- und Technikerschulen — sei es in Voll-
oder Teilzeitform — werden vor allem von ehemali-
gen Hauptschülern besucht, denen auf diese Weise 
Aufstiegsmöglichkeiten im erlernten. Beruf eröffnet 
werden. 

Zweiter Bildungsweg 

Es wurde bereits dargestellt, daß Hauptschüler 
über die zweijährige Berufsfachschule zur Fach-
schulreife gelangen können und dann den Real-
schulabsolventen gleichgestellt sind. Dieser Auf-
stieg schließt sich üblicherweise unmittelbar an die 
Hauptschulzeit an. Ein direkter Einstieg in Klassen-
stufe 10 der Realschule oder des Gymnasiums ist 
dagegen äußerst selten (0,2% der Hauptschulab-
solventen). Häufiger ist ein neuer Anlauf nach einer 
beruflichen Tätigkeit im Rahmen des zweiten Bil-
dungswegs. Neben den bereits erwähnten Berufs-
aufbauschulen in Vollzeitform ermöglichen die 
Abendrealschulen den nachträglichen Erwerb der 
mittleren Reife. Dieser Weg ist sicher infolge der 
Doppelbelastung sehr mühevoll; dies wird auch an 
der Erfolgsquote von ca. 60%- gemessen an der 
Zahl der Eintritte — sichtbar. Die einjährige Berufs-
aufbauschule in Vollzeitform kann demgegenüber 
eine_ höhere Erfolgsquote (80%) melden und führt 
mit etwa 2% eines Hauptschuljahrgangs im Ver-
gleich zur Abendrealschule doppelt so viele Schüler 
zur mittleren Reife. Rund die Hälfte der Berufsauf-
bauschul-Absolventen setzt die schulische 
Ausbildung mit dem Besuch der Technischen 
Oberschule fort. An dieser Bildungseinrichtung 
kann bereits nach 2 Jahren die fachgebundene 
Hochschulreife erworben werden. Trotz der Kon-
kurrenz durch die Technischen Gymnasien hat die 
Technische Oberschule ihre Stellung behauptet 
und verzeichnet weiterhin steigende Schülerzahlen. 
Nur zu einem geringen Teil besuchen die Absolven-
ten der Berufsaufbauschule ein Berufliches Gymna-
sium, das nach dreijährigem Besuch mit der Abi-  

turprüfung abschließt. Diese Schulart — vor allem 
das Wirtschaftsgymnasium — wird eher von jenen 
ehemaligen Hauptschülern besucht, die über die 
zweijährige Berufsfachschule einen mittleren Bil-
dungsabschluß erlangt haben. Die Erfolgsquote der 
„aüfgestiegenen" Hauptschüler kann zwar stati-
stisch nicht ermittelt werden, doch steht das Beruf-
liche Gymnasium allgemein gesehen — hier in 
erster Linie das Technische Gymnasium — dem All-
gemeinbildenden Gymnasium hinsichtlich des Abi= 
turerfolgs nur wenig nach. Unter Einrechnung der 
Absolventen der Technischen Oberschule dürften 
etwa 3 — 4% eines Hauptschuljahrgangs noch 
nachträglich die (allgemeine oder fachgebundene) 
Hochschulreife erwerben. 

Durch den Ausbau der Berufskollegs besteht auch 
verstärkt die Möglichkeit, in Verbindung mit einer 
beruflichen Ausbildung die Fachhochschulreife zu 
erwerben. Auch hier signalisieren steigende Anfän-
gerzahlen mit Fachschulreife eine ausgeprägte 
Aufstiegsbereitschaft der Hauptschüler. 

Hauptproblem: Ausländische Jugendliche 

Zusammenfassend kann man die Berufschancen 
der Hauptschüler vor allem im gewerblichen 
Bereich sicherlich als gut einschätzen. Als beson-
ders erstaunlich ist zu werten, daß auch die starken 
Absolventenjahrgänge in den vergangenen Jahren 
im großen und ganzen gut in das duale System ein-

bezogen wurden. So nahm in den letzten 4 Jahren 
die Zahl der Teilzeitschüler um über 25% zu, wäh-
rend die Zahl der Schüler ohne Ausbildungsver-
hältnis annähernd konstant blieb und im Schuljahr 
1981/82 gegenüber dem Vorjahr sogar zurückge-
gangen ist (vgl. Tabelle 5). Von den Berufsschülern 
sind damit gegenwärtig nur noch 8,2% ohne Aus-
bildungsverhältnis. Zu diese positiven Entwicklung 
dürften nicht zuletzt die Hauptschüler selbst beige-
tragen haben, die sich infolge der Konkurrenz 
durch Realschüler und Gymnasiasten in einzelnen 
Berufen (z.B. elektronischer Art) verstärkt anderen 
Berufen zugewandt haben. 

Tabelle 5 

Schüler an Berufsschulenl ) ohne Ausbildungs-
vertrag 

Darunter ohne Ausbildungsvertrag 
Schuljahr 

 

1975/76 225 026 29 178 13,0 

1977/78 226 895 24 151 10,6 

1980/81 284 908 24 396 8,6 

1981/82 285 989 23 590 8.2 

1) Öffentliche Berufsschulen einschließlich kooperatives Berufs-
grundbildungsjahr. 

Schüler 
insgesamt Anzahl 
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Gleichzeitig wird aber der Bestand an Berufsschul-
pflichtigen, die keinen Ausbildungsvertrag vorwei-
sen können, immer mehr von der Gruppe der aus-
ländischen Jugendlichen bestimmt. Obwohl diese 
an den beruflichen Teilzeitschulen nur knapp 7% 
der Gesamtschülerzahl stellen, haben sie bei den 
Schülern ohne Lehrstelle einen Anteil von fast 50%. 
Von diesen rund 11000 ausländischen Jugendli-
chen ohne Ausbildungsverhältnis sind etwa 9000 
türkischer Nationalität. Unter den türkischen 
Berufsschülern hat nur jeder siebte eine Lehrstelle. 
Zwar zeigt sich beispielsweise für Spanier und 
Jugoslawen ein wesentlich günstigeres Bild, doch 
liegt der Anteil der Schüler ohne Ausbildungsver-
trag bei allen ausländischen Nationalitäten wesent-
lich höher als bei den Deutschen. Ein Teil dieser 
Schüler geht allerdings einer Erwerbstätigkeit nach 
und besucht als sogenannter Jungarbeiter (ohne 
Ausbildungsvertrag) die Berufsschule. 

Der Verzicht auf eine qualifizierte Berufsausbildung 
wird in hohem Maße von dem (nicht) erreichten all-
gemeinbildenden Schulabschluß bestimmt. So hat-
ten von 13400 Jugendlichen, die im Schuljahr 
1981/82 ohne Ausbildungsvertrag in die berufli-
chen Teilzeitschulen eintraten, rund 53% keinen 
Hauptschulabschluß. Auf die Schwierigkeit, die 
späten Seiteneinsteiger in das deutsche Regel-
schulwesen zu integrieren, wurde bereits hinge-
wiesen. Ein großes Problem stellt aber auch der 
Zuzug von älteren Jugendlichen, die dem Haupt-
schulalter bereits entwachsen sind, dar. Gerade in 
dieser Altersgruppe der 15- bis 18-jährigen ist die 
Zuwanderung ausländischer, meist türkischer 
Staatsangehöriger absolut und prozentual gesehen 
am höchsten. Die ohne Hauptschulabschluß 
sicherlich nur unzureichend auf das Berufsleben 
vorbereiteten ausländischen Jugendlichen stellen 
eine besondere Problematik für das Bildungs- und 
Beschäftigungssystem dar. Zwar gibt es auch unter 
den deutschen Jugendlichen eine Gruppe von 
Schülern, die nicht im Ausbildungsverhältnis 
stehen, doch haben hiervon die meisten eine 
Arbeitsstelle. 

Daß die Bilanz der Hauptschule und der mit ihr ver-
zahnten Berufsschule durch die Gruppe der — in 
der Regel spät zugezogenen — ausländischen Kin-
der und Jugendlichen beeinträchtigt wird, ist der 
Hauptschule selbst wohl kaum zuzuschreiben. 

Für die Hauptschule spricht unter anderem, daß ein 
großer Anteil der Absolventen dieser Schulart im 
Verlauf der weiteren Ausbildung noch weiter-
gehende Abschlüsse erwirbt. Obwohl die ehemali-
geh Hauptschüler nicht in allen Schularten stati-
stisch erfaßbar sind, darf man aufgrund der Über-
gangs- und Erfolgsquoten 1981 im Sekundarbe-
reich II annehmen, daß gegenwärtig etwa ein Drit-  

tel aller Hauptschulabsolventen später zu einem 
weitergehenden allgemeinen Schulabschluß 
gelangt. 

Zusammenfassung 

— Die Hauptschule als weiterführende Schulart 
wird überwiegend von Kindern besucht, deren 
Eltern eine praktische Berufstätigkeit ausüben 
und diese Schulart selbst durchlaufen haben. 
Als weitere Faktoren für die Wahl einer 
bestimmten Schulart sind das lokale Bildungs-
klima und die Zugangsvoraussetzungen für 
bestimmte Berufe (u.a. auch für typische 
Mädchenberufe) zu nennen. 

— Gegenwärtig wechseln rund 40% der Viertkläss-
ler auf die Hauptschule über. 

— Nimmt man die 5. Klassenstufe, nach der ein 
Schulartwechsel noch vorkommen kann, wie 
auch die Wanderungen über die Landesgrenzen, 
die meistens Ausländer betreffen, aus, so stellt 
sich die Hauptschule als Schulart mit einer rela-
tiv geringen Schülerbewegung (kaum Nichtver-
setzung und Schulartwechsel) und hoher 
Erfolgsquote dar. 

- Ausländische Kinder, die in Deutschland einge-
schult wurden, haben ähnlich wie die deutschen 
Kinder gute Chancen, zumindest den Haupt-
schulabschluß zu erreichen. Dagegen sind die in 
den vergangenen Jahren verstärkt zugewander-
ten älteren Ausländerkinder weniger erfolgreich 
und haben Schwierigkeiten, eine qualifizierte 
Schul- und Berufsausbildung abzuschließen. 

— Die männlichen Hauptschulabsolventen haben 
in den meisten gewerblichen Berufen gute Aus-
bildungschancen. Nur in einzelnen Bereichen 
(z.B. in der Elektrotechnik) dominieren Real-
schüler und Gymnasiasten. 

— Die Absolventinnen versuchen in ihrer Mehrzahl 
durch eine weitere schulische Ausbildung die 
Grundlage für einen Einstieg in traditionelle 
Mädchenberufe zu verbessern. 

— Die zweijährige Berufsfachschule führt gegen-
wärtig etwa ein Fünftel aller Hauptschulabsol-
venten zu einem mittleren Bildungsabschluß. 
Weitere schulische Ausbildungsmöglichkeiten 
ergeben sich nach einer Berufsausbildung durch 
Berufsaufbau-, Abendreal- und Fachschulen. 

— Die Erfolgsquote im dualen System der Berufs-
ausbildung ist insbesondere im gewerblichen 
Bereich relativ hoch. 

— Ausländische (vor allem türkische) Jugendliche 
stellen sowohl für die Hauptschule als auch für 
die Berufsschule die größte Problemgruppe dar. 
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2.2 Fächerspezifische Entwicklungen an den 
Hochschulen besonders im technisch-natur-
wissenschaftlichen Bereich 

Die Entwicklung des Studentenbestandes 
unter fächerspezifischen Gesichtspunkten sowie 
unter den sich im Zeitablauf verändernden Präfe-
renzen hinsichtlich der Fächerwahl zu beobachten, 
ist für Fragen des Bildungs- und Beschäftigungs-
systems unerläßlich. 

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich mit der 
Entwicklung der Zahl der Studenten nach Studien-
bereichen an Universitäten und Fachhochschulen 
seit dem Wintersemester 1973/74 und zeigt, 
welche Veränderungen in dieser Zeit eingetreten 
sind. Dabei sind zwecks besserer Vergleichbarkeit 
verwandte Studienfächer und deren Fachrichtun-
gen zu Studienbereichen zusammengefaßt wor-
den; an den Fachhochschulen wurden die 3240 
Studierenden an den 3 Fachhochschulen des Bun-
des in Baden-Württemberg nur im einleitenden 
Gesamtüberblick berücksichtigt. Die Auszählung 
der Studierenden nach ihrem ersten Hauptfach 
wirft insbesondere an den Universitäten metho-
dische Probleme auf: In einigen Studiengängen 
(z.B. Lehramt) müssen die Studenten laut Studien-
ordnung zwei Hauptfächer belegen. Deshalb ist es 
häufig vom Zufall abhängig, welches der beiden 
Hauptfächer zuerst genannt und damit für die stati-
stische Zuordnung relevant wurde. Wesentlich ist 
es aber, daß aufgrund des zur Anwendung kom-
menden Meldeverfahrens gewährleistet ist, daß die 
Zuordnung des einzelnen Studenten innerhalb des 
gewählten Studiengangs nicht mehr verändert 
wird. 

Neben den Bestandszahlen jeweils zum Winter-
semester werden auch die Studienanfänger im 1. 
Hochschulsemester und die weiblichen Studieren-
den in die Betrachtung einbezogen. Da die meisten 
Studiengänge nach Studienjahren, beginnend im 
Wintersemester, aufgebaut und die Personal- und 
Raumkapazitäten entsprechend festgelegt sind, 
werden auch die Erstimmatrikulierten nach Stu-
dienjahren ausgewiesen, wobei die gängige Defini-
tion für das Studienjahr Anwendung findet, d.h. es 
werden die Erstimmatrikulierten eines Winterseme-
sters mit den Studienanfängern des nachfolgenden 
Sommersemesters zusammengefaßt. Das bedeu-
tet, daß das laufende Studienjahr bei den Erstim-
matrikulierten noch nicht berücksichtigt werden 
konnte. 

Die ausgewiesenen Daten umfassen sowohl Haupt-
als auch Nebenhörer. Nebenhörer sind Studie-
rende, die aufgrund der Studienordnung an zwei 
Hochschulen gleichzeitig eingeschrieben sind. Im 
Wintersemester 1981/82 gab es an den Universi-
täten des Lande rund 2000 Nebenhörer. 

Zur Gesamtentwicklung der Studentenzahlen an den 
Universitäten und Fachhochschulen 

An allen Hochschulen Baden-Württembergs wur-
den im Wintersemester 1981/82 rund 164000 
Studenten gezählt und damit 38% mehr als acht 
Jahre zuvor. Rückläufig war die Studentenzahl im 
betrachteten Zeitraum lediglich an den Pädagogi-
schen Hochschulen, an denen mit 12500 Studen-
ten etwa 8400 weniger (— 40%) eingeschrieben 
waren als im Wintersemester 1973/74. 

Fast 70% der Studierenden waren an einer der 9 
Universitäten des Landes eingeschrieben, dies 
waren im Wintersemester 1973/74 rund 79900 
Universitätsstudenten. Diese Zahl hatte sich bis 
zum Wintersemester 1981/82 um 40% auf mehr 
als 112000 Studierende erhöht; es ist zu erwarten, 
daß sie aufgrund der weiterhin ins studierfähige 
Alter kommenden geburtenstarken Jahrgänge bis 
etwa 1988 noch ansteigen und erst nach 1992 sin-
kende Tendenz erhalten wird[. 

Im Beobachtungszeitraum 1973/74 bis 1981/82 
errechnet sich für die Universitäten bei durchge-
hend positiven Werten (aber bis 1980 kleiner ge-
wordenen Zunahmeraten) eine mittlere Zuwachs-
rate von 4,4%. Diese Tendenz wurde hervorgerufen 

durch einen, gemessen an heutigen Zahlen rela-
tiv langsamen Anstieg der Abiturientenzahl zwi-
schen 1974 und 1978 von 20300 auf 25300 
(24,4%) sowie einem Einbruch im Jahre 1979 
infolge des Kurzschuljahres 1966 auf 22500, 

— durch eine nach 1975 vorübergehend zurück-
gegangene Studierneigung. 

Diese Einflüsse hätten sich zahlenmäßig deutlicher 
abschwächend ausgewirkt, wenn nicht gleichzeitig 
die Studierneigung der Frauen stark angestiegen 
wäre; gegenüber rund 13% im Jahr 1973 erwer-
ben 1981 bereits durchschnittlich 21%eines 
Geburtenjahrgangs der Frauen die allgemeine 
Hochschulreife. Infolgedessen hat in dieser Zeit die 
Zahl der Studentinnen an Universitäten um 77% 
und damit dreimal so stark wie die der Studenten 
zugenommen. An den Universitäten insgesamt hat 
der Anteil der Frauen bei den Erstimmatrikulierten 
40% gegenüber rund 34% im Jahr 1974 erreicht; 
an den Universitäten Heidelberg (55%), Freiburg, 
Tübingen, Hohenheim, Konstanz und Mannheim 
liegt der Frauenanteil bereits bei 45%, teilweise 
sogar schon darüber. Dies läßt erwarten, daß die 
gesamte Studienbeteiligung von Frauen bis zum 
Jahr 1988, in dem an den Hochschulen der Stu-
dentenberg am größten sein wird, fast der 

1 Siehe Statistisch-Prognostischer Jahresbericht 1980/81, S. 103 
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Geschlechter-Proportion bei der deutschen Wohn-
bevölkerung (49%) entsprechen wird. Da außer-
dem auch 
— die Abiturientenzahl im Jahr 1981 bereits auf 

rund 34000 angestiegen war und erst 1986 mit 
rund 38000 Abiturienten ein Höchststand zu 
erwarten ist, 

die Studierneigung eines Abiturientenjahrgangs 
sich inzwischen bei etwa 80% eingependelt hat, 
wobei festzustellen ist, daß neuerdings in 
zunehmendem Maße auch solche Abiturienten 
auf die Hochschulen zukommen, die nach der 
Schule zunächst eine Berufsausbildung auf-
genommen hatten, 

ist zu erwarten, daß der Trend bei der Zahl der Stu-
dienbewerber jetzt eine steile Aufwärtsentwicklung 
nehmen wird. 

 

Die relativ stärkste Entwicklung aller Hochschul-
arten hatten die Fachhochschulen zu verzeichnen. 
Hier stieg die Zahl der Studenten im Vergleichszeit-
raum von rund 15000 auf 32100 um über 100% 
an. Zwar hat auch an den Fachhochschulen, etwa 
in der Mitte des Vergleichszeitraums, der Zugang 
etwas stagniert, insgesamt aber ergibt sich für sie 
eine mittlere Zunahmerate von 9,7% pro Jahr, was 
mehr als doppelt so hoch wie an den Universitäten 
ist. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
— nach Erlaß des Fachhochschulgesetzes der 

ursprüngliche Kreis der „klassischen" Ingenieur-

 

schulen durch die Umwandlung einiger Höherer 
Fachschulen insbesondere sozialpädagogischen 
Charakters und die Einrichtung von zusätzlichen 
Verwaltungsfachhochschulen seit 1973 von 30 
auf 34 angestiegen ist (der sich durch die Ein-

 

richtung von 3 Außenstellen der Fachhoch-

 

schule des Bundes seit 1980 nochmals erhöht 
hat) und 

— daß durch einen 1978 verabschiedeten Stufen-
plan gezielt Studienplätze an den 22 staatlichen 
Fachhochschulen (ohne 2 Fachhochschulen für 
öffentliche Verwaltung) ausgebaut worden sind. 
Dieser Ausbau sieht eine Anzahl neuer Studien-
gänge vor, die insbesondere auch das Angebot 
für weibliche Studierende erweitern sollen. 

Dieses vermehrte Studienfachangebot für Frauen 
drückt sich auch in den Steigerungsraten aus: die 
Zahl der weiblichen Studierenden an Fachhoch-
schulen hat seit dem Wintersemester 1973/74 um 
über 200%, die der Studierenden um 86%zuge-
nommen. 

Fachliche Entwicklungen und Schwerpunkte an 
den Universitäten 

Traditionelle Ausbildungsstätten des tertiären Bil-
dungsbereichs sind die Universitäten, die in Baden-
Württemberg mit wenigen Ausnahmen — wie zum  

Beispiel Veterinärmedizin sowie den Ausbildungs-
gängen für die Seefahrt und das Bergwerksinge-
nieurwesen — ein umfassendes Fächerangebot für 
alle Ausbildungsgänge zur Verfügung stellen. 

Nach der Zahl der Einschreibungen (siehe Tabelle 1 
und Anhang Tabelle 2) ist im Wintersemester 
1981/82 der Studienbereich Allgemeine Medizin 
mit 11500  Studenten der größte, vor den Rechts-
wissenschaften (10500), den Wirtschaftswissen-
schaften (8900), der Germanistik (7 100) und dem 
Maschinenbau (6500). Als Fächergruppe sind die 
Kultur- und Sprachwissenschaften (über 30000 
Studenten) am stärksten besetzt. Dies hängt nicht 
allein damit zusammen, daß sich in den drei tradi-
tionsreichsten Universitäten des Landes — Freiburg, 
Heidelberg und Tübingen — das Angebot schwer-
punktmäßig auf diese Geisteswissenschaften kon-
zentriert, sondern auch damit, daß sie für die Leh-
rer- und Dolmetscherausbildung wesentlich sind. 

Bei einem Vergleich mit der Fächerbelegung an 
Universitäten im Wintersemester 1973/74 (siehe 
Anhang Tabelle 2) zeigt sich für das Winterseme--
ster 1981/82, daß von den 37 Studienbereichen 
23 eine über dem allgemeinen Landesdurchschnitt 
liegende Studentenentwicklung zu verzeichnen 
haben. Die stärksten Steigerungsraten weisen 
solche Studienbereiche aus, die zahlenmäßig klein 
sind wie außereuropäische Sprach- und Kulturwis-
senschaften (+ 225%), allgemeine Sprach- und 
Literaturwissenschaften (+ 205%) und auch Sport. 
Allerdings ist, abgesehen vom Studienbereich 
Sport, ihre zahlenmäßige Bedeutung gering. Stär-
ker ins Gewicht fallen da schon die zahlenmäßigen 
Veränderungen durch Zunahme in den Bereichen 
Allgemeine Medizin (+ 65%), Maschinenbau (+ 
76%) sowie bei Architektur (+ 59%), Rechtswissen-
schaften (+ 55%), Theologie (+ 125%) und Infor-
matik (+ 115%). Allein in diesen sechs Studienbe-
reichen zusammen erhöhte sich die Studentenzahl 
im Vergleichszeitraum um über 15000. 

Ungefähr im Rahmen der durchschnittlichen Ent-
wicklung blieben die Studentenzahlen in den Stu-
dienbereichen Elektrotechnik (+ 37%) und Chemie 
(+ 36%). Dagegen trat in vier Studienbereichen 
eine rückläufige Studenten-Entwicklung ein: 
Mathematik nahm um 34%, das Wirtschaftsinge-
nieurwesen um 8%, Bauingenieur- und Vermes-
sungswesen um 1 % und Anglistik um rund 4% ab. 

Der deutlichste Rückgang ist im Studienbereich 
Mathematik zu verzeichnen. Zwar ist zu vermuten, 
daß sich das Studieninteresse von hier stärker zur 
Informatik verlagert hat, das allein erklärt die 
Abnahme von ursprünglich 4500 auf rund 3000 
Studenten sicherlich nicht ganz, weil sich auch für 
beide Studienbereiche zusammen innerhalb der 
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Tabelle 1 

Studierende an Universitäten 
Haupt- und Nebenhörer 

Fächergruppe 
Studienbereich 

Wintersemester 

1973/74 1981/82  

Veränderungen 
1981/82 

gegen 
1973/74  

Anteil an den Studienbereichen 
insgesamt 

1981/82 1973/74 

Anzahl 

 

Kulturwissenschaften 
Sprachwissenschaften 
Wirtschafts, und Gesehschafts 
wissenschaften 
Mathematik und Naturwissenschaften 

darunter 
Biologie 
Chemie 
Informatik 
Mathematik 
Physik 

Agrar-, Forst- und Ernährungs-

 

wissenschaften 
Ingenieurwissenschaften 

darunter 

- Bauingenieur. und Vermessungs-

 

Wesen 
Elektrotechnik 
Maschinenbau 

Medizin 
Sport  

9 227 15 365 66,5 11,5 13,7 

13 223 15 920 20,4 16,5 14.2 

16 507 22 612 37,0 20,6 20,1 

18 261 23 607 29,3 22,8 21,0 

3 262 4 853 48,8 4,1 4,3 

3 986 5 407 35,7 5,0 4,8 

933 2010 115,4 1,2 1,8 

4 529 2 995 -33,9 5,7 2,7 

3164 4 118 30,2 3,9 3,7 

1 899 2 824 48,7 2,3 2,5 

12 058 16 492 36,8 15,0 14,7 

2 570 
2 300 
3 715 
7 969 

533 

2 544 
3 155 
6 535 

12 948 
2066 

- 1,0 
37,2 
75,9 
62,5 

287,6 

3,2 
2,9 
4,6 
9,9 

0,7 

2,3 
2,8 
5,8 

11,5 

1,8 

79 924 112 437 40,7 100,0 100,0 I nsgesamt1) 

1) Einschließlich Studienkolleg, Deutschkurs für Ausländer sowie nicht Studienbereichen zuordenbare Fälle. 

acht Vergleichsjahre eine Abnahme um 460 Stu-
denten (— 8%) errechnen läßt. Mitbeigetragen zu 
dieser Entwicklung haben vermutlich 

— das gesunkene Interesse am Studienziel „Lehr-
amt' (der Anteil der Lehramt-Studenten ist in 
diesem Bereich von 51%im Wintersemester 
1977/78 auf 31 % im Wintersemester 1981/82 
zurückzugegangen), 

— die in diesem Studienbereich noch immer unter-
durchschnittliche Studienbeteiligung von 
Frauen, 

— teilweise auch erste Auswirkungen der Oberstu-
fenreform2, durch die in den Leistungskursen 
„Mathematik" der Oberstufe der Gymnasien der 
Belegungsanteil seit 1978 von 29% auf 25% 
sank. 

Die Bestands-Rückgänge im Bereich Wirtschaftsin-
genieurwesen lassen sich zumindest teilweise 
durch einen Austausch mit dem Maschinenbau 
erklären, während man für die Bereiche Anglistik 
und Sozialwissenschaften, allerdings aus unter-

 

2 Eine stärkere Verursachung durch die neugestaltete Oberstufe läßt 
sich statistisch nicht nachweisen. Die Zahl der Mathematik-Studenten 
hat seit dem Wintersemester 1975/76 laufend abgenommen. Der 
stärkste Rückgang ist zwischen den Wintersemestern 1977/78 und 
1978/79 eingetreten, zu einer Zeit, in der weniger als 20% der Abitu-
rienten aus den neugestalteten Oberstufen kamen. Etwaige größere 
Auswirkungen der. Reform könnten sich daher erst zu einem späteren 
Zeitpunk bemerkbar machen. 

schiedlichen Gründen, ebenfalls nachlassendes 
Studieninteresse unterstellen kann. Bei Anglistik 
dürfte auch die Entwicklung des Lehramt-Studiums 
verursachend gewesen sein. Die Gründe, warum 
Studenten der Sozialwissenschaften im Verlauf 
ihres Studiums in den letzten Jahren vermehrt zum 
Studienbereich Theologie überwechselten und 
somit dort entscheidend zur Erhöhung der Studen-
tenzahl um über 2300 beigetragen haben, sollten 
allerdings eingehender analysiert werden, was an 
dieser Stelle nicht möglich ist. 

Infolge dieser zahlenmäßigen Veränderungen 
haben sich auch die Gewichte der einzelnen Stu-
dienbereiche im Gesamtgefüge verschoben. Am 
auffallendsten ist die Veränderung bei der Allge-
meinen Medizin mit einem Anstieg des Anteils von 
8,7% im Jahre 1973/74 auf 10,2% im Winterse-
mester 1981/82. Auch für Rechtswissenschaften 
(von 8,5 auf 9,3%) und Maschinenbau (von 4,6 auf 
5,8%) errechnen sich bedeutsame Erhöhungen der 
Gewichtsanteile. 

Demgegenüber sanken von den zahlenmäßig grö-
ßeren die Bereiche Germanistik (von 8,0 auf 6,3%), 
Wirtschaftswissenschaften (von 8,9 auf 7,9%), 
Chemie (von 5,0 auf 4,8%), Physik (von 3,9 auf 
3,7%) und Mathematik (einschließlich Informatik) 
von 6,9 auf 4,5%. 
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4 165 1 397 12,7 20,3 
1 747 571 13,5 13,3 
2 377 1 027 34,7 33,0 

457 238 82,5 84,5 
7 131 4 299 47,4 46,1 
3 260 2 328 53,9 50,0 
3141 2614 41,3 39,1 

574 454 11,5 11,7 
2 639 1 376 0,2 0,3 

2487 1485 38,1 39,2 
2066 762 92,3 92,1 

3 055 
2 995 
4 118 
5 407 
4 853 
1 596 
1 201 
1 950 

1 095 
749 
315 

1 450 
2 322 

368 
503 

1 163 

7,8 
31,3 
9,4 
5,4 

24,1 
1,1 

38,1 
16,8 

8,3 
42,9 
14,9 
8,4 

26.4 
2,7 

41,8 
12,5 

8858 2102 3,0 4,4 
6 535 194 2,9 5,2 
3155 70 3,5 1,4 
2544 219 2,1 2,7 

Betrachtet man, wie sich die Anteile für die einzel-
nen Fächergruppen zwischen den Wintersemestern 
1973/74 und 1981/82 verändert haben, so ist 
festzustellen, daß der Anteil für die Kultur- und 
Sprachwissenschaften unverändert geblieben ist; 
das Gewicht hat sich jedoch stärker zu den Kultur-
wissenschaften hin verlagert. Während bei den 
Gruppen- Agrar-, Forst- und Ernährungswissen-
schalten geringfügige (+ 0,2%-Punkte), bei Medi-
zin starke (+ 1,6%-Punkte) Zunahmen zu verzeich-
nen sind, sind die Anteile in den anderen Gruppen 
gesunken, bei Ingenieurwissenschaften (— 0,3 %-
Punkte) geringfügig, stärker bei Wirtschafts- und 
Gesellschaftswissenschaften (— 0,5%-Punkte), am 
stärksten bei den mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Studienbereichen (— 1,8 %-Punkte). 

Anteil der Lehramt-Studenten stark rückläufig 

In enger Verbindung mit den Veränderungen inner-
halb der einzelnen Studienbereiche an Universitä-
ten steht die Entwicklung des Lehramt-Studiums, 
da von ihm wesentliche Einflüsse auf die Fächer-
wahl ausgehen. Im Wintersemester 1973/74 hat-
ten 22% aller eingeschriebenen Haupt- und Neben-
hörer der Universitäten ein Lehramt zum Studien-
ziel. 1981/82 war dieser Anteil auf 14%zurückge-
gangen. Bei den Studentinnen verringerte sich die-
ser Anteil sogar noch stärker, nämlich von 37 auf 
21%. 

Im Hinblick auf diese Entwicklung ist es erstaun-
lich, daß die Studienbereiche der Kultur- und 
Sprachwissenschaften ihren Strukturanteil von 
28% im Vergleichszeitraum unverändert beibehal-
ten haben, denn gerade dies sind die Fächer, in 
denen der Anteil von Lehramt-Studenten über-
durchschnittlich hoch ist (siehe Tabelle 2). Neben 
dem Studienbereich Sport (92%), in dem in Baden-
Württemberg kein Diplom-Studiengang angeboten 
wird, weisen vor allem die alten Sprachen (82%), 
Anglistik (54%), Germanistik (47%) und Romanistik 
(41 %) weit über dem Durchschnitt aller Studienbe-
reiche liegende Anteilsquoten für die Lehrämter 
aus. Hohe Quoten werden auch in einigen natur-
wissenschaftlichen Studienbereichen wie Geogra-
phie (38%) und Mathematik (31 %) erreicht. Insge-
samt ist jedoch festzustellen, daß in den naturwis-
senschaftlichen Studienbereichen, vor allem in 
Physik und Chemie das Studienziel „Lehramt' nicht 
besonders ausgeprägt ist. Die Anteilsquote für alle 
Studienbereiche zusammen von 14% wird durch 
die naturgemäß extrem niedrigen Anteile an Leh-
ramt-Studenten in den ingenieurwissenschaftli-
chen Studienbereichen, in denen die Ausbildung 
für das Lehramt an beruflichen Schulen erfolgt, 
gedrückt. Hier ist es nicht uninteressant zu sehen, 
daß sich im Maschinenbau und im Bauingenieur-  

Tabelle 2 

Lehramtsstudenten in ausgewählten Studien-

 

bereichen 
Wintersemester 1981/82 

Lehramt 
Studierende 

Studienbereich 

insgesamt 

Anzahl 

Lehramt an Gymnasien 
Theologie 
Philosophie 
Geschichte 
Altphilologie 
Germanistik 
Anglistik 
Romanistik 
Slawistik 
Psychologie 
Erziehungswissen-
schaften 
Sport 
Politik- und Sozial-
wissenschaften 
Mathematik 
Physik 
Chemie 
Biologie 
Geowissenschaften 
Geographie 
Kunst 

Lehramt an beruflichen 
Schulen 

Wirtschaftswissen-
schaften 
Maschinenbau 
Elektrotechnik 
Bauingenieurwesen1) 

Alle Studienbereiche2) 112 437 39 267 14,0 20,6 

1) Einschließlich Vermessungswesen,- 2) Einschließlich der nicht 
aufgeführten Studienbereiche. 

wesen anteilmäßig mehr Studentinnen als Studen-
ten für ein Lehramt ausbilden lassen. Dies gilt übri-
gens auch für alle naturwissenschaftlichen 
Bereiche. In den sprach- und kulturwissenschaftli-
chen Ausbildungsgängen strebt jeder vierte Stu-
dent — von den Studentinnen sogar jede Dritte das 
Lehramt an. 

Die seit dem Wintersemester 1973/74 in den Leh-
ramt-Studiengängen eingetretenen zahlenmäßigen 
Rückgänge sind durch Zugänge beim Magister-
Studium ausgeglichen worden. Allein in diesem 
Studiengang hat sich die Zahl der Studenten im 
Vergleichszeitraum um mehr als 8000 erhöht, so 
daß jetzt statt 3% bereits über 10% aller Studenten 
diesen Abschluß anstreben. Im Vergleich dazu hat 
die Gesamtzahl der Lehramt-Studenten an Univer-
sitäten seit dem Höchststand im Wintersemester 
1975/76 (19200) um etwa 3800 (— 20%) abge-
nommen. 

Darunter 
Lehramte 
studierten 

weiblich zusammen weiblich 
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Fachliche Schwerpunkte und Entwicklungen an den 
Fachhochschulen 

 

Da die früheren Ingenieurschulen den Kern der 
heutigen Fachhochschulen bilden, liegt auch der 
Schwerpunkt ihres fachlichen Angebots im Inge-
nieurwesen. Rechnet man dazu (entgegen der 
Systematik des Statistischen Bundesamtes) auch 
das Wirtschaftsingenieurwesen, so waren im Win-
tersemester 1981/82 fast die Hälfte (49%) der 
Fachhochschulstudenten in dieser Fächergruppe 
eingeschrieben. Weitere zahlenmäßig herausra-
gende Studienbereiche sind die Betriebswirt-
schaftslehre, das Verwaltungs- und Sozialwesen 
mit rund 4 100 beziehungsweise 7 700 Studen-
ten. 

Innerhalb des Vergleichszeitraums hat sich die Zahl 
der Einschreibungen an den Fachhochschulen von 
15500 auf 32100 mehr als verdoppelt. Die 
Gesamtzunahme um 108% wurde insbesondere 
durch den Aufbau eines Netzes von Verwaltungs-
fachhochschulen mit weitgehender Spezialisierung 
auf einzelne Verwaltungszweige und (seit 1981) 
die Errichtung von Außenstellen der Fachhoch-
schule des Bundes beeinflußt. Unter diesen 
Umständen kann es nicht verwundern, daß der 
Studienbereich Verwaltungswesen mit 185% eine 
der größten Steigerungsraten aufweist und mit 
einer Zunahme um mehr als 2300 Studenten auch 
zahlenmäßig mit an der Spitze der Veränderungen 
steht (siehe Tabelle 3 und Anhang Tabelle 3). 

Ebenfalls überdurchschnittlich hohe Zuwachsraten 
weisen die Studienbereiche Informatik (+ 205%), 
Chemie (+ 174%) und Agrarwirtschaft (+ 219%) 
auf. Die Steigerungsrate im Bereich Wirtschaftsin-
genieurwesen von 247% beruht teilweise auf einer 
zahlmässigen Umschichtung infolge einer neu vor-
genommenen Zuordnung des Fachs, teilweise aber 
auf dem Ausbau gerade dieses Studienbereichs vor 
allem an den Fachhochschulen Esslingen und 
Karlsruhe. 

Die „klassischen Fächer" der ehemaligen Inge-
nieurschulen, wie Maschinenbau und Elektrotech-
nik haben den durchschnittlichen Zuwachs mit 
Ausnahme des Bauingenieurwesens (+ 116%) 
nicht erreicht. Allerdings verzeichnet der Maschi-
nenbau bei einer Veränderungsrate von rund 100% 
gegenüber dem Wintersemester 1973/74 rund 
3700 Studenten mehr. Im Studienbereich Elektro-
technik hat sich die Studentenzahl in dieser Zeit 
zwar nur um rund 62% erweitert, berücksichtigt 
man jedoch die enge Verflechtung zur Informatik 
und errechnet für beide Studienbereiche eine 
gemeinsame Veränderung, so ergibt sich ein 
Zuwachs von rund 2600 Studenten, was einer 
Zunahme um gleichfalls 100% entspricht. 

Insgesamt gibt es im Vergleichszeitraum in den 
klassischen Fächern der früheren Ingenieurschulen 
(einschließlich Informatik) 8900 (+ 100%) Studen-
ten mehr, so daß sich die Gesamtzahl auf fast 
17800 erhöhte; dies weist darauf hin, daß die 
Kapazitäten gerade in den traditionellen Ausbil-
dungsrichtungen stark erweitert worden sind. 

Tabelle 3 

Studierende an Fachhochschulen 

Fächergruppe 
Studienbereich 

Wintersemester 

1973/74 1981/821) 

Veränderung 
1981/82 

gegen 
1973/74 

Anteil an den Studienbereichen 
insgesamt 

1973/74 1980/81 

Anzahl 

 

Kultur. und Kunstwissenschaft 

Wirtschafts und Gesellschaftswissen-  

578 1112 92,4 3,7 3,5 

5 417 schaften  11 266 108,0  35,0 35,1 

Mathematik und Naturwissenschaften 
davon 
Chemie 

Informatik 

Mathematik 

Agrarwissenschaften 

Ingeniurwissenschaften 
darunter 
Bauingenieurwesen2) 

Elektrotechnik 

Maschinenbau 

Insgesamt  

2 969 187,4 6,7 9,2 

758 173,7 1,8 2,4 

2074 205,0 4,4 6,5 

137 80,3 0.5 0,4 

984 318,7 1,5 3,1 

15 811 93,0 53,0 492 

2 160 115,8 6.5 6,7 

3 075 62,2 12,3 9,6 

7 536 104,2 23,9 23,4 

32 142 108,0 100 100 

1 033 

277 

680 

76 

235 

8 193 

1 001 

1 696 

3 691 

15 456 

1) Ohne 3 240 Studenten der Fachhochschulen des Bundes in Baden-Württemberg. — 2) Einschließlich Vermessungswesen. 
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Die großen zahlenmäßigen Veränderungen, insbe-
sondere in den Studienbereichen Verwaltungswe-
sen, Wirtschaftsingenieurwesen und Informatik, 
bewirkten insgesamt eine Verschiebung der Anteile 
im gesamten Fächerkanon. Die Anteile dieser Stu-
dienbereiche sind stark angestiegen zu Lasten eini-
ger anderer Bereiche, wie Betriebswirtschaftslehre, 
Elektrotechnik, Maschinenbau und Sozialwesen. 

Erwähnenswert scheint die Veränderung im Stu-
dienbereich Architektur einerseits, in dem sich im 
Verlauf von sieben Jahren die Studentenzahl nur 
um rund 360 erhöhte (+ 31 %) und dessen Anteil 
an allen Studenten der Fachhochschulen dadurch 
von 7,6 auf 4,8% zurückgegangen ist und anderer-
seits die Entwicklung im Bauingenieurwesen, des-
sen Anteile in der gleichen Zeit von 6,5 auf 6,7% 
angestiegen sind. In diesem Zusammenhang muß 
darauf hingewiesen werden, daß diese beiden Stu-
dienbereiche an den Universitäten gerade die ent-
gegengesetzte Entwicklung durchgemacht haben. 

Überdurchschnittlich viel Studentinnen bei 
Allgemeiner Medizin 

Die im letzten Jahrzehnt stark angestiegene Stu-
dienbeteiligung von Frauen in Verbindung mit dem 
seit 1975 vorgenommenen Abbau der Kapazitäten 
an Pädagogischen Hochschulen lenkte den Strom 
studienwilliger Mädchen zwangsläufig auf Univer-
sitäten und Fachhochschulen um. Vom Fächeran-
gebot'her ist es gegeben, daß Frauen an Universi-
täten (WS 1981/82: 39300 Studentinnen) stärker 
vertreten sind als an den Fachhochschulen (8 600 
Studentinnen). Da an den Fachhochschulen jedoch 
keine Ausbildung für Lehrämter durchgeführt wird 
und die Neigung von Frauen für die ingenieurwis-
senschaftlichen Studiengänge noch immer nicht 
sehr ausgeprägt ist, wird dort die Anteilsquote der 
Frauen, die seit 1973 von 18 auf 27% angestiegen 
ist, auch kaum noch wesentlich erhöht werden. 

An den Universitäten ist der Anteil der Studentin-
nen seit 1973 von 28 auf 35% angestiegen (siehe 
Tabelle 4 und Anhang Tabelle 2), in der gleichen 
Zeit nahm er an Fachhochschulen um 8 Prozent-
punkte zu (siehe Anhang Tabelle 3). Die Verände-
rungsrate liegt mit 204% an Fachhochschulen 
erheblich höher als an Universitäten (+ 77%), 
wobei jedoch zu berücksichtigen ist, daß die Zahl 
der Studentinnen an den Universitäten mit 39300 
etwa viereinhalbmal höher ist. 

An den Universitäten fallen bei den zahlenmäßig 
stärker besetzten Studienbereichen vor allem die 
Zunahmen bei Allgemeiner Medizin und Rechtswis-
senschaften auf, die dazu führten, daß die Anteile 
von Frauen in diesen Bereichen über den allgemei-
nen Durchschnitt (35%) hinausgewachsen (Allge-
meine Medizin) beziehungsweise dicht an ihn her-  

angekommen sind (Rechtswissenschaften). In den 
zahlenmäßig schwächer mit Studentinnen besetz-
ten Bereichen liegen die Zuwachsraten fast überall 
deutlich über dem Durchschnittswert. Da für die 
Zulassung zum Studienbereich Medizin und für 
einige andere bereits seit längerer Zeit Auswahlver-
fahren bestehen, ergibt sich die Frage, ob Mädchen 
aufgrund ihrer im allgemeinen etwas besseren Abi-
turnoten in den einer qualitativen Auswahl unterlie-
genden Studienbereichen günstigere Zugangsaus-
sichten haben. 

Infolge dieser Veränderungen bei den Rechtswis-
senschaften und durch einen ebenfalls überdurch-
schnittlich starken Zugang bei den Wirtschaftswis-
senschaften verzeichnet die Gruppe Wirtschafts-
und Gesellschaftwissenschaften bei nachlassen-
dem Studieninteresse für die Sozialwissenschaften 
überdurchschnittliche Zunahmen an Studentinnen. 

Zwar ist auch bei den Ingenieurwissenschaften ein 
deutlich gestiegenes Studieninteresse von Frauen 
festzustellen, doch sind die Anteile der Studentin-
nen in diesen Bereichen immer noch stark unter-
durchschnittlich; selbst in Architektur, dem von 
allen Ingenieurwissenschaften am stärksten von 
Frauen belegten Studienbereich, beträgt die Quote 
erst 26%. In den anderen ingenieurwissenschaft-
lichen gereichen ist sie neben Physik die niedrigste 
aller Studienbereiche überhaupt. Nicht ganz der 
allgemeinen Entwicklung gefolgt ist das Studien-
interesse der Frauen in den naturwissenschaft-
lichen Fächern. Zwar errechnen sich bei Informatik 
und den Geowissenschaften überdurchschnittliche 
Steigerungsraten, die Frauenanteile liegen aber 
auch hier nur bei etwa 20%. Überdurchschnittlich 
vertreten sind Studentinnen dagegen im Studien-
bereich Biologie (48%), in dem ebenso wie in 
Chemie bei starker zahlenmäßiger Besetzung an 
den allgemeinen Durchschnitt heranreichende 
Zunahmeraten (71 bzw. 75%)zu verzeichnen sind, 
sowie der frauentypische Studienbereich Pharma-
zie, mit einem Studentinnen-Anteil von 60%. 
Zahlenmäßig am stärksten vertreten sind Studen-
tinnen in den geisteswissenschaftlichen und für das 
Lehramt relevanten Studienbereichen der Universi-
täten. In ihnen sind rund 45% aller Frauen einge-
schrieben, davon allein.27%bei den Sprachwissen-
schaften. Hier liegen die Frauenanteile —von weni-
gen Ausnahmen (Philosophie und Theologie) abge-
sehen — weit über dem Durchschnitt und werden in 
der Höhe nur von dem schwach besetzten Bereich 
Ernährungs- und Haushaltswissenschaften über-
troffen. 

Besonders herausragende Veränderungen weisen 
die Studienbereiche Theologie und Kunstwissen-
schaften auf. In ihnen ist die Zahl der Studentinnen 
seit 1973 auf über 1000 angestiegen. Auch in 
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7 019 3 456 103,1 17,9 15,6 45,7 37,5 

10 675 7 951 34,3 27,2 35,8 67,1 60,1 

6 744 3 196 111,0 17,2 14,4 29,8 19,4 

6.944 4315 60,9 17,7 79,4 29,4 23,6 

70,7 
75,3 

244,1 
- 22,4 

55,9 

82,0  

5,9 6,1 47,8 41,7 
3,7 3,7 26,8 20,7 
1,0 0,5 19,0 11,9 
1,9 4,3 25,0 21,3 
0,8 0,9 7,6 6,4 

2,8 2,7 38,4 31,3 

1 281 519 

219 106 
70 31 

194 73 

4 533 2011 

762 197 

39 267 22 220  

146,8 3,3 2,3 7,8 4,3 

106,6 0,6 0,5 8,6 4,1 
125,8 0,2 0,1 2,2 1,3 
165,8 0,5 0,3 3,0 2,0 

125,4 11,5 9,1 35,0 25,2 

286,8 1,9 0,9 36,9 37,0 

76,7 100 100 34,9 27,8 

2 322 
1 450 

382 
749 
315 

1 360 
827 
111 
965 
202 

1083 595 

Tabelle 4 

Weibliche Studierende an Universitäten 
Haupt- und Nebenhörer 

Fächergruppe 
Studienbereich 

Zahl der weiblichen 
Studierenden im 

Wintersemester ... 

1981/82 1973/74 

Veränderung 
1981/82 

gegen 
1973/74 

Anteil an den 
Studienbereichen 

insgesamt 

Anteil an den 
Studierenden 

insgesamt 

1981/82 1973/74 1981/62 1973/74 

Anzahl 

 

Kulturwissenschaften 

Sprachwissenschaften 

Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 

Mathematik und Naturwissenschaften 

darunter 
Biologie 
Chemie 
Informatik 
Mathematik 
Physik 

Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

darunter 
Bauingenieur. undVermessungswesen 
Elektrotechnik 
Maschinenbau 

Medizin 

Sport 

I nsgesamti ) 

1) Einschließlich Studienkolleg Deu tschkurs für Ausländer sowie nicht Studienbereichen zuordenbare Fälle. 

Theologie (Zunahme seit 1973: + 374%) ist nun 
fast schon die durchschnittliche Anteilsquote der 
Frauen erreicht. Für diese Veränderungen dürfte 
das bereits angedeutete rückläufige Interesse an 
den Sozialwissenschaften, das sich vor allem durch 
Zugänge im Bereich Theologie kompensiert, maß-
gebend sein. 

An Fachhochschulen erstjeder vierte Student 
weiblich 

An den Fachhochschulen ist erst jeder vierte Stu-
dent weiblich (Anhang Tabelle 3). Rund 60% von 
ihnen sind in der Fächergruppe Wirtschafts- und 
Gesellschaftswissenschaften eingeschrieben. 
Obwohl der Bestand in den beiden Bereichen 
Betriebswirtschaftslehre (+ 640%) und Verwal-
tungswesen (+479%) durch ungewöhnlich hohe 
Zuwachsraten auf jeweils über 1 400 Studentinnen 
angestiegen ist, hat die Gruppe ihren Anteil an 
allen Studentinnen der Fachhochschulen gegen-
über 1973 nicht ganz aufrechterhalten können, 
weil der Studienbereich Sozialwesen, obwohl er 
mit 2300 Studentinnen (+ 68%) der größte aller 
Studienbereiche ist, nur eine unter dem allgemei-
nen Durchschnitt (+ 204%) liegende Zunahme auf-
zuweisen hat. 

Vergrößert haben sich an Fachhochschulen seit 
1973 innerhalb der Studienbereichsgruppen nur 
die Anteile der Naturwissenschaften (von 15 auf 
25%), infolge überdurchschnittlich hoher Zugänge 
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bei Informatik (+483%) und Chemie (+407%), 
und die der Ingenieurwissenschaften (von 16 auf 
18%). Der Maschinenbau ist mit 531 Studentinnen 
jetzt nach den Bereichen der Wirtschafts- und 
Gesellschaftswissenschaften bereits der von 
Frauen zahlenmäßig am stärksten belegte Studien-
bereich und hat damit die auf Frauen stärker zuge-
schnittenen Studienbereiche Bibliothekswesen und 
Produktgestaltung übertroffen. 

Dennoch bleiben naturgemäß die Studienbereiche 
der Ingenieurwissenschaften diejenigen in denen 
Studentinnen, gemessen an der Gesamtzahl aller 
Studierenden, am geringsten vertreten sind (10%). 
Zwar gibt es auch bei der Architektur vergleichs-
weise viele Studentinnen (33% gegenüber einem 
Durchschnitt von 27%), dominierend sind Studen-
tinnen aber nach wie vor in den Bereichen Biblio-
thekwesen (64%), Sozialwesen (64%) und Produkt-
gestaltung (54%). Während sich die Frauenanteile 
in den Studienbereichen Betriebswirtschaftslehre 
(35%) und Verwaltungswesen (40%)3  auf über dem 
Durchschnitt liegende Quoten entwickelt und somit 
für das Frauenstudium erheblich an Bedeutung 
gewonnen haben, hat der Studienbereich Biblio-
thekswesen (von 84 auf 64%) anteilmäßig etwas 
von seinem weiblichen Übergewicht verloren. 

3 Darin sind alle Ausbildungsgänge zusammengefaßt, also auch die_ 
von Frauen fast gar nicht besuchten Fachhochschulen für Forstwirt-
schaft und für Polizeiwesen. An den Verwaltungsfachhochschulen Kehl 
und Stuttgart beträgt der Frauenanteil bereits 52%. 



Rund 20% mehr Erstimmatrikulierte an 
Universitäten 

Mit 18400 Erstimmatrikulierten liegt die Zahl der 
Neueinschreibungen an Universitäten im Studien-
jahr 19814  um rund 20% höher als 1974.5  Dies ist 
eine vergleichsweise geringe Zunahme, denn der 
Anteil der Erstimmatrikulierten an allen Studieren-
den der Universitäten 6  ist im Vergleichszeitraum 
von 19,3 auf 17,7% zurückgegangen. 
Dies hat vor allem zwei Ursachen: 

1.Der Abiturientenjahrgang 1979 war infolge der 
geringen Zahl von Einschulungen im Kurzschul-
jahr 1967 mit 22 500 Absolventen zahlenmäßig 
erheblich kleiner als ein normaler Jahrgang 
(1980: 28 600). Da sich der Studienbeginn eines 
Abiturientenjahrgangs aber über etwa fünf Studi-
enjahre verteilt, ist auch noch 1981 ein geringe-
rer Anteil Studienanfänger als üblich neu an den 
Universitäten eingeschrieben worden. 

2. Der allgemeine Trend zur Verlängerung der Ver-
weilzeiten an den Universitäten, so daß sich der 
Bestand nicht in üblichem Umfang durch Ab-
gänger verringerte. 

4 Wintersemester 1980/81 und Sommersemester 1981 im Vergleich 
zum WS 1973/74 und SS 1974. 
5 Im Studienjahr 1982 wird die Zahl der Erstimmatrikulierten an Uni-
versitäten bereits bei 22000 liegen. 
6 Bezogen auf den Bestand im jeweiligen Wintersemester. 

Der errechnete mittlere Wert für die Veränderung 
in der Zahl der Erstimmatrikulierten ergibt sich aus 
extremen Zunahmeraten einerseits (Tabelle 5 und 
Anhang Tabelle 4), wie zum Beispiel bei außereuro-
päischen Sprachen (+ 179%), Informatik (+151%), 
Architektur (+ 121 %), Kunstwissenschaften (+ 
133%) oder Sport (+ 108%) und Abnahmen in eini-
gen zahlenmäßig stark besetzten Studienbereichen 
(Germanistik — 9%, Anglistik — 26%, Mathematik —
56%) andererseits. Ein genaues Bild über die für die 
einzelnen Studienbereiche in künftigen Jahren zu 
erwartenden Studentenzahlen gibt diese Übersicht 
aber nicht, da erfahrungsgemäß Quereinsteiger 
und Studienfachwechsler die Strukturen nachträg-
lich verändern. 

Dies gilt für die mediiinischen Ausbildungsrichtun-
gen,und neuerdings wohl auch für die Rechtswis-
senschaften. Dies ist zu folgern aus dem Tatbe-
stand, daß die Anteile für die Erstimmatrikulierten 
bei Rechtswissenschaften an allen Erstimmatriku-
lierten der Universitäten seit 1973 von 23 auf 19% 
zurückgegangen, der Anteil an allen Studenten für 
diesen Bereich jedoch von 8,5 auf 9,1 % heraufge-
gangen ist, während andererseits bei Wirtschafts-
wissenschaften für die Erstimmatrikulierten eine 
Erhöhung des Anteils von 17 auf 21 % in der . 
Gesamtzahl jedoch ein Rückgang von 8,9 auf 7,5% 
festzustellen ist. Dies läßt vermuten, daß größere 
Quereinstiege von den Wirtschaftswissenschaften 
zu den Rechtswissenschaften nicht auszuschließen 
sind. 

Tabelle 5 

Erstimmatrikulierte an Universitäten 

Fächergruppe 

Studienbereich  

Veränderung 

1981 gegen 
1974 

Anteil an den 

Studienbereichen 

insgesamt 

Anteil an den 

Studierenden 

insgesamt 

Erstimmatrikulierte 

19741 ) 19812) 19742) 198i 1) 1981 1974 

Anzahl 

Naturwissenschaften 

Sprachwissenschaften 

Wirtschafis- und Gesellschaftswissenschaften 

Mathematik und Naturwissenschaften 

darunter 
Biologie 
Chemie 
Informatik 
Mathematik 
Physik 

Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

darunter 
Bauingenieur- und Vermessungswesen 
Elektrotechnik 
Maschinenbau 

Medizin 

Sport 

Insgesamt  

2009 1416 41,9 10,9 9,2 14,4 15,3 

3310 3322 - 04 18,0 21,6 21,6 25,1 

4021 3282 22,5 21,9 21,3 19,8 19,9 

3899 3581 8,9 27,2 23,3 17,8 19,6 

760 538 41,3 4,1 3,5 16,7 16,5 
902 740 21,9 4,9 4,8 16,3 18,6 
454 181 150,8 2,5 1,2 26,9 19,4 
446 1 021 - 56,3 2,4 6,6 14.5 22,5 
640 600 6,7 3,5 3,9 17,0 19,0 

521 528 - 1,3 2,6 3,4 18,9 27,8 

2485 2180 14,0 13,5 14,2 16;5 18,1 

389 507 - 23,3 2,1 3,3 16,2 19,7 
472 373 26,5 2,6 2,4 16,2 16,2 

1067 817 30,6 5,8 5,3 18,4 22,0 

1475 788 87,2 8,0 5,1 12,0 9,9 

404 194 108,2 2,2 1,3 19,6 36,4 

18387 15386 79,5 700' 100 17,7 19,3 

  

11 Jeweils Studienjahr (WS 1973/74 und 55 74 bzw. WS 1980/87 und SS 81. - 2) Bezogen auf die Studierenden des jeweiligen WS. 
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Auch die überdurchschnittlich hohe Zunahme an 
Erstimmatrikulierten bei Architektur um 121 % bei 
fast unveränderten Anteilen an allen Studenten ist 
durch Quereinsteiger erklärbar; während 1973 und 
in den Jahren danach in größerem Umfang Stu-
denten der Fachhochschulen das Architektur-Stu-
dium an Universitäten fortgesetzt hatten, hat sich 
neuerdings stärker durchgesetzt, dieses Studium 
unmittelbar an Universitäten zu beginnen. Darauf 
weist auch die Tatsache hin, daß der Bereich 
Architektur (neben Mathematik) an Fachhochschu-
len (Anhang Tabelle 5) der einzigste ist, in dem die 
Zahl der Neueinschreibungen seit 1973 zurückge-
gangen ist (— 3%). Ansonsten haben die Erstimma-
trikulationen an Fachhochschulen im Vergleichs-
zeitraum von 4700 auf 85O0,und damit um 81% 
zugenommen, von denen auch die Studienbe-
reichsgruppe Ingenieurwissenschaften stark profi-
tiert hat. Mit im Studienjahr 1981 4000 Erstimma-
trikulierten hat sich ihr Anteil an allen Neuein-
schreibungen an Fachhochschulen von 42 auf 46% 
erhöht. 

Wenn man berücksichtigt, daß die Zugänge an 
Erstimmatrikulierten in den Studienbereichen der 
Kultur-, Kunst-, Wirtschafts- und Gesellschaftswis-
senschaften der Fachhochschulen — abgesehen 
vom Verwaltungswesen — hinter dem allgemeinen 
Durchschnitt zurückgeblieben sind, und wenn man 
außerdem bedenkt, in welchem Ausmaß die Struk-
turanteile in diesen Bereichen zurückgegangen 
sind, dann liegt die Vermutung nahe, daß für diese 
Bereiche künftig stärker noch als bisher schon, das 
Universitätsstudium einem Fachhochschulstudium 
vorgezogen wird. Andererseits deutet die Entwick-
lung der Zahl der Erstimmatrikulierten bei den 
Ingenieurwissenschaften der Fachhochschulen, die 
sich fast verdoppelt hat, darauf hin, daß diese Stu-
diengänge wegen der günstigen Berufschancen 
von jungen Menschen gerne belegt werden. 

Fächerspezifische Bestandsveränderungen im 
Semesterablauf 

Für bildungspolitische Zwecke ist es notwendig, 
auch die aktuellen Verweilzeiten an den Hochschu-
len zu kennen und die Abgänge festzuhalten. Hier-
über hat das Statistische Landesamt anhand von 
Ergebnissen der Prüfungsstatistik bisher laufend 
berichtet.? Erwünscht ist darüber hinaus aber auch 
eine Verknüpfung der Absolventen mit den Stu-
dienfächern, um ermitteln zu können, wie groß die 
Zahl der Studienabbrecher ist. Leider ist dies mit 
den Bestandsstatistiken weder in summarischer 
Weise noch in fächerspezifischer eindeutiger Weise 
möglich. Obwohl der Studentenstatistik ver-
waltungsbezogene Daten zugrunde liegen und 

7 Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 1/1980. 

damit eine hohe statistische Absicherung gegeben 
ist, gibt es eine Reihe methodischer Gründe, 
warum dies nicht möglich ist. Das Statistische Lan-
desamt hat auch darüber wiederholt Untersuchun-
gen angestellt und berichtet.8 

Um eine Vorstellung darüber zu vermitteln, wie 
sich die Bestände in den einzelnen Semestern ver-
ändern, soll zum Abschluß dieser Darstellung deut-
lich gemacht werden, wie wenig die Bestände in 
den einzelnen Semestern an die Vorsemester ange-
paßt sind und wie problematisch daher eine nicht 
bereinigte Verknüpfung der Zahlen von Studienan-
fängern und Absolventen ist. 
Es muß nicht besonders erwähnt werden, daß es 
neben den Quereinsteigern, also den Studenten, 
die aus anderen Studienfächern kommen und mög-
licherweise einige bereits abgeleistete Studienzei-
ten in anderen Fächern auf das neue Studium 
angerechnet bekommen, den Beurlaubten und den 
zahlreichen Hochschulwechslern in und aus ande-
ren) Bundesländer(n) noch einige andere hier wirk-
sam werdende Gründe gibt. 

Für diese Betrachtung wurde vom Wintersemester 
1977/78 ausgegangen. Gegenübergestellt sind die 
Studierenden im ersten Hochschulsemester und 
die im ersten Fachsemester. Diese Bestände wer-
den mit denen verglichen, die nach 6 Fachseme-
stern (also im Sommersemester 1980) und nach 8 
Fachsemestern (also im Sommersemester 1981) 
ermittelt worden sind. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß eine geringe Zahl von Studierenden bereits vor 
dem B. Fachsemester eine Abschlußprüfung 
ablegt. 

 

Aus der Übersicht geht hervor, daß im Winterse-
mester 1977/78 rund 17% mehr Studenten ein 
Fachstudium begonnen haben, als Neueinschrei-
bungen erfolgten. Von den nachträglichen Wech-
seln des Studienbereichs waren besonders die Stu-
dienbereiche Psychologie (+ 50%), Allgemeine 
Medizin (+ 35%), Architektur (+ 27%) und Zahn-
medizin (+ 23%) betroffen, also diejenigen, in 
denen bereits seit längerer Zeit ein absoluter Nume-
rus clausus besteht. 

Vergleicht man die Zahlen in diesen Studienfä-
chern mit dem Bestand nach 6 oder 8 Fachseme-
stern, so überrascht, in welch unterschiedlicher 
Weise sich die Bestände verändert haben. Insge-
samt befinden sich nach 6 Semestern nur noch 
rund 75% der ursprünglichen Studienanfänger im 
statistischen System. Man kann dabei unterstellen, 
daß die Zugänge an Universitäten sich mit den 
Abgängen über die Grenzen Baden-Württembergs 
ausgleichen. Trotzdem hat sich der Bestand in eini-

 

8 A.a.0., Heft 3/1981 
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405 
398 
930 

770 

140 

13 006 

454 
434 

1 085 

114,8 
109,0 
116,7 

Tabelle 6 

Veränderung des Studentenbestandes an Universitäten im Studienverlauf WS 1977/78 bis SS 1981 
         

Winte semester 1977/78 (1. Fachsemester) befanden sich im          
1Hochschul-

semester 1. Fachsemester  6. Fachsemester SS 1980 B. Fachsemester SS 1981 

 

   

Anzahl 
in % des 

1.Hochschul 
semesters 

Anzahl 

 

in % des 
1. Fach-

 

semesters 
Anzahl 

in % des 
1. Fach-

 

semesters 
         

                  

Studienanfänger im Von den Studienanfängern im WS 1977/78 

Fächergruppe 

Studienbereich 

1 195 

2 404 

2 685 

2 966 

Kulturwissenschaften 

Sprachwissenschaften 

Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 

Mathematik und Naturwissenschaften 

1 743 145,9 

2 629 109,4 

3080 114,7 

3 285 11O,8 

1 031 133,9 

161 115,0 

15 205 116,9  

1550 88,9 1290 74,0 
1 577 60,0 1 326 50,4 
2 108 68,4 2021 65,6 
2 443 74,4 2,268 69,0 

289 63,7 253 55,7 
341 78,6 320 73,7 
762 70,2 696 64,1 

1 233 119,6 1 218 118,1 
226 140,4 206 128,0 

11'472 75,4 10478 68,9 

darunter 
Biologie 
Chemie 
Informatik 
Mathematik 
Physik 

643 751 116,8 603 80,3 554 73,8 
705 740 105,0 515 69,6 - 477 64,5 
197 218 110,7 147 67,4 143 65,6 
539 589 109,3 371 63,0 334 56,7 
545 595 109,2 432 72,6 415 69,7 
417 485 116,3 395 81,4 358 73,8 

2223 2 561 115,2 1 931 75,4 1 786 69,7 

Agrar-, Forst. und Ernährungswissenschaften 

I ngen ieu rwissenschaften 

darunter 
Bauingenieur- und Vermessungswesen 
Elektrotechnik 
Maschinenbau 

Medizin 

Sport 

Insgesamti ) 

 

1) Einschließlich Studienkolleg, Deutschkurs für Ausländer sowie nicht zuordenbare Fälle. 

 

gen Studienbereichen überraschenderweise sogar 
noch erhöht: in Theologie um 37%, in Sport um 
40%, in. Zahnmedizin um 23%, in Allgemeiner 
Medizin um 19%, in Pharmazie um 8% und in 
Architektur um 2% (siehe Tabelle 6 und Anhang 
Tabelle 6). 

In anderen Studienbereichen dagegen, insbeson-
dere in Sozialwissenschaften hat die Zahl der Stu-
denten in dieser Zeit um über die Hälfte oder doch 
um annähernd die Hälfte abgenommen. Dies mag 
in den sprachwissenschaftlichen Studienbereichen 
teilweise durch Ausländer, die Teile ihres sprach-
wissenschaftlichen Studiums oder ein Dolmet-
scherstudium in Baden-Württemberg durchführen, 
zu erklären sein. Für die vielen anderen Studienbe-
reiche mit hohen Schwundzahlen wird sich ohne 
eingehendere Untersuchungen mit Hilfe der Ver-
laufsstatistik keine befriedigende Erklärung abge-
ben lassen. 

Wenn man berücksichtigt, daß rund 2000 beur-
laubte Universitäts-Studenten in diesen Vergleich 
nicht einbezogen sind, dann würde sich für alle 
Studienbereiche zusammen eine mittlere Studie-
renden-Fehlquote von etwa 15 bis 18% ergeben, 
die in dieser Größenordnung derjenigen angegli-  

chen ist, die das Statistische-Landesamt in seiner 
letzten Berechnung9  als Studienabbrecher-Qubte 
ermittelt hat. 

Auch wenn in der Übersicht die Verflechtungen 
und die Wechsel zwischen den einzelnen Studien-
bereichen nicht zum Ausdruck kommen, wird den-
noch deutlich, daß es mit Sicherheit eine Reihe von 
Studienbereichen gibt, in denen der echte Drop-
Out diese mittlere Abbrecherquote erheblich über-
schreitet. Dies muß nach den vorliegenden Zahlen 
zumindest für die Studienbereiche Wirtschaftswis-
senschaften, Sozialwissenschaften, Informatik, 
Mathematik, Physik und möglicherweise auch für 
einige ingenieurwissenschaftliche Studienbereiche 
gefolgert werden. 

Studienbeteiligung in den naturwissenschaftlich-
technischen Studiengängen 

Um die Studienbeteiligung dieser Fächergruppen 
insgesamt zu ermitteln, wurden die typisch tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Ausbildungsbe-
reiche der Universitäten mit denen der Fachhoch-

 

9 A.a.0., Heft 3/1981 
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Tabelle 7 

Das Studium technisch-naturwissenschaftlicher Fächerl) 

Studierende im Wintersemester.... Veränderung 
1981/82 gegen 1973/74 198 /82 1973/74 

Studienbereich 

insgesamt  darunter 
weibl ich  

insgesamt  darunter 
weiblich  

insgesamt  darunter 
weiblich 

Anzahl 

 

460 47,4 155,7 

152 30,4 195,4 

632 123,9 170,4 

696 55,8 132,3 

47 47,1 185,1 

183 153,2 338,3 

234 90,2 215,0 

361 - 17,5 30,7 

149 37,1 79,9 

54 39,4 590,7 

2 968 58,4 160,7 

13 826 71,2 132,0 

16 794 65,9 137,0 

Architektur 

Bauingenieur- und Vermessungswesen 

Biologie 

Chemie 

Elektrotechnik 

Informatik 

Maschinenbau 

Mathematik 

Physik 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Technisch- naturwissenschaftliche 
Bereiche zusammen 2) 

Sonstige Studienbereiche 

Studienbereiche insgesamt  

4 061 1 176 

4 651 449 

3 683 1 709 

5 873 1 617 

6 119 134 

4 084 802 

13 880 737 

2 194 472 

3 729 268 

3 236 373 

51 510 7 737 

77 281 32 072 

128 791 39 809  

2 756 

3 567 . 

1 645 

3 770 

4 161 

1 613 

7 297 

2 659 

2 720 

2 322 

32 510 

45 136 

77 646 

1) Universitäten und Fachhochschulen zusammen, ohne Studenten des Lehramts. — 2) Ohne die Studienbereiche Pharmazie, Geographie 
und Geowissenschaften, 

schulen zusammengefasst und den übrigen Stu-
dienbereichen, vermindert um die Studenten mit 
dem Ausbildungsziel ;,Lehramt', gegenüberge-
stellt. Die eigentlich ebenfalls den Naturwissen-
schaften zugehörigen Studienbereiche Geographie, 
Geowissenschaften und Pharmazie wurden den 
„sonstigen Studienbereichen' zugezählt, weil sie 
ihrem Charakter nach nicht den mehr technisch 
orientierten Ausbildungsgängen nahestehen. 
Im Vergleich mit dem Wintersemester 1973/74 
zeigt sich acht Jahre später, daß die Zunahmen der 
Studentenzahlen in dentechnisch-naturwissen-
schaftlichen Studienbereichen (+ 58%) nicht ganz 
dem allgemeinen Trend (+ 66%) gefolgt, sondern 
geringfügig darunter geblieben sind. Ausgenom-
men davon blieb, wegen des gezielten Ausbaus der 
Kapazitäten vor allem an den Fachhochschulen, die 
Entwicklung in den Studienbereichen Informatik (+ 
153%) in Biologie (+ 124%) und im Maschinenbau 
(+ 90) (Tabelle 7). In den Studienbereichen Archi-
tektur (+ 47%) sowie Bauingenieur- und Vermes-
sungswesen (+ 30%) liegen nur unterdurchschnitt-
liche Veränderungsraten vor, wobei die Neigung, 
Architektur zu studieren an Universitäten eine Auf-
wärtstendenz zeigt, an Fachhochschulen jedoch 
stark rückläufig ist. Im Bereich Bauingenieurwesen 
sind die Gegebenheiten genau umgekehrt. Auf-
grund des Fächerwahlverhaltens der Erstimmatri-
kulierten werden diese Tendenzen voraussichtlich 
mittelfristig anhalten. 

Günstig hat sich die Studierneigng in den Studien-
bereichen Maschinenbau und Wirtschaftsinge-
nieurwesen entwickelt. In ersterem nahm die Zahl 
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der Studierenden im Vergleichszeitraum um 6600 
zu. Bei letzterem deutet sich beim Universitäts-Stu-
diengang in den letzten Semestern zwar eine rück-
läufige Tendenz an, die infolge leicht zurückgehen-
der Ersteinschreibungen vermutlich auch zunächst 
noch anhalten wird, aber an den Fachhochschulen 
zeigt sich ein stark ansteigender Trend, der mit 
darauf zurückzuführen ist, daß Studentinnen 
zunehmend mehr Zugang zu diesem Studienbe-
reich finden. Überhaupt ist bei den Frauen ein stark 
angestiegenes Interesse an technischen, vor allem 
aber an naturwissenschaftlichen Ausbildungsgän-
gen festzustellen. In diesen Studiengängen liegen 
die Veränderungsarten mit 161%über dem allge-
meinen Durchschnitt (137%), wobei nicht unbe-
rücksichtigt bleiben darf, daß die Steigerungsraten 
aufgrund extrem niedriger Ausgangswerte errech-
net werden müssen. Immerhin hat allein in den 
naturwissenschaftlichen Studiengängen die Zahl 
der Studentinnen seit 1973 um rund 2900 zuge-
nommen, selbst die Zahl der Mathematik-Studen-
tinnen hat nicht abgenommen, sondern sich, im 
Gegensatz zu den Studenten, leicht erhöht. Insge-
samt ist der Anteil von Studentinnen in den tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Bereichen an der 
Gesamtzahl aller Studentinnen (ohne Lehramt) seit 
1973 von 17,7 auf 19,4% angestiegen, während 
demgegenüber der gleiche Anteil bei allen Studen-
ten von 41,9 auf 40,0% zurückgegangen ist. 

Aus den Studentenzahlen ist allerdings zu ersehen, 
daß die an den Universitäten und Fachhochschulen 
vorhandenen Kapazitäten stark beansprucht wer-

 



den. Stärkeren Zunahmen stehen an den Fach-
hochschulen Kapazitätsprobleme entgegen. An 
den Universitäten läßt die vergleichsweise längere 
Studiendauer in den technisch-naturwissenschaft- 
lichen Bereichen, die im Durchschnitt um 1 bis 2 
Semester über der in den Geisteswissenschaften 
liegt, kaum erwarten, daß sich die Studentenzahlen 
in diesen Studienbereichen adäquat zu denen in 
anderen Ausbildungsgängen entwickelt haben. 
Dies liegt aber auch daran, daß gerade im techni-
schen Bereich die Studienbeteiligung von Frauen 
aus Neigung, Motivation und wegen des Fehlens 
von ausreichenden frauentypischen Berufsmöglich-
keiten auf absehbare Zeit nicht die gleiche Intensi-
tät annehmen wird wie zum Beispiel bei den 
Sprach- und Kulturwissenschaften. 

Die Entwicklung der Teilnehmerzahl in den ent-
sprechenden Leistungskursen der reformierten 
Oberstufe an den Gymnasien, die den potentiellen 
Kreis der künftigen Neuzugänge für diese Studien-
bereiche bilden, läßt erwarten, daß das Interesse 
an den technisch-naturwissenschaftlichen Studien-
gängen auch künftig zunehmen wird. So ist die 
Zahl der Belegungsfälle in diesen Leistungskursen 
seit 1978 um rund 540Q angestiegen. Der Bele-
gungsanteil ging im Leistungskurs Mathematik 
zwar von 29 auf 25% zurück, blieb aber in Physik 
mit 18% konstant und ist in Biologie sogar von 31 
auf 35% angestiegen. Berücksichtigt man auch das 
gesunkene Interesse am Lehramt-Studium, so 
scheinen diese Zahlen darauf hinzudeuten, daß 
technisch-naturwissenschaftliche Ausbildungs-
gänge stärker nachgefragt werden. Dies ergibt sich 
auch aus der Tatsache, daß die Zahl der Studienan-
fänger in den ingenieurwissenschaftlichen Diszipli-
nen der Universitäten zum Wintersemester 1981/ 
82 gegenüber dem Vorjahr um etwa 30%angestie-
gen ist. 

Zusammenfassung 

Die Entwicklung des Studentenbestandes unter 
fächerspezifischen Gesichtspunkten sowie unter 
den sich im Zeitablauf verändernden Präferen-
zen hinsichtlich der Fächerwahl zu beobachten, 
ist für Fragen des Bildungs- und Beschäfti-
gungssystems unerläßlich. 
Im Wintersemester 1981/82 gab es mit 
164000 rund 38% mehr Studenten als 8 Jahre 
zuvor. Dabei nahm die Zahl der Studenten an 
Universitäten um 40% (auf 1 12000) und an 
Fachhochschulen sogar um rund 100% (auf 
32000) zu. An den Pädagogischen Hochschu-
len war sie rückläufig (-40% auf 12500). 
Es ist zu erwarten, daß die Studierendenzahl 
aufgrund der weiterhin ins studierfähige Alter 
kommenden geburtenstarken Jahrgänge und 
der bei etwa 80% pendelnden Studierneigung  

 

eines Abiturjahrgangs noch bis etwa, 1988 
ansteigen und erst nach 1992 sinkende Ten-
denz erhalten wird. 

- An den Universitäten sind Allgemeine Medizin 
und Rechtswissenschaften die größten Studien-
bereiche, die auch überdurchschnittliche 
Zunahmen verzeichneten. In den ebenfalls gro-
ßen Wirtschaftswissenschaften nahmen die 
Studierendenzahlen nur gering zu. Die höchsten 
Zuwachsraten wiesen einige sehr kleine Stu-
dienbereiche aus wie Sport, außereuropäische 
Sprachen und allgemeine Sprach- und Literatur-
wissenschaften. Weniger Studenten als 1973/ 
74 gibt es jetzt vor allem in Mathematik (— 34`/0) 
und, weniger ausgeprägt, in Anglistik sowie im 
Wirtschaftsingenieur- und Bauingenieurwesen. 

— In enger Verbindung mit den Veränderungen 
innerhalb der einzelnen Studienbereiche steht 
die Entwicklung der Zahl der Lehramtsstuden-
ten. Ihr Anteil ging von 22% (1973/74) auf 14% 
(1981/82) zurück. Die rückläufige Bedeutung 
früher größerer Studienbereiche wie Mathema-
tik, Germanistik und Anglistik dürfte hierdurch 
mitbedingt sein. 
Im Bereich Mathematik sank die Lehramtsquote 
vom WS 1977/78 zum WS 1981/82 von 51 % 
auf 31 %. Für die hier rückläufige Studentenent-
wicklung dürfte weiterhin die Verlagerung zur 
Informatik ursächlich sein. Auswirkungen der 
Oberstufenreform, durch die in den Leistungs-
kursen der Belegungsanteil seit 1978 von 29% 
auf 25% sank, dürften sich erst zukünftig 
bemerkbar machen. 

- Die Verdoppelung der Studentenzahl an den 
Fachhochschulen ist einerseits auf den Ausbau 
der Fachhochschulen und Verwaltungshoch-
schulen und andererseits auch auf die hohe 
Auslastung der Kapazitäten in den „klassi-
schen", der Ingenieurausbildung dienenden 
Fächern zurückzuführen. So hat sich die Stu-
dentenzahl sowohl bei Maschinenbau wie bei 
Elektrotechnik und Informatik — diese Bereiche 
wurden zusammengenommen — verdoppelt. 

— Überdurchschnittlich stark ist die Studienbetei-
ligung von Frauen angestiegen, an den Universi-
täten liegt sie insgesamt bei 35% (WS 1981/82: 
39000 Studentinnen). Unter den Studienanfän-
gern sind aber bereits 40% Studentinnen. An 
den Fachhochschulen ist erst jeder vierte Stu-
dierende weiblich (8600 Studentinnen). Von 
Frauen bevorzugte Studienbereiche sind neben 
den Ernährungs- und Haushaltswissenschaften 
die Geistes- und Sprachwissenschaften, Phar-
mazie, Biologie und Sozialwissenschaften, wie 
auch zunehmend Theologie und — von den grö-
ßeren Bereichen — Allgemeine Medizin und 
Rechtswissenschaften. 

— Zwischen 1974 und 1981 ist die Zahl der 
Erstimmatrikulierten an den Universitäten um 
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20% gestiegen — dieser nur geringe Zuwachs ist 
vor allem auf das Kurzschuljahr 1967 zurückzu-
führen — und an den Fachhochschulen um 80%. 
Die fächerspezifische Aufgliederung vermittelt 
allerdings nicht zuletzt wegen der Zunahme der 
Quereinsteiger und Studienfachwechsler kein 
genaues Bild über den zukünftig zu erwartenden 
Studentenbestand. Zugänge dieser Art haben 
vor allem die Bereiche Psychologie, Allgemeine 
Medizin, Zahnmedizin, Architektur und Rechts-
wissenschaften zu verzeichnen. 
Vergleicht man (nach Fachsemestern) die Stu-
dienanfänger mit dem Bestand nach 6 Seme-
stern, so zeigt sich im Vergleich WS 1977/78 
zu SS 1980, daß nur noch 75% der urprüngli-
chen Studienanfänger im statistischen System 
sind (bei Annahme eines Ausgleichs von Zu-
und Abgängen über die Grenzen Baden-Würt-
tembergs). Besonders stark ist der Schwund bei 
den Sozial- und Sprachwissenschaften sowie in 
Germanistik. Erhöht hat sich der Bestand vor 
allem in Allgemeiner Medizin, Zahnmedizin 
sowie in Theologie und Sport. 

— Die Zunahme der Studentenzahl in den techni-
schen und naturwissenschaftlichen Studienbe-
reichen (Universitäten und Fachhochschulen 
zusammen ohne Lehramtsbewerber) ist mit 
+ 58% nicht ganz dem allgemeinen Durch-
schnitt (+ 66%) gefolgt. Überdurchschnittlich 
allerdings sind die Entwicklungen in den Stu-
dienbereichen Informatik (+ 153%), Biologie 
(+ 124%) und Maschinenbau (+ 90%). 

— In den Studienbereichen Architektur und Bauin-
genieurwesen (einschließlich Vermessung) sind 
die Entwicklungen insofern gegenläufig, als die 
Neigung zum Architekturstudium an Universitä-
ten Aufwärtstendenz zeigt, an Fachhochschulen 
jedoch stark rückläufig ist; beim Bauingenieur-
wesen sind die Gegebenheiten genau umge-
kehrt. 
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3. Wirtschaftsstrukturen 

3.1 Stellung Baden-Württembergs auf nationalen und 
internationalen Märkten 

 

Die Gefährdung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit ist in der Bundesrepublik in den letzten 
Monaten im Zusammenhang mit dem zeitweise 
hohen Leistungsbilanzdefizit und dem Vordringen 
Japans bei verschiedenen Warengruppen auf dem 
Inlands- und Auslandsmarkt besonders stark disku-
tiert worden. Diese Fragen sind gerade auch in Ba-
den-Württemberg wegen seines hohen Industriali-
sierungsgrades und seiner starken Außenhandels-
abhängigkeit von großer Bedeutung. Vor diesem 
Hintergrund soll im folgenden nachvollzogen wer-
den, wie sich im Laufe der siebziger Jahre die Stel-
lung Baden-Württembergs auf dem Weltmarkt und 
auf dem Binnenmarkt der Bundesrepublik entwik-
kelt hat. Aus Gründen der zur Verfügung stehenden 
Daten endet die Analyse mit dem Jahr 1980 (bzw. 
1979). Die bisherige günstige Entwicklung vor 
allem auf den Weltexportmärkten muß sich aller-
dings nicht zwangsläufig auch in Zukunft fortset-
zen, da sich die Wettbewerbssituation auf den 
internationalen Märkten zwischenzeitlich verschärft 
hat und von einer Vielzahl von Faktoren abhängig 
ist. Es wird also zusätzlicher Anstrengungen auf 
vers -chiedenen Ebenen bedürfen, die heute noch 
günstige Situation Baden-Württembergs auf den 
internationalen Märkten zu festigen oder auszu-
bauen. Die Untersuchung bezieht sich vornehmlich 
auf das Verarbeitende Gewerbe bzw. seine Produk-
te. Aus Gründen des zur Verfügung stehenden Da-
tenmaterials werden dabei Produktgruppen bzw. 
Produktionsbereiche in einer relativ hohen Aggre-
gationsstufe betrachtet. Einzelne Produkte inner-
halb dieser Warenagglomerationen können aller-
dings entsprechend ihrer besonderen Marktsitua-
tion durchaus eine von der Gesamttendenz abwei-
chende Entwicklung erfahren haben. 

 

Grundtendenzen 

Betrachtet man die Entwicklung auf dem Inlands-
markt der Bundesrepublik (Tabe/%n 1 und 2, 
Anhangtabelle 7), so zeigt sich, daß in fast allen 
hier betrachteten Branchen' der Anteil der Importe 
aus dem Ausland in die Bundesrepublik im Laufe 
der siebziger Jahre kontinuierlich angestiegen ist. 
Eine Ausnahme hiervon machen lediglich die NE-
Metalle (hier liegt der Anteil der Auslandsimporte 
1980 ungefähr auf der Höhe des Jahres 1970), was 
auch mit den starken Preisschwankungen dieser 

1 Im wesentlichen sind dies Sypro-Zweisteller der Statistik im Verarbei-
tenden Gewerbe. 

Produkte auf dem Weltmarktzusammenhängen 
dürfte. Alle nachfolgend wiedergegebenen Zahlen 
sind in jeweiligen Preisen ausgedrückt. So haben 
zwischen 1970 und 1980 für Produkte des Ver-
arbeitenden Gewerbes die inländischen Erzeuger-
preise um 60,9%, die Exportpreise um 61% und die 
Importpreise um 60,4% zugenommen. 

Die Inlandsversorgung mit Produkten des Verarbei-
tenden Gewerbes — das sind die für den Inlandsab-
satz bestimmten Umsätze des Verarbeitenden Ge-
werbes zuzüglich der Importe — hat sich im vergan-
genen Jahrzehnt gut verdoppelt (1970: 498,6 Mrd. 
DM, 1980:1015,6 Mrd. DM). Gleichzeitig hat das 
Ausland seine Lieferungen in die Bundesrepublik 
etwa verdreifacht (1970: 81,0 Mrd. DM, 1980: 
244,8 Mrd. DM). Dadurch erhöhte sich die Import-
quote von 16,3 %auf 24,1%, sie nahm also um 7,9 
Prozentpunkte oder um etwa die Hälfte zu (vgl. Ta-
be/%n 1 und 2)2. Diese erhebliche Steigerung der 
Importe von Erzeugnissen des Verarbeitenden Ge-
werbes in die Bundesrepublik ist aber nicht auto-
matisch mit einem Verlust internationaler Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gleichzu-
setzen. Da gleichzeitig die Exporte der Bundesre-
publik um 165% (oder jährlich +10,2%) zugenom-
men haben (1970: 99,7 Mrd. DM, 1980: 264,3 
Mrd. DM) bzw. sich die Exportquote von 19,3% auf 
25,5% (+6,2 Prozentpunkte) erhöht hat, ist diese 
Entwicklung auch Ausdruck einer Intensivierung 
der internationalen Austauschbeziehungen. 

Diese Tendenz betraf allerdings die einzelnen Bran-
chen der Bundesrepublik in sehr unterschiedlichem 
Ausmaß und hat so den Strukturwandel der siebzi-
ger Jahre im Verarbeitenden Gewerbe nachhaltig 
gefördert. Die Differenzierung zeigt sich bereits bei 
den 4 Wirtschaftsbereichen (Tabelle 1). So hat sich 
zwischen 1970 und 1980 der Inlandsverbrauch bei 
den Grundstoffen und Produktionsgütern und bei 
den Investitionsgütern (jeweils+109% oder jahres-
durchschnittlich +7,7%) wie auch bei den Ver-
brauchsgütern (+99%, jahresdurchschnittlich 
+7,1%) jeweils in etwa verdoppelt; bei den Nah-
rungs- und Genußmitteln lag der Zuwachs bei 87% 
(jahresdurchschnittlich +6,4%). Die Zunahme der 

 

2 Bei einem Vergleich von Anteilsquoten zweier Zeitpunkte kann so-

wohl eine Betrachtung der Veränderung (Zuwachs oder Rückgang in %) 

wie die Differenz (gemessen in Prozentpunkten) von Interesse sein. In 

Tabelle 2 ist die Differenz ausgewiesen; die Veränderungsrate läßt sich 
über die Daten von Anhangtabel/e 7 berechnen. 
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1 nlands-

 

versorgurg 
des 

Bundesgebietes 

Davon durch Produkte aus 

dem Ausland Jahr Baden-Württemberg anderen Bundesländern 

 

1000 DM 

 

1000 DM 

 

1000 DM 

Tabelle 1 

Struktur der Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes nach 
Herkunftsgebieten 

  
Erzeugnisse des Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes 

  
1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

156 619 120 
164 387 684 
232 196 513 
245 247 395 
249 440 780 
327 162 489 

14 493 388 9,25 109 332 549 69,81 
15 782 667 9,60 114 935 71 1 69,92 
19 435 331 8,37 159 776 246 68,81 
20888277 8,52 163.903610 66,83 
21 793 579 8,74 163 293 553 65,46 
26 756 765 8,18 206 942 480 63,25 

Erzeugnisse des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes 

32 793 183 
33 669 306 
52 984 936 
60 455.508 
64 353648 
93 463;244 

20,94 
20,48 
22,82 
24,65 
25,80 
28,57 

169 725 023 
193 662 062 
214 892 628 
253 061 408 
302 216 188 
354 757 231  

31 982 959 
36 688 312 
41 414 355 
46 121 793 
55 704 076 
67 009 589  

113 090 836 66,63 
126 976 874 65,50 
140363989 65,32 
158 164 268 62,50 
185 825 346 61,49 
209 579 583 59,08  

24 651 228 
30 196 876 
33 114 284 
48 775 347 
60 686 766 
78 168 059 

14,52 
15,58 
15,41 
19,27 
20,08 
22,03 

 

18,84 
18,92 
19,27 
18,23 
18,43 
18,89 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbes 

97 643 933 
119 180 102 
133 471 694 
146 422 543 
164 889 469 
194 115 808 

74 665 422 
86 371 247 
99 487 556 

115 032 401 
127 402 545 
139 535 162 

498 653 498 
563 801 095 
680 048 391 
759 763 747 
843 948 982 

1 015 570 690  

17 379 443 
20 047 543 
22 559 890 
24 035 598 
26 027 337 
29 365 738 

7 196 207 
8 262 068 
9 969 137 

10 776 680 
13 014 253 
14 141 511 

71 051 997 
80 780 590 
93 378 713 

101 822 348 
116539245 
137 273 603  

17,80 65 806 868 
16,82 77 859 428 
16,90 85 139 292 
16,42 89 470 651 
15,78 98 807 305 
15,13 112 278 926 

Nahrungs- und Genußmittel 

9,64 58 354 232 
9.57 66 520 492 

10,02 76 183 281 
9,37 87 887 862 

10,22 96 417 962 
10,13 104 634 725 

Verarbeitendes Gewerbe 

14,25 346584 485 
14,33 386 292 505 
13,73 461 462 808 
13,40 499 426 391 
13,81 544 344 166 
13,52 633 435 714  

14 457 622 
21 273 131 
25 772 512 
32 916 294 
40 054 827 
52471 144 

9 114 983 
11 588 687 
13 335 138 
16 367 859 
17 970 330 
20 758 926 

81 017 016 
96 728 000 

125 206 870 
158, 515 008 
183 065 571 
244 861 373 

14,81 
17,85 
19,31 
22,48 
24,29 
27,03 

12,21 
13,42 
13,40 
14,23 
14,11 
14,88 

16,25 
17,15 
18,41 
20,86 
21,69 
24,11 

67,39 
65,33 
63,79 
61,10 
59,92 
57,84 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

78,15 
77,02 
76,57 
76,40 
75,68 
74,99 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

69,50 
68,52 
67,86 
65,73 
64,50 
62,37 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

Importe auf dem Inlandsmarkt der Bundesrepublik 
war dabei bei den Verbrauchsgütern und bei den 
Investitionsgütern überdurchschnittlich hoch; im 
einzelnen stiegen bei den Verbrauchsgütern die 
Importe um 263% Uahresdurchschnittlich +13,8%) 
auf 52,5 Mrd. DM und der Importanteil um 12,2 
Prozentpunkte auf 27,0%, bei den Investitionsgü-
tern erhöhten sich die Einfuhren um 217% (jährlich 
+12,2%) auf 78,2 Mrd. DM und der Importanteil 
um 7,5 Prozentpunkte auf 22,0%. Die Grundstoffe 
und Produktionsgüter wiesen Zunahmen der 
Importe um 185% (jährlich +11,0%) auf 93,5 Mrd. 
DM bzw. des Importanteils um 7,6 Prozentpunkte 
auf 28,6% auf, und bei den Nahrungs- und Genuß-
mitteln stiegen die Importe um 128% (jährlich 
+2,7%) auf 20,8 Mrd. DM bzw. die Importquoten 
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um 2,7 Prozentpunkte auf 14,9%. Der stärkste 
Importanstieg ergab sich jeweils in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre. 
Während dabei aber das Investitionsgütergewerbe 
die - sowohl im Verhältnis zum Durchschnitt des 
gesamten Verarbeitenden Gewerbes wie auch in 
Relation zur Entwicklung der Inlandsversorgung -
überdurchschnittlich hohen Importzuwächse durch 
starke Exportanstrengungen mehr als ausgleichen 
konnte, war dies bei den anderen Wirtschaftsberei-
chen nicht der Fall (vgl.. Tabe//e 3). So erhöhten 
sich beim Investitionsgütergewerbe zwischen 1970 
und 1980 die Importe um 53,5 Mrd. DM, doch be-
trugen die Exportsteigerungen 93,0 Mrd. DM, so 
daß sich der Außenhandelssaldo bei den Investi-

tionsgütern um 39,5 Mrd. DM beträchtlich auswei-

 



+ 
+ 
+ 

- 
- 
+ 
+ 

- 
- 
- 
- 
- 

 

tete. Da alle anderen Wirtschaftsbereiche in die-
sem Zeitraum höhere Importe als Exportelzu ver-
melden hatten, ist die noch leichte Erhöhung des 
Außenhandelssaldos im Verarbeitenden Gewerbe 
insgesamt (+0,7 Mrd. DM) allein auf die günstige 
Entwicklung bei den Investitionsgütern zurückzu-
führen. Besonders hoch war die Summe der 

Tabelle 2 

Importüberschüsse bei den Verbrauchsgütern 
(22,7 Mrd. DM oder 60% der Importe). Bei den 
Grundstoffen und Produktionsgütern betrug die 
Summe der Importüberschüsse 12,1 Mrd. DM und 
bei den Nahrungs- und Genußmitteln 3,9 Mrd. DM, 
das sind 20% bzw. 34% der Importe in diesen 
11 Jahren. 

Entwicklung der bundesdeutschen Inlandsversorgung mit Erzeugnissen des Verarbeitenden Gewerbes nach 
Herkunftsgebieten und der Exportquoten Baden-Württembe gs zwischen 1970 und 1980 

Durchschnittliche Veränderung 
der Inlandsversorgung 

Baden-

 

Württem. 
barg 

anderen 
Bundes-

 

ländern 

dem 
Ausland 

Baden-

 

Württem-

 

barg 

andere 
Bundes 
länder 

das 
Ausland 

Ver-
änderung 

der 
Export-
quoten 
Baden-

Württem-
bergs  

Rangfolge in 
den Spalten 

5 8 

Veränderung der Anteile in 
der Versorgung durch 

davon durch Produkte aus 

ins-
gesamt Produktionsgruppe 

Prozen punkte 

 

7 5 4 2 1 10 9 8 6 3 

E rzeugn isse des G ru ndstoff- und 
Produ ktionsgütergewerbes 

Spalt- und Brutstoffe 
Steine und Erden, Asbestwaren 
Eisen und Stahl 
Eisen-,Stahl- und Temperguß 
Zieherei- undKaltwalzwerkerzeugnisse 
NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 
NE-Metallguß 
M i nerald lerzeugn isse 
Chemische Erzeugnisse 
Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
Holzschliff, Zellstoff, Papier, Pappe 
G u mit i iwaren 

Erzeugnisse des Investitionsgüter 
produzierendes Gewerbes 

Stahlbauerzeugnisse und Schienen-

 

fahrzeuge 
Maschinenbauerzeugnisse 
Straßenfahrzeuge 
Wasser-, Luft-und Raumfahrzeuge 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse, Uhren 
E rzeugn isse der Stah Iver formu rig 
Eisen-, B Zech- und Metallwaren 
Büromaschinen, ADV 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes 

Feinkeramik 
Glas und G laswaren 
Holzwaren 
Musikinstrumente, Spielwaren usw, 
Papier- undPappewafen 
Druckerzeugnisse, Lichtpausen 
K u nststofferzeug n isse. 
Leder 
Lederwaren 
Schuhe 
Textilien 
Bekleidung 
Reparaturen von Gebrauchsgütern 
ohne Elektrogeräte 

Nahrungs- und Genußmittel 

Verarbeitendes Gewerbe  

7,6 6,3 6,6 - - - 
6,2 5,8 58 
3,7 5,9 2,7 
2,8 2,1 2,4 
2.6 4,3 1,5 
7,0 7,8 6,9 
5,1 5,7 4,7 

13,9 8,2 12,8 
8,1 6,8 6,8 
7,8 6,6 7,0 
7,1 5,6 5,6 
4,8 1,6 3.2 

7,7 7,7 6,4 

6,3 6,1 6,0 
6,4 7,0 5,3 

10,3 10,7 9,4 
10,3 135 8,0 
75 7,0 6,0 

10,9 6,6 10;5 
54 7,0 4,4 
5,2 5;5 3,9 
9,8 9,0 6.0 

7,1 5,4 5,5 
7.2 5,2 4,0 
7,0 7,2 6,1 
9,4 8,0 8,7 

14,5 8,9 11,1 
7,0 6,6 65 
7,2 7,8 6,9 
9,9 94 94 
4,9 - 0,4 3,4 
6,0 - 02 25 
6,5 1,8 2,2 
4,3 2,7 1,1 
6,3 32 3,1 

- - 
6,4 7,0 -6,0 

7,4 6,8 6,2 

- 
- 
+ 
-

 

+ 
+ 

1,.1 
- 

0,5 
0,2 
0,7 
1,6 
0.5 
1,7 
4,5 
1,1 

5 
2,0 
3,2 

0,1 
1,1 
0,9 
0,7 
1,0 

10,9 
2,7 
0,5 
0,1 

2,7 
1,0 
0,2 
2,4 

12,4 
0,7 
0,9 
2,3 

125 
6,1 
5,4 
3,1 
3,1 

- 
+ 0.5 

- 0,7  

+ 7,6 - 
+ 3,3 
+ 7,0 
+ 3,3 
+ 6,9 
- 0,1 
+ 0,9 
+ 11,8 
+ 9,4 
+ 5,6 
+ 7,5 
+ 13.3 

+ 3,0 
+ 5,3 
+ 3,7 
+ 10,9 
+ 9,7 

+ 12,1 
+ 4,4 
+ 7,9 
+ 11,1 

+ 12,2 
+ 21,0 
+ 5,8 
+ 7,0 
+ 21,7 
+ 4,2 
+ 1,4 
+ 5,7 
+ 16,9 
+ 27,1 
+ 27,9 
+ 17,7 
+ 22,1  

+ 5,5 
- 

+ 3,1 
+ 5,7 
+ 5,5 
+ 10,0 
+ 3,6 
+ 5.2 
- 1,9 
+ 7,2 
+ 38 
+ 128 
+ 10,5 

1,4 
5,1 
5,3 
1,4 

4,0 
2,0 
6,5 
3,3 
0,1 
2,5 
2,9 
0,7 
4,0 
2,4 
5,7 
7,5 
7,1  

14 22 
10 12 
15 14 
3 4 
8 20 
2 6 

25 31 
17 7 
18 19 
19 2 
24 3 

28 27 
1 17 
8 15 

12 30 

16 26 
10 10 
21 21 
29 29 
15 24 
5 23 

20 28 
30 32 
27 25 
26 2 
22 6 
22 8 

11,0 
- 

9,4 
6,6 

10,7 
8,9 
6,9 

10,4 
21,5 
12,5 
9,8 
8,9 

11,5 

6,6 - 
2,7 
7,2 
2,6 
8,5 
0,4 
2,6 
7,3 
8,3 
4,1 
5,6 

10,0 

  

12,2 0 - 7,6 + 7,5 + 6,0 

+ 7;7 13 5 
+ 58 4 11 
+ 4,0 5 18 
+ 34,2 7 1 
+ 6,7 16 9 

2,8 
6,4 
4,5 

11,6 
8,7 

1,2 
7,1 
84 

11,2 

12,9 
9,6 

12,6 
13,2 
13,7 

15,5 
13,1 
12,1 
11,3 

 

+ 
+ 
+ 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
- 
+ 
+ 
+ 

- 

- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 

9,6 
20,1 
6,0 
4,6 
9,4 
3,5 
2,3 
3,4 
4,4 

21,0 
22,5 
14,6 
19,1 

13,8 
165 
10,6 
18,7 
20,0 
14,4 
10,6 
15,3 
9,0 

18,0 
15,8 
10,2 
16,6 

- 
8,6 

11,7 

- - - 
- 3,2 + 2,7 + 5,0 

- 7,1 + 7,9 + 6,3 
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Tabel le 3 

Veränderung der Importe und Exporte des Bundes-
gebietes zwischen 1970 und 1980 

Veränderung 

Produktionsgruppe 
Importe 

der 

Mill. DM 

Erzeugnisse des Grund-
stoff- und Produktions-
gütergewerbes 

Erzeugnisse des Investi-

 

+ 53516,9 + 92998.2 

Erzeugnisse des Ver-
brauchsgüter produzie-
renden Gewerbes 

+ 11 643,9 + 7735.4 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt + 163 844,4 +164561.5 + 717,1 

Entwicklung auf dem Inlandsmarkt der Bundesre-
publik nach Branchen 

 

Entwicklung Baden-Württembergs und der 
anderen Bundesländer 

Im Rahmen dieser Grundtendenzen auf dem 
Inlandsmarkt der Bundesrepublik bzw. der Export-
beziehungen gibt es in der branchenmäßigen Dif-

ferenzierung einige bemerkenswerte Entwicklun-
gen (Anhangtabellen 7 und 8).Datenbasis dieser 
Analyse sind — entsprechend der Definition der 
Inlandsversorgung — die Importe in die Bundesre-

publik und die Inlandsumsätze, untergliedert nach 
Baden-Württemberg und anderen Bundesländern.3 

3 Im Zusammenhang mit den Inlandsumsätzen der Bundesländer muß 

allerdings auf folgendes hingewiesen werden: Zugrundegelegt wurden 
die Umsätze von sogenannten fachlichen Betriebsteilen, und zwar von 

Industriebetrieben mit 10 und mehr Beschäftigten (1970) bzw. von 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten (ab 1976). Das Fehlen 

von Umsatzangaben von Kleinbetrieben bzw. des Handwerks (1970) 

macht sich allenfalls bei einzelnen Produktionsbereichen wie Herstel-
lung von Backwaren und von Fleischereieneugnissen bemerkbar. 
Umsätze wurden als Surrogat für abgesetzte Produkte gewählt, da ein 
entsprechender Nachweis der Produktionsleistungen im In- und Aus-
landsabsatz nicht möglich ist. Die hieraus erwachsende Problematik—

auch im Vergleich zu der rein produktbezogenen Erfassung der 1 m-
porte—dürfte nicht allzu hoch einzuschätzen sein. Umstellungen in 

der Systematik im Produzierenden Gewerbe betreffen Kfz-Zubehör 

(1970:Teil der EBM-Warentab 1976:Teil des Fahrzeugbaus) und die 

Fertigteilbauten(1970:Teil von Steinen und Erden:ab 1976:Teil des 

Bauhauptgewerbes).1 n den Umsätzen sind die Produktionssteuern wie 
Mineralölsteuer und Kaffeesteuer mitenthalten,nichtjedoch die Um-

satzsteuer,.dieImporte umfassen nicht die deutschen Einfuhrabga-
ben. Die Bezugnahme auf Umsätze führt bei eingen Branchen zu 
Problemen, da die Umsätze von sogenannten Mehrländerunterneh-
men nicht immer die Produktionsleistung von Bundesländern adä-
quat wiedergeben können, beispielsweise erbringen baden-württem-
bergische Betriebsstätten von Unternehmen der Herstellung von Da-
tenverarbeitungsgeräten oder der Mineralölverarbeitung Produk-
tionsleistungen,die im betreffenden Konzern weiterverarbeitet wer-
den bzw. von Betriebsstätten mit Sitz in anderen Bundesländern ver-

kauft werden und so nicht als Umsätze Baden-Württembergs bzw. 

als Produktionsleistungen des Landes erscheinen. Auf diese Fälle 
wird bei der nachfolgenden Kommentierung gesondert hingewiesen. 

Bei der Betrachtung der Nachfragetendenzen auf 
dem Inlandsmarkt nach der regionalen Herkunft 
der dort angebotenen Produkte fallen zunächst 
zwei Tendenzen auf, nämlich 
— eine nahezu kontinuierliche Vergrößerung des 

Importanteils bei allen Produkten, 
— ein insgesamt günstigeres Abschneiden Baden-

Württembergs gegenüber den anderen Bundes-
ländern. 

Während auf den Umstand einer Zunahme der 
Importquoten in allen Teilmärkten bereits einge-
gangen wurde, sei nun — im Vorgriff auf eine detail-
liertere Schilderung der Konkurrenzsituation bei 
den einzelnen Produkten — auf bemerkenswerte 
Abweichungen Baden-Württembergs von der Bun-
desentwicklung eingegangen. Insgesamt gesehen 
haben sich — bei einer Verdreifachung der Importe 
zwischen 1970 und 1980 (+202%) in diesem Zeit-
raum — die Beiträge Baden-Württembergs zur 
Inlandsversorgung mit Produkten des Verarbeiten-
den Gewerbes insgesamt fast verdoppelt (+93%), 
wohingegen diejenigen der anderen Bundesländer 
nur um 83% gestiegen sind. Innerhalb des enger 
werdenden Raums für den Inlandsabsatz bundes-
deutscher Produkte hat sich Baden-Württemberg 
also überdurchschnittlich gut behauptet. 

Dies zeigt sich auch daran, daß der Anteil Baden-
Württembergs an der Inlandsversorgung nur um 
0,7 Prozentpunkte (oder um 5,1%) auf 13,5% abge-
nommen hat, während der Rückgang bei den ande-

ren Bundesländern — 7,1 Prozentpunkte oder 
—10,3% betrug (1970: 69,5%,1980: 62,4%). Noch 
deutlicher wird die vergleichsweise günstige Posi-
tion Baden-Württembergs bei der Betrachtung 
nach Branchen (vgl. Tabelle 2, Anhangtabelle 7). 
Während die anderen Bundesländer bei allen Pro-
duktionsbereichen einen Rückgang ihrer Anteile an 
der Inlandsversorgung hinnehmen mußten, konnte 
Baden-Württemberg in 13 von 33 Produktionsbe-
reichen die Anteilsquoten trotz meist stark gestie-
gener Importanteile ausbauen. Hiervon waren nicht 
nur Produkte solcher Produktionsbereiche betrof-
fen, die in Baden-Württemberg relativ geringe 
Bedeutung besitzen wie die eisenschaffende Indu-
strie, Glasherstellung oder Schiff- und Luftfahr-
zeugbau; derartige Tendenzen könnten auch als 
Ausdruck allgemeiner Angleichung der Produk-
tionsstrukturen der einzelnen Bundesländer gedeu-
tet werden. Vielmehr gehören hierzu auch eine 
ganze Reihe wichtiger Branchen des Investitions-
güter herstellenden Gewerbes wie Maschinenbau, 
Straßenfahrzeugbau, Stahlverformung sowie EBM-
Waren, als Branchen mit durchweg schon traditio-
nell hohen Anteilen Baden-Württembergs innerhalb 
der Bundesrepublik; bezüglich der Herstellung von 
ADV-Geräten und Büromaschinen, deren Inlands-
versorgung ebenfalls zugenommen hat, ist auf die in 

der 
Exporte 

des Außen-

 

handels 
saldos 

+ 60670,0 + 48594.3 — 12075,7 

tionsgüter produzierenden 
Gewerbes + 39481,3 

— 22780,0 

— 3908.5 

+ 38013,6 + 15233,6 

Nahrungs- und Genuß-
mittel 
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Fußnote 3 gemachten Bemerkungen bezüglich der 
Umsätzevon Mehrländerunternehmen hinzuweisen. 
Weitere, in Baden-Württemberg keineswegs unbe-
deutende Branchen mit gestiegenen Anteilen an der 
Inlandsversorgung der Bundesrepublik sind Ziehe-
reien und Kaltwalzwerke, NE-Metalle und NE-Metall-
halbzeug, NE-Metallguß, Druckereien und das ge-
samte Nahrungs- und Genußmittelgewerbe. 

Umgekehrt gibt es allerdings auch Produktionsbe-
reiche, bei denen Baden-Württemberg im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern überdurch-
schnittlich viel an Boden verloren hat. Dies betrifft 
insbesondere die Herstellung von Leder und die 
Herstellung von Lederwaren, bei denen sich zwi-
schen 1970 und 1980 sogar ein Rückgang der 
(nominalen) Umsätze Baden-Württembergs um 3,6 
bzw. 2,0% ergeben hat, während in den anderen 
Bundesländern die Inlandsumsätze nominal um 
40,2 bzw. 27,7% angestiegen sind; entsprechend 
fiel der Rückgang der baden-württembergischen 
Versorgungsquoten bei Leder um 40,5% (-12,4 
Prozentpunkte) auf 18,3% bzw. bei Lederwaren um 
45,5%(-6,1 Prozentpunkte) auf 7,3% weit krasser 
aus als bei den anderen Bundesländern (Leder: 
-13,4% oder -4,4 Prozentpunkte auf 28,6% bzw. _ 
Lederwaren: -29,0% oder -21,0 Prozentpunkte auf 
51,4%). Weitere Branchen mit deutlich höheren 
Anteilsverlusten Baden-Württembergs als anderer 
Bundesländer auf dem Inlandsmarkt der Bundesre-
publik sind Gummiwaren (Rückgang der Anteils-
quote Baden-Württembergs: —26;4%, andere Bun-
desländer: —13,9%)4  Feinmechanik, Optik und 
Uhren (-32,3% gegenüber -2,9%), Holzwaren 
(-11,8% gegenüber -6,2%), sowie Musikinstrumente, 
Spiel- und Schmuckwaren, Sportgeräte (-44,4% 
gegenüber - 25,9%); hinsichtlich der Mineralöler-
Zeugnisse (-40,3% gegenüber -9,6%) gelten die in 
Fußnote 3 erwähnten Vorbehalte gegenüber den 
Umsätzen von Mehrländerunternehmen. Aus dieser 
Auflistung geht hervor, daß auch bei einigen Bran-
chen, in denen Baden-Württemberg hohes 
Gewicht zukommt wie Feinmechanik und Optik, 
Uhren oder Musikinstrumente, Spiel- und 
Schmuckwaren etc., überdurchschnittlich hohe 
Anteilsverluste dieses Bundeslandes zu beobachten 
waren; diese Effekte wurden durch die genannten 
überdurchschnittlich günstigen Entwicklungen des 
Landes bei anderen Branchen allerdings überkom-
pensiert. Weiterhin hat zur Überkompensation u. a. 
auch beigetragen, daß die in Baden-Württemberg 
bedeutende Elektrotechnik im Lande niedrigere 
Rückgänge der Anteilsquoten hinnehmen mußte 
(-4,6%) als in anderen Bundesländern (-13,2%). Ähn-
liches gilt im übrigen auch für das Textilgewerbe 
(-14,3% gegenüber -26,9%). Die genannte Entwick-

 

4 Zur Veränderung in Prozentpunkten vgl. Tabelte 2. 

lung auf dem Inlandsmarkt der Bundesrepublik hat 
den Strukturwandel Baden-Württembergs in Rich-
tung auf einen Ausbau seiner ohnehin überdurch-
schnittlich großen Bedeutung im InvestitionsgÜter 
herstellenden Gewerbe noch verstärkt. 

Entwicklung unter erhöhter Auslandskonkurrenz 
auf dem Inlandsmarkt 

Die nachfolgenden Ausführungen beschäftigen 
sich mit den Marktanteilen Baden-Württembergs in 
Konkurrenz zu den Anbietern aus den anderen Bun-
desländern und dem Ausland; sie befassen sich 
also nicht nur mit Baden-Württemberg im Verhält-
nis zu den anderen Bundesländern, sondern bezie-
hen das Ausland mit ein, dessen Produkte in den 
siebziger Jahren wie ausgeführt besonders stark 
auf den bundesdeutschen Markt drängten. Da-
durch wird zum einen das Bild auf dem Inlands-
markt vervollständigt, zum anderen kann nachvoll-
zogen werden, wie Baden-Württemberg (und die 
anderen Bundesländer) sich im In/and bei einem 
erhöhten Konkurrenzdruck behaupteten. Spätere 
Ausführungen befassen sich mit der Frage, wie das 
Inland hierauf durch stärkere Exportanstrengungen 
reagierte. 

Die Analyse ergibt zunächst folgendes: (vgl. Tabelle 
2 bzw. Anhangtabelle 7): In der Regel haben bei den 
Branchen mit überdurchschnittlich (unterdurch-
schnittlich) steigender Inlandsnachfrage (Inlands-
versorgung) die Produkte sowohl aus Baden-Würt-
temberg und den anderen Bundesländern als auch 
aus dem Ausland — absolut gesehen — überdurch-
schnittlich (unterdurchschnittlich) stark zugenom-
men. Bemerkenswerte Ausnahmen hiervon sind 
nur für die Bereiche Lederwaren und Bekleidung 
festzustellen, wo die Importsteigerungen — vor-
nehmlich bedingt durch Exportoffensiven außer-
europäischer Entwicklungsländer und von Staats-
handelsländern — auf einem schon relativ gesättig-
ten Inlandsmarkt (unterdurchschnittliche Steige-
rungen der Inlandsnachfrage) überdurchschnittlich 
hoch ausfielen. Ganz grob skizziert erfolgte also die 
„Dynamik" der Produktionsausweitung Baden-
Württembergs und der anderen Bundesländer wie 
auch diejenige der Importentwicklung in den 
meisten Branchen parallel zur Nachfrageauswei-
tung auf dem Inlandsmarkt der Bundesrepublik. 
Die Verschiebungen auf dem Inlandsmarkt lassen 
sich deshalb besser anhand von Veränderungen 
der Versorgungsanteile ersehen (vgl. auch hierzu 
Tabelle 2). 

Die entsprechende Entwicklung ergibt kein einheit-
liches Bild. Ein Ausbau der Anteile Baden-Würt-
tembergs an der Inlandsversorgung ergab sich 
nämlich sowohl bei Produkten mit überdurch-
schnittlich starker Zunahme der bundesdeutschen 
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Inlandsnachfrage (z. B. Straßenfahrzeugbau, Was-
ser und Luftfahrzeugbau) als auch bei solchen mit 
etwa durchschnittlicher Ausdehnung der Inlands-
versorgung (u. a. Maschinenbau, NE-Metalle, Glas 
und Glaswaren, Nahrungs- und Genußmittel) und 
bei solchen mit unterdurchschnittlicher Steigerung 
der Inlandsversorgung u. a. (Eisen und Stahl, Ziehe-
reien und Kaltwalzwerke, NE-Metallgießereien, 
Stahlverformung, EBM-Waren). Umgekehrt hat Ba-
den-Württemberg überdurchschnittlich stark an 
Boden verloren sowohl bei einzelnen Produkten mit 
überdurchschnittlich starker Ausdehnung der 
Inlandsversorgung (vor allem Feinmechanik und 
Optik, Uhren, Musikinstrumente, Spiel- und 
Schmuckwaren, Sportgeräte etc.) als auch bei sol-
chen mit etwa durchschnittlicher Entwicklung der 
Inlandsversorgung (Holzschliff, Zellstoff, Feinkera-
mik, Schuhe) und bei solchen mit insgesamt unter-
durchschnittlicher Steigerung (Gummiwaren, Le-
der, Lederwaren, Textil und Bekleidung)..Man kann 
somit nicht sagen, daß die'Unterschiede in den Ver-
änderungen der Marktanteile auf die unterschied-
lichen Veränderungsraten der Inlandsnachfrage zu-
rückzuführen sind. Sie resultieren vielmehr aus den 
branchenspezifischen Entwicklungen im Rahmen 
der Konkurrenzbeziehungen auf dem bundesdeut-
schen Inlandsmarkt. Innerhalb der wichtigsten 
Branchen konnte dabei der Straßenfahrzeugbau Ba-
den-Württembergs seinen Anteil an der stark ge-
stiegenen Inlandsversorgung vor allem deshalb 
ausbauen, weil der Importdruck (Zunahme der 
Importquote von 16,0% im Jahr 1970 auf 19,7% im 
Jahr 1980) ausschließlich zu Lasten von Umsätzen 
anderer Bundesländer (1970: 63,9%,1980: 59,3%) 
ging. Außerdem führte die Exportoffensive Japans 
Ende der siebziger Jahre — die Importe aus diesem 
Land haben sich zwischen 1978 und 1980 nahezu 
verdoppelt und so den Anteil von 7,4 auf 14,3% 
erhöht (1970: 0,3%) — auch zu einem starken Rück-
gang von KFZ-Importen aus den EG-Staaten. Im 
Vergleich dazu konnte sich der Maschinenbau des 
Landes auf dem in etwa durchschnittlich expandie-
renden bundesdeutschen Markt außerordentlich 
gut behaupten, denn der Zuwachs der Importquote 
von 15,3% (1970) auf 20,6% (1980) — ausgehend 
im wesentlichen von Importen aus Nicht-EG-Län-
dern Europas — ging ganz allein zu Lasten der Pro-
duktion in anderen Bundesländern, während Ba-
den-Württemberg seinen ohnehin hohen Anteil 
noch um über einen Prozentpunkt auf 21,5% aus-
bauen konnte. Ähnlich verhielt es sich bei der Her-
stellung von EBM-Waren, wo sich trotz einer Erhö-
hung der Importquote um fast 8 Prozentpunkte auf 
16,8% der baden-württembergische Anteil um 0,5 
Prozentpunkte auf 17,4% steigerte. Besonders 
beeindruckend ist die Entwicklung bei der Stahlver-
formung, wo der Zuwachs des baden-württember-
gischen Anteils um 2,8 Prozentpunkte auf 19,7% 
fast an die Erhöhung der Importquote von 4,3 auf  

8,6% heranreicht. Unter den wichtigen Branchen 
des Investitionsgüter herstellenden Gewerbes muß 
auch der baden-württembergischen Elektrotechnik 
ein gutes Abschneiden auf dem bundesdeutschen 
Markt bescheinigt werden, denn trotz erheblicher 
Zunahmen des Importanteils von 13,0 auf '22,7%—
ausgehend vor allem von Japan, europäischen 
Nicht-EG-Staaten und außereuropäischen Entwick-
lungsländern - nahm die Quote Baden-Württem-
bergs nur um 1 Prozentpunkt auf 19,9% ab (andere 
Bundesländer: -8,7 Prozentpunkte auf 57,4%). 
Gleichermaßen konnte sich das baden-württem-
bergische Textilgewerbe im Vergleich zu anderen 
Bundesländern noch gut behaupten, denn die sehr 
,hohe Steigerung der Importquoten um 17,7 Pro-
zentpunkte auf 41,5% durch starke Importzunah-
men aus Entwicklungsländern und europäischen 
Nicht-EG-Staaten bewirkte im Lande einen Rück-
gang um lediglich 3,1 Prozentpunkte auf 18,6% ge-
genüber -14,5 Prozentpunkte auf 39,8% bei den 
anderen Bundesländern. 

Während sich diese Branchen also gegenüber ei-
nem sich verstärkenden Importdruck in Baden-
Württemberg weit besser halten konnten als in 
anderen Bundesländern - und zwar unabhängig 
davon, ob die Zunahme der Importe durch Export-
steigerungen Japans, europäischer Staaten oder 
der Entwicklungsländer getragen wurde - hat Ba-
den-Württemberg bei drei wichtigen Branchen 
durch die Importe stärker an Boden verloren als 
andere Bundesländer. Zu nennen ist hierbei vor 
allem Feinmechanik, Optik und Uhren, wo ein star-
ker Importdruck vor allem Japans und der außer-
europäischen Entwicklungsländer zu einer Steige-
rung der Importquote um 12,0 Prozentpunkte auf 
35,6% führte, die fast vollständig zu Lasten baden-
württembergischer Betriebe ging (Rückgang um 
10,9 Prozentpunkte auf 22,8%); inzwischen werden 
weit mehr ausländische Erzeugnisse des Bereichs 
Feinmechanik, Optik und Uhren in der Bundesre-
publik abgesetzt als solche aus baden-württember-
gischer Produktion. Nicht ganz so extrem ist der 
Rückgang bei Musikinstrumenten, Spiel- und 
Schmuckwaren, Sportgeräten usw.; immerhin be-
wirkte die Erhöhung der Importquote um 21,7 Pro-
zentpunkte auf 57,7%— resultierend vor allem aus 
sehr starken Zunahmen bei Importen aus den USA 
und Kanada sowie anderen westlichen Industrielän-
dern außerhalb Europas — bei den Inlandsumsätzen 
Baden-Württembergs eine stärkere Abnahme (um 
12,4 Prozentpunkte auf 15,5%) als bei denjenigen 
der anderen Bundesländer (um 9,3 Prozentpunkte 
auf 26,7%). Schließlich hat die durch starke 
Importbezüge aus den europäischen Nicht-EG-
Staaten und den Staatshandelsländern bewirkte 
Steigerung der Importquote bei Holzwaren von 

5,5% auf 12,5% die baden-württembergischen 
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Anbieter relativ stärker betroffen (Abnahme der 
Quote von 20,1 auf 17,8%) als diejenigen der ande-
ren Bundesländer (von 74,3 auf 69,7%). 

Inlands- und Auslandsmärkte 

Eingangs wurde für das Verarbeitende Gewerbe 
insgesamt gezeigt, daß die starke Zunahme d 

-
er 

Importe auf dem bundesdeutschen Inlandsmarkt 
(+ 163,8 Mrd. DM) Ausdruck einer sich intensivie-
renden internationalen Arbeitsteilung ist, die auch 
mit einer etwa gleich hohen Erhöhung des Export-
volumens einherging (+164,6 Mrd. DM). Allerdings 
betrifft diese generelle Tendenz die Produktgrup-
pen (Branchen) unterschiedlich stark, was nicht 
zuletzt auch Auswirkungen auf den Strukturwandel 
im Inland während der siebziger Jahre hatte. In 
diesem Zusammenhang werden nachfolgend zu-
nächst die Entwicklung der Export- und Importquo-
ten bzw. die Veränderungen von Exporten und 
Importen der einzelnen Branchen (Produktgruppen) 
für die Bundesrepublik geschildert5, um so auch die 
unterschiedliche Dynamik der Branchen auf Bun-
desebene zum Ausdruck bringen zu können. 

In Schaubild 1 sind die einzelnen Branchen der Bun-
desrepublik nach der Veränderung ihrer Import-
quoten zwischen 1970 und 1980 (ausgedrückt in 
Prozentpunkten, Durchschnitt für das gesamte Ver-
arbeitende Gewerbe: +7,8 Prozentpunkte) geord-
net; weiterhin ist die Veränderung der Exportquo-
ten in diesem Zeitraum dargestellt (Durchschnitt: 
+6,2 Prozentpunkte). Generell kann man aus dieser 
Gegenüberstellung weder ablesen, daß Branchen 
bzw. Produktgruppen mit besonders hohen (niedri-
gen) Steigerungen der Importquoten auch beson-
ders hohe (niedrige) Zunahmen der Exportquoten 
aufweisen und so ein Zusammenhang zwischen 
Importdruck und Exportoffensive besteht, noch 
daß umgekehrt Branchen mit stark zunehmendem 
Importdruck generell wenig auf Auslandsmärkten 
expandierten bzw. die Exportoffensive sich vor-
nehmlich auf Branchen mit gering steigender Zu-
nahme der Auslandskonkurrenz im Inland erstreck-
te. Gleichwohl lassen sich aus dem Vergleich eini-
ge interessante Erkenntnisse gewinnen. So gibt es 

5 Es ist sinnvoll, diese Fragestellung über Veränderungen von Export-
und Importquoten sowie über die Entwicklung der absoluten Aus- und 
Einfuhren zu betrachten. Bei der Betrachtung der Quoten erhält man 
Auskunft über den Ausbau der Marktstellung ausländischer Anbieter 
auf dem Inlandsmarkt bzw. über die Intensivierung der Exportanstren-
gungen der Bundesrepublik. Da hierbei die Bezugsgrößen (bei den Ex. 
portquoten: Ausfuhrumsatz je Gesamtumsatz; bei den Importquoten: 
Einfuhren je Inlandsnachfrage, das ist wie erwähnt Inlandsumsatz + 

Importe) in ihrem Umfang stark voneinander abweichen können, sind 
Veränderungen der Quoten um einen etwa gleich hohen Prozentsatz 
bzw. um etwa gleich viel Prozentpunkte möglicherweise stark abwei. 
chend zu beurteilen. Unabhängig davon ist auch das jeweilige Aus-
gangsniveau dieser Anteilsziffern zu beachten. Eine umfassende Beur-
teilung der Situation auf den In- und Auslandsmärkten bedarf deshalb 
auch einer Beachtung des absoluten Umfangs von Ex- und Importen. 

Schaubild 1 

Entwicklung der Export- und Importquoten 
der Bundesrepublik zwischen 1970 und 1980 
Veränderung in Prozentpunkten. 

Importquoten Exportquoten 

—11 

—1.0 

—a1 

Schuhe 

Lederwaren 

Bekleidung 

Musikinstrumente, Spielwaren usw. 

Feinkeramik 

Textilien 

Leder 

Gummiwaren 

Feinmechanische 
u. optische Erzeugnisse 

M ineraldlerzeug nisse 

Buromaschinen, ADV 

Wasser-, Luft u. Raumfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Chemische Erzeugnisse 

Eisen-. Blech- u. Metallwaren 

Holzschliff, Zellstalte, Papier 

Eisen und Stahl 

Holzwaren 

Zieherei und 
Kaltwalzwerkerzeugr,sse 

Glas und Glaswaren 

Kunststofferzeugnisse 

Schnittholz, Sperrholz 

Maschinenbauerzeugnisse 

Erzeugnisse der Stahlverformung 

Papier und'. Pappewaren 

Straßenfahrzeuge 

Eisen, Stahl und 
Tempergießereierzeugnisse 

Steine und Erden, Asbest 

Stahlbauerzeugnisse, 
Schienenfahrzeuge 

Nahrungs- undGenußmittel 

Druckereierzeugnisse. Lielpausen 

NE-Metellguß 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter. 
produzierenden Gewerbes 

Erzeisse des Grundstoff-

 

„%n
 odüktians,ütergewerbes 

Erzeugnisse das Investitionsguter 
produzierenden Gewerbes 

Verarbeitendes Gewerbe 

0 

—0.1 NE-Meulle und Metallhalbzeug 

1 1 1 1 1 1 

0 10 20 30 

95 

30 20 10 



(vornehmlich im Verbrauchsgüter herstellenden 
Gewerbe) einige Branchen in der Bundesrepublik, 
die eine starke Einengung ihrer Marktposition auf 
dem bundesdeutschen Inlandsmarkt aufgrund ho-
her Importzuwächse nur sehr unzureichend durch 
eigene Exportanstrengungen kompensieren konn-
ten. Besonders markant war dies bei Lederwaren, 
Schuhen, Feinkeramik und Mineralöl, die weit 
überdurchschnittlich hohe Zunahmen der Import-
quoten mit unterdurchschnittlichen Steigerungen 
der Exportquoten beantworteten, sowie bei Musik-
instrumenten, Spiel- und Schmuckwaren etc., bei 
Leder und bei Feinmechanischen und optischen 
Erzeugnissen, Uhren, bei denen sich sogar ein 
Rückgang der Exportquoten einstellte. Bei diesen 
Produktgruppen ergaben sich — wie Anhar*abelle 9 
zeigt — über die Jahre hinweg Importüberschüsse, 
deren Umfang auch in Relation zu den Ex- oder 
Importen dieses Zeitraums beachtlich ist. Immerhin 
überdurchschnittlich hohe Steigerungen der Ex-
portquoten konnten die.Bereiche Bekleidung, Tex-
tilien und Gummiwaren verzeichnen, ohne jedoch 
dadurch die Tatsache stark gestiegener Importan-
teile auf dem Inlandsmarkt ausgleichen zu können; 
auch bei diesen Produkten ist der Außenhandels-
saldo über die Jahre hinweg negativ. Bei den elek-
trotechnischen Erzeugnissen und bei den chemi-
schen Produkten ergaben sich überdurchschnittli-
che Zunahmen der Exportquoten mit der Folge, 
daß die nicht unerheblichen Importsteigerungen 
durch verstärktes Engagement auf den Auslands-
märkten ausgeglichen wurden und sich beachtli-
che Exportüberschüsse ergaben. Auch beim 
Straßenfahrzeugbau konnte die Zunahme der 
Importquote um 3,7 Prozentpunkte auf 19,7%zwi-
schen 1970 und 1980 durch eine Erhöhung der Ex-
portquote um 1,5 Punkte auf 41% in etwa kompen-
siert werden. Andere Investitionsgüterbranchen, 
allen voran Luft- und Raumfahrzeugbau sowie 
Stahl- und Leichtmetallbau, aber auch der Maschi-
nenbau konnten ihre Exportquoten überdurch-
schnittlich steigern (Maschinenbau: +8,3 Prozent-
punkte auf 43,7%) und so die Zunahme der Import-
quoten (sie war beim Maschinenbau mit + 5,3 Pro-
zentpunkten auf 20,6% ohnehin relativ niedrig) 
mehr als ausgleichen; beim Schiffbau ging sogar 
eine Zunahme der Exportquote mit einem Rück-
gang der Importquote einher. Diese Branchen 
zeichnen sich auch durch jeweils hohe Exportüber-
schüsse in der Bundesrepublik aus. Bemerkenswert 
sind weiterhin die aus besonders starken Zunah-
men der Exportquoten in Kombination mit nur we-
nig zunehmenden oder gar abnehmenden Import-
quoten resultierenden starken Gewinne aus den 
Auslandsgeschäften bei Nahrungs- und Genußmit-
teln sowie den (vornehmlich zu den Grundstoffen 
und Produktionsgütern zählenden) Bereichen Eisen 
und Stahl, Ziehereien und Kaltwalzwerke, Gieße-
reien, NE-Metallgewerbe, Steine und Erden, Holz-  

schliff, Zellstoff, Papier und Pappe; dennoch blie-
ben die Außenhandelssaldi in diesem Zeitraum 
meist negativ. 

Auf diesem Hintergrund der bundesdeutschen Ent-
wicklung sind mehr oder weniger auch die Akti-
vitäten des baden-württembergischen Gewerbes zu 
sehen. Um die Veränderung der Situation Baden-
Württembergs im Rahmen sowohl des Inlands- wie 
des Auslandsmarktes herauszuarbeiten und mögli-
che Beziehungen aufzeigen zu können, wurde in 
Tabelle 2für die Branchen Baden-Württembergs 
auch deren Veränderung der Exportquoten aufge-
führt. Bei einem Vergleich zwischen der Entwick-
lung ihres Anteils an der Inlandsversorgung der 
Bundesrepublik und ihrer Exportquoten fällt folgen-
des auf: Zum einen gibt es relativ viele Branchen 
mit einer Abnahme oder unterdurchschnittlichen 
Zunahme der Exportquoten (weniger als 3 Prozent-
punkte) in Kombination mit einem überdurch-
schnittlich starken Verlust des Anteils an der 
Inlandsversorgung (Abnahme 2 Prozentpunkte und 
mehr), zum anderen gibt es auch relativ viele Bran-
chen, die eine Ausweitung des Anteils an der 
Inlandsversorgung aufweisen und bezüglich der 
Steigerung der Exportquoten immerhin eine in 
etwa durchschnittliche Entwicklung erfuhren. 

Zur ersten Gruppe, also den auf dem In- und Aus-
landsmarkt im Verhältnis zu anderen Anbietern re-
lativ wenig expandierenden Branchen Baden-
Württembergs gehören auch Feinmechanik und 
Optik, Uhren sowie Musikinstrumente, Spiel- und 
Schmuckwaren etc., Kunststofferzeugnisse, Leder 
und Lederwaren. Bei diesen Produktgruppen, deren 
Erzeugnisse in der Bundesrepublik zum Teil durch-
aus zu den überdurchschnittlich stark nachgefrag-
ten Produkten zählen, hat offensichtlich eine starke 
Auslandskonkurrenz vornehmlich aus anderen Kon-
tinenten (vor allem Asien und Amerika) und Nicht-
EG-Staaten Europas zu einem gewissen Rückzug 
Baden-Württembergs aus dem deutschen Markt 
und einer nur relativ schwachen Expansion auf dem 
Weltmarkt geführt. Demgegenüber reagierten die 
baden-württembergischen Betriebe bei Textilien, 
Bekleidung und Gummiwaren, aber auch bei Holz-
waren und Schuhen auf den erhöhten Import-
druck offensiver und engagierten sich stärker als 
der Durchschnitt aller Branchen im Auslandsge-
schäft (überdurchschnittlicher Ausbau der Export-
quoten). Die Verluste auf dem Inlandsmarkt der 
Bundesrepublik konnten dadurch aber nicht aus-
geglichen werden. 

Zur zweiten der obengenannten Gruppe, also den 
auf dem In- und Auslandsmarkt besonders stark 
aktiven Branchen des Landes, zählen neben einigen 
wichtigen Wirtschaftszweigen des Investitionsgü-
tergewerbes wie Straßenfahrzeugbau, Wasser-, 
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Raum- und Luftfahrzeugbau, Maschinenbau, Stahl-
verformung sowie EBM-Waren auch Produkte typi-
scher Zulieferer wie Eisen und Stahl, NE-Metall-
wirtschaft, Ziehereien und Kaltwalzwerke; außer-
dem gehören auch noch das Nahrungs- und Ge-
nußmittelgewerbe sowie die Herstellung von Glas 
und Glaswaren hierzu. 

Unter den noch nicht aufgeführten Schwerpunkt-
branchen des Landes Baden-Württemberg nehmen 
die Elektrotechnik und die Chemie eine in etwa 
durchschnittliche Position ein, d. h. der Anteil an 
der Inlandsversorgung der Bundesrepublik nahm 
mit -1 Prozentpunkt etwa durchschnittlich ab, wo-
gegen die Ausweitung der Exportquoten zwischen 
1970 und 1980 um 6,7 bzw. 7,2% noch über dem 
Durchschnitt aller Branchen des Landes lag. Diese 
Branchenübersicht zeigt abermals die wichtige Be-
deutung des Exports für die wirtschaftliche Ent-
wicklung Baden-Württembergs. Die Ausweitung 
der Exporte im Laufe der siebziger Jahre darf 
jedoch nicht über die inzwischen erfolgte Ver-
schärfung auf den internationalen Märkten hinweg-
täuschen, die Anlaß zu verstärkten Anstrengungen 
auf allen Ebenen geben sollte. 

Baden-Württemberg auf dem Weltmarkt 

Die zuletzt gemachten Aussagen zeigten unter 
anderem, daß Baden-Württemberg insgesamt eine 
beachtliche Erhöhung der Exportquote des Verar-
beitenden Gewerbes zwischen 1970 und 1980 um 
6,3 Prozentpunkte vorweisen konnte und damit 
einzelne Branchen besonders hohe Anteilsverluste 
auf dem Inlandsmarkt durch Exportanstrengungen 
ausgleichen oder wenigstens in ihren Auswirkun-
gen abschwächen konnten. Nachfolgend soll nun 
der Frage nachgegangen werden, wie sich diese 
Exportsteigerungen im Zusammenhang mit der 
Ausdehnung des gesamten Welthandels entwickelt 
haben. Hierzu wurden — erstmals für ein Bundes-
land — die Anteile des Exports einzelner Branchen 
des Landes am entsprechenden Weltexportvolu-
men errechnet und untersucht. Im einzelnen mußte 
dazu auf diverse Unterlagen der deutschen und 
internationalen Außenhandelsstatistik zurückge-
griffen werden. Insbesondere mußten die baden-
württembergischen Exporte der einzelnen Bran-
chen nach der internationalen Systematik SITC 
geordnet und ausgewiesen werden6, auf DM-Basis 
auf den entsprechenden Export des Bundesgebiets 
bezogen und dann mit den Anteilen der Bundesre-
publik am Weltexport auf Dollar-Basis multipliziert 
werden. Wegen Revision dieser internationalen Sy-
stematik im Lauf der siebziger Jahre waren außer-

 

6 Dieser wichtige Rechenschritt konnte nur dadurch bewältigt werden, 
daß das Statistische Bundesamt entsprechende Zuordnungsprogram-
me für die einzelnen Jahre zur Verfügung stellte. 

dem für einzelne Warenarten (auf der Ebene von 
Dreistellern) Schätzungen erforderlich, um eine 
vergleichbare Reihe für die einzelnen Jahre zu 
erhalten. Ebenfalls aus Gründen der vorhandenen 
Datenbasis konnten nur die Jahre 1975 bis 1979 
untersucht werden; die zwischenzeitlich erfolgte 
Verschärfung der internationalen Konkurrenzsitua-
tion und ihre Auswirkung auf Baden-Württemberg 
konnten also noch nichtberücksichtigt werden. 

In Tabelle 4 sind diejenigen Exportgüter aufge-
führt, bei denen im Jahre 1979 der Anteil Baden-
Württembergs am Weltexport 4% und mehr be-
trug. Die hier aufgelisteten Waren gehören zur Ka-
tegorie „Maschinenbau- und elektrotechnische 
Erzeugnisse" (SITC 7) und zu den „Sonstigen bear-
beiteten Waren' (SITC 8). Im Vergleich zu den vor-
stehenden Untersuchungen der Exporte Baden-
Württembergs können nun auch die Waren u. a. 
des Maschinenbaus in einer stärkeren Differenzie-
rung betrachtet werden. Im einzelnen gehen aus 
Tabelle 4 nicht nur die Anteilsziffern Baden-Würt-
tembergs hervor, sondern auch diejenigen der 
anderen Bundesländer (Bundesrepublik ohne Ba-
den-Württemberg) und der jeweils drei größten Ex-
portländer außerhalb der Bundesrepublik Deut-
schland. Die vier aufgeführten Staaten decken bei 
der überwiegenden Mehrzahl der Waren jeweils 
über 60%, teilweise sogar über 80% des Weltex-
ports ab. Bei 15 der aufgeführten 22 Warenarten 
ist die Bundesrepublik das wichtigste Exportland 
der Welt. Die Hauptkonkurrenten auf dem Welt-
markt sind (ungefähr in dieser Reihenfolge) die 
USA, Japan, Großbritannien, Frankreich, Italien und 
die Schweiz; in je einem Fall gehören auch Finn-
land, Niederlande, Österreich und Hongkong dazu. 

Betrachtet man Baden-Württemberg als eine 
eigenständige Volkswirtschaft, die hinsichtlich 
ihrer Ausfuhren in Konkurrenz zu anderen Anbie-
tern steht, so ergeben sich einige bemerkenswerte 
Relationen. Bei den Druckerei- und Buchbindema-
schinen liegt Baden-Württemberg mit einem Anteil 
von 16,2% am Weltexport hinter den anderen Bun-
desländern (23,5%) und den USA (19,0%) an dritter 
Stelle. Bei Straßenfahrzeugen a. n. g. — das sind im 
wesentlichen Spezialfahrzeuge — lautet die Reihen-
folge „andere Bundesländer" (16,2%), USA (15,1%) 
Baden-Württemberg (14,0%), bei den Werkzeug-
maschinen zur Bearbeitung von Metallen und Halb-
metallen: andere Bundesländer (19,4%), Japan 
(15,6%), Baden-Württemberg (11,6%) und bei 
Schmuckwaren, Gold- und Silberschmiedewaren 
Italien (38,7%), Schweiz (9,2%), Baden-Württem-
berg (7,0%). Immerhin viertgrößtes „Exportland" ist 
Baden-Württemberg bei nichtelektrischen Werk-

 

7 Es handelt sich um Dreisteller der internationalen Systematik SITC. 
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Tabelle 4 

Internationale Konkurrenzsituation Baden-Württembergs bei wichtigen Exportgütern 1979 

Darunter aus Außerhalb Bundesrepublik, und zwar 

Baden-

 

Württem- 
barg 

anderen 
Bundes-

 

ländern 

Aufge-

 

führte 
Länder 

zusammen 
% 

Welt-
export SITC 

11 1) 
Warenart 

Land Land Land % % 

1000 
US-Dollar 

% 

 

713 Kolbenverbrennurgs. 
Motoren 12931935 6,3 15,2 

722 Ackerschlepper 5612720 8,3 6.5 
724 Masch:, App., Geräte f. d. 

USA 
USA 

24,2 Japan 11,1 Großbritannien 10,8 
27,8 Großbritannien 16.1 Japan 13,8 

67,6 
72,5 

Textil-u. Lederindustrie 

725 Mawh., App. f.d. Papier.  

4749749 6,9 19,2  Schweiz 16,9 Japan  16,8 USA 6,3 66,1 

2 058 267 7,4  22,2 USA 11,2 Finnland 8,2 Schweiz 7,7 56,7 u. Papierhalbstoffherst. 

726 Druckerei- u. Buchbinderei-

 

masch., -app., -geräte 2967455 16,2 
728 Andere Masch., App., Geräte 

23.5 USA 19,0 Großbritannien 11,0 Schweiz 7.6 77,3 

u.Ausrüst.f.bes. Zwecke 2 433 946 5,5 23,8, 
736 Werkzeugmasch. z. Bearb. 

USA 12,6 Frankreich 10,8 Großbritannien 10,1 628 

7 874 946 11,6 19,4 v. Metallen o. Hartmetallen Japan 15,6 Schweiz 10,1 Italien 8,8 655 
742 Flüssigkeitspumpen 4467932 6,9 18,3 
745 Andere Masch.,App.,Geräte, 

Werkzeuge u.-masch., 
n. elektr. 1 302 714 8,5 16,2 USA 

749 Teile u. Zubehör (n.elektr.) 
f, Masch.,App.,Geräte 11028242 5,0 21.2 

772 Elektr. Geräte z. Schließen, 
Offnen usw. 10694 515 6,1 18,3 

775 Elektr. u. nichtelektr. 
Haushaltsgeräte 1 000 276 6.4 18,7 Italien 42,7 Frankreich 8,4 Japan 6,6 82,8 

778 Elektr. Masch., App.,Geräte 5779400 5,0 12,5 Japan 17,2 USA 15,0 Frankreich 9,9 59,6 
781 Personenkraftwagen einschl. 

Kombi.-Kraftwagen 54 920 343 6.5 19,3 Japan 21,8 Frankreich 13,0 USA 
783 Straßenkraftfahrzeuge a.n.g. 2935667 14,0 16,2 USA 15,1 Niederlande 106 Japan 
786 Anhänger v. and. Fahrz. 

o. mich. Antrieb 2 200 239 67 25,3 Frankreich 11,1 Großbritannien 10,3 USA 9,5 62,9 
872 Mediz. Instrumente, 

App. u. Geräte 2 187 042 8,3 11,6 USA 20,0 Japan 11,0 Großbritannien 9,8 60,7 
874 1 nstr.,App. u. Geräte z. 

Messen, Prüfen, Analysieren 
u. Kontrollieren 4752463 6,7 16,9 USA 16,2 Großbritannien 11,5 Frankreich 

884. Optische Erzeugnisse 877 175 reich 19,2 Italien 14,7 Osterreich 10,1 16,1 Frank 
885 Uhrmacheraren 6 222 763 w 6,1 2,3 Schweiz 31,5 Japan 20,7 Hongkong 
897 Schmuckwaren, Gold-u. 

38,7 Schweiz 9;2 Frankreich 6,3 64,3 Silberschmiedewaren 4640862 7,0 3,1 Italien 
898 Musikinstrumente, Teile 

USA 21,6 Japan 20,6 Großbritannien 8,4 66,1 u. Zubehör davon 2 307 436 5,5 . 10,0 

1) Deutsche Übersetzung der Stand rd International Trade Classification, Revision 2. 

USA 20,1 Frankreich 10,0 Großbritannien 9,8 65,1 

22,0 Großbritannien 9,8 Frankreich 6,3 52,8 

Japan 129 USA _ 11,0 Frankreich 9,9 60,0 

USA 13,7 Japan 11,9 Frankreich 11,5 61.5 

8.9 69,5 
10,1 66,0 

9,6 60,9 
7,9 68,0 

17,9 78,5 

zeugmaschinen mit 8,5% Anteil am Welthandel 
hinter den USA (22,0%), den anderen Bundeslän-
dern (16,2%) und Großbritannien (9,8%), bei opti-
schen Erzeugnissen mit 10,1% hinter Frankreich 
(19,2%), den anderen Bundesländern (16,1%) und 
Italien (14,7%). 

Entwicklung der Anteile Baden-Württembergs am 
Weltexport 

Diese Zahlen über die Exportstärke Baden-Würt-
tembergs auf einigen Teilmärkten des Welthandels 
vornehmlich bei Investitionsgütern sind um so 
beeindruckender, wenn man bedenkt, daß in Ba-
den-Württemberg gerade 0,21% der Weltbevölke-
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rung leben bzw. dieses Bundesland 0,026% der 
Erdoberfläche bedeckt. Insofern ist es auch beacht-
lich, daß Baden-Württemberg 1979 ungefähr 1,8% 
des Weltexportvolumens bestritten hat; 1980 fiel 
diese Quote — nicht zuletzt wegen der Wechsel-
kursentwicklung — auf 1,6% zurück. Der Anteil der 
Bundesrepublik insgesamt am Weltexport lag 1979 
bei 10,5% (1980: 9,7%), wodurch sie etwa gleich-
auf mit den USA (1979: 11,1%), aber noch vor Japan 
(6,3%), Frankreich (6,0%) und Großbritannien 
(5,5%) mit an der Spitze aller Staaten lag. Der 
Anteil Baden-Württembergs war 1979 immerhin 
etwa gleich groß wie derjenige der Schweiz und 
bedeutend höher als derjenige beispielsweise Spa-
niens (1,1%), Brasiliens (0,9% oder der Volksrepu-
blik China (0,8%). 



Tabelle 5 

Anteil Baden-Württembergs am Welthandel 

Jahr 

Welthandel 
Württemberg Baden-Württembergs 

Baden- .Anteil 

am Welthandel 

Mill DM 

"2 146 800 35 917 1,67 

2491 900 41 942 1,68 

2 608 500 45 575 1,75 

2 613 900 47 698 1,82 

3 001 000 53 109 1,77 

3 610 900 59 287 1,64 

Aus Anhangtabelle 10 lassen sich für alle Warenbe-
reiche (Einsteller der SITC) bzw. für die wichtigsten 
Warengruppen und Warenarten (Zwei- und Drei-
steller SITC) Umfang und Entwicklung der Anteile 
Baden-Württembergs am Weltexport ablesen. Auf 
die hieraus ersichtlichen Schwerpunkte Baden-
Württembergs in den.Bereichen „Maschinenbau, 
Elektrotechnik, Fahrzeugbau" und „Sonstige bear-
beitete Waren` wurde bereits hingewiesen. 1979 
betrugen die Anteile des Landes am Weltexport bei 
diesen Produkten 4,38% bzw. 3,39%; der Anteil 
dieser Waren am Gesamtexport Baden-Württem-
bergs lag 1979 bei 59,76% bzw. 13,91%. Was die 
Entwicklung der Exporte Baden-Württembergs im 
Weltmaßstab anbelangt, so konnte das Land bei 
einer Steigerung des gesamten Weltexportvolu-
mens zwischen 1975 und 1980 um 68,2% üahres-
durchschnittlich +11,0%) seinen Anteil sogar leicht 
ausbauen, zwischen 1975 und 1978 nahm die Quo-
te von 1,67 auf 1,82% zu, ermäßigte sich danach je-
doch auf 1,77% (1979) und 1,64% (1980); vgl. Ta-
belle 5. 

Die nach Warenbereichen, -gruppen und Warenar-
ten untergliederte Untersuchung für die Jahre 1975 
bis 1979 (Anhangtabelle 10) zeigt, daß sich die 
Zunahme der Anteile Baden-Württembergs (+0,1 
Prozentpunkte) auf nahezu alle Warenbereiche 
(Einsteller) erstreckt. Insbesondere erhöhten sich 
die Anteile bei Maschinenbau- und elektrotechni-
schen Erzeugnissen, Fahrzeugen überdurchschnitt-
lich stark von 4,12 auf 4,38%, wogegen die Quote 
bei den Sonstigen bearbeiteten Waren über die 
Jahre hinweg stagnierte (bei 3,4%). Bei letzteren 
konnte ein Rückgang der Weltmarktanteile bei 
Uhren (-1,4 Prozentpunkte), Schmuck-, Gold- und 
Silberwaren (-2,9 Prozentpunkte) sowie Musikin-
strumenten (-1,0 Prozentpunkte) — bedingt, wie bei 
entsprechenden Anteilsverlusten auf dem Inlands-
markt, durch Konkurrenzdruck aus Fernost, Ame-
rika und Südeuropa -- durch den Ausbau von 
Marktpositionen bei einigen anderen Erzeugnissen 
dieses Warenbereichs nicht ganz ausgeglichen  

werden. Demgegenüber konnte bei den meisten 
Warenarten des Bereichs „Maschinenbau- und 
elektrotechnische Erzeugnisse, Fahrzeuge" eine 
Erhöhung der Weltmarktanteile baden-württem-
bergischer Ausfuhren verzeichnet werden. Erwäh-
nenswerte Ausnahmen stellen lediglich Werkzeug-
maschinen dar, bei denen der Anteil am Weltex-
port von beachtlichen 13,4% auf 11,6% zurückging 
sowie Haushaltsgeräte (-1,6 Prozentpunkte) und 
Lastkraftwagen etc. (-1,0 Prozentpunkte). Umge-
kehrt hat Baden-Württemberg bei den Straßen-
fahrzeugen a.n.g. (von 7,5 auf 13,1%), bei den 
Ackerschleppern (von 5,9 auf 8,3%), bei den Druk-
kerei- und Buchbindermaschinen (von 12,0 auf 
16,2%) und bei den Anhängern und Fahrzeugen 
ohne mechanischen Antrieb (von 4,6 auf 6,7%) 
seine internationale Marktposition noch beträcht-
lich ausbauen können. 

Bemerkenswert ist weiterhin, daß das baden-würt-
tembergische Gewerbe auch bei anderen Waren-
bereichen in der Regel seinen Anteil an den Welt-
exporten erhöhen konnte, so bei den Nahrungsmit-
teln (von 0,37 auf 0,50%), bei Getränken und 
Tabak (von 0,11 auf 0,23%), bei Rohstoffen (von 
0,47.auf 0,51%), bei mineralischen Brennstoffen 
etc. (von 0,08 auf 0,35%) und bei chemischen 
Erzeugnissen (von 1,38 auf 1,53%); lediglich bei tie-
rischen und pflanzlichen Ölen etc. ergab sich ein 
Marktanteilsverlust (von 1,17 auf 0,61%). 

Eine nähere Betrachtung der Warenstruktur zeigt, 
daß die Steigerung der Anteile Baden-Württem-
bergs an den Weltausfuhren insgesamt auch auf 
die günstige Struktur der Exporte Baden-Württem-
bergs zurückzuführen ist. So hat zwischen 1975 
und 1979 die Weliausfuhr (bei einer durchschnittli-
chen Zunahme um 39,8%) bei den „Schwerpunkt-
bereichen" Baden-Württembergs überdurch-
schnittlich starkzugenommen, so bei chemischen 
Erzeugnissen um 108,1%, bei Maschinen, elektro-
technischen Produkten und Fahrzeugbau um 
80,6% und bei den „Sonstigen bearbeiteten Wa-
ren" sogar um 115,5%. Wie aus Anhangtabelle 10 
weiter hervorgeht, haben sich die weltweiten 
Außenhandelsbeziehungen außerdem bei denjeni-
gen Waren überdurchschnittlich stark intensiviert, 
bei denen Baden-Württemberg seine Stellung auf 
dem Weltexportmarkt ausbauen konnte; hingewie-
sen sei beispielsweise auf Druckerei- und Buchbin-
dermaschinen (+112,3%), auf Straßenfahrzeuge a. 
n. g. (+91,4%) und auf chemische Produkte 
(+108,1%). Allerdings ist auch eine Zunahme welt-
weiter Exporte bei einigen Erzeugnissen eingetre-
ten, in denen Baden-Württemberg Weltmarktantei-
le verlor, so bei Uhren (+117,7%), bei Schmuckwa-
ren etc. (+237,2%) und bei Musikinstrumenten 
(+149,9%). 

 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1960 
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Zusammenfassung 

— Der hohe Industrialisierungsgrad und die hohe 
Außenhandelsabhängigkeit der Bundesrepublik 
und besonders Baden-Württembergs machen 
es erforderlich, der Gefährdung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit und dem Vor-
dringen einzelner Länder, z. B. Japans, bei ver-
schiedenen Warengruppen auf dem Inlands-
und Auslandsmarkt ein besonderes Augenmerk 
zu widmen. Vor diesem Hintergrund wird darge-
stellt, wie sich im Laufe der siebziger Jahre die 
Stellung Baden-Württembergs auf dem Binnen-
markt der Bundesrepublik und auf dem Welt-
markt entwickelt hat. 

 

Auf dem Inlandsmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland hat sich die Gesamtnachfrage 
nach Produkten des Verarbeitenden Gewerbes 
zwischen 1970 und 1980 mehr als verdoppelt 
(197O:495.Mrd. DM, 1980:1016 Mrd. DM). Der 
Raum für Erzeugnisse aus bundesdeutscher Pro-
duktion hat sich dabei verengt, denn aufgrund 
einer Verdreifachung der Importe (1970: 81 Mrd. 
DM, 1980: 245 Mrd. DM) erhöhte sich der 
Importanteil an der Inlandsversorgung von 
16,3% auf 24,1%. Diese Entwicklung ist auch 
Ausdruck einer Intensivierung der Außenhan-
delsbeziehungen,denn im betrachteten Zeitraum 
haben sich die bundesdeutschen Exporte um 
etwa denselben Betrag wie die Importe (164 
Mrd. DM) erhöht. Ursächlich hierfür war allein 
eine starke Steigerung der Exportüberschüsse 
bei den Investitionsgütern. 

Innerhalb der enger gewordenen Absatzmög-
lichkeiten auf dem Inlandsmarkt hat sich Baden-
Württemberg im Vergleich zu den anderen Bun-
desländern überdurchschnittlich gut behauptet. 
Während nämlich die Inlandsumsätze der ande-
ren Bundesländer zwischen 1970 und 1980 um 
83% gestiegen sind, betrug der Zuwachs bei 
denjenigen Baden-Württembergs 93%. Bemer-
kenswerterweise konnte Baden-Württemberg 
sogar bei 13 von 33 Branchen trotz gestiegener 
Importanteile seine Marktanteile auf dem bun-
desdeutschen Markt ausbauen, dies betraf u. a. 
auch so wichtige Industrien des Landes wie 
Maschinenbau, Straßenfahrzeugbau und EBM-
Waren sowie deren Zulieferer aus der Metall-
wirtschaft. Demgegenüber mußten die anderen 
Bundesländer bei allen Branchen einen Rück-
gang ihrer Anteile hinnehmen. Allerdings erga-
ben sich bei einigen Branchen höhere Anteils-
verluste des Landes als bei anderen Bundeslän-
dern, so bei Feinmechanik, Optik und Uhren, 
bei Musikinstrumenten, Schmuck- und Spiel-
waren etc. sowie in der Lederwirtschaft. 

Die genannten starken Einbußen Baden-
Württembergs bei einigen Branchen auf dem 
bundesdeutschen Inlandsmarkt resultierten u.a. 
aus hohen Importzunahmen bei Importen aus 
Fernost, Amerika und Nicht-EG-Staaten Euro-
pas. Das noch gute Abschneiden Baden-Würt-
tembergs bei Maschinenbau, Straßenfahrzeug-
bau und anderen Investitionsgütern war vor 
allem auf den Umstand zurückzuführen, daß 
der außereuropäische Importdruck sich auch 
negativ auf Importe aus EG-Staaten ausgerich-
tet hat. 

Was die Auslandsabhängigkeit anbelangt, wur-
de der Strukturwandel des Verarbeitenden 
Gewerbes Baden-Württembergs nicht nur 
durch unterschiedlich stark ausgeprägte pro-
duktdifferenzierte Importsteigerungen bewirkt, 
sondern auch durch unterschiedliche starke 
Exportsteigerungen der einzelnen Branchen. 
Auffallend ist dabei vor allem, daß die auf dem 
Binnenmarkt schwachen Branchen Feinmecha-
nik, Optik und Uhren, Musikinstrumente, 
Schmuck- und Spielwaren etc. sowie das 
Ledergewerbe auch bei den Exporten nur unter-
durchschnittlich expandierten, wogegen bei-
spielsweise Straßenfahrzeugbau, Maschinen-
bau, Wasser-, Raum- und Luftfahrzeugbau und 
EBM-Waren auch auf den Exportmärkten'sich 
überdurchschnittlich gut entwickelten. 

Der Anteil Baden-Württembergs am Weltex-
portvolumen lag 1979 bei 1,8%. Bei einigen Pro-
dukten lag er weit über dieser Durchschnitts 
quote, so bei Spezialkraftwagen (14,0%), bei 
Druckerei- und Buchbindermaschinen (16,2%), 
Metallbearbeitungsmaschinen (11,6°/x); bei die-
sen Erzeugnissen lag Baden-Württemberg hin-
ter den anderen Bundesländern und den USA 
(bzw. Japan) an dritter Stelle unter den „Export-
ländern". Erwähnenswert ist weiterhin, daß 
Baden-Württemberg bei wichtigen Export-
gütern des Investitionsgütergewerbes im Zuge 
einer stark gestiegenen Weltnachfrage seine 
Anteile am Weltexport zwischen 1975 und 
1979 noch ausbauen konnte. 

Wie sich die zwischenzeitlich erfolgte Verschär-
fung der Konkurrenzsituation auf den internatio-
nalen Märkten auf den Anteil Baden-Württem-
bergs am Weltexport dieser Produkte aus-
gewirkt hat, konnte noch nicht untersucht wer-
den. Der Rückgang des Landes am Weltexport 
auf 1,6% im Jahre 1980 zeigt jedoch auch die 
Notwendigkeit weiterer Exportanstrengungen 
und die Förderung des Strukturwandels. 
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3.2 Veränderung der Dienstleistungsstruktur 

Problemlage 

Kennzeichnend für die abgeschwächte wirtschaft-
liche Entwicklung in den siebziger Jahren und zu 
Beginn der achtziger Jahre sind vor allem die ver-
schärfte außenwirtschaftliche Konkurrenz, die in-
ternationale Umschichtung der Standorte, Probleme 
bei der Umsetzung neuer Technologien und rück-
läufige Investitionsbereitschaft, die zu Phasen 
hoher Arbeitslosigkeit und gesunkenen Wachs-
tumsraten führten. Diese grundlegenden Verwer-
fungen und Änderungen der Rahmenbedingungen 
haben die Notwendigkeit für den wirtschaftlichen 
Strukturwandel und die Probleme einer hochindu-
strialisierten Volkswirtschaft im Rahmen eines län-
gerfristigen Entwicklungsprozesses verdeutlicht. 

 

Wie immer bei Problemen der Wandlung des sek-
toralen Wachstumsmusters, so hat auch jetzt wie-
der die Beobachtung und Analyse der seitherigen 
und möglichen zukünftigen Entwicklung des 
Dienstleistungssektors eine besondere Rolle ge-
spielt'. Entscheidender Gesichtspunkt ist dabei, ob 
eher eine stärkere oder aber eine schwächere 
Entwicklung dieses Bereichs zur Lösung anstehen-
.der Probleme besser geeignet ist. So ist denn die 
gegenwärtige wirtschaftliche Lage von zwei Pro-
blemen gekennzeichnet, die im Zusammenhang 
mit der Entwicklung des Dienstleistungssektors zu 
sehen sind. Zum einen wird gefragt, ob der Dienst-
leistungssektor angesichts der gegenwärtigen und 
mittelfristig zu erwartenden Arbeitsmarktprobleme 
einen Beitrag leisten kann, indem er weiterhin 
Arbeitskräfte aufnimmt. Zum anderen erhebt sich 
aufgrund der defizitären Leistungsbilanz der letzten 
Jahre die Frage, ob nicht der exportorientierte Wa-
renproduzierende Sektor zu langsam gewachsen 
ist. Beide Problemkreise zielen auf das sektorale 
Wachstumsmuster der Wirtschaft, d. h. auf Rich-
tung und Intensität des langfristigen intersektora-
len Strukturwandels. 

 

Diesen Fragen soll in der vorliegenden Untersu-
chung nachgegangen werden. Eine kurze Präzisie-
rung des Dienstleistungsbegriffs und der Erläute-
rung der nur begrenzten statistischen Erfassungs-
möglichkeiten dieses Bereichs läßt sich dabei nicht 

1 Die Entwicklung des Dienstleistungssektors versuchte die aus den 
fünfziger Jahren stammende Drei-Sektoren-These von Colin Clark und 
Jean Fourasti6 zu erklären. Danach verändert sich im historischen 
Prozeß und in Abhängigkeit vom erreichten Entwicklungsniveau die Be-
deutung der drei unterschiedlichen Wirtschaftssektoren — primärer 
(Land- und Forstwirtschaft), sekundärer (Warenproduzierendes Gewer-
be) und tertiärer Sektor (Dienstleistungen(. Das gegenwärtige und zu-
künftige Wachstumsmuster sei dabei durch eine Verschiebung der 
Nachfrage-, der Produktions- und damit auch der Beschäftigungsstruk-
turen vom primären über den sekundären hin zum tertiären Sektor cha-
rakterisiert. Schließlich werde der tertiäre Bereich überwiegen. 

ganz vermeiden. Der tertiäre Sektor umfaßt eine 
Fülle heterogener Dienste, Erstellungsprozesse und 
Organisationsformen, die entsprechend von ver-
schiedenartigen Bestimmungsfaktoren abhängig 
sind. Diese vielschichtige Heterogenität dürfte mit 
eine der Ursachen dafür sein, daß der Dienstlei-
stungsbereich nur teilweise und unzureichend sta-
tistisch erfaßt ist. Bei den Dienstleistungen — dem 
„non-material-output" — handelt es sich um Güter 
immaterieller Natur (z. B. eine Beratung) sowie um 
Dienstleistungstätigkeiten (z. B. Leistung eines Fri-
seurs). Sie können sehr arbeitsintensiv, aber auch 
sehr kapitalintensiv (z. B. Verkehrsleistungen) her-
gestellt werden. Ein Teil der Dienstleistungen wird 
von Unternehmen angeboten und gegen Entgelt 
verkauft, ein anderer Teil wird vom Staat und den 
Organisationen ohne Erwerbscharakter ohne spe-
zielles Entgelt zur Verfügung gestellt, wobei diese 
Dienstleistungen überwiegend kollektiv genützt 
werden können. Dienstleistungen werden auch in 
erheblichem Umfang in den privaten Haushalten 
bzw. in den Familien erbracht. Doch entziehen sich 
diese für die Gesellschaft existenziellen Dienste, 
man denke nur an die Erziehung der nachwachsen-
den Generation, hinsichtlich ihrer quantitativen Be-
wertung zumindest bislang der statistischen Erfas-
sung und müssen im folgenden außerhalb der Be-
trachtung bleiben. Eine Ausnahme bilden hier nur 
die gegen Entgelt geleisteten Dienste von Hausan-
gestellten und die (statistisch den Unternehmen 
zugerechneten) fiktiven oder tatsächlichen Entgelte 
für Wohnungsnutzung. 

Ein schwieriges Erfassungsproblem entsteht da-
durch, daß Dienstleistungen sowohl Haupttätigkeit 
wie auch Nebentätigkeit eines Unternehmens sein 
können. So werden Dienstleistungen zwangsläufig 
als oftmals bedeutungsvolle Neben- oder Hilfsfunk-
tion bei der Warenproduktion erbracht. Zu denken 
ist hier an Forschung und Entwicklung sowie an 
marktorientierte Funktionen wie Verkauf, Werks-
verkehr und Transport aber auch an Werkskanti-
nen. Solche Dienstleistungen sind integraler Be-
standteil der wirtschaftlichen Leistung von Unter-
nehmen, deren eigentlicher Zweck die Warenpro-
duktion ist. Zum Dienstleistungssektor werden je-
doch — zumindest in der amtlichen Statistik — nur 
diejenigen institutionellen Einheiten (Unternehmen) 
gezählt, deren wirtschaftlicher Schwerpunkt in der 
Erbringung von Dienstleistungen liegt. Dieser prag-
matischen Zuordnung wird gelegentlich entgegen-
gehalten, sie erfasse nicht die Gesamtheit der 
erbrachten Dienstleistungen. Hierbei ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß die organisatorische Verselb-
ständigung von Dienstleistungen — z. B. bei der 
Auslagerung von Forschung und Entwicklung aus 
dem produzierenden Unternehmen in ein selbstän-
diges Dienstleistungsunternehmen — ein eigenstän-
diges Charakteristikum der Entwicklungsstufe einer 
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Volkswirtschaft ist. Geht das Erfassungskonzept 
demgegenüber in Richtung sämtlicher überhaupt 
in einer Volkswirtschaft getätigter Dienstleistun-
gen, so sind nicht nur hoch — sondern auch unter-
entwickelte Volkswirtschaften sehr dienstleistungs-
intensiv. Ausgehend von solchen Zuordnungsüber-. 
legungen werden folgende Dienstleistungszweige 
in institutioneller Gliederung unterschieden 

— Handel 
— Verkehr 
— Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 
— Gewerbliche und freiberufliche Dienstlei-

 

stungen2 
— Organisationen ohne Erwerbscharakter 

und private Haushalte 
— Staat (Gebietskörperschaften und Sozial-

 

versicherung). 

Diese Dienstleistungsbereiche bilden den tertiären 
Sektor. Die anderen Wirtschaftszweige werden 
zum primären Sektor (Land- und Forstwirtschaft) 
bzw. zum sekundären Sektor (Produzierendes Ge-
werbe) zusammengefaßt. 

Das auf dem Markt verselbständigte Dienstlei-
stungsangebot ist zwar im Hinblick auf den Grad 
der Arbeitsteilung und damit der Komplexität einer 
Gesellschaft durchaus informativ. Doch dürfen die 
in Unternehmen des sekundären Sektors erbrach-
ten Dienstleistungen bei einer Gesamtanalyse nicht 
außer Betracht bleiben, da sie für Wettbewerbsfä-
higkeit und Wachstum eminent wichtige Tätigkei-
ten umfassen, wie die Erforschung und Entwick-
lung neuer Produkte und Produktionsverfahren und 
wie die angesichts verschärfter internationaler 
Konkurrenz zunehmend wichtigere Funktion der 
Markterschließung. Dieser Bereich wird zwar stati-
stisch kaum durchleuchtet, doch lassen sich über 
den Tätigkeitsaspekt, also über die Ermittlung der 
ausgeübten Berufe bzw. über die Art der überwie-
gend ausgeübten Tätigkeit der Beschäftigten, 
Anhaltspunkte insbesondere auch für den wichti-
gen Bereich Forschung und Entwicklung gewinnen. 

 

Nachfolgend werden zunächst die seitherigen län-
gerfristigen Entwicklungslinien der drei Wirt-
schaftssektoren in Land und Bund anhand der Be-
schäftigten- und der Produktionsentwicklung auf-
gezeigt. Anschließend wird die Verschiebung der 
Strukturen innerhalb des Dienstleistungssektors 
untersucht. Die Darstellung wird ergänzt um eine 
Abschätzung der Dienstleistungstätigkeiten im Pro-
duzierenden Sektor. Abschließend werden die 
Bestimmungsfaktoren der Entwicklung des Dienst-
leistungssektors näher analysiert, auch im Hinblick 
auf mögliche zukünftige Tendenzen. 

2 I der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wird dieser Bereich 

„Sonstige Dienstleistungen' genannt. In gröberer Gliederung wird er 

mit dem Bereich „Kreditinstitute, Versicherungen' zum Begriff „Dienst-

leistungsunternehmen' zusammengefaßt. 

Dienstleistungen im intersektoralen Strukturwandel 

Während in der Land- und Forstwirtschaft und im 
Produzierenden Gewerbe die Erwerbstätigen in den 
siebziger Jahren um 36% bzw. 6% abnahmen, lag 
die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt 1980 mit 

4,231 Mill. auf dem gleichen Niveau wie 1970 
(Tabelle 1/. Daß per Saldo 1980 wieder ebenso viele 

Arbeitsplätze wie zu Beginn des Jahrzehnts vor-

handen waren, ist somit dem Dienstleistungssektor 
zuzuschreiben. Hier waren 1980 1,815 Mill. Er-
werbstätige beschäftigt, dies waren knapp 18% 
mehr als 1970. Dabei war der prozentuale Zuwachs 
im Zeitraum 1975 bis 1980 mit 9% etwas größer als 
in der ersten Hälfte der siebziger Jahre (8%). 

Anders war die Entwicklung im Bundesgebiet ins-
gesamt. So stieg hier die Zahl der Beschäftigten 

des tertiären Sektors mit 12%(1970 bis 1980) deut-

lich langsamer als im Land, wogegen die Beschäf-
tigtenzahl im sekundären Sektor mit 11% fast dop-
pelt so schnell sank. Während somit in Baden-
Württemberg der relativ mäßige Beschäftigten-
rückgang des Produzierenden Gewerbes durch die 
Entwicklung im tertiären Sektor mehr als ausgegli-
chen werden konnte, gelang dies bundesweit nicht, 

so daß hier die Zahl der Beschäftigten insgesamt 

1980 mit 25,741 Mill. um 3% unter dem Stand von 

1970 lag. 

Die gegenläufige sektorale Entwicklung der Be-
schäftigung war von entsprechenden Strukturver-
schiebungen begleitet (Tabelle 2). In Baden-Würt-
temberg ist seit 1960 der Anteil des Dienstlei-
stungssektors an den Beschäftigten stetig gestie-

gen, von 31% auf 43%. In der gleichen Zeit sank der 

Beschäftigtenanteil im Produzierenden Gewerbe 

leicht von 53% auf 52%. Dessen Entwicklung ver-

lief jedoch in zwei unterschiedlichen Phasen. Einem 
stetig steigenden Strukturanteil in den sechziger 

Jahren, der 1970 in einem Wert von 55% gipfelte, 

folgte ein zunächst rascher, dann jedoch abklin-

gender Rückgang auf knapp 52% (1980). Während 

so der sekundäre und der tertiäre Sektor ihre 

Anteile bis 1970 ausbauten — dies ging zu Lasten 

des schrumpfenden Anteilswerts des primären 
Sektors —erfolgte in den siebziger Jahren der wei-

tere Anteilsgewinn des tertiären Sektors auch zu 
Lasten des sekundären Sektors. 

Durch die historisch gewachsene Wirtschaftsstruk-

tur hat in Baden-Württemberg traditionell der ter-

tiäre Sektor ein geringeres, der sekundäre entspre-
chend ein größeres Gewicht als im Bundesgebiet. 
Der Strukturanteil des tertiären Sektors betrug 

1960 in Baden-Württemberg 31%, im Bundesgebiet 
38%,1970 lagen die entsprechenden Anteile bei 

37% bzw. 43%. In den siebziger Jahren stieg im 
Bundesgebiet der Strukturanteil des tertiären Sek-
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Tabelle 1 

Erwerbstätige in Baden-Württemberg und im Bundesgebietl) 

Wirtschaftsbereich 1960 1965 1970 1975 1980 

Erwerbstätige in Baden-Württemberg in 1000 

 

Land. und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

1 nsgesamt  

630 530 374 289 238 

2072 2 249 2 308 2142 2178 
1 233 1 416 1 543 1 670 1 815 

574 612 623 639 653 
307 372 418 457 526 
353 433 503 575 636 

3 935 4 195 4 225 4 101 4 231 

Erwerbstätige im Bundemebiet in 1000 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

Insgesamt  

3 581 2 876 2 262 1 823 1 518 

12 497 13 153 12 973 11 529 11 528 

10 002 10 740 11 335 11 914 12 695 

4 759 4 796 4 769 4 664 4 668 

2 381 2 666 2 943 3 059 3 423 
2 662 3 278 3 623 4 191 4 604 

26 080 26 769 26 570 25 266 25 741 

Anteil am Bundesgebiet in % 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

1 nsgesamt  

17,6 18,4 16,5 15,9 153 

16,6 17,1 17,8 18,6 18,9 

12,3 13,2 13,6 14,0 14,3 

12,0 12,8 13,1 13,7 14,0 

12,9 13,9 14,2 14,9 15,4 

12,3 13,2 13,9 13,7 13,8 

15,1 15,7 15,9 162 16,4 

1) Berechnungsstand: 1960. 1965= Revision 1976, 1970 - 1980= November 1981. 

Quelle: VGR der Länder. 

tors weiter an, bis auf 49%p (1980). Aber weit mehr 
als die entsprechende Anteilssteigerung in Baden-
Württemberg (auf 43%) ist diese im Bundesgebiet 
auf das absolute Schrumpfen des sekundären Sek-
tors zurückzuführen. Im Bund war auch der Gipfel 
des Strukturanteils des sekundären Sektors bereits 
Mitte der sechziger Jahre mit 49% erreicht. Dieses 
Niveau konnte, anders als in Baden-Württemberg, 
auch im auf den konjunkturellen Einbruch 1967/68 
folgenden Aufschwung nicht mehr erreicht wer-
den. Bis 1980 war vielmehr der Anteil des sekun-
dären Sektors im Bund auf 45% gesunken. In 
Baden-Württemberg dagegen war — bei einem nur 
geringen Beschäftigungsrückgang im sekundären 
Sektor — das stärkere Wachstum des tertiären 
Bereichs für dessen Anteilssteigerung maßgeblich. 
Entsprechend stieg der Anteil Baden-Württem-
bergs an den Beschäftigten des Bundesgebiets 
sowohl im sekundären Sektor und zwar von 17,8% 
(1970) auf 18,9% (1980), als auch im tertiären Sek-
tor und hiervon 13,6% auf 14,3%. Ursächlich hier-
für war allein die Entwicklung im privaten Bereich  

des tertiären Sektors. Während der Anteil der 
Beschäftigten am Bundesgebiet beim Staat leicht 
zurückging, stieg der Anteil beim Bereich Handel 
und Verkehr von 13;1% (1970) auf 14,0% (1980) und 
bei den Dienstleistungsunternehmen sogar von 
14,2 auf 15,4%. 

Ähnlich wie bei der Beschäftigung vollzog sich die 
Strukturverlagerung bei der Produktion, gemessen 
an der nominalen Bruttowertschöpfung (Tabe//e 3). 
Auch hier verlor insbesondere der primäre Sektor 
zugunsten des tertiären Sektors. Der Strukturanteil 
des primären Sektors ging in Baden-Württemberg 
stetig von 6% (1960) auf 2% (1980) zurück. Der 
sekundäre Sektor erreichte seinen höchsten Struk-
turanteil auch hier 1970 und lag 1980 mit 54% nur 
knapp über dem von 1952 (53%), er konnte aber 
seinen Anteil leicht gegenüber den Rezessionsjah-
ren 1975/1977 erhöhen. Auch bei der Produktion 
vergrößerte sich die Bedeutung des tertiären Sek-
tors stetig, seit 1960 (38%) stieg der Anteil auf 44% 
(1980). 
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Tabelle 2 

Nominale Bruttowertschöpfung in Baden-Württemberg und im Bundesgebietl) 

Wirtschaftsbereich 1960 1965 1970 1975 1980 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
Warenproduzierendes Gewerbe - 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistu ngsu nternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

Brut owertschöpfurg B den-Württemberg in Mill. DM 

2 445 2 691 3 440 
24 446 41 166 63 041 

16 147 26 221 40 384  

4 182 4309 

88 783 129 682 
70 605 104 510 

20 489 30 046 
30 981 47 103 
19 135 27 361 

 

7 026 
5 796 

3 325 

43 038 

10 663 14 309 
9 877 16 575 

5 681 9 500 

70 078 106863 163 570 238 501 

BruttowertschöpfungBundeagebiet inMill. DM 

I ngles'amt2) 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 17 390 19 980 23 070 30 780 32 220 
Warenproduzierendes Gewerbe 161 260 244 030 360 710 499 210 713 670 
Tertiärer Sektor 123 000 194 630 299 560 516 860 761 540 

davon 

Handel und Verkehr 55 160 81 530 108 700 158 610 226 800 
D ienstleistungw nternehmen 41 400 69 340 118 320 217 130 335 770 

' Staat, private Haushalte usw. 26 440 43 760 72 540 141 120 198 970 

I nsgesamt~) 301 650 458 640 683 340. 1 046 850 1 507 430 

Anteil am Bundesgebiet in % 

14,1 13,5 14,9 13,6 13,4 

15,2 16,9 17,5 17,8 18,2 

13,1 13,5 13,5 13,7 13,7 

12,7

 

 13,7 13,2 12,9 13,2 

14,0 14,2 14.0 14,3 14,0 

12,6 13,0 13,1 13,6 13,8 

14,3 15,3 15,6 15,6 15,8 

Land- und

 

Forstwirtschaft, Fischerei 

WarenprodüzierendesGewenbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw, 

I nsJesam[2) 

1) Berechnungsstand: 1960 - 1975= Revision 1976, 1980 = November 1981. - 2P Bruttowertschöpfung unbereinigt. 

 VGR der Länder. 

Für die volkswirtschaftliche Bedeutung des tertiä-
ren Sektors in der Gesamtwirtschaft ist das geeig-
nete Meßkonzept die nominale Bruttowertschöp-
fung (bzw. die Zahl der Erwerbstätigen). Andere 
Aspekte lassen sich anhand der sektoralen Anteile 
ander realen, also der preisbereinigten Bruttowert-
schöpfung (gemessen in Preisen von 1970) deutlich 
machen. Denn während der Anteil des tertiären 
Sektors an der nominalen Bruttowertschöpfung 
stetig stieg, stagnierte sein Anteil ander realen 
Bruttowertschöpfung bei 41%bzw. war in den frü-
hen siebzigerJahren sogar leicht rückläufig (1970: 
38%). Ursächlich für diese gegenläufige Tendenz 
ist die unterschiedliche sektorale Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität (gemessen als reale Brutto-
wertschöpfung je Erwerbstätigen), die ihrerseits zu 

einer Verschiebung der. Preisrelationen führt. Die 
Arbeitsproduktivität ist bisher im sekundären Sek-
torschneller gestiegen als im tertiären Sektor. Dies 
hängt damit zusammen, daß im sekundären Sektor 

Quelle:
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Produktivitätsfortschritte durch zunehmende Kapi-
talintensität der Produktion, Nutzung des techni-
schen Fortschritts und durch Rationalisierung eher 
möglich waren als bei der Dienstleistungserstel-
lung, die in weiten Bereichen sehr arbeitsintensiv 
ist. Etwa ab Mitte der siebziger Jahre haben sich 
allerdings die Raten der Produktivitätsfortschritte 
zwischen-dem sekundären und tertiären Sektor ei-
nanderangenähert. Im Dreijahreszeitraum 1977-
1980 stieg die Arbeitsproduktivität im sekundären 
Sektor eher sogar etwas langsamer (+6%) als in 
den zum Unternehmensbereich zählenden Teil des 
tertiären Sektors (Handel und Verkehr +8°/n, 
Dienstleistungsunternehmen +6%). Hier dürften , 
zwei Faktoren zusammengewirkt haben: Zum einen 
sind zumindest Teilbereiche des Dienstleistungs-
sektors kapitalintensiver geworden und haben den 
technischen Fortschritt verstärkt genutzt. Zum 
anderen sind die Produktivitätsfortschritte des se-
kundären Sektors abgeflacht;  was teilweise auch 



Strukturanteil Veränderungsrate 

W irtschaftsberaich 1980 1970 1975 
1980 

gegen 
1975 

1980 
gegen 
1970 

1975 
gegen 
1970 

 

- 23 
- 7 

+ 8 

- 18 

+ 2 

+ 9 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

2 

15 

11 

3 

9 

14 

+ 

+ 

+ 

+ - 3 3 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

D ienstleistu ngsu nternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

Insgesamt 

- 36 8,9 7,1 5,6 

- 6 54,6 52,2 51,5 

+ 18 36,5 40,7 42,9 

5 14,7 . 15,6 15,4 

26 9,9 11,1 12,4 

27 11,9 14,0 15,0 

0 100,0 100,0 100,0 

17 - 33 8,5 7,2 5,9 

0 - 11 48,8 45,6 44,8 

+ 7 + 12 42.7 47.2 49,3 

0 2 17,9 18,5 18,1 

+ 12 + 16 11,1 12,1 13,3 
+ 10 + 27 13,6 16.6 17,9 

+ 2 - 3 100,0 100,0 100,0 

- 19 

- 11 
+ 5 

+ 

2 

4 

16 

5  

 

+ 22 

+ 41 

+ 75 

Tabelle 3 

Entwicklung der Erwerbstätigen und der nominalen Bruttowertschöpfung in Baden-Württemberg und im 
Bundesgebietl) 

Erwerbstätige in Baden-Württemberg 

Erwerbstätige im Bundesgebiet 

 

Land. und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw: 

1 nsgesamt 

Bruttowertschöpfung Baden-Württemberg 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

D ienst leistu ngsu nternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

1 nsgesamt2)  

+ 3 + 25 3,2 2,6 1,8 

+ 46 + 106 59,0 54,3 54,4 

+ 48 + 159 37,8 43,1 43,8 

+ 43 + 47 + 110 13,4 12,5 12,6 

+ 87 + 52 + 184 15,5 18,9 19,7 

+ 101 + 43 + 188 8,9 - 11,7 11,5 

+ 53 + 46 + 123 100,0 100,0 100,0 

Bruttowertschöpfung Bundesgebiet 

Land-und Forstwirtschaft, Fischerei 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Tertiärer Sektor 

davon 

Handel und Verkehr 

Dienstleistungsunternehmen 

Staat, private Haushalte usw. 

I nsgesamt2) 

1) Berechnungsstand: 1960 - 1975= Revision 1976 

Quelle: VG R der Länder. 

+ 33 + 5 + 40 3,4 2,9 2,1 

+ •38 + 43 + 98 52,8 47,7 47,3 

+ 73 + 47 + 154 43,8 49,4 50,5 

+ 46 + 43 + 109 15,9 15,2 15,0 

+ 84 + 55 + 184 17,3 20,7 22,3 

+ 95 + 41 + 174 10,6 13,5 13,2 

+ 53 + 44 + 121 100,0 100,0 100,0 

1980=November 1981. -2) Bruttowertschöpfung unbereinigt. 

 

rezessionsbedingt ist, d. h. die nur mäßige oder gar 
rückläufige Wirtschaftsentwicklung hat nicht zu ei-
ner proportionalen sondern zu einer unterproportio-
nalen Arbeitsfreisetzung geführt. 

Die unterschiedlichen Produktivitätsfortschritte 
waren eine wesentliche Ursache dafür, daß die 
Preise im tertiären Sektor schneller stiegen als im  

sekundären Sektor (Schaubild 1). Hierauf wiederum 
ist die gegenläufige Anteilsentwicklung des tertiä-
ren Sektors bei den beiden Meßkonzepten der no-
minalen bzw. realen Bruttowertschöpfung zurück-
zuführen. Das zumindest bis zur Mitte der siebziger 
Jahre deutliche Auseinanderklaffen der sektoralen 
Preissteigerungen dürfte aber auch noch dadurch 
verstärkt worden sein, daß der Dienstleistungsbe-
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Schaubild 1 

Preisentwicklung der Bruttowertschöpfung 
der drei, Sektoren 

1970= 100 Preisindex der Bruttowertschöpfung 

100

 

ts7o=leo t
120 

 — --• I — 
•••••I""" i .... I I I ~ I I  

Rela i

 

ve Preise" 

eo  
- 1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 

1) Preisindices der jeweiligen Bruttowertschöpfung eines WirischaNseklorsin Prozent 
des Preisindex dar 6ruttowerischtiplung dee sekundären Sektors, 

reich dem Konkurrenzdruck aus dem Ausland 
kaum unterliegt. Generell ist der Wettbewerb über 
den Preis im Dienstleistungssektor weniger ausge-
prägt als in den übrigen Wirtschaftsbereichen. So 
sind in zahlreichen Dienstleistungsbereichen auch 
des Unternehmenssektors administrierte oder teil-
administrierte Preise keine Seltenheits, wobei sie 

3 Vgl. Strukturberichterstattung 1980, Institut für Weltwirtschaft, Kiel 
1960, S. 267 f. 

Schaubild 2 

Entwicklung der Erwerbstätigenzahl im tertiären 
Sektor und in der Gesamtwirtschaft 

Veränderung in °ö 

Insgesamt 

1 1 1 1 1 1 1 1 ( 1 1 1 1 1 

%4 — 0+ 4 8 12 16 20 24 

1) In der VGR „Sonalige Dienstleistungen', einschließlich Wohn ungsvermiewng-

 

nicht

 

 in jedem Fall günstiger sein müssen als 
Marktpreise. Vorgegeben sind zum Beispiel Rund-
funk- und Fernsehgebühren, Post- und Telefonge-
bühren, Strom-, Gas- und Wassertarife sowie Tari-
fe im Verkehrsbereich (wie Straßengüterverkehr, 
Luftverkehr, Binnenschiffahrt, Taxiunternehmen). 
Auch eine Reihe freier Berufe unterliegt bei ihrer 
Preisgestaltung staatlichem Einfluß. Derartige Ho-
norar- und Gebührenordnungen gibt es beispiels-
weise für die Leistungen von Ärzten, Zahnärzten, 
Tierärzten, Rechtsanwälten, Architekten und Inge-. 
nieuren. 

Strukturwandel innerhalb

 

 des Dienstleistungsbe-

 

reichs 

In den heterogenen Bereichen des tertiären Sektors 
verlief die Entwicklung sehr differenziert (Schau-
bild 2). Im einzelnen zeichneten sich in Baden-
Württemberg folgende Tendenzen ab: 

 

Organisationen ohne Erwerbscharakter 

Am stürmischsten war die Beschäftigtenentwick-
lung finden siebziger Jahren in den Organisationen 
ohne Erwerbscharakter. Diese umfassen eine Viel-
zahl von gemeinnützigen Institutionen mit poli-
tischen, kulturellen, religiösen oder sozialen Zielset-
zungen. In diesem Bereich waren 1980 knapp 
120000 Personen beschäftigte. Seit 1970 hat sich 
die Beschäftigtenzahl um mehr als ein Drittel 
erhöht und ist damit weit stärker gestiegen als im 
Bundesdurchschnitt (+ 25%). Die Expansion dieses 
Bereichs war dabei im Zeitraum 1975 bis 1980 be-
deutend stärker (+23%) als zwischen 1970 und 
1975 (+12%). 

Die Struktur dieses Bereichs ist statistisch schwer 
zu analysieren. Es muß hier daher teilweise auf ei-
gene Schätzungen zurückgegriffen werden. Etwa 
zwei Drittel der in Organisationen ohne Erwerbs-
charakter Beschäftigten sind in Anstalten und Ein-
richtungen im Bereich der Humandienstleistungen 
wie Krankenhäusern, Heimen oder diesen Organi-
satiohenangeschlossenen Schulen beschäftigt. 
Beim restlichen Drittel entfällt knapp die Hälfte auf 
die Kirchen und deren Organisationen. So waren 
auf Gemeindepfarrstellen 1981 zu Jahresbeginn 
2070 evangelische Pfarrer und 1770 katholische 
Priester tätig. Die Zunahme der Beschäftigtenzahl 
der Organisationen ohne Erwerbscharakter lag ein-
deutig bei den von diesen unterhaltenen Anstalten 
und Einrichtungen. Der Schwerpunkt der Expan-
sion hat sich hier jedoch verlagert. In der ersten 
Hälfte der siebziger Jahre stieg vor allem die Be-

 

4 Einschließlich Beschäftigte bei privaten Raushatten, deren Anzahl je-
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schäftigung im Bereich der gemeinnützigen Kran-
kenhäuser (+56%), während danach die Beschäf-
tigtenzahl der Heime überdurchschnittlich anstieg 
(1975-1979: +30%). 

Bei diesen Angaben über die Zahl der Beschäftig-
ten ist jedoch zu berücksichtigen, daß ehrenamtli-
che Tätigkeiten, die ein Wesenselement vieler ge-
meinnütziger Organisationen sind, sich der statisti-
schen Erfassung weitgehend entziehen und des-
halb in diesen Angaben nicht enthalten sind5. 

Gewerbliche und freiberufliche Dienstleistungen6 

Stark war, insgesamt gesehen, auch die Zunahme 
der Beschäftigung bei den gewerblichen und frei-
beruflichen Dienstleistungen. Hierzu zählt eine 
Vielzahl äußerst heterogener Branchen wie das 
Gastgewerbe, das Dienstleistungshandwerk und 
die freiberuflichen Tätigkeiten. In diesem Bereich 
ist die statistische Datenbasis sehr lückenhaft. 
Trotzdem soll im folgenden versucht werden, 
schätzungsweise Anhaltspunkte für die wichtigen 
Unterbereiche zu geben. 

Im Gesamtbereich der gewerblichen und freiberuf-
lichen Dienstleistungen waren 1980 rund 415000 
Erwerbstätige beschäftigt, dies entspricht einem 
Anteil am Bundesgebiet von etwa 15,5%, der Anteil 
Baden-Württembergs war damit nicht unbeträcht-
lich höher als 1970 (14,0°/x). Die Zahl dieser 
Erwerbstätigen stieg im Land von 1970 bis 1980 
um 27%. Bemerkenswert ist, daß nach einer nur 
mäßigen Zunahme in der ersten Hälfte der siebzi-
ger Jahre (+7%) dann eine starke Expansionsphase 
einsetzte (1975 bis 1980: +18%). Eine große Rolle 
spielen hier die Selbständigen und mithelfenden 
Familienangehörigen. Ihr Anteil an den Erwerbstäti-
gen in diesem Bereich betrug 1980 31%, war damit 
aber geringer als 1970 (35%). Entsprechend höher 
war die Zuwachsrate bei den Arbeitnehmern 
(+ 34%). Dabei verlief die Entwicklung in den ein-
zelnen Sparten sehr differenziert (Schaubild 3). 

Die starke Expansion des Gesundheitswesens spie-
gelt sich auch im Bereich Gesundheits- und Veteri-
närwesen, wobei in diesem Abschnitt nur ein Aus-
schnitt dieses Bereichs betrachtet wird, und zwar 
der gewerbliche und freiberufliche Sektor. Hier 
nahm von 1970 bis 1980 die Zahl der Erwerbstäti-
gen schätzungsweise um 46% zu, die Zahl der 
Arbeitnehmer um 76%. Stark expansiv war sowohl 
das freiberufliche Gesundheitswesen als auch die 

5 Dies dürfte beispielsweise für kirchliche Institutionen, freie Wohl-
fahrtsverbände und das Rettungswesen gelten. Allein im Rettungswe-
sen waren 1980 rund 22 800 ehrenamtliche Mitarbeiter tätig. Vgl. hier-
zu Landtagsdrucksache 8/1780-

 

6 In der Wirtschaftszweigsystematik der VGR „Sonstige Dienstleistun-

gen-. 

Schaubild 3 

Entwicklung von Arbeitnehmern und Erwerbstätigen 

in ausgewählten Wirtschaftszweigen im Bereich 

der gewerblichen und freiberuflichen 

Dienstleistungen" 1970 bis 1980 

Veränderung in % 

t ) In der VGR ..Sonstige Dienstleistungen". 
R) 1966 bis 1979. 
3) Handwerk im Bereich der Sonstigen Dienstleistungen, 1967 bis 1976. 

Beschäftigtenentwicklung in den privaten Kranken-
häusern. So stieg die Zahl der Ärzte in freier Praxis 
um 29%— besonders groß war hier der Zuwachs 
an Fachärzten (+51%) —, während die Zahnärzte in 
freier Praxis nur um 8% zunahmen. Andererseits 
wuchs der Personalbestand in privaten Kranken-
häusern um 65%, darunter die Zahl der dort be-
schäftigten Ärzte um 48%. Die Expansion im Ge-
sundheitswesen vollzog sich allerdings vor allem zu 
Beginn der siebziger Jahre; zwischen 1975 und 
1980 waren insbesondere im Krankenhausbereich 
die Zuwachsraten gemäßigter (Personal insgesamt 
+11%). 

Starke Zunahmen an Beschäftigten verzeichneten 
auch die freiberuflich geprägten Bereiche Rechts-
und Wirtschaftsberatung (über 60%) und die 
Architektur- und Ingenieurbüros (über 45%). 

Im Gastgewerbe, das 1979 112,4 Tsd. Erwerbstäti-
ge zählte, verlief die Ausweitung der Beschäftig-
tenzahl dagegen sehr gemäßigt (seit 1968: +4%) 
und war allein auf die Erhöhung der Zahl der 
Arbeitnehmer zurückzuführen (+26%), während 
die Zahl der Selbständigen und mithelfenden Fami-
lienangehörigen zurückging. Eine große Rolle spielt 
hier die Teilzeitbeschäftigung, 1979 waren fast 
30% der in diesem Bereich Erwerbstätigen nur zeit-
weise tätig. 
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Schaubild 4 

Beschäftigtenentwicklung ausgewählter Bereiche 
des Handwerks im tertiären Sektor 1976 bis 1981 
Veränderung in % 

fünft um 27%7. Während hier der Teilbereich der 
Wäschereien und Reinigungen stagnierte, konnten 
die Gebäudereiniger die Beschäftigtenzahl um die 
Hälfte steigern (+52%), (Schaubild 4). 

Das Tätigkeitsfeld von handwerklichen Unterneh-
men erstreckt sich aber auch über andere Bereiche 
des tertiären Sektors hinweg, insbesondere den 
Handel. Handwerksunternehmen, die Schwerpunkt-
mäßig Handel treiben, hatten 19817  seit 1976, dem 
Jahr der letzten Handwerkszählung, einen Beschäf-
tigtenzuwachs von 3% zu verzeichnen. Daß hier ein 
Zuwachs entstand, ist überwiegend auf den starken 
Anstieg im Einzelhandel mit Nahrungs- und 
Genußmitteln (+28%) und im Einzelhandel mit 
Fahrzeugen (+11%) zurückzuführen. Im mit dem 
letztgenannten Wirtschaftszweig eng verwandten 
Bereich Reparatur von Fahrzeugen6  trat ein 
Zuwachs von 6% ein. 
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1) Handwerk im Bereich der gewerblichen und freiberuflichen 
Dienstleistungen. 

Handwerk in den Dienstleistungsbereichen 

Knapp jeder fünfte der im Bereich der gewerbli-
chen und freiberuflichen Dienstleistungen (Son-
stige Dienstleistungen) Beschäftigten war 1980 in 
einem Handwerksunternehmen tätig. Hier stieg die 
Zahl der Erwerbstätigen zwischen 1967 und 1976 
um 21% auf 61700 (Schaubild 3). In diesem typisch 

mittelständischen Dienstleistungsbereich war 1976 
jeder fünfte Erwerbstätige ein Selbständiger oder 
mithelfender Familienangehöriger. Vor allem von 
1976 bis 1981 war dieser Bereich weiter expansiv; 
die Zahl der Beschäftigten stieg in diesem Jahr-

 

Schaubild 5 

Beschäftigtenentwicklung in ausgewählten 

staatlichen Aufgabenbereichen 1972 bis 1977 

Veränderung in % 

1) Ohne Soldaten. 

Öffentlicher Bereich9 

Auch die Beschäftigtenzahl im öffentlichen Bereich 

stieg mit einer Rate von +24% (1970 bis 1980) 
schneller als der tertiäre Sektor insgesamt (+18%). 
Die Zunahme war jedoch nur im Zeitraum 1970 bis 

1975 überdurchschnittlich (+15% bzw. +8%), zwi-
schen 1975 und 1980 war sie mit 8% etwas gerin-

ger als im Gesamtsektor (knapp 9%). Im Vergleich 
zum Bundesgebiet war von 1970 bis 1980 die Be-
schäftigtenzunahme des öffentlichen Bereichs in 
Baden-Württemberg leicht unterdurchschnittlich 
(24% gegenüber 28% im Bundesgebiet). Dies 
könnte auch damit zusammenhängen, daß ande-
rerseits die Beschäftigtenzahl der Organisationen 

ohne Erwerbscharakter, wie geschildert, schneller 
gestiegen ist als im Bundesgebiet, so daß sich die 
Arbeitsteilung im Bereich der Anstalten und Ein-
richtungen des Humandienstleistungsbereichs 
etwas stärker zu den gemeinnützigen Trägern hin 

verlagert hätte als im Bundesgebiet. 

Das Wachstum der Beschäftigtenzahl des öffentli-

chen Bereichs war überwiegend durch einen 
Anstieg des Personalbestandes in speziellen 
Dienstleistungen und Einrichtungen, insbesondere 
im Gesundheitswesen, Bildungswesen und im Be-
reich der sozialen Dienste bedingt. Am Schaubild 5 
ist die Beschäftigtenentwicklung in verschiedenen 

7 Die Zuwachsraten beziehen sich jeweils auf das Ende des, 3. Quartals 
1981 bzw. 1976. 

B Obwohl Reparaturen, nach der in Abschnitt l gewählten (üblichen) 

Definition nicht zu den Dienstleistungen zählen. wird dieser Bereich 

hier aufgeführt wegen der engen Verflechtung mit Handelstätigkeiten. 

9 Gebietskörperschaften, also Kommunen, Land und Bundesbehörden 

einschließlich militärischer Bereich in Baden-Württemberg sowie So-
zialversicherung,.ohne deren Unternehmen. (In der Volkswirtschaftli-

chen Gesamtrechnung: Staat). 
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Aufgabenbereichen zwischen 1972 und 1977 
ersichtlich ' 0. Dabei wurden die entsprechenden 
Aufgabengebiete von Land und Kommunen erst-
mals in Form einer Schätzung zusammengefaßt. 
Bundesbedienstete (ohne Soldaten), die in Baden-
Württemberg tätig sind, und Beschäftigte im 
Bereich Sozialversicherungen sind zudem global 
aufgeführt. 

chen Anteil Baden-Württembergs an den in diesem 
Bereich Beschäftigten im Bundesgebiet. Daß dieser 
Anteil gleichwohl gestiegen ist — von X% (1960) 
auf 15% (1980) — deutet darauf hin, daß im Zug der 
Ausdehnung des Servicenetzes das Gewicht der 
Zentralen beim Beschäftigtenanteil etwas an Be-
deutung verloren hat. 

 

Während die Beschäftigtenzahl von 1972 bis 1977 
im gesamten öffentlichen Bereich um 10,5% stieg, 
war sie im Gesundheitswesen besonders expansiv 
(+26%). Überdurchschnittlich war die Entwicklung 
auch im Sozialbereich (+13%) und im Bereich Bil-
dungswesen, Wissenschaft, Forschung, Kultur 
(+16%). Da das Land und die Kommunen in der Re-
gel die Träger der stark gewachsenen speziellen 
Dienstleistungen sind, stieg der Personalstand des 
Landes und der Kommunen.(einschl. Zweckverbän-
den) mit 13% etwas schneller als im öffentlichen 
Bereich insgesamt (+10,5%), der außerdem noch 
Soldaten und Beschäftigte bei Bundesbehörden 
und bei Sozialversicherungsträgern in Baden-
Württemberg enthält. Demgegenüber verzeichne-
ten die vorwiegend aus Verwaltungstätigkeiten be-
stehenden „Allgemeinen Dienste" bei Land und 
Kommunen einen unterdurchschnittlichen Perso-
nalzuwachs von gut 9%. Stark expansiv war auch 
der Bereich der Sozialversicherung (+12%), hier 
dürfte die angesichts der Arbeitsmarktentwicklung 
notwendig gewordene Personalaufstockung der 
Arbeitsämter, die zwischen 1974 und 1980 über 
35% betrug, eine Rolle gespielt haben. 

Kreditinstitute und Versicherungen 

 

In der ersten Hälfte der siebziger Jahre war dieser 
Bereich'' mit einer Zuwachsrate der Beschäftigten 
von fast 18%besonders expansiv. Danach ließ das 
Expansionstempo nach, von 1975 bis 1980 stieg 
die Beschäftigtenzahl nur noch um 5%. Für das 
abgeflachte Beschäftigtenwachstum dürften auch 
die weitgehende Automation von Standard- und 
Routinefunktionen und, im Bankenbereich, die be-
reits begonnene Einführung von Kassenterminals 
ursächlich sein. Immerhin war das Beschäftigten-
wachstum 1970 bis 1980 im Vergleich zum tertiä-
ren Sektor insgesamt leicht überdurchschnittlich 
(+23%). Bei Kreditinstituten und Versicherungen 
zählte man 1980 rund 111000 Erwerbstätige, rund 
drei Viertel davon entfielen auf Kreditinstitute. 
Viele Großbanken und Versicherungsunternehmen 
haben ihre Zentralen außerhalb Baden-Württem-
bergs, dies zeigt sich in einem unterdurchschnittli-

 

10 Die für eine Aktualisierung auf 1980 erforderlichen Daten der Perso-
nalstandsstatishk lagen bei Redaktionsschluß noch nicht vor. 

1 1 Ohne Kredit- und Versicherungsvermittlung, diese zählt zu den son-
stigen Dienstleistungen. 

Die Expansionsentwicklung bei den Kreditinstituten 
läßt sich auch anhand der Zahl der Filialen und 
Zweigstellen verfolgen, die Ende 1980 um 31% hö-
her lag als 1960. Etwa Mitte der siebziger Jahre 
war die Expansion des Zweigstellennetzes jedoch 
bereits im wesentlichen abgeschlossen. Während 
die anderen Bankgruppen danach das Niederlas-
sungsnetz noch in geringem Ausmaß ausbauten, 
trat bei den Sparkassen offenbar insbesondere als 
Folge der Gemeinde- und Kreisreform eine Bereini-
gung des Zweigstellennetzes ein. Dies wirkte sich 
auf den Gesamtbereich aus, so daß die Zahl der 
Hauptniederlassungen und Zweigstellen insgesamt 
Ende 1980 mit 8800 gegenüber Ende 1975 um 1% 
abgenommen hatte. 

Handel 

Der Handel hatte in den siebziger Jahren mit knapp 
5% einen vergleichsweise geringen Beschäftigten-
zuwachs zu verzeichnen, der prozentuale Zuwachs 
war dabei im zweiten Jahrfünft mit knapp 4% weit 
größer als im ersten (1%). 

In den einzelnen Handelsbereichen jedoch war die 
Beschäftigtenentwicklung sehr uneinheitlich. Einen 
Zuwachs konnte nur der Einzelhandel verbuchen. 
Hier nahm zwischen 1968 und 197912  die Zahl der 
Beschäftigten noch um 11000 zu. Dies war jedoch 
allein auf einen überaus starken Anstieg der Teil-
zeitbeschäftigten zurückzuführen (+24000 bzw. 
+44%), während die Zahl der Vollzeitbeschäftigten 
zurückging (-14000 bzw. -6%), so daß das in gelei-
steten Arbeitsstunden gemessene Beschäftigungs-
volumen auch im Einzelhandel rückläufig war13. 
1979 waren hier fast 27% der Beschäftigten nur 
zeitweise tätig (1968:19%). Im gleichen Zeitraum 
nahm die Zahl der Arbeitsstätten im Einzelhandel 
um fast 9% ab, so daß die Zahl der Beschäftigten 
pro Betrieb von 5 auf 6 anstieg (Schaubild 6). Der 
damit verbundene Konzentrationsprozeß wird vor 
allem daran deutlich, daß die Zahl der Arbeitsstät-
ten mit 1-2 Beschäftigten um 12% und die Zahl der 
Arbeitsstätten mit 3-9 Beschäftigten um 10% sank, 
während die größeren Betriebe Zuwachsraten um 
20% verzeichneten. 

12 Die folgenden Zahlen beziehen sich auf die Handels- und Gaststät-
tenzählungen 1968 bzw. 1979. 

T3 Vgl- G. Schittenhelm, Wandel in der Betriebsstruktur des Einzelhan-
dels, in Baden-Württemberg in Wort und Zahl Heft 11/1981. 
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Schaubild 6 

Entwicklung der Beschäftigten und der 

Arbeitsstätten im Einzelhandel 1968 bis 1979 

Veränderung in % 

Beschäftigte 
insgesamt 

Arbeits-
stätten 

 

Besonders stark war der Facheinzelhandel mit 
Nahrungs- und Genußmitteln von einem Schrump-
fungs- und Konzentrationsprozeß betroffen. Hier 
ging die Zahl der Betriebe um 31% zurück, während 
die Beschäftigtenzahl um nur 9% sank, so daß die 
Zahl der Beschäftigten je Arbeitsstätte von 3 auf 4 
stieg. Hier spiegeln sich mehrere Faktoren wider: 

Schaubild 7 

Entwicklung der Beschäftigten und der 

Arbeitsstätten im Großhandel" 1968 bis 1979 

Veränderung in % 

Arbeitsstätten 

zum einen der personalsparende Übergang zur 
Selbstbedienung — jedes zweite Ladengeschäft 
dieser Branche ist inzwischen zur Selbstbedienung 
übergegangen — und zweitens ein Wandel des 
Käuferverhaltens: das kleinere Lebensmittelge-
schäft trat an Bedeutung zurück hinter Supermärk-
ten, Warenhäusern, Verbrauchermärkten und 
anderen „Einkaufsstätten moderner Prägung'. 

Drittens kommt hinzu, daß diese modernen Ein-
kaufsstätten schwerpunktmäßig oft im „Non-
Food"-Bereich tätig sind und dann statistisch nicht 
mehr zum Lebensmittel-Einzelhandel zählen. Über 
alle Branchen des Einzelhandels hinweg waren in 
diesen Einkaufsstätten 1979 bereits 13% aller Ein-
zelhandelsbeschäftigten tätig. 

Von einem deutlichen Schrumpfungsprozeß waren 
der Großhandel und die Handelsvermittlung betrof-
fen. Insgesamt sank in diesen Sparten die Zahl der 
Arbeitsstätten um ein Viertel, die Zahl der Beschäf-
tigten um 12%. Auch hier war ein allerdings gering-
fügiger Anstieg bei den Teilzeitbeschäftigten zu 
verzeichnen (+4%), während die Zahl der Voll-
beschäftigten um 14% sank, so daß auch hier das 
Arbeitsvolumen spürbarer sank, als es in der Be-
schäftigtenentwicklung zum Ausdruck kommt 
(Schaubild 7). 

Die Entwicklung insbesondere beim Großhandel 
(Beschäftigte: -11%) dürfte auch dadurch verur-
sacht worden sein, daß traditionelle Handelsfunk-
tionen in stärkerem Maße als früher durch eigene 
Vertriebsorgane der Industrie wahrgenommen 
werden. Hierbei ist noch zu berücksichtigen, daß 
herstellereigene Vertriebseinrichtungen, soweit sie 
rechtlich selbständig sind, statistisch beim Groß-
handel erfaßt werden. Nach einer bundesweiten 
Untersuchung des Ifo-Instituts14  macht der über 
diese Vertriebseinrichtungen getätigte Umsatz in-
zwischen etwa ein Fünftel des gesamten Großhan-
delsumsatzes aus. Es zeigte sich weiter, daß auf den 
herstellereigenen und selbständigen Großhandel 
etwa die Hälfte des Inlandsumsatzes der Industrie 
entfällt, die andere Hälfte wird von der Industrie 
direkt beliefert. 

In der Handelsvermittlung ging die Zahl der Unter-
nehmen und der Beschäftigten zwischen 1968 und 
1979 stark zurück (-38% bzw. -25%). Besonders 
gravierende Einbußen erlitt die Zahl der Versand-
handelsvertreter, deren Zahl auf ein Sechstel des 
Bestandes von 1968 zurückging. Vor allem hier 
zeigte sich, daß verstärkt versucht wurde, die Ware 
direkt, also ohne Einschaltung einer Vermittlung, 

14 fo-Strukturberichterstattung, Methodenband, München 1980, S. 

 

Vollbe-

 

schäftigte 
Beschäftig e 

schäftigte je Arbeitss äffe 

1) Einschließlich Handelsverminlung. 331 ff. 
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weiterzugeben. Zur Handelsvermittlung zählen 
auch die Agenturtankstellen. Das Tankstellennetz, 
das 1968/69 seine größte Ausdehnung erfahren 
hatte, wurde — u. a. auch im Zuge der Einführung 
der Selbstbedienung — drastisch reduziert (-40%). 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

Dieser Wirtschaftsbereich ist von der Größenstruk-
tur der Unternehmen her sehr heterogen, hier sind 
kleine und kleinste Unternehmen und große Arbeit-
geber wie Bundesbahn und Bundespost vertreten. 
Insgesamt gesehen hatte auch dieser Bereich von 
1970 bis 1980 einen leichten Zuwachs an Beschäf-
tigten (+10000 oder +5%) auf knapp 190000 zu 
verzeichnen. Der Zuwachs trat allerdings nur im 
Zeitraum 1970 bis 1975 ein (+6%), seither ist die 
Erwerbstätigenzahl leicht rückläufig (-1%). Ursäch-
lich hierfür ist insbesondere die Personalent-
wicklung bei der Bundesbahn. Hier wurde die Be-
schäftigtenzahl zunächst noch leicht aufgestockt, 
aber im Zeitraum 1975 bis 1981 im Zuge von Ratio-
nalisierungsbemühungen um 10000 oder 18% zu-
rückgenommen, so daß sie im gesamten Beobach-
tungszeitraum (1970-1981) rückläufig (-14%) war. 
Dagegen bewegt sich der Personalbestand der 
Bundespost seit 1970, insgesamt gesehen, nach 
oben (+11%), wenn auch 1976/77 und wieder 
1980/81 geringfügige Personaleinsparungen 
erfolgten. Im Gegensatz zur Bundesbahn spielt bei 
der Bundespost mit einem Anteil von W% (1981) 
die Teilzeitbeschäftigung eine erhebliche Rolle. 
Anders als etwa beim Handel wurde der Beschäf-
tigtenzuwachs hier aber vor allem durch eine Zu-
nahme der Vollzeitbeschäftigten getragen (+13%). 

Arbeitsteilung zwischen Unternehmen, Organisatio-
nen ohne Erwerbscharakter und Staat bei ausge-
wählten Einrichtungen für Humandienstleistungen 

Die bisherige Beschreibung der Dienstleistungsbe-
reiche war institutionell ausgerichtet, so daß 
gleichartige Funktionen bei privaten Unternehmen, 
gemeinnützigen Organisationen und Staat getrennt 
abgehandelt wurden. In diesem Abschnitt soll in 
Form einer Schätzung versucht werden, für ausge-
wählte Anstalten und Einrichtungen des Human-
dienstleistungsbereichs, in dem die Arbeitsteilung 
zwischen diesen drei Trägergruppen besonders 
ausgeprägt ist, die Struktur dieser Arbeitsteilung, 
gemessen an der Zahl der Beschäftigten, aufzuzei-
gen. In den in Tabelle  aufgeführten Anstalten und 
Einrichtungen ging der Beschäftigtenanteil des 
Staates von 1970 bis 1977 von 71% auf 66% zu-
rück, dies war vor allem auf eine Anteilssteigerung 
um 3 Prozentpunkte bei den gemeinnützigen Trä-
gern zurückzuführen. Besonders stark vertreten 
sind die Organisationen ohne Erwerbscharakter bei 
den Kindergärten, -krippen und Horten (rund 71%). 
Bei den Heimen und ähnlichen Anstalten beträgt 
ihr Anteil etwa 65%. Groß ist das Engagement der 
Wohlfahrtsverbände im Bereich der Einrichtungen 
für Behinderte; 89%der Heimplätze dieses Be-
reichs, 95% der Behindertenwerkstätten und sämt-
liche Plätze in Wohnheimen sind in ihrer Träger-

 

Tabelle 4 

Beschäftigtenstruktur nach Trägern in ausgewählten 
Anstalten und Einrichtungen im Bereich der Human- 
dienstleistungen 1977 

Träger 

In der Personenbeförderung spielen neben Bahn 
und Post die privaten Omnibusunternehmen sowie 
die kommunalen und gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmen eine wichtige Rolle. Hier war eben-
falls eine Zunahme der Beschäftigtenzahl (1970 bis 
1980: +10%) zu verzeichnen, die überwiegend in 
den Jahren nach der ersten Energiekrise 1973/74 
eintrat. 

Ein erheblicher Strukturwandel vollzog sich auch in 
den siebziger Jahren im Güterverkehr. Seit 1973 
nimmt der Straßengüterfernverkehr hinsichtlich 
des Transportvolumens (Tonnen) den ersten Rang 
ein (Anteil 1980: 41%). Dies ging in erster Linie zu 
Lasten des Güterverkehrs auf der Schiene, dessen 
Anteil von knapp 30% (1970) auf 22% (1980) 
schrumpfte —1950 hatte sein Anteil noch 75% be-
tragen. Auch die Binnenschiffahrt, die 1970 noch 
an erster Stelle lag, hat an Gewicht verloren (Anteil 
1980:27%). 

Organi-

 

sationen 
ohne 

Erwerbs-

 

charakter 

Staat, 
Sozial-

 

ver-

 

sicherung 

Unter-
nehmen 

Art der Anstalt i) 

Unterbringung, Verpflegung, 
Heime 

Wissenschaftliche Hochschulen, 
Bibliotheken, Forschung 

Allgemeinbildende und berufs. 

 

15 65 20 

2 24 74 

3 10 87 

39 10 51 

5 71 24 

17 21 62 

11 23 66 

bildende Schulen 

Sonstige Unterrichtsanstalten, 
VHS, Sport, Kunst, Theater, 
Büchereien 

Erziehungsanstalten, Kinder-

 

gärten, Krippen, Horte u ä. 

Krankenhäuser, Kliniken, 
Sanatorien, sonstige Einrich-
tungen des Gesundheitswesens 

Insgesamt 

1) Gliederung nach dem Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die 
Statistik der Bundesanstalt für Arbeit. 

Quellen: Beschäftigtenstatistik, Personalstandstatistik, eigene Schät-
zung. 
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43,6 2;3 544 25 

94,2 5,0 119,4 5,4 

56,6 3,1 70,7 3,2 

54 0;3 (8,0) 0,4 

84.3 4,5 99,5' 4,5 

283,2 15,1 337,0 15,3 

71,9 3,8 87,3 3,9 

211,3; 11,3 249,7 11,3 

9,8 0,5 10,9 0,5 

12,8 0,7 21,4 1,0 

22,3 1,2 23,2 1,1 

137,8 7,4 173,8 7,9 

476,3 25.5 

614,1 32,8 

1 870,1 100 

570,7 25,9 

744,5 33,8 

2203.7 100 

schaft. Einen bedeutenden Beitrag leisten die Orga-
nisationen ohne Erwerbscharakter auch bei den 
Krankenhäusern und anderen. Einrichtungen des 
Gesundheitswesens (20% der Beschäftigten) und 
im Schulbereich (10%). Groß ist das Engagement 
der gemeinnützigen Organisationen, und hier 
insbesondere der kirchlichen Organisationen, bei 
den Sozialstationen, deren Anzahl inzwischen auf 
über 330 gewachsen ist. Etwa 310 davon haben 
gemeinnützige Organisationen als Träger. 

Eine Domäne des Staates sind naturgemäß die 
allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen 
mit einem Anteil,von M an allen in dieser Funk-
tionbeschäftigten Personen sowie die Hochschu-
len und sonstigen wissenschaftlichen und kulturel-
len Einrichtungen (74%), aber auch die Anstalten 
des Gesundheitswesens (63%). Private Unterneh-
men sind vor allem im Bereich der sonstigen Unter-
richtsanstalten (z. B. Sprach-, Balettschulen) aktiv 
(39% der Beschäftigten), wie auch im Gesundheits-
bereich (17%) und bei Heimen u. ä. (15%). 

Auch bei diesen Daten ist zu beachten, daß ehren-
und nebenamtliche Tätigkeiten, die sicherlich in 
großem Ausmaß geleistet werden, statistisch nicht 
ermittelt werden konnten. 

Dienstleistungen im sekundären Sektor 

 

Auch im sekundären Sektor, dem Produzierenden 
Gewerbe, werden in erheblichem Ausmaß Dienst-
leistungen erbracht. Es ist eine Frage der traditio-
nell gewachsenen Arbeitsteilung zwischen den 
Sektoren, ob und in welchem Umfang Dienstlei-
stungsfunktionen im sekundären Sektor selbst 
erbracht werden oder in den tertiären Sektor „aus-
gelagert" und institutionell verselbständigt werden. 
Es kann sich dabei sowohl um unternehmensbezo-
gene Dienstleistungen, wie zum Beispiel Forschung 
und Entwicklung oder Betriebsabrechnung durch 
EDV-Service-Unternehmen, als auch um marktbe-
zogene Dienstleistungen wie Handel, Transport und 
Werbung handeln. Eine genaue Abgrenzung des 
Umfangs dieser „tertiären" Funktionen, die im se-
kundären Sektor erbracht werden, ist mit Schwie-
rigkeiten verbunden, zumal die Abgrenzung im Ein-
zelfall unscharf sein kann. Es lassen sich aber aus 
den verschiedenen vorhandenen Quellen durchaus 
Informationen zusammentragen. 

Einen ersten Anhaltspunkt hierzu ergibt die Auf-
gliederung der Erwerbstätigen im sekundären Sek-
tor nach dem ausgeübten Beruf (Tabelle 5). Dieje-
nigen Berufe, die im allgemeinen nicht unmittelbar 

Tabelle 5 

Tertiäre Berufe im sekundären Sektor 

19702) 1980 

Syst -N r.1)  Beru fsl ru ppen  
Anzahl 
in 1000 

Strukturanteil 
in % 

Anzahl 

in 1000 
Strukturanteil 

in % 

60 —61 Ingenieure, Chemiker, Physiker, Mathematiker 

62-63 TechnikertechnischeSonderfachkräfte 

68 Warenkaufleute 

69 —70 Dienstleistungskaufleute (z.B. Bank-, Versicherungskaufleute) 

71-74 Verkehrsberufe, Lager-, Transportarbeiter 

75-78 Organisation-, Verwaltungs-, Büroberufes 

75-77 Organisations-, administrativ entscheidende Berufe,Daten-
verarbeitungsfachleute, Rechnungskaufleute 

78 Bürofachkräfte, Bürohilfskräfte 

79 —81 Ordnurgs-, Sicherheitsberufe, Rechtsberater 

82-89 Sozial-, Erziehungs-,Gesundheitsberufe, sonstige geistes- und 
naturwissenschaftliche Berufe 

90-93 Allgemeine Dienstleistungsberufe (Reinigungsberufe u.a.) 

60-63 

68-93 

60-93 Tertiäre Berufe insgesamt 

1 -99 Alle Berufsgruppen 

Technische Berufe zusammen 

Dienstleistungsberufe zusammen 

beschäf-

 

tigt. 
Klassifizieru ng der Berufe. - 2) Nur deutsche Erwerbstätige. 1 nslesamt waren  im sekundären  Sektor  1970 2 283 000 Erwerbstätigee schäf-

 

tigt. 

Quelle: VZ 1970, MZ. 
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Tabelle 6 

Tätigkeitsschwerpunkte in sekundären und tertiären Wirtschafts- und Berufsbereichen 1980, 

Davon mit überwiegend 

sekundärer Tätigkeit 
Sektoren 

Berufe 

Erwerbs 
tätige 

Waren 
herstellen 

Maschinen war-

 

len, reparieren, 
kontrollieren 

Handel trei-

 

ben;  transpor-

 

tieren, prüfen 

tertiärer Tätigkeit 

Büro- planen, 
tätig- leiten, kon-

 

keilen struieren 

Dienst-

 

leistungen 
erbringen 

 

Sekundärer Sektor 

Tertiärer Sektor 
davon 
Handel und Verkehr 
Gewerbliche und staatliche Dienstleistungen 

Sekundäre Berufe (= Fertigungsberufe) 

Tertiäre Berufe 

davon 

technische Berufe 

D ienstleistu ngsberufe 

Alle Wirtschafts- und Berufsbereiche 

Duelle: Mikrozensus. 

Sektoren 

100 49 14 

100 6 6 
100 5 3 

Berufe 

100 65 20 

100 13 8 

100 3 2 

100 32 9 

14 9 

60 13 
7 17 

9 (.) 

7 3 

28 23 

18 12 

11 4 

8 7 

11 58 

2 4 

61 8 

11 34 

10 20 

mit der Herstellung und Gewinnung von Waren 
verbunden sind, wurden als „Tertiäre Berufe" 
zusammengefaßt. Im Jahr 1980 waren im sekundä-
ren Sektor, also im Produzierenden Gewerbe, 
745000 Erwerbstätige mit tertiären Berufen tätig, 
dies waren 34% der dort Beschäftigten. 

Während die Zahl der im sekundären Sektor Be-
schäftigten insgesamt von 1970 bis 1980 leicht zu-
rückging, stieg dort die Zahl derjenigen Erwerbstä-
tigen, die einen tertiären Beruf ausüben, stark an. 
Die Steigerungsrate liegt schätzungsweise bei 
knapp einem Fünftel 15. 

Besonders stark war der Zuwachs bei den techni-
schen Berufen (+26%) und hier wiederum nur 
leicht geringer bei den Ingenieuren und Naturwis-
senschaftlern (+25%) als bei den Technikern und 
technischen Sonderfachkräften (+27%). Um 19% 
angestiegen sind die Organisations-, Verwaltungs-
und Büroberufe. Alle übrigen tertiären Berufe ver-
zeichneten ebenfalls Zunahmen, so daß sich insge-
samt ein nicht zu unterschätzender Strukturwandel 
hin zu tertiären Berufen innerhalb des sekundären 
Sektors abzeichnet, den die übliche Einteilung der 
Sektoren nach dem Schwerpunkt der institutionel-
len Einheiten überdeckt. 

15 Diese Rate — wie auch die im folgenden aufgeführten Verände-
rungsraten — dürfte etwas überhöht sein, da in den Angaben nach Be-
rufen für 1970 nur die deutschen Erwerbstätigen enthalten sind. Aller. 
dings war innerhalb der tertiären Berufe der Ausländeranteil 1970 i. a. 
nur gering, so daß die Verzerrung nicht allzu hoch sein dürfte. 

 

Die Gliederung der Erwerbstätigen nach dem aus-
9.eübten Beruf gibt allerdings nur einen groben 
Uberblick über tertiäre Funktionen im sekundären 
Sektor. Beispielsweise kann sich das Tätigkeitsfeld 
der Techniker —diesen Beruf übten 1980 innerhalb 
des sekundären Sektors rund 119000 Erwerbstäti-
ge aus — auf einen weiten Bereich erstrecken: so 
auf das Bedienen von Maschinen, auf Reparatur-
und Instandsetzung, Konstruktion, Verwaltungstä-
tigkeit, Führungsaufgaben, Verkauf und Ausbil-
dung. 

Das Tätigkeitsfeld umfaßt also sowohl sekundäre 
Funktionen, die eng mit der Produktion von Waren 
verbunden sind, als auch Dienstleistungsfunktio-
nen. Es ist deshalb zweckmäßigle, neben dem aus-
geübten Beruf noch, als zweites Merkmal, die über-
wiegend ausgeübte Tätigkeit heranzuziehen (Ta-
belle 6). Es zeigt sich, daß im sekundären Sektor 
63% der Erwerbstätigen ihren Tätigkeitsschwer-
punkt in sekundären Funktionen (wie Waren her-
stellen, Maschinen warten, reparieren, kontrollie- 
ren) haben, während 37% überwiegend tertiäre Tä-
tigkeiten ausüben. Zu den tertiären Tätigkeiten 
werden dabei die Funktionen „Handel treiben, 
transportieren, prüfen" (14% der Erwerbstätigen im 
sekundären Sektor), „Bürotätigkeiten" (9%), „pla-

 

16 Vgl. hierzu Troll, Lothar — Unschärfen bei der Erfassung des aus-
geübten Berufs und Ansätze zur Verbesserung stätistischer Nachweise. 
In:.IAB-Mitteilungen Heft 2/1981. 
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nen, leiten, konstruieren" (11%) und — im allgemei-
nen personenbezogene — „Dienstleistungen erbrin-
gen" (4%) gezählt. 

Umgekehrt sind auch im tertiären Sektor — also 
den Wirtschaftsbereichen, die Dienstleistungen 
erbringen — Erwerbstätige mit überwiegend sekun-
dären Tätigkeiten beschäftigt, allerdings in nur ge-
ringem Umfang. Bei diesen produktionsnahen Tä-
tigkeiten handelt es sich im allgemeinen um Hilfs-
funktionen zur Bereitstellung von Dienstleistungen 
(z. B. Wartung von Maschinen). Im Wirtschaftsbe-
reich Handel und Verkehr üben 12% der Beschäf-
tigten, in den übrigen Bereichen des tertiären Sek-
tors (gewerbliche und öffentliche Dienstleistungen) 
8% der dort Beschäftigten überwiegend sekundäre 
Tätigkeiten aus. 

Als ein Zwischenfazit bleibt zu vermerken, daß die 
übliche Einteilung der Wirtschaft in drei Sektoren 
die enorme Zunahme von tertiären Funktionen in 
der gesamten Volkswirtschaft nur unvollkommen 
wiedergibt, weil sie die Strukturverschiebungen 
innerhalb des sekundären Sektors hin zu tertiären 
Funktionen nicht widerspiegelt. Nimmt man die 
überwiegend ausgeübte Tätigkeit der Beschäftig-
ten in der Gesamtwirtschaft, Iosgelöst davon, in 
welchem Sektor diese stattfindet, als Kriterium, so 
ergibt sich für 1980, daß nur noch 41% aller 
Erwerbstätigen in sekundären Funktionen beschäf-
tigt waren (Tabelle 6J. Nach dieser Definition sind 
bereits über die Hälfte (59%) aller Erwerbstätigen 
mit tertiären Funktionen betraut; 18% im Tätigkeits-
bereich ,,Handel treiben, transportieren, prüfen", 
12% mit Bürotätigkeiten, 10% im Tätigkeitsfeld 
„planen, leiten, konstruieren', und 20% mit der 
Erbringung von personenbezogenen Dienstleistun-
gen. 

Forschung und Entwicklung im sekundären Sektor 

Der Funktionsbereich Forschung und Entwicklung 
(FuE) als Bestandteil der tertiären Funktionen inner-
halb des sekundären Sektors soll wegen seiner 
großen Bedeutung gesondert beleuchtet werden. 
Insbesondere für die exportorientierte baden-würt-
tembergische Wirtschaft ist die ständige Bereit-
stellung eines weitgefächerten Angebots an Gütern 
mit einem hohen Einsatz an Forschung und Ent-
wicklung eine entscheidende Voraussetzung, um 
sich auch in Zukunft auf dem Weltmarkt behaup-
ten zu können, da es wegen der wachsenden Kon-
kurrenz z. B. der Schwellenländer zunehmend 
schwerer wird, Absatzmöglichkeiten für konventio-
nelle Produkte zu schaffen. 

Forschung und Entwicklung (FuE) ist dabei defi-
niert17  als systematische schöpferische Arbeit zur 

17 Allgemeine Richtlinien für statistische Übersichten in Forschung 
und experimenteller Entwicklung (Frascati-Handbuch II). 

Erweiterung wissenschaftlicher und technischer 
Erkenntnisse einschließlich ihrer Verwendung mit 
dem Ziel, neue Anwendungsmöglichkeiten zu fin-
den. FuE umfaßt die Grundlagenforschung sowie 
die angewandte Forschung und experimentelle 
Entwicklung im naturwissenschaftlichen Bereich. 
Nicht eingeschlossen sind beispielsweise Qualitäts-
kontrollen, Erprobung und Standardisierung, Ver-
suchsproduktion und Marktforschung. Die Abgren-
zung des Funktionsbereiches FuE von anderen 
Funktionsbereichen ist in der Praxis naturgemäß 
nicht leichtta. 

Daß die Ausgaben für FuE innerhalb der Wirtschaft 
— und hier wiederum fast ausschließlich im sekun-
dären Sektor — eine zentrale Rolle spielen, verdeut-
lichen folgende Zahlen: Von den 1978 in der Bun-
desrepublik19  insgesamt getätigten Ausgaben in 
Höhe von 30,4teArd. DM wurden 19,3 Mrd. DM 
(63,4%) im Bereich der Wirtschaft verbraucht (Un-
ternehmen und Einrichtungen der industriellen Ge-
meinschaftsforschung). Davon wurden 15,1 Mrd. 
DM (78,2%) auch von der Wirtschaft selbst finan-
ziert. Der Bund brachte weitere 3,6 Mrd. DM 
(18,7%) auf, die Länder 0,1 Mrd. DM (0,5%)20. Die 

Bedeutung des Funktionsbereichs Forschung und 
Entwicklung läßt sich anhand mehrerer Merkmale 
darstellen: z. B. Aufwendungen, FuE-Investitionen 
und Personal. Im Rahmen dieser Arbeit sollen die in 
FuE Beschäftigten im Mittelpunkt stehen. In der 
Bundesrepublik werden die Erhebungen über FuE 
in der Wirtschaft auf freiwilliger Grundlage vom 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
durchgeführt. Für das Jahr 1977 wurden erstmals 
Zahlen für Bundesländer vorgelegt. Befragt wurden 
nur Unternehmen mit mindestens 50 Beschäftigten 
sowie (in der Regel branchenbezogene) Institutio-
nen für industrielle Gemeinschaftsforschung. Die 
Zahlen für Baden-Württemberg enthalten diejeni-
gen FuE-Beschäftigten, die in Forschungsstätten in 
Baden-Württemberg arbeiten21. Abgesehen von 
Großunternehmen kommt es häufiger vor, daß z. B. 
im Verlauf eines Jahres Erwerbstätige nur zeitweise 
mit Aufgaben im Bereich FuE beschäftigt sind; des-
halb werden die in FuE Beschäftigten bereits 
umgerechnet in Vollzeitäquivalenten ausgewiesen. 
Da für die Chemische Industrie keine regionalisier-
ten Daten vorhanden sind, muß dieser Wirtschafts-
zweig im folgenden außer Betracht bleiben22. 

18 Vgl. hierzu Stifterverband für die deutsche Wirtschaft;  Arbeitsschrift 
A 1980. 
19 Vgl. Bundesforschungsbericht VI S. 72 ff 
20 ebenda S. 87. 
21 Diese Forschungsstätten können also auch zu Unternehmen gehö-
ren, die ihren Sitz außerhalb unseres Landes haben, umgekehrt können 
heimische Unternehmen Forschungsstätten unterhalten, die als außer-
halb der Landesgrenzen liegend nicht mitgezählt sind. 
22 Der Schwerpunkt des FuE-Personals in der chemischen Industrie 
dürfte, der Wirtschaftsstruktur entsprechend, in Nordrhein-Westfalen 
liegen. 
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Tabelle 7 

Forschungs- und Entwicklungspersonall) im Verarbeitenden Gewerbe Baden-Württembergs und des 
Bundesgebietes 1977 

Wirtschaftsgliederung 

Anteil 
Baden-

 

Württembergs 
am 

Bundesgebiet 

Bundes 
gebiet Baden-Württemberg 

1000 1000 

  

Verarbeitendes Gewerbe insgemmt2) 
darunter 
Herstellung von Kunststoff-und Gummiwaren 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen urd Erden usw. 

Metallerzeugurg und -bearbeitung 
Stahl-,Maschinen- und Fahrzeugbau usw.. EDV - 
Elektrotechnik,  Feinmechanik, Optik, Herstellung von EBM-Waren usw. 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

- Leder-,Textil- und Bekleidungsgewerbe 
Ernährungsgewerbe 

1) Vollzeitäquivalente. — 2) Ohne chemische Industrie. 
Quelle: Stifterverband für d ie deu tsche Wissenschaft. 

36,2 100 135,1 26,8 

0,4 1,1 2,4 17,0 

1.1 1,5 
0,1 0,4 4,7 3,0 

14,6 40,4 60,9 24,0 
20,1 55,7 60,9 33,1 
0,1 0,3 0,5 17,7 

0,3 1,0 0.8 41,4 
0.3 0,9 1,8 18,6 

In der Wirtschaft waren 1977 (ohne Chemische 
Industrie) im Bundesgebiet 143500 Beschäftigte 
(in Vollzeitäquivalenten) für FuE tätig; mit 36300 
war davon jeder vierte (25%) in Forschungsstätten 
in Baden-Württemberg beschäftigt. Diese waren 
fast ausschließlich (36 200) im Verarbeitenden Ge-
werbe (ohne Chemische Industrie)23  tätig, was ei-
nem Anteil am Bundesgebiet von 27% entspricht 
(Tabelle 7). In Baden-Württemberg liegt damit ein 
Schwerpunkt der FuE-Kapazitäten des Bundesge-
biets — die besondere Forschungsintensität des hei-
mischen Verarbeitenden Gewerbes zeigt sich deut-
lich darin, daß der Anteil Baden-Württembergs am 
Bundesgebiet bei den entsprechenden Beschäftig-
ten 1977 insgesamt rund 21% betrug. 

Die Branchenstruktur der baden-württember-
gischen FuE-Kapazitäten innerhalb des Verarbei-
tenden Gewerbes ist weitgehend von der hei-
mischen Wirtschaftsstruktur bestimmt. Auf die 
Wirtschaftszweige Stahl-, Maschinen- und Fahr-
zeugbau, Herstellung von Büromaschinen und 
ADV-Einrichtungen entfielen 40% (im Bundesge-
biet: 45%) des FuE-Personals. Noch größer ist das' 
Forschungspotential im Wirtschaftsbereich Elek-
trotechnik, Feinmechanik, Optik, Herstellung von 
EBM-Waren; hier waren knapp 56% (im Bundesge-
biet: 45%) der FuE-Beschäftigten des Verarbeiten-
den Gewerbes tätig. Die Forschungskapazitäten lie-  

gen also weitestgehend im Investitionsgüter erzeu-
genden Gewerbe, während die Branchen insbeson-
dere der Verbrauchsgütererzeugung und des 
Ernährungsgewerbes vorwiegend technischen 
Fortschritt und Innovationen bei den Investitions-
güterherstellern über neue Ausrüstungsinvestitio-
nen bzw. über Vorleistungen „einkaufen" dürften. 
Dies zeigt z. B. ein'Blick auf das in Baden-Württem-
berg bedeutsame Leder-, Textil- und Bekleidungs-
gewerbe, das nur knapp 1% des FuE-Personals 
umfaßt. Gleichwohl ist in Baden-Württemberg mit 
einem Anteil am Bund von 41% ein Schwerpunkt 
der FuE-Kapazität dieses Wirtschaftsbereichs. 

Die bisher genannten Zahlen bezogen sich, wie 
erwähnt, nur auf Unternehmen mit mindestens 50 
Beschäftigten. Anhaltspunkte dafür, daß auch klei-
ne Unternehmen in Baden-Württemberg in erhebli-
chem Ausmaß FuE-Aktivitäten betreiben, lassen - 
sich aus den Erhebungen im Rahmen des FuE-Per-
sonalkostenzuschußprogramms der Bundesregie-
rung ablesen24. Danach entfielen im Förderungsjahr 
1981 in der Größenklasse bis zu 50 Beschäftigten 
ein Viertel der Förderungsanträge auf baden-würt-
tembergische Unternehmen. Auch beim Gesamt-
volumen dieses auf kleine und mittelgroße Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes begrenzte25 

Förderungsprogramm zeigt sich, daß der Anteil der 
baden-württembergischen Unternehmen beträcht-

 

23 FuE-Aktivitäten im Bereich Energie- und Wasserversorgung, Berg-

 

bau entfallen, der Wirtschaftsstruktur entsprechend, gemessen am ein. 
gesetzten FuE-Personal zu knapp 90% allein auf Nordrhein-Westfalen. 

24 BMWI-Tagesnachrichten 8156, vorläufige Ergebnisse. 
25 Antragsberechtigt waren i. a. Unternehmen mit weniger als 150 Mill. 
DM Jahresumsatz oder weniger als 1000 Beschäftigten. 
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lich ist: Auf diese entfiel in den Jahren 1979 und 
1980 mit zusammen 190 Mill. DM jeweils ein gutes 
Viertel (1980: 26,5%) des Zuschußvolumens26. 

Die hohe Beteiligung heimischer Unternehmen an 
diesem Förderprogramm dürfte zumindest teilwei-
se auch darauf zurückzuführen sein, daß in Baden-
Württemberg frühzeitig ein vielgestaltiges, flä-
chendeckendes Beratungssystem aufgebaut wur-
de, so daß das Innovationsbewußtsein geschärft 
und der gerade bei kleinen und mittleren Firmen 
bestehende Informations- und Beratungsbedarf 
über mögliche Hilfestellungen gedeckt werden 
konnte. Darüber hinaus hat auch das Land Baden-
Württemberg, beispielsweise durch das Innova-
tionsförderungsprogramm, eigene Impulse gege-
ben. So wurden 1977 bis 1980 Entwicklungsvorha-
ben kleinerer und mittlerer Betriebe mit einem Zu-
wendungsvolumen von 47 Mill. DM gefördert27. 

Auswirkungen von Produktivitäts- und Nachfrage-
entwicklungen auf den privaten Dienstleistungs-
bereich 

Die bisherige Analyse ergab für die Vergangenheit 
eine stetige Zunahme des Anteils des tertiären Sek-
tors — bei allerdings starker Differenzierung sowohl 
nach Bereichen wie nach verursachenden Faktoren. 
Um Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, ob sich die-
se Entwicklung auch zukünftig fortsetzen wird, sol-
len im folgenden die Bestimmungsfaktoren für das 
Wachstum des tertiären Sektors eingehender ana-
lysiert werden. Zunächst werden die „klassischen" 
Bestimmungsfaktoren der Ausdehnung des tertiä-
ren Sektors behandelt, die Produktivitätsentwick-
lung einerseits, die private Nachfrage nach Dienst-
leistungen andererseits 28. 

26 Wirkungsanalyse der Zuschüsse an kleine und mittlere Unterneh-
men des Produzierenden Gewerbes zu den Aufwendungen für das in 
Forschung und Entwicklung tätige Personal - Zwischenbericht - des 
Instituts für Systemtechnik und Informationsforschung (ISI) der Fraun-
hofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V. 

27 Informationen für die Wirtschaft: Innovationsförderung in Baden-
Württemberg, Hrsg.: Landesgewerbeamt Baden-Württemberg, 1981. 

28 Diese beiden Einflußfaktoren bilden in der Drei-Sektoren-Theorie 
das „Doppelargument" zur Begründung der Ausdehnung des tertiären 
Sektors. Das erste Argument bezieht sich auf die private Nachfrage: 
Güter des primären Sektors decken den lebensnotwendigen Bedarf, ihr 
Anteil an den Konsumausgaben sinkt mit wachsendem Realeinkom-
men. Mit wachsendem Lebensstandard steigt über den Bedarf an mate-
riellen Gütern zunächst der Anteil des sekundären Sektors am Konsum-
budget, um sich dann jedoch mit weiter wachsendem Einkommen zu 
verringern, da Sättigungsgrenzen erreicht werden. So wird ein immer 
größerer Anteil für Dienstleistungen ausgegeben. Diese nachfrageindu-
zierleEntwicklung wird unterstützt durch eine produktivitätsinduzierte 
Wirkung - der zweite Teil des Doppelarguments. Durch die anfängliche 
Verlagerung des Produktionsschwerpunkts in den sekundären Sektor 
steigt die Produktivität. Dieser Prozeß beschleunigt einerseitsden Re--

 

aleinkommenszuwachs, a ndererseits ermöglichen d ie do rtgen hohen 
Produktivitätsfortschritte die Freisetzung von Arbeitskräften, die im ter-

 

tiären Sektor eingesetzt werden können. Die Wanderung vom produkti-
vitätsstarken sekundären in den produktivitätsschwächeren tertiären 
Sektor verhindert schließlich, daß Arbeitslosigkeit entsteht. Vgl. z. B. K. 
H. Oppenländer, Sind wir auf dem Weg in die Dienstleistungsgesell-
schaft?, in: Ifo-Studien, Heft 2-3/1981; H.-J. Pohl Kritik der Drei-Sekto-
ren-Theorie, in: AB-Mitteilungen Heft 2/1970. 

Zunächst soll auf das produktivitätsbezogene 
Argument eingegangen werden. Die Aufnahmefä-
higkeit des tertiären Sektors für Beschäftigte wur-
de in der Vergangenheit sicherlich durch die nur 
unterdurchschnittliche Produktivitätsentwicklung 
begünstigt. In der Vergangenheit war es im primä-
ren und sekundären Produktionsbereich leichter, 
über den Einsatz kapitalintensiver Produktionstech-
niken den technischen Fortschritt zu nutzen. Aber 
bereits hier ist zu differenzieren. Läßt man den 
öffentlichen Bereich außer acht — hier ist die Mes-
sung der Arbeitsproduktivität statistisch-metho-
disch besonders problematisch — so hat es auch in 
der Vergangenheit in Teilbereichen des tertiären 
Sektors beachtliche Produktivitätsfortschritte ge-
geben. Beispielsweise hatten die Dienstleistungs-
unternehmen 1970 das gleiche Produktivitätsni-
veau wie das Warenproduzierende Gewerbe, der 
Bereich Handel und Verkehr lag nur 15% darunter. 
Zuvor wurde überdies gezeigt, daß gerade dieser 
Dienstleistungsbereich in der 2. Hälfte der siebzi-
ger Jahre eher überdurchschnittliche Produktivi-
tätsfortschritte gemacht hat. Andererseits hat sich 
das Produktivitätswachstum des sekundären Sek-
tors in den siebziger Jahren auch konjunkturbe-
dingt verlangsamt, so daß der sekundäre und der 
tertiäre Sektor eher im Gleichschritt von Produkti-
vitätssteigerungen profitieren. 

Eine detaillierte Strukturanalyse, wie sie in dieser 
Arbeit für die Beschäftigtenentwicklung vorgenom-
men wurde, ist für die Entwicklung der Produktivi-
tät innerhalb des tertiären Sektors bisher nur mit 
Daten für das ganze Bundesgebiet möglich. Für die 
Jahre 1960 bis 1978 ergibt sich29, daß innerhalb 
des privaten Dienstleistungssektors gerade diejeni-
gen Branchen expansive Beschäftigtenzahlen 
erreichten, deren Produktivitätsanstieg sich be-
schleunigt hat, dies betrifft z. B. Versicherungen 
und freiberufliche Dienstleistungen, während im 
Gastgewerbe und Einzelhandel ein abgeflachtes 
Produktivitätswachstum mit nur bescheidenen Be-
schäftigtenzunahmen verbunden war. Es zeigt sich 
somit, daß die Erwartung, daß die Produktivitäts-
schwäche des tertiären Sektors in Teilen seines pri-
vaten Bereichs eine Ursache für dessen Absorp-
tionsfähigkeit von Arbeitskräften sei, zunehmend 
ihre Gültigkeit verloren haben dürfte. 

Die Analyse der privaten Nachfrage, die als zweite 
strukturbildende Komponente aufgeführt wird, 
ergibt folgendes: Die Verbrauchsausgaben der pri-
vaten Haushalte umfassen Ausgaben für Güter und 
Dienstleistungen. Tabelle 8 zeigt den Anteil der (in-
und ausländischen) Dienstleistungen30  am Kon-

 

29 Institut fürWeltwirtschaft, a. a. O. S. 224 f. 

30 In den folgenden Angaben — anders als in den übrigen Abschnitten 
— incl. Reparaturen. 
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36,97 10,7 108,28 13,1 

25,15 7,3 62,24 7,5 

34,59 10,0 82,14 9,9 

19,04 5,5 55,00 6.6 

19,06 5,5 44,12 5,3 

825 2,4 46,96 5,7 

16,03 4,6 25.95 3,1 

13,48 3,9 21,25 2,6 

171,59 49,5 376,28 45,4 

2,66 0,8 6,41 0,8 

346,82 100,0 828,63 100,0 

1 064,11 - 2386,53 

 

- 32,6 - 34,7 

- 16.5 19,0 

Tabelle 8 

Durchschnittliche monatliche Ausgaben für Dienst-
leistungen 
Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalt mit mittlerem 
Einkommen 

1970 1980 

durch-

 

Art der Dienstleistung schnittliche 
monatliche 
Ausgaben 

 

Verzehr in Gaststätten 

Pauschalreisen, Über-
nachtungen 

Bildung und Unterhaltung 

Kfz-Haltung 

Fremde Verkehrs-
leistungen 

Nachrichtenübermittlung 

Gesundheits- und Körper-
pflege 

Häusliche Handwerker-
leistungen, Wäscherei, 
Reinigung 

Wohnungsmieten und 
Pachten 

Banken, Versicherungen, 
Sonstige 

Dienstleistungen insgesamt 

Nachrichtlich: 

Verbrauchsausgaben 
insgesamt 

Anteil der Dienstleistungen 
insgesamt an den Ver-
brauchsausgaben 

Anteil der Dienstleistungen 
ohne Wohnungsmieten und 
Pachten an den Verbrauchs-
ausgäben 

sumbudget eines bestimmten Haushaltstyps, dem 
Vier-Personen-Arbeitnehmerhaushalt mit mittle-
rem Einkommen. Im Jahr 1980 gab ein solcher 
Haushalt im Durchschnitt 829 DM pro Monat für 
Dienstleistungen aus, dies waren knapp 350/o seiner 
Verbrauchsausgaben. Das größte Gewicht inner-
halb der Dienstleistungen hatten die Mietausgaben 
(45%). Mit weitem Abstand folgen Dienstleistun-
gen der Gaststätten und Kantinen (13%), für Bil-
dung und Unterhaltung (10%), Urlaubsreisen und 
Übernachtungen (7%). Zwischen 1970 und 1980 
hat das Gewicht der Dienstleistungen als Ausga-
benposten von 33% auf 35% zugenommen. Etwas 
stärker, nämlich von 16 auf 19% stieg der Anteil der 
Dienstleistungen ohne die Mietausgaben. Dieser 
Strukturwandel in der privaten Nachfrage ist je-
doch überwiegend darauf zurückzuführen, daß 
auch im Rahmen der Lebenshaltungskosten die 
Preise für Dienstleistungen überproportional stark 
gestiegen sind. Während 1981 der Preisindex für  

die Lebenshaltung insgesamt3l 72% über dem 
Stand von 1970 lag, stiegen im Teilbereich Dienst-
leistungen und Reparaturen (ohne Mieten) die Prei-
se um 88%. In den siebziger Jahren ist daher real —
d. h. zu Preisen von 1970 — betrachtet, der Anteil 
der Dienstleistungen ohne Mietausgaben an den 
Konsumausgaben des oben genannten Haushalts-
typs nur.um einen Prozentpunkt auf 17%gestie-
gen. 

Ursächlich für diese Konstanz der Strukturen dürfte 
zunächst sein, daß die Sättigungsgrenzen der pri-
vaten Nachfrage durch Produktinnovationen bzw. 
wesentliche Qualitätsverbesserungen von her-
kömmlichen Produkten immer wieder nach außen 
verschoben wurden. Die Entwicklungen auf dem 
Gebiet der Unterhaltungselektronik oder im Frei-
zeitbereich sind ein Beispiel hierfür. Weiterhin hat 
die relative Verteuerung der Dienstleistungen im 
Vergleich zu den Gütern des primären und sekun-
dären Sektors, auf die bereits eingegangen wurde, 
Auswirkungen auf die Nachfragestruktur (nicht nur 
auf die der privaten Haushalte, sondern auch bei 
den übrigen nachfragenden Bereichen). Abwehr-
reaktionen in Form von Substitutionsprozessen 
werden ausgelöst, insoweit Dienstleistungen mit 
Gebrauchsgütern in Konkurrenzbeziehung stehen 
(z. B. Wäschereien, Reinigung und Hauspersonal 
mit Waschmaschinen und anderen Haushaltsgerä-
ten, Verkehrsleistungen mit dem eigenen PKW, Ki-
novorstellung mit Fernsehgeräten). Natürlich spie-
len bei diesen Substitutionsprozessen noch viele 
andere Ursachen wie z. B. Status-Gesichtspunkte 
eine Rolle, aber der von der Änderung der Preis-
struktur ausgehende Effekt wirkt dabei sicherlich 
mit. 

Auf das Gewicht der Dienstleistungen in der Nach-
fragestruktur wirken jedoch auch komplementäre 
Beziehungen zwischen Gütern und Dienstleistun-
gen: durch den Kauf von Gebrauchsgütern wird in 
gewissem Umfang zugleich wiederum Nachfrage 
nach Dienstleistungen angeregt. Ein Beispiel hier-
für ist wieder die Zunahme des privaten Kfz-Be-
standes. Zwar wird hierdurch die Nachfrage nach 
Dienstleistungen öffentlicher Verkehrsmittel 
abnehmen, aber zugleich die Nachfrage nach 
anderen Dienstleistungen ausgeweitet (z.B. Ver-
sicherungs- und Serviceleistungen, Garagenmiete). 

Beide Effekte sind im Hinblick auf die Bedeutung 
des tertiären Sektors gegenläufig; aber ihr Gesamt-
effekt hat dazu beigetragen, daß die privaten Haus-
halte nicht das auslösende Moment für die Dienst-
leistungsexpansion waren. Anders verhält es sich 
dagegen mit solchen Dienstleistungen, die komple-

 

31 Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte, Ausga-
benstruktur von 1976. 

Anteil 

durch-
schnittliche 
monatliche 
Ausgaben 

Anteil 

DM DM 
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279 412 39 35 33 35 

178 682 
22 730 
35 839 

833 024 

17 
4 
4 

100 

20 
3 
4 

100 

21 20 
3 3 
4 5 

100 100 

Tabelle 9 

Anteil des tertiären Sektors1) an den Nachfragebe-
reichen2) im Bundesgebiet 

In jeweilig an Preisen 
In Preisen 
von 1970 

Nachfragebereich 1962 

 

Zwischennachfrage 

Endnachfrage insgesamt 

davon 

Privater Verbrauch 

Öffentlicher Ver-
brauch 

Bruttoinvestitionen 

Ausfuhr 

1) 1 nländ fische Güter und Dienstleistungen. — 2) Zwischen- und End-
nachfrage: Verbrauch.an inländischen und imponierten Gütern und 
Dienstleistungen. 
Quelle: Input-0utput-Rechnung des DIW. 

mentär zum sekundären Bereich auftreten, was bei 
einer Analyse der gesamtwirtschaftlichen Nachfra-
geentwicklung nach Leistungen des tertiären Sek-
tors deutlich wird. Informationen dieser Art erge-
ben sich aus Input-Output-Tabellen32. Wegen des 
erforderlichen.Zeitvergleichs33  wird dazu auf Bun-
desergebnisse aus den Tabellen des DIW34  zurück- 
gegriffen35. 

Aus der gesamtwirtschaftlich orientierten Sicht der 
Input-Output-Rechnung gaben die privaten Haus-
halte 1976 knapp 45% der Konsumausgaben für 
inländische Dienstleistungen — einschließlich der 
Eigenleistung des Handels — aus36  (Tabelle 9). Auch 
hier läßt sich ablesen, daß, real betrachtet, der 
Anteil der Dienstleistungen am privaten Verbrauch 
im Zeitverlauf praktisch stagnierte. Auffällig ist 

32 Die Beiträge der produzierenden Bereiche werden anhand des Brut-
toproduktionswertes angegeben. Die Vorleistungsbezüge des Staates 
werden als Bestandteil des öffentlichen Verbrauchs bei der Endnachfra-
ge ausgewiesen. 

33 Für Baden-Württemberg ist vom Statistischen Landesamt eine Ta-
belle für 1972 erstellt worden. Vgl. dazu Münzenmaier. W. u. a., Input-
Output-Tabellen Baden-Württemberg, in: Baden-Württemberg in Wort 
und Zahl, Heft 8/1978. Eine Aktualisierung konnte bisher vor allem aus 
Gründen unzureichender Personalkapazität nicht in Angriff genommen 
werden. 

34 DIW, Materialband 1 zur Strukturberichterstattung. Berlin 1981. 
.35 Eine solche Analyse präzisiert auch den eben behandelten Teilbe-
reich der privaten Nachfrage nach Dienstleistungen in zweierlei Hin-
sicht: — Mit Hilfe der Input-Output-Rechnung wird im folgenden die 
Nachfragestruktur des inländischen tertiären Sektors analysiert; im 
Rahmen der oben dargestellten Struktur der privaten Nachfrage konnte 
nicht zwischen inländischen und ausländischen Dienstleistungen (z. B. 
im Touristik-Bereich) unterschieden werden. — Der Eigenbeitrag des 
Handels zur privaten Nachfragemußte zuvor unberücksichtigt bleiben, 
dieser Produktionswert wird aber in der Input-Output-Rechnung in 
Form der Handelsspanne ausgewiesen. 

36 Reichlich weitere 4% wurden für Dienstleistungen des Auslandes 
(vor allem für Touristik) ausgeben. 

andererseits der starke Anstieg der Dienstleistun-
gen im öffentlichen Verbrauch. Hier spiegeln sich 
die überproportional gestiegenen Ausgaben in 
allen Sparten der öffentlichen Funktionsbereiche 
(einschließlich der Sozialversicherungen) wider. 

Tabelle 10 zeigt, daß der private Verbrauch 1976 
(nominal) nur etwa ein Drittel des Produktionswerts 
des tertiären Sektors absorbierte. Rund 38% je-
doch gingen in die Zwischennachfrage der Unter-
nehmen, diese Dienstleistungen wurden also in 
Form von Vorleistungen zur Produktion anderer 
Güter weiterverwendet. Knapp 30% entfielen auf 
die übrigen Bereiche der Endnachfrage (öffentli-
cher Verbrauch, Bruttoinvestitionen, Ausfuhr). 

Seit 1962 ergaben sich deutliche Strukturverschie-
bungen. Der Anteil der Dienstleistungen, die als 
Vorleistungen Verwendung finden, hat zu Lasten 
des Anteils des Privaten Verbrauchs zugenommen. 
Während 1962 noch 39% der Dienstleistungen in 
den privaten Verbrauch gingen, waren es 1976 nur 
noch 33%. Überaus stark von 17 auf 21% stieg auch_ 
der Anteil der Dienstleistungen, die der öffentliche ` 
Bereich absorbierte: Bemerkenswert stieg auch der 
Anteil der Zwischennachfrage von 36% auf 38%. 
Dies zeigt eine wachsende komplementäre Bezie-
hung zwischen der Dienstleistungsproduktion und 
der Güterproduktion. Diese Entwicklung verlief in 
den einzelnen Dienstleistungssparten differenziert. 
Am stärksten war der Wandel der Verwendungs-
struktur hin zu den Vorleistungen bei den „gewerb-
lichen und freiberuflichen Dienstleistungen". Zu 
diesem Bereich gehören neben dem Gastgewerbe 
eine Vielzahl von Beratungs-, Vermittlungs- und 
Servicefunktionen. Der Anteil des Produktionswer-
tes dieses Wirtschaftsbereichs, der in die Zwi-

 

Tabelle 10 

Wandlung der Absatzstruktur des tertiären Sektorsl) 
im Bundesgebiet 

In Prei-
sen von 
1970 

Verwendung 
1976 

Mill, DM 

Zwischennachfrage 316 361 36 39 38 38 
Endnachfrage insgesam 516 663 64 61 62 62 

davon 
Privater Verbrauch 
Öffentlicher 
Verbrauch 
Bruttoinvestitionen 
Ausfuhr 
Gesamtnachfrage 

1) Inländische. Güter und Dienstleistungen. 
Quelle: Input-Output-Rechnung des DIW. 

1972 1976 1976 

11 14 14 13 
33 35 37 35 

42 44 45 44 

69 77 79 76 
9 8 9 8 

14 13 11 12 

In jeweiligen Preisen 

1976 1962 1972 1976 

A 
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schennachfrage ging, stieg von 34% (1962) auf . 
48% (1976). Die stürmische technologische 
Entwicklung dürfte eine der Ursachen für den 
wachsenden Bedarf an spezialisierten Service-
Funktionen — man denke etwa an den EDV-Bereich 
— sein. 

Dienstleistungen sind inlandsorientiert, sie werden 
aber auch exportiert und importiert. Im Zuge der 
gegenwärtigen Leistungsbilanzproblematik ist es 
interessant, auch auf die Außenhandelsposition im 
Bereich der Dienstleistungen einen Blick zu werfen. 
Etwa 4% des inländischen Produktionswertes des 
tertiären Sektors wurde 1976 im Bundesdurch-
schnitt exportiert, dieser Anteil ist seit 1962 kon-
stant geblieben (Tabelle 10). Andererseits ist — wie-
der bezogen auf die inlandische Produktion — die 
Quote der Einfuhren von 9 auf 12% gestiegen, so 
daß die sektorale Außenhandelsposition37  weiter 
negativ wurde. Neben den Verkehrsbereichen ist 
der Bereich „gewerbliche und freiberufliche Dienst-
leistungen" u. a. durch das Gastgewerbe eng mit 
dem Ausland verknüpft. Hier wurden 1962 22%, 
1976 20%, gemessen am Wert der inländischen 
Produktion, eingeführt38, andererseits sank der 
Ausfuhranteil ebenfalls leicht von 7% auf 5%. Die 
Außenhandelsintensität dieses Wirtschaftsbereichs 
ist also leicht gesunken, wobei die Außenhandels-
position mit -15% unverändert negativ blieb. 

Ausblick 

Der gestiegenen Bedeutung des Dienstleistungs-
sektors in seiner komplementären Funktion zur 
Warenproduktion ist für die aktuelle und zukünftige 
Entwicklung besonderes Augenmerk zu schenken.. 
Dies bedeutet, daß die eigentliche Wachstums-
quelle auch für die Zukunft die Warenproduktion 
bleiben dürfte, das Wachstum des Dienstleistungs-
bereichs war und ist in zunehmendem Maße daran 
gekoppelt. 

Das beschriebene Wachstum des tertiären Sektors 
spiegelt andererseits den Wandel der Produktions-
struktur der heimischen Wirtschaft wider. Der Pro-
duktionsschwerpunkt verlagert sich hin zu dienst-
leistungsintensiven Produkten, d. h. zu Produkten, 
die einen hohen Anteil an tertiären Tätigkeiten zu 
deren Herstellung, Distribution und Nutzung erfor-
dern. Ein deutliches Beispiel hierfür ist der Bereich 
der Datenverarbeitung. Er ist bei der Herstellung 
forschungsintensiv, die Distribution erfordert ein 
hohes Maß von Beratungs- und Servicefunktionen 

37 Ausfuhrquote minus Einfuhrquote. 

38 DIW, Abschwächung der Wachstumsimpulse, Strukturberichter-
stattung 1980, S. 144. 

und die Nutzung bedingt ein hohes Maß von „ la-
bour imbodiment" d. h. die Einführung und Anwen-
dung beim Kunden erfordert ständige Trainings-, 
Schulungs- und Weiterentwicklungsarbeiten. Ein 
anderes Beispiel ist der Auslandsbau, bei dem oft 
(zum sekundären Sektor gehörend) Unternehmen 
des Bauhauptgewerbes und (zum tertiären Bereich 
gehörend) Engineering- und Consulting-Firmen zu-
sammenwirken, um die hohen organisatorischen 
und technologischen Anforderungen dieser stark 
wachsenden Exportbranche zu bewältigen. Unter 
diesem Gesichtspunkt schwächt also ein wachsen-
der Dienstleistungssektor die außenwirtschaftliche 
Position der heimischen Wirtschaft nicht, das Ge-
genteil ist der Fall. Die Wettbewerbsposition der 
heimischen Wirtschaft kann am besten dadurch 
verteidigt werden, daß technologisch fortgeschrit-
tene Produkte mit hohem Innovationsgehalt auf 
den Weltmärkten angeboten werden, also Produk-
te mit einem hohen Einsatz an tertiären Tätigkeiten. 
Dies sollte auch bei der Diskussion um die soge-
nannte „Reindustrialisierungsthese" beachtet wer-
den, die angesichts des Leistungsbilanzdefizits der 
letzten Jahre ein exportorientiertes Wachstum für 
erforderlich hält. 
Eine andere Frage ist, ob der tertiäre Bereich einen 
Beitrag zur Lösung des Problems der Arbeitslosig-
keit leisten kann. 1980 hatte der tertiäre Sektor 
272000 Arbeitsplätze mehr als 1970. Knapp die 
Hälfte dieses Zuwachses entfiel allein auf den Staat 

und die Organisationen ohne Erwerbscharakter. 
Hier ist nicht zu erwarten, daß sich der Beschäftig-
tenanstieg fortsetzt, da die Ausweitung und quali-
tative Verbesserung der Humandienstleistungen -
insbesondere im Bereich des Gesundheits- und Bil-
dungswesens als Hauptursachen dieser Entwick-
lung - nahezu abgeschlossen sein dürften. Die 
enger gewordenen finanziellen Spielräume der Trä-
ger dürften auch dort einer schnelleren Ausdeh-
nung entgegenstehen, wo noch ein ungedeckter 
Bedarf besteht. Darüber hinaus sind auch im 
öffentlichen Bereich verstärkt Bemühungen im 
Gange, durch Rationalisierung und Nutzung der 
Automation bei Büro- und Verwaltungstätigkeiten 
den Personalbestand nicht mehr ansteigen zu las-
sen bzw. in Einzelfällen sogar abzubauen. 

Auch bei den Büro-, Verwaltungs- und Dienstlei-
stungstätigkeiten sowohl im tertiären wie auch im 
sekundären Sektor hat in den letzten Jahren das 
Potential für Produktivitätssteigerungen durch den 
Einsatz mikroprozessorgesteuerter elektronischer 
Organisations- und Kommunikationstechniken in 
bisher kaum absehbarem Ausmaß zugenommen. 
Sichtbar wird diese Entwicklung bereits bei Banken 
durch die Einführung des beleglosen Zahlungsver-
kehrs und der automatischen Kassen, beim Einzel-
handel durch die Einführung der Europäischen Arti-
kel-Nummer (FAN-Code), die durch einen Strich-
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code verschlüsselt wird und durch sogenannte 
Scanner beim Kassiervorgang automatisch gelesen 
wird, oder bei der Einführung von Textverarbei-
tungssystemen in Schreibdiensten. Diese Entwick-
lung der Anwendungsmöglichkeiten der Mikroelek-
tronik in den meisten Teilbereichen des tertiären 
Sektors und die damit verbundene kapitalintensi-
vierung und Produktivitätssteigerung, erfordern 
Umschichtungen und eine hohe Flexibilität der 
Arbeitskräfte. Angesichts der jetzt schon bestehen-
den Arbeitslosigkeit und der bis in die späten acht-
ziger Jahre demographisch bedingten Zunahme 
des Erwerbspersonenpotentials wird der tertiäre 
Bereich in seiner traditionellen Ausprägung nur 
begrenzt zu einer Entlastung beitragen können. Die 
gleichen Tendenzen bestehen bei den tertiären 
Tätigkeiten innerhalb des sekundären Sektors. 
Andererseits wird die durch die Mikroelektronik zu 
erwartende Produktivitätssteigerung auch Auswir-
kungen auf die Preise haben. Dienstleistungen kön-
nen relativ kostengünstiger hergestellt werden, die 
Absatzmöglichkeiten werden sich dadurch erwei-
tern. Weiterhin können neue zusätzliche Märkte für 
neuartige Dienstleistungen bzw. dienstleistungsin-
tensive Produkte geschaffen werden. Mit diesen 
Tendenzen werden gleichzeitig neue Arbeitsplätze 
entstehen. 

Zusammenfassung 

— Die grundlegenden Änderungen in den Rah-
menbedingungen des wirtschaftlichen Wachs-
tums in.den siebziger Jahren haben den Blick 
nicht nur auf das Wachstum als solches, son-
dern auch auf die damit verbundenen sektoralen 
Verschiebungen und deren Bestimmungsgründe 
gelenkt. Strukturänderungen zwischen den 
großen Wirtschaftsbereichen der Land- und 
Forstwirtschaft, des Warenproduzierenden Ge-
werbes und des Dienstleistungssektors werden 
heute auch aus der Sicht ihrer Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft analysiert. 
Nachfolgend wird besonders die Bedeutung des 
Dienstleistungssektors und seiner einzelnen Be-
reiche sowie der gewerblichen Dienstleistungs-
tätigkeiten für die seitherige wie auch zukünfti-
ge Wirtschaftsentwicklung untersucht. 

— Während in der Land- und Forstwirtschaft (pri-
märer Sektor) und im Produzierenden Gewerbe 
(sekundärer Sektor) die Erwerbstätigenzahl 
zwischen 1970 und 1980 um 36% bzw. 6% ab-
nahm, lag der Beschäftigtenstand insgesamt mit 
4,231 Mill. Personen 1980 wieder auf dem 
Niveau von 1970. Dies ist allein dem Dienstlei-
stungssektor (tertiärer Sektor) zuzuschreiben, 
der 1980 mit 1,815 Mill.18% mehr Beschäftigte 
als 1970 zählte.  

Diese Entwicklung war von entsprechenden 
Strukturverschiebungen begleitet. Der Beschäf-
tigtenanteil des tertiären Sektors stieg stetig bis 
43% (1980); der Strukturanteil des sekundären 
Sektors, der zu Beginn der siebziger Jahre mit 
55% seinen Gipfelpunkt erreicht hatte, sank 
danach bis auf 52%. Ähnliche Strukturverlage-
rungen ergaben sich bei der nominalen Brutto-
wertschöpfung. 

Demgegenüber ist der Anteil des Dienstlei-
stungssektors an der realen Bruttowertschöp-
fung konstant geblieben. Dies ist auf ein 
schwächeres Produktivitätswachstum (und den 
damit verbundenen stärkeren Preissteigerun-
gen) als im Warenproduzierenden Sektor zu-
rückzuführen. In jüngster Zeit hat sich diese 
Tendenz allerdings nicht mehr fortgesetzt. 

Innerhalb des Dienstleistungssektors war 1970 
bis 1980 diese Beschäftigtenzunahme am stärk-
sten bei den Organisationen ohne Erwerbs-
charakter (über 30%), dicht gefolgt von den 
heterogenen Bereichen der gewerblichen und 
freiberuflichen Dienstleistungen (+27%). Stark 
expansiv waren hier die freiberuflich geprägten 
Bereiche Gesundheitswesen, Rechts- und Wirt-
schaftsberatung sowie Architekten- und Inge-
nieurbüros. Kräftig war der Beschäftigtenan-
stieg beim Dienstleistungshandwerk, allerdings 
branchenmäßig stark differenziert. Überdurch-
schnittlich war auch die Beschäftigtenzunahme 
bei den Kreditinstituten und Versicherungen 
(+23%), die jedoch in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre abflachte. Schwach war die Be-
schäftigtenexpansion im Gastgewerbe, wo die 
Zahl der Selbständigen sogar zurückging. Auch 
der Handel hatte mit 5% nur einen bescheide-
nen Zugang an Arbeitsplätzen zu verzeichnen, 
der sich ausschließlich auf Teilzeitarbeitsplätze 
erstreckte. 

— Beim öffentlichen Bereich (einschließlich Sozial-
versicherung) war die Beschäftigtenzunahme 
ebenfalls stark (+24%), allerdings etwas 
schwächer als im Bundesgebiet (+28%). Der 
Anstieg der Beschäftigtenzahl erfolgte vor allem 
in der ersten Hälfte der siebziger Jahre (+15%). 
Ursächlich war vor allem der Ausbau der Dienst-
leistungen im Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialbereich, während die Verwaltungstätig-
keiten unterdurchschnittlich wuchsen. 

Tertiäre (d. h. nicht mit der Gewinnung und Her-
stellung verbundene) Berufe bzw. Tätigkeiten 
spielen auch im sekundären Sektor, also im 
Warenproduzierenden Gewerbe, eine wachsen-
de Rolle. Hier übten 1980 bereits 37% der Be-
schäftigten überwiegend Dienstleistungs- und 

120 



Bürotätigkeiten aus(in der Gesamtwirtschaft 59%). 
Diese Entwicklung innerhalb des sekundären Sek-
tors bleibt bei der üblichen Sektoren-Betrachtung, 
die nur organisatorisch verselbständigte Dienstlei-
stungen einbezieht, unsichtbar. 

Ein für die Wettbewerbsfähigkeit der heimi-
schen Wirtschaft wichtiger tertiärer Tätigkeits-
bereich ist die Forschung und Entwicklung 
(FuE). In der Wirtschaft Baden-Württembergs 
(ohne Chemische Industrie) waren 1977 36 300 
Personen in FuE tätig (in Vojlzeitäquivalente um-
gerechnet), was einem Anteil am Bundesgebiet 
von 2546 entspricht. Praktisch alle (36 200) 
waren im Verarbeitenden Gewerbe (ohne 
Chemie) beschäftigt (Anteil am Bundesgebiet 
27%). In Baden-Württemberg liegt damit ein 
Schwerpunkt der Forschungskapazität des Ver-
arbeitenden Gewerbes des Bundesgebiets. 

Als klassische Ursache für die gestiegene Be-
deutung des tertiären Sektors — gemessen an 
der Beschäftigtenzahl und der nominalen Brut-
towertschöpfung — werden die nur mäßige Pro-
duktivitätsentwicklung sowie die überproportio-
nal wachsende Nachfrage der privaten Haushal-
te nach Dienstleistungen angeführt. Beide Argu-
mente sind jedoch stark zu relativieren. Der pri-
vate Dienstleistungsbereich hat in den letzten 
Jahren eher überdurchschnittliche Produktivi-
tätsfortschritte gemacht, gleichzeitig hat sich 
das Produktivitätswachstum im sekundären 
Sektor auch konjunkturell bedingt verlangsamt. 
Andererseits geben die Haushalte real für 
Dienstleistungen keinen größeren Anteil ihres 
Haushaltsbudgets aus als früher, nominal ist 
dieser Anteil nur leicht gestiegen. 

- Das überproportionale Wachstum des Dienstlei-
stungssektors war bisher vielmehr zum einen 
durch den öffentlichen Bereich bestimmt, spe-
ziell durch die Ausweitung der Aufgabenfelder 
Gesundheit und Bildung. Allerdings war die Zu-
nahme in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre 
schon deutlich geringer als in der ersten. 

 

- Zum anderen war die Nachfrage der Unterneh-
men bestimmend. Dies ist ein Zeichen dafür, 
daß die,Produktion technologisch fortgeschrit-
tener Güter und ihre Durchsetzung auf nationa-
len und internationalen Märkten in wachsendem 
Umfang tertiäre Funktionen erfordert, die.in er-
heblichem Ausmaß in darauf spezialisierten in-
stitutionellen Einheiten des Dienstleistungssek-
tors erbracht werden. Der tertiäre Sektor wird 
dadurch teilweise zum Folgesektor, der an das 
Wachstum des sekundären Sektors gekoppelt 
i st. 

- Die weitere Entwicklung des tertiären Sektors 
für neue Arbeitsplätze wird durch das mit der 
Mikroelektronik ermöglichte Rationalisierungs-
und Automatisierungspotential beeinflußt. Ob 
der tertiäre Sektor über das Entstehen neuer 
Arbeitsplätze einen Beitrag zur Lösung der auch 
mittelfristig noch zu erwartenden Arbeitsmarkt-
probleme leisten kann, hängt zum einen davon 
ab, ob es gelingt, mit Hilfe der zu erwartenden 
Kostensenkungen die Nachfrage nach Dienstlei-
stungen zu steigern, zum anderen, ob es durch 
den Einsatz der neuen Technologien gelingt, in 
größerem Umfang durch Produktinnovation im 
Dienstleistungsbereich neue Märkte zu erschlie-
ßen. 
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4. Außenwirtschaftliche Beziehungen 

4.1 Wirtschaftliche Beziehungen zu europäi-
schen Ländern 

Warenaustausch und Direktinvestitionen 

Baden-Württemberg unterhält weltweit Wirt-
schaftsbeziehungen. 1980 waren es insgesamt 190 
Staaten, mit denen unser Land durch Handelsbe-
ziehungen verbunden war. Der Schwerpunkt des 
Warenaustausches mit dem Ausland liegt infolge 
des hohen wirtschaftlichen Entwicklungsstandes 
der meisten europäischen Länder und deren geo-
graphischer Lage auf dem europäischen Kontinent. 
Hier nehmen die osteuropäischen Staatshandels-
länder allerdings eine Sonderstellung 
ein. Ihr Außenhandel ist staatlich gelenkt, ihre 
Währungen sind in der Regel nichtfrei konvertier-
bar, ihre Guthaben an westlichen Währungen be-
grenzt, so daß die Transaktionen immer mehr auf 
Kompensationsbasis abgewickelt werden müssen. 
In die folgenden Ausführungen sind deshalb die 
Staatshandelsländer nicht mit einbezogen. Auf den 
so abgegrenzten Wirtschaftsraum Europa entfallen 
nur knapp 10% der Weltbevölkerung, er stellt 
jedoch ein bedeutendes Wirtschaftspotential dar, 
das etwa 45% des Welthandels repräsentiert. Diese 

im Außenhandel herausragende Stellung Westeuro-
pas ist in entscheidendem Maße das Ergebnis lang-
jähriger Bemühungen von Europäischer Gemein-
schaft (EG) und Europäischer Freihandelszone 
(EFTA) im Rahmen von Grundsatz-, Freihandels-
und Assoziationsabkommen über Zollabbau und 
Beseitigung von Handelshemmnissen eine mög-
lichst weite Freihandelszone zu schaffen. Beson-
ders interessant erscheint in diesem Zusammen-
hang ein Strukturvergleich der Ein- und Aus-
fuhrt Baden-Württembergs innerhalb des Jahr-
zehnts 1970 bis 1980. 

 

1 Zu beachten ist, daß die Ergebnisse nach Bundesländern bei der Ein-

fuhr als Generalhandel, bei der Ausfuhr als Spezialhandel nachgewie-
sen werden. Der weitergehende Begriff des Generalhandels umschließt 

zusätzlich zu den unmittelbaren Importen auch alle auf Lager (Zollgut-
und Freihafenlager) eingeführten ausländischen Waren. Vor allem aber 

ist bei der Importstatistik zu berücksichtigen, daß die der Statistik zu-
grundeliegenden Einfuhrmeldungen nicht in jedem Fall endgültig 
darüber Auskunft geben, in welchem Land der Bundesrepublik die aus-
ländischen Waren tatsächlich verbraucht werden. Vielmehr stellt die 

Einfuhrstatistik das erste bekannte Zielland, das in der Regel der Sitz 
des Importeurs ist, fest. Es ist also möglich und oftmals der Fall (z. B. 
bei Kaffee und Mineralöl) daß Importe, die letztlich für Baden-Württem-
berg bestimmt sind, in einem anderen Bundesland als Einfuhren regi-

striert werden, — und umgekehrt. Die Ausfuhr kann demgegenüber 
nach dem Herkunftsland (Bundesland), das in der Regel auch das Pro-
duktionsland ist, ermittelt werden, so daß hier die auch für den Arbeits. 

markt wichtige Relation zwischen Produktion und Ausfuhr für ein Bun-
desland hergestellt werden kann. Diese methodischen Unterschiede 
hinsichtlich der Aussagemöglichkeit von Ausfuhr und Einfuhr müssen 
bei den nachfolgenden Betrachtungen hingenommen werden. Wegen 

dieser methodischen Einschränkungen kann kein unmittelbarer Ver-
gleich zwischen absoluten Ein- und Ausfuhrzahlen gezogen werden. 

 

Dieses Jahrzehnt war gekennzeichnet durch die 
1973 mit der ersten Ölpreiskrise einsetzende 
Entwicklung einer drastischen und in der Folgezeit 
permanenten Verteuerung des Erdöls und weiterer 
Rohstoffe. Es stand weltweit auch im Zeichen 
starker Preisauftriebstendenzen, großer Leistungs-
bilanzungleichgewichte, verschärfter internationa-
ler Konkurrenz, gedrosselter Wachstumsraten und 
weitgestreuter, zunehmender Arbeitslosigkeit. 
Trotz dieser ungünstigen Rahmenbedingungen 
intensivierten sich die Austauschbeziehungen, wo-
mit allerdings teilweise bemerkenswerte Umstruk-
turierungen bei den sektoralen und regionalen Han-
delsströmen verbunden waren. Diese gingen vor 
allem zu Lasten des Warenverkehrs mit den westli-
chen Industriestaaten, in besonderem Maße mit 
den europäischen Ländern. Andererseits trat der 
Handel mit der Gruppe der erdölexportierenden 
Länder, den sogenannten OPEC-Staaten, stärker in 
den Vordergrund. 

1 
Die wirtschaftlichen Beziehungen beschränken 
sich allerdings keineswegs auf den Warenaus-
tausch allein, wenngleich dieser die mit Abstand 
wichtigsten Transaktionen umschließt (Tabelle 1). 
Daneben gewinnen die internationalen Ströme der 
getätigten Dienstleistungen sowie des Übertra-
gungs- und Kapitalverkehrs ständig an Bedeutung. 
So enthält z. B. die Dienstleistungsbilanz die auch 
für Baden-Württemberg bedeutungsvolle Position 
des Reiseverkehrs oder die Übertragungsbilanz 
weist die Heimatüberweisungen der Ausländer 
nach. Derartige Angaben liegen jedoch nicht für 
die Landesebene vor2. Dennoch sind wegen der 
zentralen Buchung im Zahlungsverkehr regional 
vereinzelte Positionen nachzuweisen, so im Bereich 
der Dienstleistungsbilanz die ausgetauschten Pa-
tente und Lizenzen und im Bereich der Kapitalbi-
lanz die Direktinvestitionen. Hierbei handelt es sich 
um Kapitalanlagen im Ausland, die mit einem 
unmittelbaren Einfluß auf die Geschäftstätigkeit 
des kapitalnehmenden Unternehmens verbunden 
slnd3. 

 

2 In Verbindung mit der Analyse der Internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen im diesjährigen Statistischen und prognostischen Jahresbe-
richt hat die Landeszentralbank in Verbindung mit der Bundesbank die 
Regionalisierbarkeit der einzelnen Positionen und der Zahlungsbilanz 
für die Landesebene überprüft. Die Daten zu den Direktinvestitionen 

wurden von der Landeszentralbank als Sonderaufbereitung zur Verfü-
gung gestellt-

 

3 § 56 Außenwirtschaftsverordnung. 
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Tabelle 1 

Ausgewählte Daten der Zahlungsbilanz für das 
Bundesgebiet 1970 und 1980 

Einnahmen Ausgaben 

Nachweisung 

Mill DM Mill DM 

Außenhandel 

Dienstleistungen 

darunter 
Reiseverkehr 

Übertragungen 

darunter 
Heimatüberweisungen 
ausländischer Arbeits-
kräfte 

10 1021)  12 861 t)  8 6482  27 3742) 

darunter 
Direktinvestitionen 

1) Anlagen Gebietsfremde im Bundesgebiet. — 2) Anlagen im Aus-
land. 

Ebenso gibt es Daten über die Kapitalanlagen für 
Investitionen Gebietsfremder in Baden-Württem-
berg, wobei allerdings zu beachten ist, daß der 
Unternehmenssitz für die regionale Zuordnung ent-
scheidend ist.Die im Ausland getätigten Direktinve-
stitionen haben seit Beginn der siebziger Jahre in 
der Bundesrepublik erheblich an Bedeutung ge-
wonnen besonders zu Lasten der Wertpapieranla-
gen. Mit einiger Verzögerung setzte diese Disposi-
tion ab 1976 auch in Baden-Württemberg ein. Ne-
ben der substitutiven Komponente von Direktinve-
stitionen — sie ersetzen partiell den Warenaus-
tausch — wird heute zunehmend ihre Bedeutung 
zur Erschließung und Erhaltung ausländischer 
Märkte herausgestellt. Sie stehen somit in ergän-
zender und stützender Beziehung zum Warenaus-
tausch, weshalb ihre Entwicklung für ein stark ex-
portabhängiges Land wie Baden-Württemberg von 
besonderer Bedeutung ist. 

Bundesrepublik Deutschland — zweitstärkste Welt-
handelsmacht 

Nach den Vereinigten Staaten von Amerika ist heu-
te die Bundesrepublik Deutschland vor Japan die 
zweitstärkste Welthandelsmacht; ihr Anteil am 
Weltwarenaustausch lag sowohl 1980 wie auch 
bereits 1970 bei gut einem Zehntel, wobei der Wert 
der Ausfuhr den der Einfuhr jeweils übertraf. Zwi-
schen 1970 und 1980 erhöhte sich der Export der 
Bundesrepublik auf fast das Dreifache von 125,3 
Mrd. DM auf 350,3 Mrd. DM. Im Jahr 1981 stieg er 
weiter auf 396,9 Mrd. DM an. 

Die Einfuhr verzeichnete im gleichen Zeitraum ein 
Anwachsen von 109,6 Mrd. DM auf 341,4 Mrd. DM 
und damit sogar auf über das Dreifache. 1981 belief 
sie sich auf 369,2 Mrd. DM. Der Saldo der bundes-
deutschen Warenausfuhr betrug zwischen 1970 und 
1972 jährlich um 20 Mrd. DM; zwischen 1973 ünd 
1978 erreichte er Werte von gut 30 bis etwa 40 Mrd. 
DM, 1974 waren es sogar 50 Mrd. DM. Ab 1979 
reduzierte sich der Außenhandelssaldo wieder — so 
betrug er 1979 mit 22 Mrd. DM nur gut die Hälfte 
des vorangegangenen Jahres (41 Mrd. DM). 1980 
ging der Außenhandelsüberschuß sogar auf 8,9 Mrd. 
DM zurück. Durch diese Entwicklung konnten ab 
1979 erstmals die tradionell stark defizitären 
Salden der Dienstleistungs- und Übertragungs-
bilanz nicht mehr ausgeglichen werden (1979: 
— 11,0 Mrd. DM, 1980: — 29,5 Mrd. DM). Durch 
den 1981 wieder deutlich höheren Außenhandels-
saldo (+27,9 Mrd. DM) betrug das Defizit der 
Leistungsbilanz in diesem Jahr nur noch — 17,1 
Mrd. DM. 

Unter Berücksichtigung der zwischenzeitlich einge-
tretenen Preissteigerungen betrug der Anstieg bei i 
der Ausfuhr real etwa das 2,2fache und bei der 
Einfuhr das 2,3fache. Diese starke Zunahme im 
Warenaustausch ist ganz entscheidend auf die all-
gemeine Liberalisierung des Außenhandels in Ver-
bindung mit der weltweiten Industrialisierung 
zurückzuführen, die es gestattete, Absatzorganisa-
tionen und entsprechende Kundendienste aufzu-
bauen. Zur Ausweitung vornehmlich des Exportge-
schäfts haben aber auch das gute Angebotssorti-
ment, der Qualitätsstandard und nicht zuletzt die 
Lieferfähigkeit unserer Industrie entscheidend bei-
getragen. Die Auf- bzw. Höherbewertungen der D-
Mark in den siebziger Jahren konnten dabei die 
Ausdehnung des Exportgeschäftes nicht aufhalten. 

Sowohl die Einfuhrpreise wie auch die Ausfuhr-
preise zeigten im vergangenen Jahrzehnt stark 
steigende Tendenz, wobei das durchschnittliche 
Preisniveau der Einfuhr, ausgenommen zu Beginn 
der siebziger Jahre, immer über dem der Ausfuhr 
lag. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß 
sich in dem besonders steilen Anstieg der Einfuhr-
preise in den Jahren 1973 und vor allem 1974 die 
allgemeine Rohstoffpreishausse, insbesondere die 
des Erdöls, niederschlug. So war der Gesamtindex 
(1970 =100) von 113 im Jahr 1973 auf 145 im Jahr 
1974 angestiegen, der Index für Rohstoffe und 
Halbwaren aber von 119 auf 195. Lediglich im Jahr 
1978 waren die Einfuhrpreise rückläufig (-5%) und 
die Ausfuhrpreise nahmen mit durchschnittlich l% 
gegenüber dem Vorjahr nur ganz geringfügig zu. In 
der Folgezeit zogen die Einfuhrpreise aufgrund der 
erneuten Ölpreisexplosion jedoch wiederaußeror-
dentlich an. Sie stiegen 1980 um fast 15% gegen-
über dem Vorjahr und erreichten im August 1981 

1970 1980 1970 1980 

125 276 

32 775 

4 853 

2 749 

350 328 109 606 341 380 

91 336 34 159 106 017 

12 056 10 230 37 818 

11 717 12 508 35 754 

 

5 000 6 900 

Langfristiger Kapital-
verkehr (privat) 

2176 2069 3 194 8 249 
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Schaubild 1 

Entwicklung der durchschnittlichen Import-
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erstmals wieder die 20%-Marke. Auch die Ausfuhr-
preise erhöhten sich. Ihre jährliche Steigerungsrate 
lag im selben Monat bei knapp 7%. Dies hatte zur 
Folge, daß die Durchschnittspreise der Einfuhr 
stärker anstiegen als die der Ausfuhr, so daß sich 
das Austauschverhältnis (terms of trade)4  nachhal-
tig zu Lasten der Bundesrepublik Deutschland ver-
schlechterte (Schaubild 1). 

Rund zwei Drittel des baden-württembergischen 
Außenhandels entfallen auf Europa 

Mit einem Ausfuhrwert von 59,3 Mrd. DM im Jahr 
1980 und 66,3 Mrd. DM im Jahr 1981 ist Baden-
Württemberg nach Nordrhein-Westfalen und vor 
Bayern das zweitwichtigste Exportland der Bun-
desrepublik. Sein Anteil am Gesamtexport des 
Bundes, der 1970 über 18% betrug und Mitte der 
siebziger Jahre auf 16% zurückgegangen war, be-
trug 198O'ünd 1981 knapp 17%. Das Schwerge-
wicht der baden-württembergischen Ausfuhr lag 
dabei in Europa, wenngleich der Anteil des Exports 
in diese Region zurückgegangen ist und mit einem 
Volumen von 39;4 Mrd. DM 1980 zwei Drittel der 
Gesamtexporte ausmachte, gegenüber noch 70% 
im Jahr 1970 (Tabelle 3). Insgesamt expandierten 
die Lieferungen Baden-Württembergs nach Europa 

4 Index der durchschnittlichen Ausfuhrpreise in %des Index der durch-

 

1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 schnittlichen Einfuhrpreise. 

Tabelle 2 

Der Außenhandel Baden-Württembergs und des Bundesgebietes mit Europäischen Ländern 

Ausfuhr (Spezialhandel) Einfuhrl) 

Baden. 
Württemberg 

Anteil am 
Bundesgebiet 

Baden. 
Württemberg 

Anteil am 
Bundesgebiet Bundesgebiet Bundesgebiet 

Jahr 

Mill. DM 

 

Mill, DM 

 

86967,6 15878,3 

103 818,2 18510,5 

153 408,2 24853,1 

172 163,7 27586.3 

187 599,0 30662,7 

243131,6 39381,2 

262 218,8 41 981,0 

125 276,2 22640,6 

149 022,7 26535,4 

230 578,2 37283,0 

256641,8 41942,1 

284 907,1 47698,2 

350327,7 59286,8 

396 898,3 66299,0 

Außenhandel mit Europäischen Ländern2) 

18,3 69492,9 11 050,3 15,9 

17,8 86104,1 13523,2 15,7 

16,2 108 375,3 16765,4 15,5 

16,0 136 202,0 20 866,5 15,3 

16,3 156 805,0 24069,2 15,3 

16,2 209 534,6 31 321,9 14,9 

16,0 228 483,6 33308.6 14,6 

Dagegen Außenhandel insgesamt 

18,1 109 605,9 15 155,7 13,8 

17,8 128744,2 18025,0 14,0 

16,2 179 732,6 24772,9 13,8 

16,3 222 173,1 30 172,5 13,6 

16,7 243 706,6 33659,1 13,8 

16,9 341 380,3 46540,5 13,6 

16,7 369 178,8 50 105,5 13,6 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 
1981 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 
1981 

1) Bundesgebiet: Spezialhandel, Baden-Württemberg: Generalhandel. —2) Ohne Staatshandelsländer. 
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Tabelle 3 

Anteil des Außenhandels mit EuropäischenLändern 
am gesamten Außenhandel in Baden-Württemberg 
und dem Bundesgebiet 

Ausfuhr 11 Einfuhr~) 

außerhalb Baden-Württembergs liegt. Allerdings 
nimmt das Land aufgrund seiner regionalen Lage 
eine bundesweit überdurchschnittlich starke Stel-
lung bei Importen aus der Schweiz, Österreich und 
Südeuropa ein. 

 

Bundes 
gebiet 

Bundes-
gebiet 

Baden 
Württemberg 

Baden 
Württemberg 

Starke sektorale Konzentration der Ausfuhr Jahr 

 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 
1981 

- 
1) Spezi Ihandel. - 2) Bundesgebiet: Spezialhandel, Baden-Württem. 
barg : Generalhandel. 

auf das Zweieinhalbfache des Jahres 1970 und da-
mit etwas weniger stark als die entsprechenden 
Ausfuhren im Bundesdurchschnitt. Daß die Aus-
fuhr in die europäischen Länder im letzten Jahr-
zehnt etwas an Gewicht verloren hat, ist die Folge 
des regionalen Umschichtungsprozesses zugun-
sten der devisenstarken Öllieferländer. Die regiona-
le Konzentration auf Europa hat dabei seit 1975 im 
Land etwas stärker abgenommen als im Bund (Ta-
belle 3). Baden-Württemberg hat seither seinen 
Aktionsradius durch den Handel mit den OPEC= 
Ländern stärker ausgeweitet. 

Die im Zuge einer allgemeinen Intensivierung der 
Außenhandelsbeziehungen angewachsenen Ge-
samteinfuhren Baden-Württembergs erreichten 
1980 einen Wert von 46,5 Mrd. DM und 1981 von 
50,1 Mrd. DM. Damit war auch der Anteil der Ein-
fuhr am Gesamtimport der Bundesrepublik mit je-
weils um 14% in den Jahren 1980 und 1981 nahezu 
konstant. Die Importe Baden-Württembergs aus 
den europäischen Ländern betrugen 1980 mit 31,3 
Mrd. DM nach nahezu kontinuierlichem Anstieg 
fast das Dreifache des Wertes von 1970 (11,1 Mrd. 
DM). Das entspricht 1980 einem Anteil"von etwas 
über zwei Dritteln am Gesamtimport des Landes. 
Noch 1970 belief sich dieser Anteil auf fast 73%. 
Dieser anteilsmäßige Rückgang ist vor allem im Zu-
sammenhang mit dem Vordringen der OPEC-Län-
der zu sehen, die im gleichen Zeitraum ihren Anteil 
von 7 auf 13% steigern konnten. Diese zunehmende 
Bedeutung ist im wesentlichen bestimmt durch die 
stark überdurchschnittlich gestiegenen Rohölprei-
se. 

Im Vergleich zur Bedeutung Baden-Württembergs 
im Rahmen der Bundesausfuhr ist der Anteil an der 
Einfuhr der Bundesrepublik geringer, was damit zu-
sammenhängt, daß der Hauptsitz vieler Importeure  

Am Exportgeschäft unseres Landes in die westeu-
ropäischen Länder waren, wenn auch in unter-
schiedlichem Ausmaß, alle Zweige des Produzie-
renden Gewerbes beteiligt. Traditionell zählen zu 
den wichtigsten Ausfuhrgütern Maschinen, Fahr-
zeuge und elektrotechnische Erzeugnisse. Auf 
diese drei Branchen zusammen entfielen 1980 über 
53% des Ausfuhrwertes in diese Länder (Tabelle 4). 
Von Bedeutung sind weiterhin die Exporte von che-
mischen Erzeugnissen und Textilien mit zusammen 
rund 15% unserer Lieferungen. Die sonstigen Waren-
arten traten dagegen zurück: ihre jeweiligen 
Anteile übertrafen die 4%-Grenze nicht (vgl. Ta-
belle 4). 

Gegenüber 1970 hat bei nachlassender sektoraler 
Konzentration gleichzeitig ein gewisser Struktur-
wandel stattgefunden. 1970 belief sich der Anteil 
der drei führenden Branchen im Exportgeschäft auf 
58% und in der Rangfolge präsentierte sich nach 
dem Maschinenbau die Elektrotechnik noch vor 
dem Fahrzeugbau. Letzterer nimmt 1980 die zweite 
Stelle ein; ebenfalls ihre Plätze getauscht haben die 
chemische Industrie und die Textilwirtschaft. Im 
einzelnen erhöhten sich die Anteile der Exporte bei 
Fahrzeugen und chemischen Erzeugnissen von 14% 
bzw. 7% im Jahr 1970 auf 16% bzw. 8% im Jahr 
1980, während sie bei Maschinen von 28 auf 23%, 
bei elektrotechnischen Erzeugnissen von 16 auf 
14% sowie bei Textilien von 8 auf 7% rückläufig 
waren. Das heißt aber, daß zwei der in den siebzi-
ger Jahren führenden Branchen, der Maschinenbau 
und die Elektrotechnik, Verschlechterungen hin-
nehmen mußten, während der Fahrzeugbau eine 
Verbesserung seiner Position erreichen konnte. 

Bemerkenswert ist ferner, daß das branchenmäßi-
ge Strukturbild beim Export nach Europa etwas von 
dem der Gesamtausfuhr abweicht. Maschinen- und 
Fahrzeugexporte repräsentieren 1980 im Waren-
verkehr mit den europäischen Ländern einen klei-
neren Anteil als bei der Gesamtausfuhr. Anderer-
seits sind die Exporte von elektrotechnischen und 
chemischen Erzeugnissen sowie von Textilien hier 
von größerem Gewicht. Von erheblicher Bedeu-
tung ist auch die heterogene Sammelposition 
„Übrige Waren" mit einem Anteil von einem Fünf-
tel. Die Exporte in die europäischen Länder sind 
also stärker diversifiziert als die Exporte in die übri-
ge Welt. Bei diesen ist eine noch höhere sektorale 
Konzentration speziell bei Maschinen und beim 

69,4 70,1 63,4 72,9 

69,7 69,8 66,9 75,0 

66,5 66,7 60,3 67,7 
67,1 65,8 61,3 69,2 
65,8 64,3 64,3 71,5 
69,4 66,4 61,4 67,3 
66,1 63,3 61,9 66,5 
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Tabelle 4 

Warenstruktur der Ausfuhr in die Europäischen Länder - 

19eo 1970 Anteil 
am Bundes 
gebiet 1980 

in % 
Waren Anteil 

in 
Anteil 

in Mill. DM Mill. DM 

 

Insgesamt 
davon 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Chemische Erzeugnisse 
Textilien 
Eisenwaren 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Waren aus NE-Metallen 
Uhren 
Übrige Waren 

Ausfuhr in die Europäischen Länder1) 
15878,3 100 

4416,4 27,8 
2207,1 13,9 
2595,6 16,3 
1 063,7 6,7 
1 242,9 7,8 

600,2 3,8 
532,5 3„4 
473,4 3,0 
256,5 1,6 

2490,0 15,7  

39381,2 

9 102,6 
6473,4 
5445,0 
3241,1 
2739,8 
1 553,3 
1 296,2 
1 094,0 

381,5 
8054,3 

100 16,2 

23,1 24,8 
16,4 17,5 
13,8 23,3 
8,2 10,2 
7,0 18,7 
3,9 16,3 
3,3 29,6 
2,8 29,7 
1,0 75,3 

20,5 9,9 

insgesamt 
davon 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Chemische Erzeugnisse 
Textilien 
Eisenwaren 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Waren aus NE-Metallen 
Uhren 
Übrige Waren 

1) Ohne Staatshandelsländer. 

Dagegen Ausfuhr insgesamt 

100 16,9 

25,6 24,3 
22,3 23,3 
13,0 22,7 
7,3 9,2 
5,6 1816 
3,4 14,0 
3,4 30,5 
2,3 30.2 
1,0 77,2 

16,0 9.0 

22640,6 100 59286,8 

15201,8 
13245,4 

7 713,0 
4311,5 
3298,9 
2018,3 
2016,3 
1 391,8 

579,4 
9510,4 

6740,9 
4059,9 
3 233,7 
1 409,3 
1 532.2 

734,9 
813,8 
606,5 
425,3 

3084,1 

29,8 
17,9 
14,3 
6,2 
6;8 
3,3 
3,6 
2,7 
1,9 

13,6 

Fahrzeugbau zu verzeichnen. Die Bedeutung der 

Exportgeschäfte der Branchen des Landes für die 
jeweilige Bundesausfuhr ist nicht nur bei den großen, 

sondern auch bei einigen kleinen Sparten sehr er-

heblich und liegt mit Ausnahme der chemischen 

Erzeugnisse weit über dem Durchschnitt von gut 
16% Anteil am Bund. Dies gilt sowohl für die Aus-
fuhren nach Europa wie in die übrige Welt. So 
kommen beispielsweise drei von vier aus der Bun-
desrepublik in die europäischen Länder exportier-

ten Uhren aus Baden-Württemberg. Bei feinme-
chanischen und optischen Erzeugnissen sowie bei 

Waren aus NE-Metallen beläuft sich der Anteil Ba-
den-Württembergs auf jeweils rund 30%, bei Ma-
schinen und elektrotechnischen Erzeugnissen liegt 
er immerhin noch bei rund einem Viertel. 

Seit 1970 nur geringer regionaler Strukturwandel im 
Export mit den europäischen Ländern 

Bei den westeuropäischen Ländern sind im wesent-
lichen drei Gruppierungen zu unterscheiden: Es sind 
dies die Länder der EG, der EFTA und die nicht zu-
sammengeschlossenen Länder. Mit rund 42% des 
Gesamtwertes der Ausfuhr dominierte 1980 die EG5 

5 Gemeinschaft der Zehn. Stand 1.1.1981.  

eindeutig vor der EFTA mit 20%. Nur 4% entfielen 

auf die übrigen europäischen Staaten (Tabelle 5). Der 
stufenweise Zollabbau innerhalb der EG und der 

EFTA sowie untereinander im Rahmen geschlossener 
Freihandelsabkommen, die Erweiterung der Ge-
meinschaft sowie eine Reihe von Assoziierungsab-

kommen mit anderen Ländern bewirkten eine Aus-
dehnung des privilegierten Handelsraumes. Während 

noch die sechziger Jahre gekennzeichnet waren von 
einer zunehmenden Konzentrationstendenz in Rich-
tung Gemeinschaft, waren die siebziger Jahre 
geprägt von einer Phase der Konsolidierung im 

europäischen Raum bei gleichzeitig verstärkter Hin-

wendung zu neuen Märkten der Dritten Welt, ins-

besondere der devisenstarken Erdöllieferländer. 

Das Schwergewicht der Ausfuhr in die insgesamt 

23 europäischen Länder lag bei acht Handelspart-
nern. Nach der Größe des Exportvolumens geord-
net waren dies Frankreich, Italien, die Schweiz, die 
Niederlande, Österreich, Großbritannien, Belgien-
Luxemburg und Schweden. Allein auf sie entfiel 
fast die Hälfte der Gesamtexporte Baden-Württem-
bergs. Es ist dabei nur folgerichtig, daß die wich-
tigsten europäischen Kunden baden-württembergi-

scher Erzeugnisse heute-alle zur EG oder zur EFTA 
zählen. 
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Tabelle 5 

Struktur und Entwicklung der Ausfuhr in die Europäischen Länder 
          

Ländergruppierung 
Ausgewählte Länder 

  1970   1980   Anteil 
am Bundes 
gebiet 1980 

in % 
 

Mill, DM 

 

Anteil 
in Mill. DM 

 

Anteil 
in 

                     

Ausfuhr insgesamt 22640,6 100 59286,8 . 100 16,9 

EG-Länden ) 
EFTA-Länder 

Übriges Europa2) 

Europe—)  zusammen 

  

Nach Ländergruppierungen 

10086,2 44,5 25246,9 42,6 14,7 
4851,5 21,4 12014,2 20,3 20,4 

940,6 4,2 2120,1 3,6 17,5 
15878,3 70,1 39381,2 66,4 16,2 

Frankreich 
Italien 
Schweiz 
Niederlande 
Österreich 
Großbritannien 
Belgien-Luxemburg 
Schweden 
Jugoslawien 
Spanien 
Dänemark 
Norwegen 
Finnland 

Griechenland 
Portugal 
Türkei 
Republik Irland 

Nach ausgewählten Europäischen Ländern 

3204,3 14,2 
2249,7 9,9 
2136,0 9,4 
1 832,7 8,1 
1 099,8 4,9 

843,7 3,7 
1 220,8 5,4 

882,9 3,9 
474,9 2,1 
344,7 1,5 
463,7 2,0 
279,3 1,2 
250,8 1,1 
210,7 0,9 
189,4 0,8 
112,5 0,5 
61,2 0,3  

8 331,0 14,1 17,9 
5330,2 9,0 17,8 
5073,0 8,6 25,4 
3996,4 6,7 12,0 
3664,7 6,2 19,0 
3346,9 5,6 14,6 
2788,7 4,7 10,1 
1 775,5 3,0 17,5 

945,9 1,6 18,2 
860,9 1,5 17,0 
769,1 1,3 11,5 

659,0 1,1 16,4 
535,9 0,9 16,2 
517,3 0,9 13,7 
285,2 0,5 13,6 
263,8 0,4 16,3 
167,4 0,3 12,6 

1) Einschließlich Griechenland, Beitritt zur EG-Januar 1981. —2) Ohne Staatshandelsländer. 

Gegenüber 1970 hat sich, abgesehen von einigen 
geringfügigen Verschiebungen in der Rangfolge, 
keine grundlegende Verlagerung unserer Export-
ströme im europäischen Raum ergeben. Bereits da-
mals zählten die drei EG-Länder Frankreich, Italien 
und die Niederlande sowie die EFTA-Staaten 
Schweiz und Österreich zu den fünf bedeutendsten 
europäischen Abnehmern baden-württembergi-
scher Produkte. Lediglich Großbritannien hat ge-
genüber 1970 einen Sprung vom achten auf den 
sechsten Platz in der Kundenskala gemacht, wäh-
rend Dänemark leicht an Gewicht einbüßte. Im 
übrigen haben innerhalb des letzten Jahrzehnts 
fast alle Länder etwas an Gewicht verloren, mit 
Ausnahme Großbritanniens und Österreichs. Diese 
Entwicklung führte insgesamt zu einer etwas nach-
lassenden regionalen Konzentration bei der Aus-
fuhr des Landes. 

Ein Vergleich der regionalen Exportstruktur Baden-
Württembergs und der Bundesrepublik zeigt deut-
lich einen mehr oder weniger überdurchschnittli-
chen Anteil unseres Landes an den Bundesausfuh-
ren in die Länder Schweiz, Österreich, Frankreich, 
Italien, Jugoslawien und Schweden. So geht bei-
spielsweise jede vierte D-Mark aus dem Exporter-
lös der Bundesrepublik mit der Schweiz nach Ba-  

den-Württemberg. Von weit unterdurchschnittli-
cher Bedeutung ist dagegen der Exportanteil Ba-
den-Württembergs im Warenverkehr mit Belgien-
Luxemburg (10%), mit den Niederlanden und mit 
Dänemark (jeweils 12%). Dieses nach Verbrauchs-
ländern unterschiedliche Gewicht Baden-Württem-
bergs an der Bundesausfuhr ist im Zusammenhang 
mit regionalen Gesichtspunkten (Nachbarland) so-
wie mit der spezifischen.lmportstruktur des jeweili-
gen Verbrauchslandes zu sehen. 

Erhebliche branchenmäßige Veränderungen bei 
Importen 

Bei der Einfuhr aus den europäischen Ländern han-
delt es sich zum überwiegenden Teil um Fertigwa-
ren. Dies bestätigt die allgemeine Tendenz, daß 
sich der Handel zwischen hochentwickelten Län-
dern mit ausdifferenzierten Produkten derselben 
Branche abwickelt. Im Gegensatz zur Gesamtein-
fuhr, bei der Erdöl 1980 mit rund 14% wichtigstes . 
Importgut ist, führen deshalb in der Rangfolge der 
Einfuhren aus Europa chemische Erzeugnisse 
(13%), Textilien (10%), Maschinen (10%), elektro-
technische Erzeugnisse (8%) und Fahrzeuge (8%). 
Auf diese fünf Branchen, die für die baden-würt-
tembergische Erzeugung selbst typisch sind und 
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auch im Ausfuhrgeschäft dominieren, entfiel 1980 
immerhin ein Anteil von fast der Hälfte unserer 
Importe aus diesem Raum (Anhang Tabelle 17). Die 
Kraftfahrzeuge waren dabei entsprechend dem Fir-
mensitz des Hauptimporteurs überwiegend italieni-

.scher Herkunft. Bei Textilien führte Italien vor 
Frankreich. Maschinen und elektrotechnische 
Erzeugnisse waren meist französischen oder 
schweizerischen Ursprungs; auch chemische Pro-
dukte wurden vor allem aus der Schweiz und aus 
Frankreich importiert. Bei den Einfuhren von Gü-
tern der Ernährungswirtschaft spielten die Nieder-
lande die größte Rolle. 

Gegenüber 1970 hat sich die Rangfolge der einzel-
nen Branchen bei den baden-württembergischen 
Importen aus Europa merklich geändert. Damals 
führten Erzeugnisse des Maschinenbaus (13%) vor 
Textilien (12%) und chemischen Erzeugnissen 
(10%). Zwischenzeitlich verringerte sich der Anteil 
der Maschineneinfuhren deutlich. Leicht rückläufig 
war auch das Gewicht der Textilimporte. Dagegen 
verzeichneten die Einfuhren von chemischen 
Erzeugnissen starke und von elektrotechnischen 
Erzeugnissen leichte anteilmäßige Zunahmen. Be-
merkenswert ist in diesem Zusammenhang 
schließlich noch die beachtliche anteilmäßige Zu-
nahme bei den Einfuhren von Kraftstoffen, Schmier-
ölen und Erdgas aus den europäischen Ländern. 
Ihr Gewicht erhöhte sich von 3 auf 7%, wobei aller-
dings insbesondere hier der Effekt steigender Prei-
se zu berücksichtigen ist. 

Bei den Einfuhren Baden-Württembergs spielen -
gemessen an den Importen der Bundesrepublik aus 
Europa - gerade diejenigen Branchen eine über-
durchschnittliche Rolle, die auch im Exportge-
schäft dominieren. Hier sind vor allem Uhren, fein-
mechanische und optische Erzeugnisse, Waren aus 
NE-Metallen und Holzmasse zu nennen. Aber auch 
bei elektrotechnischen Erzeugnissen und Maschi-
nen sind die Anteile Baden-Württembergs noch 
überdurchschnittlich. Dagegen kommt den Impor-
ten sowohl von Erdöl wie auch von Kraftstoffen, 
Schmierölen und Erdgas eine weit unter dem 
Durchschnitt liegende Bedeutung zu. Daß dies le-
diglich auf regionale Gründe zurückzuführen ist, 
wird dadurch deutlich, daß bei den Gesarnteinfuh-
ren von Erdöl Baden-Württemberg mit 15% sogar 
etwas überdurchschnittlich an der Bundeseinfuhr 
partizipiert. 

 

Erwähnt sei schließlich auch, daß bei den im 
Einfuhrgeschäft dominierenden Branchen der 
Anteil Baden-Württembergs bei der Einfuhr aus 
Europa stets höher liegt als bei der Gesamtein-
fuhr. 

Importanteil aus EG-Gründungsländern rückläufig 

Von der Gesamteinfuhr Baden-Württembergs 
entfielen 1980 allein 46% auf die EG und 18% auf 
die EFTA. Da die EG-Länder in den siebziger Jahren 
als Bezugsquelle deutlich an Gewicht verloren hat-
ten, ging der Anteil der westeuropäischen Länder 
an der Gesamteinfuhr unseres Landes von 73% im 
Jahr 1970 auf 67% im Jahr 1980 zurück (Tabelle 6). 

Wie bei der Ausfuhr lag auch bei der Einfuhr das 
Schwergewicht der Importe bei Frankreich, gefolgt 
von Italien, der Schweiz, den Niederlanden und 
Belgien-Luxemburg. Auf diese Länder entfiel rund 
die Hälfte unserer Gesamteinfuhren. 1970 waren 
es noch 60%. Obwohl der Anteil der „klassischen" 
EG-Mitgliedstaaten an den Importen des Landes 
im vergangenen Jahrzehnt zurückgegangen ist, war 
die Rangfolge 1980 auf den ersten sieben Plätzen 
bei der Einfuhr aus europäischen Ländern mit der 
von 1970 identisch, wobei allerdings die Schweiz, 
Großbritannien und Österreich im Beobachtungs-
zeitraum spürbar an Gewicht gewonnen haben. 
Das heißt aber auch, daß der anteilmäßige Rück-
gang der Einfuhren aus den Gründungsländern 
der EG nicht.nur auf den Strukturwandel bei der 
Einfuhr — infolge der gestiegenen Bedeutung der 
Erdöleinfuhren, die hauptsächlich aus dem außer-
europäischen Raum kommen — zurückzuführen 
sind. 

Gemessen an der gesamten Bundeseinfuhr hat Ba-
den-Württemberg einen Anteil von %%, was in 
etwa auch dem Anteil aus dem europäischen Raum 
entspricht. Deutlich höher dagegen ist das Gewicht 
der EFTA-Länder. Ein Fünftel der Importe des Bun-
des aus diesem Raum gehen nach Baden-Württem-
berg als erstem Zielland, besonders für Produkte 
aus der Schweiz konzentrieren sich aufgrund der 
regionalen Nähe Importeure in unserem Land. 
Baden-Württembergs Anteil beträgt hier immerhin 
fast 42% am Bundesimport (Österreich 18%). Mit 
21%bzw. 20% sind auch die Einfuhranteile Baden-
Württembergs aus einigen EG-Ländern wie 
Frankreich und Italien überdurchschnittlich hoch, 
wie auch jeweils mit 17% aus Spanien und Grie-
chenland. Dagegen kommt den baden-württem-
bergischen Einfuhren aus Norwegen, Dänemark, 
den Niederlanden, Großbritannien, Schweden 
und Finnland ein weit unterdurchschnittliches 
Gewicht an der jeweiligen Bundeseinfuhr zu. 

Seit 1976 überwiegt der Kapitalexport 

Neben dem Austausch von Waren (und Dienstlei-
stungen) ist die Investitionstätigkeit im Ausland ge-
rade in den siebziger Jahren ein zunehmend wich-
tiger Aktionsparameter der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen geworden. Hierfür mögen im 
einzelnen ganz unterschiedliche Gründe maßge-
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Tabelle 6 

Struktur und Entwicklung der Einfuhr aus den Europäischen Ländern 

1970 1980 
Ländergruppierung Anteil 

AusJewähl ie Länder Anteil Anteil am Bundes-

 

Mill. DM in Mill. DM in gebiet 1980 

% in % 

Einfuhr insgesamt 

EG-Länderl  ) 

EFTA-Länder 

Übriges Eurooa2) 

Europa2) zusammen 

15 155,7 100 

Nach Ländergruppierungen 

Nach ausgewählten Europäischen Ländern 

46540,5 100 13,6 

8369,7 55,2 21 689,5 46,6 13,5 
2288,2 15,1 8 290.1 17,8 20.1 

392,4 2,6 13423 2,9 16,5 
11 050,3 72,9 31321,9 67,3 14,9 

Frankreich 3023,1 19,9 7820,7 16,8 27 4 
Italien .2210,0 14;6 547.1,2 11,8 20,2 
Schweiz 1 370,1 9,0 5 123,7 11,0 42,2 
Niederlande 1 309,0 86 2986.1 6,4 7,6 
Belgien-Luxemburg 1201,5 7,9 2550,9 5,5 104 
Großbritannien 456,7 30 1 958,1 4,2 8,6 
Österreich 383.9 2,5 1805,3 3,9 18,4 
Spanien 187,8 1,2 764.5 1,6 17,3 
Schweden 291,0 1,9 681,7 1,5 9,4 
Griechenland 91,7 0,6 479,4 1,0 17,4 
Jugoslawien 168,0 1,1 368,1 0.8 15,8 -

 

Finnland 75,5 0,5 260,2 0,6 8,8 
Norwegen 108,5 0,7 253,8 0,5 3,3 
Dänemark 63,0 0,4 241,9 0,5 4,2 
Republik Irland 14,6 0,1 181,2 0,4 11,9 
Türkei 42.2 0,3 161,1 0,3 15,2 
Portugal 38,9 0,3 121.8 0,3 10,2 

1) Einschließlich Griechenland, Beitritt zur EG Januar 1981. -.2) Ohne Staatshandelsländer. 

bend sein: Die Aufwertung der D-Mark begünstigte 
den Erwerb ausländischer Anlagen, während sie die 
Exporte verteuerte; günstigere Produktionsmöglich-
keiten ergaben sich durch niedrigere Lohnstückko-
sten; ein hoher Export erfordert bei zuneh-
mender internationaler Konkurrenz sowohl die 
marktnähere Produktion wie auch die Absicherung 
des Marktes durch vielfältige Leistungen; oftmals 
ist eine Markterschließung im Ausland überhaupt 
erst durch die vorhergehende Investition möglich. 
Wie immer auch im einzelnen die Zusammenhänge 
und die Beziehungen zwischen Außenhandel und 
Direktinvestitionen gestaltet sein mögen, es läßt 
sich feststellen, daß Baden-Württemberg in den 
Ländern am meisten investiert - das sind die USA 
und Frankreich —, mit denen auch die Austausch-
beziehungen am stärksten bzw. sehr stark sind. 
Daß die USA an erster Stelle rangieren, verdeutlicht 
allerdings, daß neben der regionalen Nähe und der 
Intensität der Handelsbeziehungen auch die Attrak-
tivität und Größe eines Marktes von entscheidender 
Bedeutung für die Anlagedispositionen sind. Ende - 
1981 erreichten die seit 1952 insgesamt getätigten 
baden-württembergischen Direktinvestitionen im 
Ausland einen Betrag von 9,3 Mrd. DM. Davon wur-  

den bis 19766 also in einem knappen Vierteljahr-
hundert, 4,9 Mrd. DM investiert, dagegen in den 
nur fünf Jahren bis 1981 4,4 Mrd. DM oder 47%. 
Damit war die Investitionstätigkeit des Landes im 
Ausland in dieser Zeit erheblich stärker als im 
Bund. Hier betrug die durchschnittliche jährliche 
Zuwachsrate 9%, während sie im Land bei 18% 
lag. Trotz dieser erheblichen Anstrengungen ist der 
Anteil der baden-württembergischen Direktinvesti-
tionen an denen des Bundesgebiets — die aufad-
diert bis 1981 ein Volumen von 74,2 Mrd. DM er-
geben — mit etwa 11% nach wie vor im Vergleich 
zu anderen Indikatoren weit unterdurchschnitt-
lich. Umgekehrt ist Baden-Württemberg für aus-
ländische Investoren ein attraktives Anlageland. 
Mit 10,7 Mrd. DM (Zeitraum 1961 bis 1981) wur-
den 18% der von Gebietsfremden im Bund getätig-
ten Kapitalanlagen in Baden-Württemberg investiert, 
3/4 hiervon flossen allein schon vor 1976 ins Land. 

War noch in der Zeit von 1971 bis 1975 für Baden-
Württemberg ein kumulierter Nettokapitalimport 

6 Der regelmäßige Ausweis der Direktinvestitionen (Nettokapitallei-
stungen) nach Ländern und Branchen durch die LZB erfolgt seit 1976. 
Die Nettokapitalleistungen sind nach dem Sitz des Unternehmens mel-
depflichtig_ 

129 



  

166,7 8 0,1 

  

7 0,1 

38,4 27,1 

0.2 260,0 

0,5 
0,4 
0,8 
6,6 

46 
40 
74 

610 

0,0 
25,0 
64,4 
63,5 

9 270 

4 984 

4 250 

2 566 

100 

53,8 

45,8 

27,7 

88,8 

61,7 

64,9 

85,4 

10 688 

6 439 

6 419 

2319 

100 

60,2 

60,1 

21,7 

32.6 
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4,0 

12,8 
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60,8 

31,2 

45,3 

60 
276 

3 755 

18 

0,6 
2,6 

35,1 

-21,1 
961,5 

20,2 

für Investitionen in Höhe von insgesamt 1,9 Mrd. 
DM zu verzeichnen, so trat danach ein Umbruch im 
Saldo der Ströme der Nettokapitalleistungen ein, —
er war im Bund schon 1974 eingetreten. Für die 
Jahre 1976 bis 1981 ergab sich ein Nettokapitalex-
port für Investitionen in Höhe von insgesamt 1,7 
Mrd. DM. Dabei hatte das Land im Jahr 1980 mit 
818 Mill. DM seinen bislang höchsten entsprechen-
den Nettokapitalexport zu verzeichnen. Den baden-
württembergischen Direktinvestitionen in Höhe von 
921 Mill. DM standen ausländische Direktinvestitio-
nen in Baden-Württemberg in Höhe von 103 Mill. 
DM gegenüber. Die Veränderung der Kapitalströme 
für Investitionen trat gegenüber den EG-Ländern 
erst erheblich später, und zwar ab 1979 ein. In den 
beiden Jahren 1979 und 1980 wurden in diesem 
Raum Direktinvestitionen in Höhe von 445 Mill. DM 
geschaffen, das sind immerhin schon 32% des seit-
herigen Nettokapitalexports für Investitionen. Ein 
deutlicher Nettokapitalimport in Höhe von 543 
Mill. DM (ab 1976) ist nach wie vor für die Schweiz 
festzustellen. Aber auch die Direktinvestition dieses 
Landes in Baden-Württemberg gehen im Trend 
deutlich zurück. Die Veränderungen in den Strö-
men der Nettokapitalleistungen sind das Ergebnis 
zweier gegenläufiger Entwicklungen: Den tenden-
ziell steigenden Auslandsinvestitionen stehen dem 
Trend nach abnehmende ausländische Kapitalanla-  

gen in unserem Land gegenüber. Ursächlich hierfür 
dürften zum einen die Aufwertung der D-Mark sein, 
wie auch das Kostengefälle gegenüber dem Ausland. 
Weiterhin dürfte die Sicherung und der Ausbau 
von Exportmärkten eine wichtige Rolle spielen. 

Uber die Hälfte der baden-württembergischen 
Direktinvestitionen gingen nach Europa 

Die seit 1952 insgesamt getätigten baden-würt-
tembergischen Direktinvestitionen in Europa betru-
gen 1981 rund 5,0 Mrd. DM. Damit flossen 54% der 
baden-württembergischen Direktinvestitionen in 
europäische Länder, das ist etwas mehr als im Bun-
desdurchschnitt (51%). 46% gingen in die Indu-
strieländer Europas, 8% in die Entwicklungsländer 
(Tabe//e 7). Mit diesen Relationen ist die regionale 
Konzentration der Anlageinvestitionen deutlich 
geringer als die der Warenausfuhr. Immerhin ge-
gehen über 46% der Direktinvestitionen in die übri-
ge Welt, während es vom Export nur etwa ein Drit-
tel ist. 

Etwas mehr als ein Viertel der baden-württember-
gischen Direktinvestitionen befinden sich in den 
Ländern der EG. Weit über die Hälfte (52%) hiervon 
wurde wiederum in Frankreich (1,3 Mrd. DM) ange-
legt, das sind immerhin 14% der baden-württem-

 

Tabelle 7 

Baden-württembergische Direktinvestitionen im Ausland und Direktinvestitionen Gebietsfremder in 
Baden-Württemberg 1981 

Baden-württembergische Direktinvestitlonen 
im Auslandt) 

Direktinvestitionen Gebietsfremder 
i n ,B aden- W ü rttem be(g 2) 

Länder 
Veränderung 

1981 gegen 1976 
in % 

Veränderung 
1981 gegen 1976 

in % 
Anteil in % Anteil in % Mill. DM Mill. DM 

Insgesamt 

Europa 

1 ndustrieländer 

EG-Länder 

darunter 
Belgien,. Luxemburg 
Frankreich 
Großbritannien 
Italien 
Niederlande 

Ubrige Industrieländer 

dar  neer 
Österreich 
Schweden 
Schweiz 

E ntw ick 1 u ngslä ncier31 

darunter 
Griechenland 
Jugoslawien 
Portugal 
Spanien 
Türkei 

1) Seit 1952 kumulierte Jahressalden. - 2) Seit 1961 kumulierte Jahressalden. - 3) Vgl. S. 134 
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bergischen Direktinvestitionen im gesamten Aus-
land. Frankreich ist damit hinter den USA das be-
liebteste Investitionsland baden-württembergi-
scher Anlagen. Die EG-Länder haben in den ver-
gangenen Jahren als Anlageraum an Bedeutung 
gewonnen. Seit 1976 stiegen die Investitionsanla-
gen in Europa um 62%, in den EG-Ländern aber um 
85%. 

Auf die übrigen Industrieländer Europas entfiel 
etwas weniger als ein Fünftel der baden-württem-
bergischen Kapitalanlagen für Investitionen im 
Ausland. Hier hat die Schweiz das größte Gewicht, 
sie weist traditionell besonders starke Kapitalver-
flechtungen mit Baden-Württemberg auf (1186 
Mill. DM aufaddierte Anlagen für Investitionen 
1952 bis 1981). Nach Österreich flossen im gleichen 
.Zeitraum 373 Mill. DM. Der Anstieg seit 1976 be-
trug für Österreich jedoch 61 %; für die Schweiz 
31 %. In den europäischen Entwicklungsländern 
wurden seit 1952 735 Mill. DM investiert. Davon 
entfielen 610 Mill. DM auf Spanien. 

Mit 60% oder 6,4 Mrd. DM liegt das Schwerge-
wicht auch bei den Direktinvestitionen Gebiets-
fremder in Baden-Württemberg bei Europa. Aller-
dings weisen sie eine andere regionale Verteilung 
auf als die für Investitionen getätigten Kapitaltrans-
aktionen der baden-württembergischen Investo-
ren. So kommen aus dem EG-Raum nur knapp 
22%, wobei Großbritannien und die Niederlande 
die größte Bedeutung haben. Franzosen und Italie-
ner haben demgegenüber bisher kaum in unserem 
Land investiert. Mit gut 35% bzw. 3,8 Mrd. DM 
wurden bisher allein aus der Schweiz doppelt so 
viel investive Kapitalanlagen in unserem Land getä-
tigt wie aus der EG. Allerdings ist die Tendenz hier 
rückläufig. 

In der Aufgliederung der baden-württembergi-
schen Kapitalanlagen für Investitionen im Ausland 
nach Branchenzugehörigkeit des Investors spiegelt 
sich in etwa die Wirtschaftsstruktur unseres Lan-
des wider. Allerdings zeigt sich bei der sektoralen 
Betrachtung, daß die Konzentration der Direkt-

 

investitionen erheblich unter der der Warenausfuhr 
liegt und entsprechend breiter streut (Anhang Ta-
belle 18). Wenngleich die sektorale Abgrenzung 
methodisch-statistisch nicht voll vergleichbar ist, 
so zeichnet sich doch ab, daß die Unternehmen der 
Bereiche Elektrotechnik, Fahrzeug- und Maschi-
nenbau knapp die Hälfte der Direktinvestitionen im 
Ausland tätigen, während beim Export die entspre-
chenden Produktgruppen knapp zwei Drittel des 
Gesamtexports auf sich vereinigen. 

Mit über einem Fünftel (21% oder 1897 Mill. DM) 
der gesamten Direktinvestitionen des Landes tritt 
der Wirtschaftszweig Elektrotechnik und Elektronik  

als größter Investor im Ausland auf. Das sind fast 
ein Viertel der Direktinvestitionen dieses Industrie-
zweiges des Bundesgebiets. Die Zunahme seit 
1976 beträgt hier 68% und liegt deutlich unter dem 
Durchschnitt von 89%. Es folgt der Straßenfahr-
zeugbau, auf den mit 1401 Mill. DM etwa 15% der 
baden-württembergischen Kapitalanlagen im Aus-
land entfallen (+101%). Der Anteil an den Nettoka-
pitalleistungen des Bundes dieser Branche liegt 
ebenfalls fast bei einem Viertel (23%). Zwar folgt 
als weitere wichtige Branche der Maschinenbau 
mit 1091 Mill. DM (12%), das entspricht einem 
Anteil am Bundesgebiet von fast 17%. Im Vergleich 
zum sonstigen Gewicht dieser Branche wird jedoch 
deutlich, daß der Maschinenbau Baden-Württem-
bergs bisher Auslandsengagements zurückhaltend 
getätigt hat, was mit seiner spezifischen Produkt-
palette (Spezialfertigung) wie auch mit der mittel-
ständischen Struktur zusammenhängen dürfte. 

Demgegenüber ist der baden-württembergische 
Maschinenbau für ausländische Investoren 
durchaus attraktiv. So wurden mit 1,7 Mrd. DM 
(Zeitraum 1961 bis 1980) 16% aller Anlagen hier ge-
tätigt. Mit 12% spielt auch die Chemische Industrie 
eine größe Rolle. Pin der Spitze liegt allerdings die 
Elektrotechnik und Elektronik mit 2,1 Mrd. DM oder 
19%. Dieser Bereich weist somit die intensivsten 
internationalen Kapitalverflechtungen für Investi-
tionen aus. 

Zusammenfassung 
7 

— Mit einem Ausfuhrwert von rund 66,3 Mrd. DM 
im Jahr 1981 ist Baden-Württemberg das zweit-
wichtigste Exportland der Bundesrepublik; sein 
Anteil an der Bundesausfuhr beträgt 17%. Auch 
bei der Einfuhr belegt Baden-Württemberg den 
zweiten Platz. 1981 ist es mit rund 50,1 Mrd. DM 
oder knapp 14% am Gesamtimport der Bundes-
republik beteiligt. 

— Das Schwergewicht im Außenhandel liegt in 
Europa. Zwei Drittel des Außenhandelsvolumens 
Baden-Württembergs entfallen auf die west-
europäischen Länder (39,4 Mrd. DM). Ihr Anteil 
ist allerdings zu Gunsten der devisenstarken 
Öllieferländer im letzten Jahrzehnt leicht zurück-
gegangen. 

— Die Ausfuhr ist branchenmäßig stark auf Ma-
schinen, Fahrzeuge und elektrotechnische Er-
zeugnisse konzentriert. Sowohl bei der Gesamt-
ausfuhr (61%) als auch beim Export nach Europa 
(53%) entfällt über die Hälfte des Ausfuhrwertes 
auf diese drei Branchen. Allerdings ist dieser 
Anteil gegenüber 1970 zurückgegangen, wobei 
der Maschinenbau und die Elektrotechnik Ver-
schlechterungen hinnehmen mußten, der Fahr-
zeugbau dagegen eine Verbesserung seiner 
Position erreichen konnte. 
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— Fast alle im Exportgeschäft Baden-Württem-
bergs führenden Branchen haben im Rahmen 
desjeweiligen Bundesexports nach Europa eine 
über dem Durchschnitt (16%) liegende Bedeu-
tung. Eine Ausnahme stellen die Ausfuhren von 
chemischen Erzeugnissen dar, bei denen Baden-
Württemberg nur mit einem Anteil von 10% an 
der Bundesausfuhr vertreten ist. 

— Seit 1970 hat sich die Rangfolge der bedeu-
tendsten Kunden aus dem europäischen Raum 
nur wenig geändert. Nach wie vor sind Frank-
reich, Italien und die Schweiz Spitzenreiter. 
Besonders hoch ist der Anteil Baden-Württem-
bergs an den Bundesexporten bei den Ausfuh-
ren in die Nachbarländer Schweiz (25%), Öster-
reich (19%) und Frankreich (18%) sowie nach 
Jugoslawien, Italien, Schweden (je 18%) und 
Spanien (17%). 

- Gegenüber 1970 hat sich die Rangfolge der 
wichtigsten Branchen bei den Importen aus 
Europa merklich geändert. Wichtigste Importer-
zeugnisse sind heute chemische Erzeugnisse, 
Textilien und Maschinen gefolgt von elektro-
technischen Erzeugnissen und Fahrzeugen. 

 

- Der Anteil der EG-Gründungsländeram Import 
war zwar im letzten Jahrzehnt rückläufig, in der 
Rangfolge innerhalb dieser Gemeinschaft ergab _ 
sich allerdings keine Veränderung. 

- Ende 1981 erreichten die seit 1952 insgesamt 
getätigten baden-württembergischen Direkt-
investitionen im Ausland einen Betrag von 
9,3 Mrd. DM. Davon wurden bis 1976 also in 
einem knappen Vierteljahrhundert, 4,9 Mrd. DM  

investiert; dagegen in den Jahren 1976 bis 1981 
also in nur 5 Jahren, 4,4 Mrd. DM oder 47%. 

J 
54% der baden-württembergischen Direktin-
vestitionen flossen in europäische Länder (5,0 
Mrd. DM), das ist etwas mehr als im Bundes-
durchschnitt (51%). 46% gingen in die Industrie-
länder Europas,-8%in die europäischen Ent-
wicklungsländer. 

- Etwas mehr als ein Viertel der baden-württem-
bergischen Direktinvestitionen befinden sich in 
den Ländern der EG. Über die Hälfte (52%) 
hiervon wurde in Frankreich (1,2 Mrd. DM) 
angelegt. 

- Seit 1976 stiegen die Direktinvestitionen des 
Landes in Europa um 62%, darunter in den EG-
Ländern um 85%. Auf die übrigen Industrielän-
der Europas entfiel etwas weniger als ein Fünftel 
der baden-württembergischen Kapitalanlagen für 
Investitionen im Ausland. Hier hat die Schweiz 
das größte Gewicht, sie weist traditionell beson-
ders starke Kapitalverflechtungen mit Baden-
Württemberg auf (seit 1952 1186 Mill. DM). 

Mit 60% oder 6,4 Mrd. DM liegt das Schwerge-
wicht auch bei den Direktinvestitionen Gebiets-
fremder in Baden-Württemberg bei den europäi-
schen Ländern. Hier kamen jedoch aus dem 
EG-Raum nur knapp 22%, wobei Großbritan-
nien und die Niederlande die größte Bedeutung 
haben. Mit gut 35% bzw. 3,8 Mrd. DM wurden 
bisher allein aus der Schweiz doppelt so viel 
Kapitalanlagen in unserem Land getätigt wie aus 
der EG. Allerdings ist die Tendenz hier rück-
läufig. 
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4.2 Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Dritten Welt 

Die Situation in den Entwicklungsländern 

Die Situation in den [-ändern der Dritten Welt hat 
sich in den letzten 30 Jahren trotz einiger Erfolge 
nicht so verbessert, daß man jetzt von einem be-
friedigenden Zustand in den Entwicklungsländern 
sprechen kann. Beispielsweise hat sich zwar das 
Pro-Kopf-Einkommen in diesem Zeitraum fast ver-
doppelt, ist die Lebenserwartung in den ärmeren 
Entwicklungsländern von 35 auf 50 Jahre gestie-
gen und hat die Analphabetenquote von 70% auf 
50% abgenommen', doch gibt dies keineswegs 
Anlaß zu einer insgesamt positiven Einschätzung 
des Ist-Zustands in den Ländern der Dritten Welt, 
zumal diese Durchschnittszahlen große Unter-

.schiede zwischen den Entwicklungsländern und 
zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen inner-
halb dieser Staaten überdecken. So bemerkt die 
Weltbank bei aller Anerkennung der erreichten 
Fortschritte in ihrem ersten Weltentwicklungshilfe-

 

bericht vom August 1978  , In der sich entwik-
kelnden Welt (leben) noch immer etwa 800 Mill. 
Menschen in absoluter Armut — mit Einkommen, 
die zu niedrig sind, um eine angemessene Ernäh-
rung zuzulassen — und ohne Zugang zu unentbehr-
lichen öffentlichen Dienstleistungen. Der Lebens-

 

standard vieler dieser Menschen hat sich nicht ver-

 

bessert, und in Ländern mit niedrigem wirtschaftli-
chen Wachstum mag der Lebensstandard der 
Armen sogar gesunken sein. Die Zahlen über die 
Armut sind bereits für sich genommen ein unver-
blümter Maßstab für den Umfang der Probleme, 
die noch zu bewältigen sind"2. 

Einige Indikatoren mögen dies verdeutlichen: Wäh-
rend in der Bundesrepublik 1979 im Durchschnitt 
ein Arzt rund 450 Einwohner betreute, waren es in 
Äthiopien 1977 rund 73000 Einwohner und in 
Afghanistan 28000 Einwohner. Die Lebenserwar-
tung eines 1977 geborenen Kindes wird für Äthio-
pien und für Afghanistan auf 39 bzw. 43 Jahre ge-
schätzt (Bundesrepublik 73 Jahre), und der Kalo-
rienverbrauch liegt in den beiden Entwicklungslän-
dern bei 1900 bzw. 2000 Kcal/Kopf der Bevölke-
rung, das sind im Durchschnitt 82 bzw. 83% des 
für notwendig erachteten Bedarfs. In manchen, 
insbesondere afrikanischen Entwicklungsländern 
südlich der Sahara, ist die Situation noch dramati-
scher; insgesamt sind nach Schätzungen der FAO 
22% aller Menschen in Entwicklungsländern 
unterernährt. 

1 Vgl. Jahresbericht ,.Entwicklungspolitik" des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, S. 5. 
2 Zitiert nach dem 4. Entwicklungspolitischen Bericht der Bundesregie-
rung vom 21. Januar 1980, Bundesdrucksache 8/3582, Seite 6. 

Schaubild 1 

Kreislauf der Armut in den Entwicklungsländern 

Quelle- Widschaftsministerium Baden-Wümemberg. 

Diese Zahlen stehen für einen Ausschnitt aus dem 
„Teufelskreis der Armut' (Schaubild 1), in dem sich 
die Menschen in vielen Entwicklungsländern befin-
den. Auch wenn hieraus keine exakte Ursachen-
analyse hervorgeht, so verdeutlicht das Schaubild 
doch die Zusammenhänge zwischen familiären und 
wirtschaftlichen Bedingungen, die sich gegenseitig 
verstärken und zu einem solchen Dilemma führen. 
Entwicklungshilfe sollte eigentlich auf allen im 
Schaubild skizzierten Ebenen ansetzen, um die Ent-
wicklungsländer wenigstens ein Stückchen aus die-
sem Kreislauf herauszuführen. Wie schwierig ein 
solches Unterfangen ist, zeigen die Probleme bei 
der Eindämmung des raschen Bevölkerungswächs-
tums, das nicht zu Unrecht als ein zentraler Punkt 
im Rahmen dieses Teufelskreises angesehen wer-
den muß. So führt eine mangelnde soziale Absiche-
rung, die ihrerseits wiederum aus der schlechten 
wirtschaftlichen Situation (Einkommenslage, Aus-
landsverschuldung) dieser Länder resultiert; dazu, 
daß alte, kranke und arbeitslose Menschen auf 
Familienunterstützung angewiesen sind, die für den 
einzelnen naturgemäß bei hoher Anzahl seiner Kin-
der und Heranwachsenden relativ groß ist. Die 
gesamtwirtschaftlichen Folgen sind aber u. a. ein 
allenfalls mäßig steigender Wohlstand — so zeigt 
Tabelle 1 beispielsweise für die meisten ärmsten 
Entwicklungsländer ein zwischen 1970 und 1978 
zwar schneller steigendes Bruttosozialprodukt (jähr-
lich +4,0%) als für die Industrieländer (+3,4%), 
doch ist das Bruttosozialprodukt je Kopf der Bevöl-
kerung in diesem Zeitraum nur um 1,6% jährlich 
gewachsen gegenüber 2,7% bei den Industrielän-
dern; im übrigen geht aus Tabelle 1 auch ein 
beachtliches Gefälle im gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum innerhalb der Entwicklungsländer her-
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BSP 
BSP 
pro 
Kopf 

Tabelle 1 

Entwicklung des realen Bruttosozialprodukts 
1970 bis 1978 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 

Land 

Industrieländer 

Entwicklungsländer (EL) insgesamt (ohne ölexpor-

 

tierende Länder mit Kapitalbilanzüberschuß) 
darunter 
EL mit höherem Pro-Kopf-Einkommen 
(über 2 500 US$) 
EL mit oberem mittleren Pro-Kopf-Einkommen 
(1 136 bis 2 500 US$) 
EL mit mittlerem Pro-Kopf-Einkommen 
(551 bis 1 135 US-$) 
EL mit unterem mittleren Pro-Kopf-Einkommen 
(281 bis 500 US$) 
EL mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen 
(280 US$ und weniger) 

Berechnet nach: World Bank, World Economic and Social Indicators, 
Oktober 1979, S. 15 (US -$ in Preisen von 1976). 
Quelle: 4, Entwicklungspolitischer Bericht der Bundesregierung. 

vor, das tendenziell bei besser gestellten Entwick-
lungsländern stärker ausfiel als bei den ganz 
armen und so die Diskrepanz innerhalb der Entwick-
lungsländernoch verschärfte3. 

Maßnahmen zur so wichtigen Eindämmung des 
stark steigenden Bevölkerungswachstums in den 
Entwicklungsländern gehören zu denjenigen Kate-
gorien, die aus verschiedenen politischen und kul-
turellen Gründen nicht von außen, also insbesonde-
re nicht durch Hilfeleistungen von Industrieländern, 
bewältigt werden können und sollen. Im Sinne der 
auf der linken Seite des Schaubildes 1 aufgeführten 
Ursachenkette besteht deshalb die Aufgabe der 
entwickelten Länder vor allem darin, neben der 
direkten Hilfe in Form von Übersendung von 
Lebensmitteln oder Medikamenten bzw. der Ein-
richtung von Krankenstationen, Trinkwasseraufbe-
reitungsanlagen oder ähnlichem, Wissen über die 
Bewältigung von Hunger und Krankheit zu vermit-
teln sowie eine adäquate Ausbildung von Menschen 
in der Dritten Welt zu fördern, was grundsätzlich 
am Ort, also in den Entwicklungsländern, oder in 
Institutionen der Industrieländer erfolgen kann. Teil-
weise sind mit diesen Stichworten schon Aspekte 
einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit angespro-
chen, die insgesamt gesehen zu den wesentlichsten 
Beiträgen der Industrieländer für die Entwicklungs-
länder zählen dürften. Besonders wichtig sind in 
diesem Zusammenhang Kapitaltransfers und dem 
Entwicklungsstand angepaßte Direktinvestitionen 
zur Steigerung des Produktionspotentials der dorti-
gen Wirtschaft sowie eine Intensivierung des Han-
dels mit den Entwicklungsländern. 

3 Bei Einschluß der OPEC-Staaten wäre diese Diskrepanz noch größer. 
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Zum Untersuchungsgegenstand 

Die nachfolgenden Ausführungen setzen vor allem 
an diesen zuletzt genannten Punkten einer Zusam-
menarbeit an. Im Mittelpunkt stehen dabei Aktivi-
täten Baden-Württembergs. Was die Abgrenzung 
der Entwicklungsländer anbelangt, so werden im 
Rahmen dieser Untersuchung — im Gegensatz zu 
einer früheren Untersuchung 4  — auch die europäi-
schen Entwicklungsländer gezählt, das sind Grie-
chenland, Jugoslawien, Malta, Portugal, Spanien 
und Türkei. Die seit 1980 ebenfalls von der UNO 
in den Kreis der Entwicklungsländer aufgenomme-
ne Volksrepublik China wird hier nicht als Entwick-
lungsland betrachtet. 

Im Zusammenhang mit den Beziehungen zu den 
Ländern der Dritten Welt sollen hier zwei Bereiche 
unterschieden werden, nämlich erstens unmittelba-
re Maßnahmen der Landesregierung in Entwick-
lungsländern oder für Menschen in Entwicklungs-
ländern, die alleine oder in Zusammenarbeit mit 
nichtstaatlichen Organisationen (Wirtschaft, 
Kirche) durchgeführt werden, und zweitens wirt-
schaftliche Beziehungen wie Außenhandel, Investi-
tionstätigkeit oder Tourismus, die aber teilweise 
ebenfalls durch die Landesregierung gefördert oder 
unterstützt werden können. 

Unmittelbare Maßnahmen der Landesregierung im 
Land 

Entwicklungshilfe ist zwar als Teil der auswärtigen 
Beziehungen in der Bundesrepublik Sache des 
Bundes, doch fällt den Bundesländern dessen 
ungeachtet auf wichtigen Gebieten der Entwick-
lungshilfe eine innerstaatliche Zuständigkeit zu. 
Ohne die Mitwirkung der Länder im Rahmen der 
Bund-Länder-Zusammenarbeit, zu der sich diese 
1962 auf Beschluß einer Ministerpräsidentenkonfe-
renz bereiterklärt haben, wären wichtige Bereiche 
der Entwicklungspolitik in der bestehenden Form 
kaum durchführbar. Dies betrifft vor allem die für 
eine mittel- und langfristig erfolgreiche Entwick-
lungshilfe wichtige Hebung des Bildungs- und 
Ausbildungsniveaus in diesen Ländern. 

Baden-Württemberg ist unter den Bundesländern 
im Bereich Entwicklungshilfe besonders stark 
engagiert. Wie aus Tabelle 2 hervorgeht, werden 
von Baden-Württemberg die meisten Entwick-
lungshilfeleistungen unter den Bundesländern 
erbracht; 1980 betrug der Anteil 27,1%, 1981 liegt 
er nach den Haushaltsansätzen sogar bei 38,9%. 
Anläßlich der Regierungserklärung im Juni 1980 
wurde nochmals festgestellt, daß die Entwicklungs-

 

4 Vgl. Statistischer und prognostischer Jahresbericht 1980/81 
Seite 118 ff. 
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Tabelle 2 

Entwicklungshilfe-Leistungen der Bundesländer 

1962-

 

1978 158.750 44,882 139,707 8,668 75,588 62,916 28,298 117,708 13,180 10,017 6,237 659,714 

1979 11,958 4,375 6236 2,357 7,091 6,622 5504 4,820 756 1,273 318 51,315 

1980 16,450 6,219 6,964 2,518 7,454 5,848 6,181 6,964 774 948 311 60,631 

19811)  26797 5,615 8,053 2,628 7200 6,740 1,045 8926 777 1.152 409 68,933 

1) Häush Itsansätze_ - Quelle: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Bonn_ 

 

hilfe in Anbetracht ihrer Bedeutung einen Schwer-
punkt der Landespolitik Baden-Württembergs dar-
stellt, und das dreißigjährige Bestehen des Landes 
Baden-Württemberg im Jahre 1982 wurde von der 
Landesregierung unter das Motto „Solidarität mit 
der Dritten Welt" gestellt. 

Ansatzpunkt der Entwicklungshilfe Baden-
Württembergs ist der Grundsatz einer „Hilfe zur 
Selbsthilfe", mit der ein eigenständiger Entwick-
lungsprozeß in den Ländern der Dritten Welt ge-
fördert werden soll. Von den für 1981 vorgesehenen 
Haushaltsmitteln in Höhe von 26,8 Mill- DM (vgl. 
Tabe//e 2) entfiel der größte Posten auf das Mini-
sterium für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr mit 
12,1 Mill. DM. Das Schwergewicht der gesamten 
Aktivitäten des Landes Baden-Württemberg liegt in 
der Aus- und Fortbildung in Baden-Württemberg, 
wozu auch die Gebiete Forschung und Wissen-
schaft gehören. Die Entwicklungsprojekte werden 
über die Bildungs- und Ausbildungsangebote in 
Baden-Württemberg hinaus aber oft auch in Pro-
jekten abgewickelt, die in den Entwicklungsländern 
und in Baden-Württemberg gemeinsam durchge-
führt werden. 

Beispielhaft genannt seien zwei Projekte in Brasi-
lien, die anläßlich eines Besuchs des Ministerpräsi-
denten im Oktober 1980 in Brasilia völkerrechtlich 
vereinbart wurden, nämlich die Ausbildung von be-
trieblichen Meistern und Facharbeitern in den Be-
reichen Feinmechanik und Werkzeugherstellung in 
Sao Leopoldo. In Sao Paolo ist die Ausbildung von 
betrieblichen Meistern vorgesehen. Die in Zusam-
menarbeit mit der für die berufliche Bildung zu-
ständigen brasilianischen Organisation SENAI 
durchzuführenden Projekte sind seit Frühjahr 1981 
bzw. im Juli 1981 angelaufen; die Durchführungs-
zeit beträgt drei bis vier Jahre, und die von Baden-
Württemberg zu tragenden anteiligen Kosten be-
laufen sich auf 5,5 bis 6 Mill. DM. In Baden-
Württemberg werden im einzelnen brasilianische - 
Praktikanten jeweils in viermonatiger Ausbildung 
als Lehrkräfte theoretisch und praktisch ausgebil-
det, und7die Ausrüstungsgegenstände für die Aus-  

bildungsstätte in Sao Leopoldo werden von Baden-
Württemberg geliefert. In Sao Paolo halten baden-
württembergische Experten vor Ort und in Zusam-
menarbeit mit SENAI sowie der ortsansässigen 
Industrie Meisterkurse ab. 

Die Aus- und Fortbildung für den Bereich der ge-
werblichen Wirtschaft erfolgt aber auch unabhän-
gig von speziellen Projekten, nämlich über die Fi-
nanzierung von Stipendien für Fach- und Füh-
rungskräfte aus Entwicklungsländern. 1981 wurden 
146 Praktikanten mit einem Betrag von ca. 1,3 Mill. 
DM vom Wirtschaftsministerium gefördert, wobei 
die Schwerpunkte in den Bereichen Metall, Druck, 
Holz, Kunststoffverarbeitung, Elektrotechnik und 
Textil lagen; ungefähr die Hälfte der Stipendiaten 
kommen aus Zentralafrika, der Rest aus fernasiati-
schen Ländern, aus dem Nahen Osten und aus Süd-
amerika. Weiterhin wurden Stipendien für unge-
fähr 35 Fachkräfte aus 15 Entwicklungsländern 
vom Ministerium für Kultus und Sport vergeben,. 
mit denen die Ausbildung in 18 verschiedenen 
Fachrichtungen an Fachschulen, Meisterschulen 
und sonstigen Einrichtungen des beruflichen 
Schulwesens gefördert wird. Das Land ist in die-
sem und anderen Vorhaben in besonderem Maße 
auf das Zusammenwirken mit der Wirtschaft, den 
wissenschaftlichen Einrichtungen und hinsichtlich 
der allgemeinen und fachbezogenen Betreuung auf 
Einrichtungen wie die der Carl-Duisberg-Gesell-
schaft und die akademischen Auslandsämter ange-
wiesen; die Zusammenarbeit hat sich bisher sehr 
bewährt, da dadurch gewährleistet wurde, daß die 
Stipendiaten auch mit den kulturellen und wirt-
schaftlichen Möglichkeiten ihres Gastgeberlandes 
vertraut wurden. Das Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft, Umwelt und Forsten.betreut und 
bezuschußt weitere 21 Praktikanten in ihrer Ausbil-
dung auf den Gebieten der Land- und Forstwirt-
schaft. In Zusammenarbeit mit der Deutschen Stif-
tung für internationale Entwicklung und der Deut-
schen Gesellschaft für technische Zusammenarbeit 
beteiligte sich das Ministerium für Kultus und Sport 
des weiteren an Fortbildungsmaßnahmen für 60 
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Saudi-Arabische Werkstattlehrer. Außerdem wur-
den im Bereich der Sprachausbildung ein Kurs für 
22 Teilnehmer am Kollegium Palatinum in Heidel-
berg gefördert. Als neue Maßnahme wurde in die-
sem Bereich mit dem Goethe-Institut ein Pro-
gramm für Sprachkursstipendien für Teilnehmer 
aus Entwicklungsländern durchgeführt. 

In den Bereich des Ministeriums für Wissenschaft 
und Kunst gehört insbesondere auch die Aus- und 
Fortbildung von Studenten aus Entwicklungslän-
dern an einer Hochschule, die wissenschaftliche 
Zusammenarbeit im Rahmen partnerschaftlicher 
Hochschulbeziehungen und die Unterstützung von 
Entwicklungsländerforschung an verschiedenen 
Instituten. So waren im Wintersemester 1981/82 
über 5 200 Studenten aus Entwicklungsländern an 
einer der Hochschulen des Landes eingeschrieben 
(Anhangstabelle 19). Die Mehrzahl kam dabei aus 
europäischen und asiatischen Entwicklungslän-
dern, wobei Studenten aus Griechenland, der Tür-
kei, Indonesiens und des Iran an der Spitze stan-
den. Die-meisten Studenten aus Entwicklungslän-
dern waren im Fachbereich Ingenieurwesen einge-
schrieben, gefolgt von Sprach- und Kulturwissen-
schaft, Mathematik- und Naturwissenschaften so-
wie Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften. 
Der Anteil der Studenten aus Entwicklungsländern 
an der Gesamtzahl der baden-württembergischen 
Studenten lag im Sommersemester 1981 bei 4,9%. 
Im Durchschnitt der Bundesrepublik betrug diese 
Quote 3,2%. Ein Studium von Studenten aus 
Entwicklungsländern in der Bundesrepublik 
Deutschland wird im übrigen dadurch unterstützt, 
daß auch in harten Numerus clausus Fächern 6% 
der Studienplätze für ausländische Studienbewer-
ber garantiert sind. 

Unmittelbare Maßnahmen der Landesregierung im 
Ausland 

Der hohe Mangel an qualifizierten Fachkräften in 
den Entwicklungsländern erfordert über die Aus-
und Fortbildung in Baden-Württemberg hinaus 
auch eine starke personelle Hilfe durch Entsendung 
von Landesbediensteten in die Länder der Dritten 
Welt; zur Zeit sind über 150 Landesbedienstete 
außerhalb des Hochschulbereichs in Entwicklungs-
ländern tätig. Sie sind als Langzeitexperten vor-
nehmlich mit kulturellen Aufgaben im allgemeinen 
und berufsbildenden Schulwesen tätig, aber auch 
in der allgemeinen Verwaltung, in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie im Bereich der Gewerbeför-
derung. Für Kurzzeitmaßnahmen werden Gutach-
ter, Planer und Berater eingesetzt. Insbesondere in 
spezifischen Projekten finden die hier sogenannten 
personellen Hilfen sowie die Aus- und Fortbildung 
eine sinnvolle Ergänzung, wie dies an den beispiel-
haft genannten Projekten für Brasilien gezeigt 
wurde. 

Die Wirkung dieser Maßnahmen dürfte aufgrund 
ihrer langfristig angelegten Wirkungsweise (Inve-
stition in human capital) weit über die hier aufge-
führten finanziellen Unterstützungen hinausgehen. 
Darüber hinaus sind die Projekte und Maßnahmen 
der Landesregierung in und für die Länder der Drit-
ten Welt prinzipiell auf eine Breitenwirkung bei der 
wirtschaftlichen und strukturellen Entwicklung die-
ser Staaten angelegt und haben auch wegen ihres 
modellhaften Charakters Multiplikatoreffekte in 
den Empfängerländern. Außerdem sind Rückkop-
pelungseffekte auf die heimische Wirtschaft — di-
rekt in Form von hier produzierten Sachmitteln für 
die Entwicklungsländer, indirekt in Form von spezi-
fischem Wissen der in der Entwicklungshilfe täti-
gen Personen bzw. über Anschlußaufträge aus den 
Entwicklungsländern — in Rechnung zu stellen; 
beachtet man, welche Märkte sich im Zuge einer 
Entwicklung dieser Staaten für die Industrieländer 
auftun können, so ist von einer solchen Entwick-
lungshilfe auch ein längerfristig angelegter Bei-
trag für die Wachstumsaussichten der. heimischen 
Wirtschaft zu sehen. 

Das Land Baden-Württemberg hat 1981 des weite-
ren auf dem Weg der Anteilsfinanzierung für insge-
samt 15 Vorhaben kirchlicher Einrichtungen fast 
2,4 Mill. DM zur Verfügung gestellt. Neben Lei-
stungen für Notstandsgebiete (z. B. Flüchtlingsla-
ger), der Bereitstellung von Medikamenten oder 
der Anschaffung von Spezialfahrzeugen, medizini-
schen Einrichtungen u. ä. handelt es sich auch hier-
bei um Maßnahmen der beruflichen Bildung und 
der landwirtschaftlichen Entwicklung in Afrika, 
Asien und Lateinamerika. 

Außenhandel 

Intensive Außenhandelsbeziehungen zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern können gene-
rell einen guten Beitrag zur Entwicklung armer Län-
der leisten. Es besteht allerdings die Gefahr, daß 
einzelne Entwicklungsländer in ein einseitiges 
Abhängigkeitsverhältnis zu bestimmten Liefer- und 
Abnehmerländern gelangen oder durch hohe Lei-
stungsbilanzdefizite in eine Schuldnerposition ge-
raten; beispielsweise betrug 1979 der Anteil der 
Entwicklungsländer ohne die OPEC-Staaten am 
Welthandel bei den Importen 18,4%, bei den Ex-
porten dagegen nur 14,4%; hieraus lassen sich 
Probleme für die Finanzierung der Importe der 
Entwicklungsländer durch eigene Exporte ersehen 
und damit die genannten Gefahren einer weiteren 
Verschuldung dieser Länder. Weiterhin ist es für 
die Entwicklung von Ländern der Dritten Welt nicht 
unbedingt förderlich, wenn ihre Exporte haupt-
sächlich aus pflanzlichen und mineralischen Roh-
stoffen bestehen; zum einen unterliegen diese Roh-
stoffe - wenn nicht Angebotskartelle bestehen - 
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653 5,5 4 276 6,1 15,3 
478 4,0 3 276 4,7 14,6 
468 3,9 2 734 3,9 17,1 
399 3,4 1 304 1,9 30,6 
284 2,4 1 296 1,9 21,9 
266 2,2 1 067 1,5 24,9 
205 1,7 959 1,4 21,4 
200 1,7 835 2 24,0 
190 1,6 899 1-,3 21,1 
187 1,6 1 026 1,5 18,2 

13 0,1 78 0,1 16,7 

11 904 100 69 720 100 17,1 

3 758 6,3 22814 6,5 16,5 

Tabelle 3 
Ausfuhr Baden-Württembergs und des Bundesgebietes in die Entwicklungsländer 1980 

Anteil Baden-
Württembergs 
am Bundes-

 

% gebiet in % 

 

Baden-Württemberg Bundesgebiet 

Land 

MIIL DM % Mill. DM 

Europäische Entwicklungsländer 
davon 
Spanien 
Portugal 
Griechenland 
Türkei 
Jugoslawien 
Malta 

Afrikanische E ntwicklurgsländer 
darunter 
Algerien 

Libyen 
Ägypten 
Nigeria 

Tunesien 
Zaire 

Kanarische Inseln 
Kenia 

Marokko 
Sudan 

Amerikanische Entwicklungsländer 

darunter 
Brasilien 
Argentinien 

Mexiko 
Venezuela 

Chile 
Kolumbien 
Peru 
Ecuador 
Uruguay 
Paraguay 

Asiatische Entwicklungsländer 

darunter 
Saudi-Arabien 
Irak 
1 ran 

Israel 
Singapur 
Horgkong 
Südkorea 
Malaysia 
Kuwait 
Taiwan 

Sonstige Entwicklungsländer 

1 nsgesamt 
daru nter 
OPEC-Staaten 

starken Preisschwankungen auf dem Weltmarkt, 
zum anderen würde eine Bearbeitung bzw. Weiter-
verarbeitung dieser Rohstoffe in den Entwicklungs-
ländern dort weitere, dringend benötigte Arbeits-
plätze schaffen. Für viele Produkte ist die interna-
tionale Arbeitsteilung immer noch so, daß auf der 
Basis dieser Rohstoffein den entwickelten Ländern 
Halb- und Fertigwaren produziert werden, die dann  

von den Industrieländern auf dem Weltmarkt ange-
boten werden. Betrachtet man die Stellung der 
Entwicklungsländer auf dem Weltmarkt im übrigen 
unter Einschluß der OPEC-Staaten, so kehrt sich 
das o.g. Verhältnis der Anteile am Import bzw. Ex-
port der ganzen Erde auf 22,0% zu 25,4% um und 
wird damit für die Entwicklungsländer insgesamt 
günstiger. 
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Ausfuhrl) Ein uhr2) 

Baden-

 

Wurttem-

 

berg 

Bundes-
gebiet 

Baden-

 

Wurttem-

 

berg 

Bundes-
gebiet 

Ländergruppe 

Europäische Entwick-
lungsländer 

OPECStaaten 

Übrige Entwicklungs-
länder 

+ 8,1 + 9,2 

+ 19.7  + 20.3 

+ 13,1  + 13.3 

11,6 + 12,1 

+ 14,0 + 12,9 

+ 19,0 + 18,3 I 

+ 17,5 + 14,7 

+ 16,8 + 14,4 Insgesamt + 

Ähnlich sind die Relationen speziell im Handel der 
Entwicklungsländer mit der Bundesrepublik und 
mit Baden-Württemberg. Die Bundesrepublik 
Deutschland bezog 1980 von den Entwicklungslän-
dern insgesamt mehr Waren als sie dorthin lieferte 
(Importe: 81,6 Mrd. DM, Exporte: 69,7 Mrd. DM), 
doch ist dies allein auf den Handel mit OPEC-Län-
dern zurückzuführen, von denen die Bundesrepu-
blik Waren im Werte von 37,4 Mrd. DM importierte 
im Vergleich zu einem Export in Höhe von 22,8 
Mrd. DM. Bei den übrigen Entwicklungsländern 
lautet dagegen die Relation 44,2 Mrd. DM Importe 
zu 46,9 Mrd. DM Exporte der Bundesrepublik. 

Bei den Außenhandelsbeziehungen Baden-Würt-
tembergs mit den Entwicklungsländern ergaben 
sich — wie Tabelle 3 und Anhangtabelle 21 zu 
entnehmen ist — insgesamt höhere Exporte (11,9 
Mrd. DM) als Importe (11,2 Mrd. DM), doch über-
wogen beim Handel mit den OPEC-Staaten auch 
hier die Importe (6,2 Mrd. DM) gegenüber den Ex-
porten (3,8 Mrd. DM). Gerade im Zusammenhang 
mit einer Beurteilung von Einfuhrdaten aus Entwick-
lungsländern ist allerdings zu beachten, daß Liefe-
rungen des Auslands in die Bundesrepublik bei 
demjenigen Bundesland gezählt werden, welches 
das erste Zielland darstellt; Zielland und tatsächli-
ches Verbrauchsland müssen aber nicht überein-
stimmen. Aus diesem Grund müssen die nachfol-
genden Daten des Landes Baden-Württemberg 
auch durch solche für die gesamte Bundesrepublik 
ergänzt werden, um nicht zu falschen Schlußfolge-
rungen zu gelangen. Unabhängig davon ist zu 
beachten, daß die Bedeutung Baden-Württem-
bergs als Nachfrager nach Produkten aus Entwick-
lungsländern nicht allein an diesen direkten Ein-
fuhrdaten gemessen werden kann; in Baden-

 

Tabelle 4 

Entwicklung des Außenhandels Baden-Württem-
bergs und des Bundesgebietes zwischen 1970 und 
1980 nach Ländergruppen der Entwicklungsländer 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 

1) Spezialhandel. — 2) Bundesgebiet: Spezialhandel, Baden-Wurttem-
berg: Generalhandel. 

Württemberg wird aufgrund des hohen Anteils an 
Fertigprodukten eine Menge von Halbwaren verar-
beitet, die zwar aus anderen Bundesländern bezo-
gen werden (z. B. Kupferbleche), deren Rohstoffe 
aber von Firmen anderer Bundesländer aus dem 
Ausland und hier insbesondere auch aus Entwick-
lungsländern bezogen werden. 

Betrachtet man auf diesem Hintergrund zunächst 
die Entwicklung der (direkten) Außenhandelsbezie-
hungen mit den Entwicklungsländern, so ergibt 
sich für Bund und Land folgendes Bild: Zwischen 
1970 und 1980 sind die Ausfuhr- und Einfuhrbezie-
hungen mit den Entwicklungsländern stärker als im 
Durchschnitt des gesamten Außenhandels gestie-
gen, und zwar bei den Exporten Baden-Württem-
bergs um jährlich 11,6% (Bund: 12,1 %), bei den 
Importen um 16,8 bzw. 14,4% (Tabelle 4). Aller-
dings ist für diese überdurchschnittlich günstige Ent-
wicklung der Ein- und Ausfuhrbeziehungen vor-
nehmlich der Handel mit den-OPEC-Staaten verant-
wortlich; durch hohe Werte bei den Rohölexporten 
konnten sich diese Staaten recht gut mit Devisen 
versorgen, so daß die zum Aufbau bzw. zur Ent-
wicklung ihrer Wirtschaft erforderlichen Investitio-
nen finanziert werden konnten, die ihrerseits wie-
derum Importleistungen aus den Industrieländern 
nach sich zogen, und zwar in großem Umfang auch 
aus Baden-Württemberg. Nicht zuletzt dadurch 
konnte in einigen Staaten dieser Ländergruppe der 
Kreislauf der Armut durchbrochen und ihr Lebens-
standard erhöht werden. Es läßt sich sogar generell, 
wie die Auswahl verschiedener Entwicklungsländer 
in Übersicht 1 zeigt, durchaus ein Zusammenhang 
zwischen der Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
je Kopf der Bevölkerung und der Intensivierung von 
Außenhandelsbeziehungen feststellen. Die genann-
ten Aussagen gelten nämlich nicht nur für die 
OPEC-Staaten als der Gruppe „reicher' Entwick-
lungsländer, sondern auch für die sogenannten 
Schwellenländer, die aufgrund eines schnellen in-
dustriellen Wachstums und einer Diversifizierung 
ihrer Produktpalette auch eine zunehmende Inte-
gration in die Weltwirtschaft erreichen bzw. 
erreicht haben; dieser Prozeß wird in der Regel 
unterstützt durch Direktinvestitionen von Firmen 
aus Industrieländern in diesen Staaten. Bei den 
armen Entwicklungsländern, die aufgrund eigener 
Exportschwäche und damit Devisenarmut nur sehr 
begrenzt aus eigener Kraft aus dem Kreislauf der 
Armut ausbrechen können, sind deshalb finanzielle 
Unterstützungen im Rahmen der Entwicklungshilfe 
von um so größerer Bedeutung für deren wirtschaft-
liche Entwicklung. Im Zusammenhang mit den 
Austauschbeziehungen zu den Ländern der Dritten 
Welt wird nun auf die oft diskutierte Frage einge-
gangen, in welcher-Form sich die Handelsbeziehun-
gen der Bundesrepublik bzw. Baden-Württembergs 
mit den Entwicklungsländern auf die Entwick-
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Übersicht 1 

Zusam 
-
menhang zwischen Wirtschafts- und Außenhandelsentwicklung zwischen 1960 und 1977 in ausge-

 

wählten Entwicklungsländern 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in 

Außen-
handels-
volumeni  )  

Bruttosoziaiprodukt (real) 
pro Kopf der 
Bevölkerung 5 und mehr 2 bis unter 5 0 bis unter 2 unter 0 

10 und mehr Griechenland 
Jugoslawien 
Spanien 
Libyen 
Gabun 
Saud  Arabien  

Elfenbeinküste 
Nigeria 
Togo 
Guatemala 
Nicaragua 
Bolivien 
Brasilien 
Ecuador 
Irak 
Israel 
Syrien 
1 ndonesien 
Thailand 

6 bis unter 10 Türkei 
Zypern 
Algerien 
Marokko 
Tunesien 
Angola 
Kameru n 
Costa Rica 
Dominikanische 

Republik 
Mexiko 
Panama 
Paraguay 
Venezuela 
Philippinen  

Kongo 
Liberia 
EI Salvador 
Haiti 
Honduras 
Trinidad 

Portugal 

2 bis unter 6 Ägypten 
Jamaika 
Argentinien 
Kolumbien 
Peru 
Pakistan (einschließ. 

lich Bangladesh)  

Äthiopien 
Zaire 
Sudan 
Zentralafrikanische 

Republik 
Chile 
Guayana 
Uruguay 
Indien 

Ghana 
Madagaskar 
Tschad 

0 bis unter 2 Mosambik 
Sierra Leone 

Sri Lanka 

1) Außenhandelsvolumen: Einfuhr plus Ausfuhr. 
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Ausfuhr (Spezialhandel) Emfuhr~) 

 

Mill. DM Mill, DM 

 

Baden-

 

Württemberg 

Anteil Baden-

 

Württembergs 
am Bundesgebiet 

Baden-

 

Württemberg 

Anteil Baden-

 

Württembergs 
am. Bundesgebiet Jahr Bundesgebiet Bundesgebiet 

lung und die Struktur der baden-württember-
gischen bzw. bundesdeutschen Wirtschaft aus-
wirken. Wie erwähnt ist der Außenhandel der Bun-
desrepublik und Baden-Württembergs mit den Ent-
wicklungsländern einschließlich OPEC-Staaten defi-
zitär. Tabe//e 5 zeigt, daß dies auch 1979 schon der 
Fall war, während in den Jahren zuvor die Ex-
porte in die Entwicklungsländer über den Importen 
lagen. Wenn man aber von den Öl exportierenden 
Ländern absieht, überwogen im Handel mit den 
Ländern der Dritten Welt stets die Exporte gegen-
über den Importen sowohl in der Bundesrepublik 
als auch in Baden-Württemberg. Die Größenord-
nung des Handels mit allen Entwicklungsländern 
liegt bei einem Viertel bis einem Fünftel der Außen-
handelstätigkeit: Der Anteil der Einfuhren aus allen 
Entwicklungsländern am Gesamtimport betrug 
1980 für die Bundesrepublik 23,9%, für Baden-
Württemberg 24,0%. Die Ausfuhren in Entwick-
lungsländer hatten in diesem Jahr einen Anteil an 
den Gesamtausfuhren von 19,9% für die Bundesre-
publik und von 20,16/o für Baden-Württemberg. 

Strukturell gesehen hat der Handel mit den Entwick-
lungsländern den Strukturwandel in der Bundes-
republik hin zur Investitionsgüterproduktion eher 
beschleunigt. So zeigt Tabe//e 6, daß die Exporte 
Baden-Württembergs in die Entwicklungsländer 
stärker auf die drei wichtigsten Ausfuhrgütergrup-
pen des Landes (Maschinen, Fahrzeuge, elektroni-  

sche Erzeugnisse) konzentriert sind als bei der Aus-
fuhr insgesamt, wodurch die günstige Entwicklung 
des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes in 
Baden-Württemberg unterstützt wurde. Entspre-
chende Effekte des Strukturwandels wurden des-
weiteren dadurch gefördert, daß auf die Ausfuhren 
von Textilien in die Entwicklungsländer mit etwa 
4% nur ein vergleichsweise.geringer Anteil entfällt 
im Vergleich zu 5 bis 7% bei den Exporten in alle 
Länder. Weiterhin gehören die Textilien zu denjeni-
gen Artikeln, die überproportional stark aus den 
Entwicklungsländern bezogen werden, d. h. auch 
von der Einfuhrseite her einen besonders starken 
Druck auf die heimische Wirtschaft ausüben. Dies 
hat letztlich auch zum Welttextilabkommen ge-
führt. 

Mit diesen Punkten sind Fragen einer potentiellen 
Gefährdung einzelner Branchen der Bundesrepu-
blik bzw. Baden-Württembergs durch den Außen-
handel mit Entwicklungsländern angesprochen. 
Diesen Fragen soll nun im Zusammenhang mit ei-
ner allgemeinen Erörterung der Import- und Ex-
portstrukturen im Austausch mit den Entwick-
lungsländern etwas detaillierter nachgegangen 
werden. 

Betrachtet man die Strukturen der Ein- und Aus-
fuhren Baden-Württembergs in Beziehung zu aus-
gewählten Entwicklungsländern, die jeweils cha-

 

Tabelle 5 

Außenhandel Baden-Württembergs und des Bundesgebietes mit den Entwicklungsländernl ) 

Außenhandel mit den Entwicklungsländern 

1970 
1972 
1974 
1976 
1978 
1980 

3 963 

4 534 
7 407 

9 215 
1O881 
11 903 

22 333 

25 920 

46 731 

56 953 
62 488 

69 690 

177 

175 
15,9 
162 
17,4 
17,1 

2 356 
2 938 
5 816 
6 893 
6 601 

11 151 

21 263 
24 506 

46628 

53 720 
52 905 
81 593  

11,1 

12;0 
125 
128 
125 

13,7 
      

 

 

   
Außenhandel insgesamt 

18,1 
17,8 

16,2 
163 

16,7 

16,9 

15 156 

18 025 
24 773 

30 173 

33 659 

46540 

109 606 
128 744 

179 733 
222 173 

243 707 

341 380 

13,8 
14,0 

13,8 
13,6 

138 
13,6 

1970 
1972 
1974 

1976 
1978 
1980 

22.641 

26 535 
37 283 
41 942 
47 698 

59 287 

125 276 

149 023 
230 578 

256 642 

284 907 

350 328        

1) Einschließlich europäische Entwicklungsländer (Griechenland,Jugoslawien, Malta, Portugal, Spanien,Türkei). — 2) Bundesgebiet: Spezial-
handel, Baden-Württemberg: Generalhandel. 
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100 11 902,7 100 + 15,1 

3838,6 
2945,1 
1 815,5 

499,1 

663,2 
406,0 

353,0 
1 382,2  

32,2 + 15,0 
24,7 + 11,9 

15,3 + 22,9 

4,2 + 14,9 

5,6 + 9,2 

3,4 + 12,5 

3.0 + 8,5 

11,6 + 18,4 

32,3 
25,4 
14,3 
42 

5,9 

3,5 
3,1 

11,3 

100 59286,8 100 + 11,6 

15201,8 
13245,4 

7 713,0 
3298,9 
4311,5 
2016,3 
2018,3 

11 481,6  

25,6 + 14,5 
22,3 + 10,1 
13,0 + 11,7 

5,6 + 4,5 

7,3 + 3,8 
3,4 + 11,9 

3,4 + 12,2 
19,4 + 15,0 

25,0 
22,7 
13,0 
5,9 
7,8 
3,4 
3,4 

18,8 

Tabelle 6 

Warenstruktur der Ausfuhr Baden-Württembergs in die Entwicklungsländen ) 

  1970   1979   1980  Veränderung 
1980 
gegen 
1979 
in% 

Waren 

 

Mil;. DM 
Anteil 

in 
% 

 

Mill. DM 
Anteil 

in 

 

Mill. DM 
Anteil 

in 

           

Ausfuhr in die Entwicklurgsländer 

3962,7 100 10341,0 

1281,6 32,3 3337,7 
1 037,2 26,2 2 630,9 

516,1 13,0 1 477,1 

182.0 4.6 434,3 
203,6 5,1 607,6 
137,5 3,5 361,0 
98,9 2.5 325,4 

505,8 12,8 1 167,0 

Insgesamt 
davon 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Textilien 

Chemische Erzeugnisse -

 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Eisenwaren 
Übrige Waren 

Ausfuhr insgesamt 

22640,6 100 53109,2 

6740,9 29,8 13272,8 
4059.9 17,9 12032,6 
3233,7 14,3 6907,0 
1 532,2 6,8 3 158,3 
1409,3 6.2 4152,3 

813,8 3,6 1 801,8 

734,9 3,2 1799,5 
4115,9 18,2 9984,9 

1 nsgesamt 

davon 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Textilien 

Chemische Erzeugnisse 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Eisenwaren 
Übrige Waren 

1) Einschließlich europäische Entwicklungsländer (Griechenland,Jugoslawien, Malta, Portugal, Spanien,Türkei). 

  

rakteristisch für verschiedene Situationen in der 
heterogenen Gruppe der Entwicklungsländer sind, 
so ergeben sich weitere interessante Aufschlüsse. 
Die Auswahl der Entwicklungsländer erfolgte nach 
folgenden Kriterien: Es wurden einbezogen zwei 
europäische Entwicklungsländer, von denen eines 
inzwischen auch schon in der Europäischen Ge-
meinschaft ist (Griechenland), während das andere 
vor einem Eintritt in diese Wirtschaftsorganisation 
steht (Spanien); drei außereuropäische Schwellen-
länder, und hier Brasilien als großes, typisches 
Schwellenland mit traditionell guten Beziehungen 
zu Baden-Württemberg, Mexiko als ein etwas 
ärmeres und durch besonders hohes Bevölke-
rungswachstum gekennzeichnetes Land und Hong-
kong als kleines, aber recht stark außenhandels-
orientiertes Land, dessen Billigangebote manchen 
heimischen Branchen zu schaffen machen; zwei 
OPEC-Staaten (Saudi-Arabien und Libyen), ein 
nicht zur OPEC zählendes nordafrikanisches Land 
(Marokko) sowie ein sehr armes Entwicklungsland 
aus Afrika (Äthiopien). 

Auffallend in der Differenzierung nach Warengrup-
pen der Außenhandelsstatistik (vgl. Tabelle 7, An-
hangtabelle 20) ist zunächst die hohe Konzentration 
der Ausfuhren auf Enderzeugnisse der gewerbli-  

Chen Wirtschaft; insbesondere von den Exporten in 
die hier aufgeführten OPEC-Staaten (Libyen, Saudi-
Arabien) sowie in die beiden südamerikanischen 
Staaten (Mexiko, Brasilien) gehören unter den Bun-
desausfuhren über 70%, unter den Ausfuhren 
Baden-Württembergs sogar über 90% in diese 
Kategorie. Auch bei den anderen hier ausgewählten 
Entwicklungsländern liegt der Anteil der Enderzeug-
nisse bei den Exporten Baden-Württembergs 
höher als im Bund; er ist bei Ausfuhren nach 
Marokko und Griechenland mit 83% bzw. 85% 
(Bund 54% bzw. 56%) am niedrigsten, was unter 
anderem mit der Veredelung von Textilien und ähn-
lichem zusammenhängt, die als Vorerzeugnisse von 
der Bundesrepublik exportiert und dann als ver-
edelte Enderzeugnisse wieder importiert werden. 
Diese Zahlen sind auch als Indiz dafür anzusehen, 
daß der Export in die Entwicklungsländer den 
Strukturwandel in der Bundesrepublik und insbe-
sondere in Baden-Württemberg hin zur Produktion 
von Investitionsgütern nachhaltig unterstützt hat. 

Ganz anders ist es bei den Einfuhren. Unter den hier 
ausgewählten Entwicklungsländern weist nur Hong-
kong einen eindeutigen Schwerpunkt in den Ender-
zeugnissen auf; der entsprechende Anteil an den 
Gesamteinfuhren liegt für Baden-Württemberg bei 
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Marokko B rasil ien Mexiko Libyen Hongkong Äthiopien Spanien 
Griechen. 

land 
Saudi-

Arabien 
Warergruppe 

 

Tabelle 7 

Außenhandel Baden-Württembergs und des Bundesgebietes mit ausgewählten Entwicklungsländern nach 
Warengruppen 1980 

Ausfuhren Baden-Württembergl ) 

E rnähru Mswirtschaft-
liche Produkte 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

Zusammen 

0,9 0,8 

0,1 0,5 

2,1 2,8 

12,4 7,0 

84,5 88,9 

100 100  

3,1 -

 

- 0,1 -

 

0,4 0,3 4,9 

11,4 1,1 12,1 

88.2 95,5 83,0 

100 100 100  

0 0 0,6 2,0 

0 0 - 0 

1,0 1,7 0,5 0,9 

3,5 5,4 12,0 3,4 

95,4 92,9 86,8 93,5 

100 100. 100 100 

Einfuhren Baden-Württemberg2) 

Ernähru ngswirtschaft-
liche Produkte 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

Zusammen 

8,9 19,8 29,2 

1,0 0,9 50,6 

31,4 8,0 -

 

7,3 15,0 19,7 

515 56,3 0,5 

100 100 100  

- 28,8 

95,4 0,2 

4,6 - 12 

0 54,3 

0 15,5 

100 100  

40,7 40,4 0 - 

- 25,7 2,1 0 99,8 

3,2 20,5 0,1 0,1 
8,5 13,7 2,4 -

 

21,8 23,3 97,4 0,1 

100 100 100 100 

 

Ernährungswirtschaft-
liche Produkte 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

Zusammen31 

Ernährungswirtschaft-
liche Produkte 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

zusammeh3)  

5,7 1,4 

2,9 1,7 

3,0 9,2 

32,1 21,5 

56,0 65,9 

100 100 100 

17,9 21,1 

4,1 3,3 

11,7 11,0 
7,7 15,6 

572 47,5 

100 100 100 

Ausfuhren Bundesgebietl ) 

6,4 10,0 

0,2 4,0 

1,1 7,9 

4,1 23,7 

87,1 54,2 

100 100 

Einfuhren Bundfflebiet i) 

- 42,8 

95,7 16,8 

3,9 4,9 

0,2 24,0 

0 10,7 

100 100  

0,4 0,9 1,6 5,6 

0,3 0,3 0,4 0,1 

2,6 3,9 1,6 1,2 

15,0 22,8 26,2 8,2 

81,5 71,7 68,4 84,5 

100 100 100 100 

29.2 39,6 0,3 -

 

26,0 26;1 0,2 982 

15,2 12,0 3,5 1,2 

1,5 7,2 1,1 0 

26,5 14;6 94,2 0,3 

100 100 100 100 

8,7 

1,2 

9,0 

17,7 

63,2 

91,4 

4,7 

0,6 

1,3 

7 

1) Spezialhandel. - 2) Generalhandel. - 3) Einschließlich Ersatzlieferungen und Rückwaren. 

97%, für das gesamte Bundesgebiet bei 94%. Bei 
den europäischen Entwicklungsländern Grie-
chenland und Spanien erreichen die Enderzeug-
nisse bei den Einfuhren nach Baden-Württemberg 
Anteile von 52% bzw. 56% ins Bundesgebiet von 
57% und 48%; Halbwaren und Vorerzeugnisse der 
gewerblichen Wirtschaft, aber auch Südfrüchte 
und andere Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs 
erreichen bei den Einfuhren aus diesen Ländern 
noch beachtliche Quoten. Unter den hier aufge-
führten außereuropäischen Entwicklungsländern 
dominieren natürlich bei den OPEC-Staaten Libyen 
und Saudi-Arabien die Rohstoffimporte mit Antei-
len von 95% bis nahezu 100%; aber auch bei den 
anderen außereuropäischen Entwicklungsländern 
entfällt auf Rohstoffe, Nahrungsmittel pflanzlichen 
Ursprungs, Halbwaren oder Vorerzeugnisse der 

142 

Großteil der Einfuhren nach Baden-Württemberg 
oder in das Bundesgebiet; interessant ist vor allem, 
daß bei den Einfuhren aus den lateinamerikani-
schen Schwellenländern Mexiko und Brasilien nach 
wie vor die Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs 
(nach Baden-Württemberg) bzw. die Rohstoffe (ins 
Bundesgebiet insgesamt) an der Spitze stehen. 

Aus dieser Gegenüberstellung der Export- und 
Importstrukturen im Außenhandel mit Entwick-
lungsländern läßt sich auch schließen, daß die 
Einfuhren aus den meisten dieser Staaten nicht 
unbedingt zu einer starken Gefährdung bundes-
deutscher oder baden-württembergischer Arbeits-
plätze führt, sieht man einmal von Hongkong ab, 
das nicht nur mehr nach Baden-Württemberg oder 
in die Bundesrepublik exportiert als von dort 



Kategorie1  ) 

Land IV III II 1 

 

importiert (Tabelle 7), sondern auch in sehr 
starkem Maße Enderzeugnisse ausführt, also in 
Konkurrenz zu deutschen Anbietern steht. 

Der Gedanke einer rriöglichen Beeinträchtigung 
heimischer Arbeitsplätze soll nun weiter verfolgt 
werden. Dazu wurden die Einfuhr- und Ausfuhrarti-
kel der hier ausgewählten neun Entwicklungsländer 
in vier Kategorien untergliedert. Waren der Katego-
rie I.sind solche, bei denen 1980 die Importe der 
Bundesrepublik aus allen Staaten das Zehnfache 
der Exporte in alle Staaten ausmachten; für diese 
Waren - hierzu zählen z. B. Erdöl und Südfrüchte -
besteht praktisch keine Konkurrenz für deutsche 
Produkte, weil diese entweder in der Bundesrepu-
blik nicht gewonnen werden oder aufgrund der 
gebenen internationalen Arbeitsteilung seitens der 
Bundesrepublik nur in geringem Maße auf dem 
Weltmarkt angeboten werden. Zu den Waren der 
Kategorie II zählen Produkte, bei denen die Importe 
1980 den doppelten bis zehnfachen Betrag der Ex-
porte erreichten; sie stehen unter einer entspre-
chend geringeren, aber immer noch erheblichen 
Auslandskonkurrenz. Bei Waren der Kategorie III 
lagen die Importe 1980 in einer Spanne zwischen 
der Hälfte und dem Doppelten der Exporte; sie ge-
hören zu denjenigen Waren, bei denen die Bundes-
republik sowohl als Anbieter auf dem Weltmarkt 
wie auch als Bezieher von anderen Ländern in etwa 
gleichem Maße in Erscheinung tritt und die des-
halb — von bundesdeutscher Sicht aus gesehen'—
zu den besonders stark umkämpften Waren gehö-
ren. Zu den Waren der Kategorie IV werden solche 
gezählt, in denen die Ausfuhr der Bundesrepublik 
1980 die Einfuhr um mehr als das Doppelte über-
traf; hierzu zählen diejenigen Güter, in denen die 
Bundesrepublik auf den internationalen Märkten 
eine herausragende Rolle spielt. 

Tabelle 8 zeigt, daß sich die Ausfuhr Baden-Würt-
tembergs in die hier ausgewählten Entwicklungs-
länder nahezu vollständig auf solche Waren kon-
zentriert, in denen die Bundesrepublik hohe Export-
überschüsse aufweist (Kategorie IV) bzw. in denen 
die Exporte höchstens das Doppelte der Importe 
und umgekehrt betragen. Interessanterweise liegt 
das Schwergewicht der Exporte in die Entwick-
lungsländer in weit stärkerem Maße als bei den 
Exporten insgesamt auf denjenigen Waren, bei 
denen die Bundesrepublik hohe Exportüberschüsse 
aufweist; die Spanne reicht von 46% (Griechen-
land) bis 71% (Äthiopien, Mexiko, Brasilien) im 

Vergleich zu 56% bei den Gesamtausfuhren. Geht 
man realistischerweise davon aus, daß es sich hier-
bei um hochentwickelte industrielle Fertigerzeug-
nisse handelt, so zeigt sich auch hieran, daß der 
Export in die Entwicklungsländer den Strukturwan-
del Baden-Württembergs hin zu Investitionsgüter-
produkten überproportional stark unterstützt hat. 

Tabelle 8 

Außenhandel Baden-Württembergs mit ausgewählten 
Entwicklungsländern nach Warenkategorien 1980 

Struktur~)  der Ausfuhr 

— 4 50 46 
— 2 36 62 

— 29 71 

— 1 50 49 
2 30 68 

— 29 71 
— 1 28 71 

1 33 66 
1 47 52 

5 39 56 

Struktur~)  d r Einfuhr 

Griechenland 
Spanien 
Äthiopien 

Libyen 
Marokko 

Mexiko 
Brasilien 
Saudi-Arabien 
Hongkong 

Zum Vergleich- Gesamteinfuhr 

1) Zur Definition der Kategorien vgl. Text. — 2) Anteil an der Aus- bzw_ 
Einfuhr insgesamt, 

Bei den Einfuhren aus den Entwicklungsländern 
nach Baden-Württemberg ist die Situation im Han-
del mit den Entwicklungsländern nicht ganz so 
übersichtlich, was die Heterogenität dieser Staa-
tengruppe nachhaltig unterstreicht; insbesondere 
zeigen sich bemerkenswerte Unterschiede zwi-
schen den OPEC-Staaten mit ihrer hohen Rohöl-
ausfuhren (Kategorie 1) einerseits bzw. den euro-
päischen und außereuropäischen Schwellenlän-
dern mit doch schon beachtlichen Fertigwarenaus-
fuhren andererseits. Dennoch läßt sich erkennen, 
daß sich die Einfuhren aus den Entwicklungslän-
dern überdurchschnittlich stark auf Waren konzen-
trieren, die nicht oder nur wenig in Konkurrenz zu 
bundesdeutschen Angeboten auf dem Weltmarkt 
stehen (Waren der Kategorie 1 und II), während Gü-
ter mit hohen Exportüberschüssen der Bundesre-
publik (Kategorie IV) eigentlich nur aus Spanien 
und Brasilien in nennenswertem Umfang nach Ba-
den-Württemberg gelangen. Auch hieraus läßt sich 
eine den wirtschaftlichen Strukturwandel unter-
stützende Wirkung des Außenhandels mit Entwick-
lungsländern ablesen bzw. — wenn man mit den 
Gesamteinfuhren vergleicht — eine im Vergleich zu 
Importen aus anderen Ländern vergleichsweise ge-
ringe Gefährdung von Arbeitsplätzen im Inland, zu-

 

Griechenland 
Spanien 

Äthiopien 
Libyen 

Marokko 

Mexiko 
Brasilien 

Saud i-Arabien 
Hongkong 

Zum Vergleich: Gesamtausfuhr 

4 79 16 1 

16 15 46 21 

6 50 44 

95 5 —

 

21 78 1 

10 64 22 4 
19 52 17 12 

100 

60 37 3 

19 22 39 20 
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genannten Staaten erreichten lediglich Brasilien 
(+51,2%) und Spanien (+49,6%) Zuwachsraten, die 

3296 4 455 79.1 wenigstens annähernd der gesamten Erhöhung der 

748 916 1 211 + 61,9 Direktinvestitionen entsprachen. Desweiteren erga-

 

636 , 728 1 000 + 572 ben sich bei Saudi-Arabien (+740%), Hongkong 
904 1 053 1 157 + 28,0 (+333%) und Singapur (+267%) stark überdurch-

 

436 1 038 1 606 + 2684 schnittliche Steigerungen, ohne jedoch absolut 
1 613 1 960 2 314 + 43,5 stark ins Gewicht zu fallen. 

4909 6415 8 216 + 67,4 

5 902 + 

506 600 704 + 39,1 

46 47 42 - 8,7 
32 38 38 + 18,8 
45 52 56 + 24,4 

373 455 558 + 49,6 

141 160 170 + 20,6 

59 63 61 + 34 
4 17 24 + 500,0 

47 47 50 + 6,4 

834 1 036 1 207 , + 44,7 

139 
15 

590 
53 
11 

143 
14 

772 
65 
14 

174 
14 

892 
73 
15 

 

25 2 
6,7 

51,2 
37,7 
36,4 

132 164 233 + 76,5 

+ 333,3 
+ 9,1 
+ 65,0 
+ 740,0 
+ 266,7 

3 3 13 
44 40 48 
40 59 66 

5 5 42 
6 17 22 

mindest von stark exportabhängigen Arbeits-
plätzen. Diese Feststellung einer geringen Gefähr-
dung inländischer Arbeitsplätze durch Importe aus 
der Dritten Welt steht im Einklang zu Erkenntnissen 
anderer, methodisch teilweise abweichender Ana-
lysen z. B. des DIW und des Instituts für Weltwirt-
schaft in Kiel. Unabhängig davon können gerade 
diese Investitionsgüter einen wichtigen Beitrag 
zum Aufbau der Wirtschaft in den Entwicklungs-
ländern leisten. Dies gilt in gleichem Maße für die 
Direktinvestitionen des Landes in der Dritten Welt. 

Direktinvestitionen 

Die baden-württembergischen Direktinvestitionen 
in den Entwicklungsländern, definiert als seit 1952 
kumulierte Jahressalden von Netto-Kapitalleistun-

 

Tabelle 9 

Baden-württembergische Direktinvestitionen in 

Entwicklungsländern 

gen, erreichten 1980 einen Wert von 2,31 Mrd. DM, 
das sind 28,2% aller baden-württembergischen Di-
rektinvestitionen. In der Größenordnung entspricht 
dies ungefähr den Direktinvestitionen in den EG-
Staaten (EG der 9) mit 2,21 Mrd. DM (Tabelle 9). 
Über ein Drittel dieser Investitionen wurden in Bra-
silien getätigt (892 Mill. DM), das damit vor Spa-
nien (558 Mill. DM) und weit vor Argentinien (174 
Mill. DM) an der Spitze aller Entwicklungsländer 
steht; auf diese drei Länderentfallen 70% aller Di-
rektinvestitionen Baden-Württembergs in den 
Entwicklungsländern. Wie bei der Bundesrepublik 
insgesamt konzentrieren sich also die Direktinvesti-
tionen vornehmlich auf Schwellenländer, also 
Volkswirtschaften mit fortgeschrittener gesamt-
wirtschaftlicher Entwicklung und relativaussichts-
reichem Binnenmarkt. Selbst auf flächen- und be-
völkerungsmäßig große, aber arme Entwicklungs-
länder wie Zaire oder Indien entfielen gerade je 50 
Mill. DM. 

An der starken Ausweitung der gesamten Direktin-
vestitionen in der zweiten Hälfte der siebziger Jah-

 

1980 Veränderung re (Zunahme zwischen 1976 und 1980: +67,4%) 
1980 gegen 1976 partizipierten fast alle Entwicklungsländer nur 

"% unterdurchschnittlich stark (+43,5%). Unter den 

1978 1976 
Land 

Mill. DM 

1 nsgesamt 

1 ndustrieländer 
darunter 
Frankreich 
Übrige EG-Länder 
Schweiz 
USA 

Entwicklungsländer 
davon 
Europäische Entwick. 
lungsländer 

darunter 
Griechenland 
Jugoslawien 
Portugal 
Spanien 

Afrikanische Entwick-

 

lungsländer 
darunter 
Kanarische Insel n 
Nigeria 
Zaire 

Amerikanische Ent. 
wick lu ngsländer 

darunter 
Argentinien 
Bermuda 
Brasilien 
Mexiko 
Venezuela 

Asiatische Entwick-
lungsländer 

darunter 
Horgkong 
1 nd ien 
1 ran 
Saudi-Arabien 
Singapur 

Die Direktinvestitionen von Entwicklungsländern 
(seit 1961 kumulierte Jahressalden von Nettokapi-
talleistungen) in Baden-Württemberg beliefen sich 
1980 auf 245 Mill. DM oder 2,4% der gesamten Di-
rektinvestitionen. Hiervon entfielen allein 207 Mill. 
DM auf Kuwait. 

Tourismus 

Einen nicht unbeträchtlichen Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung von Entwicklungsländern 
leisten auch Urlaubs- und Erholungsreisen von 
Touristen aus Industrieländern, da mit den entspre-
chenden Beträgen Geldmittel für wichtige Entwick-
lungsprojekte zur Verfügung gestellt werden, die 
Finanzierung von Krediten — zumindest teilweise —
erleichtert wird. Außerdem können über den Aus-
landstourismus Arbeitsplätze in den Entwicklungs-
ländern geschaffen und erhalten werden. Wie aus 
Tabelle 10 hervorgeht, hat zwischen 1976/77 und 
1979/80 die Reisetätigkeit von Baden-Württember-
gern ins Ausland vor allem in die europäischen Ent-
wicklungsländer weiterhin stark zugenommen; 
1978/79 gingen fast 30% aller Urlaubs- und Erho-
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Tabelle 10 

.Urlaubs- und Erholungsreisen der Wohnbevölke-
rung Baden-Württembergs in das Ausland 

1976/77 1978/79 
Ziel 

1000 

Auslandsreisen insgesamt 

darunter 

Europäische Entwicklungs-

 

länder 

davon 

Jugoslawien 

Spanien/Portugal 

Griechenland 

Türkei 

Italien 

Österreich 

Schweiz 

Afrika 

Asien 

Mittel. und Südamerika 

Anmerkung: ( ) = Eingeschränkte Aussagefähigkeit aufgrund geringer 
Besetzungszahl in der Stichprobe. 

lungsreisen im Ausland in diese europäischen Ent-
wicklungsländer, das sind mehr als in die beiden 
Nachbarstaaten und traditionellen Reiseländer 
Schweiz und Österreich zusammen (28%). Bemer-
kenswerte Zunahmen erfuhren hierbei vor allem 
Reisen in die Türkei und nach Griechenland. Bezieht 
man diese Auslandsreisen der baden-württembergi-
schen Wohnbevölkerung auf die entsprechenden 
Reisen der bundesdeutschen Wohnbevölkerung 
und berechnet so unter Zuhilfenahme der Zahlungs-
bilanzstatistik der Deutschen Bundesbank schät-
zungsweise die Reiseausgaben der Baden-Würt-
temberger im Reiseverkehr mit den Entwicklungs-
ländern, so ergibt sich ein Betrag für 1979 von 
ungefähr 880 Mill. DM. Dies entspricht größenord-
nungsmäßig den Ausfuhren Baden-Württembergs 
nach Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen 
Emirate zusammen; dies zeigt, daß Baden-Würt-
temberg über den Reiseverkehr doch zu einer 
beträchtlichen Entlastung der Zahlungsbilanz vor-
nehmlich europäischer Entwicklungsländer und zu 
einem Aufbau entsprechender Arbeitsplätze beige-
tragen hat. 

Zusammenfassung 

— Die Situation in vielen Ländern der Dritten Welt 
ist gekennzeichnet dadurch, daß immer noch 
schätzungsweise 22% der Menschen in Ent-
wicklungsländern unterernährt sind. 
Starkes Bevölkerungswachstum bedingt gerin-
ge Zunahmen des Lebensstandards (Pro-Kopf-
Einkommen) und umgekehrt, wodurch ein „Teu-  

felskreis der Armut' entsteht, aus dem die Staa-
ten der Dritten Welt nur schwer herausfinden. 
Die Hilfe der industrialisierten Staaten setzt 
u.a. bei einer zweckadäquaten wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit an, wozu — neben direkten 
Hilfen beispielsweise in Form von Medikamen-
tensendungen — geeignete Formen der Wissens-
vermittlung, der Außenhandelsbeziehungen 
und der Direktinvestitionen zählen. Zu den Ent-
wicklungsländern zählen in dieser Untersu-
chung — entsprechend der Definition der Ver-
einten Nationen — auch europäische Entwick-
lungsländer. 

keit zu. - 

Unter ihnen ist Baden-Württemberg auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe überdurchschnitt-
lich stark engagiert; 1981 entfielen von den Ent-
wicklungshilfeleistungen der Länder mit 26,8 
Mill. DM knapp 39% auf Baden-Württemberg. 
Schwerpunkt der Hilfen verschiedener Ministe-
rien, die zum Teil auch in Zusammenarbeit mit 
den Kirchen erbracht werden, ist die Aus- und 
Weiterbildung von Experten und Lehrern im ge-
werblichen sowie land- und forstwirtschaft-
lichen Bereich. In den Hochschulendes Landes 
betrug der Anteil der Studenten aus.Entwick-
lungsländern im Sommersemester 19814,9% 
(Bundesdurchschnitt: 3,2%). 

Im Jahre 1980 importierte Baden-Württemberg 
aus. Entwicklungsländern Waren im Werte von 
11,1 Mrd. DM und exportierte Waren im Werte 
von 11,9 Mrd. DM. Wie für die Bundesrepublik 
insgesamt überwog beim Außenhandel mit den 
OPEC-Staaten der Import (6,2 Mrd. DM gegen-
über 3,8 Mrd. DM Exporte), während in die übri-
gen Entwicklungsländer mehr Waren exportiert 
wurden (8,1 Mrd. DM) als von dort importiert 
wurden (5,0 Mrd. DM). Vor allem wegen der 

starken Intensivierung des Handels mit OPEC-
Staaten erhöhten sich die Einfuhren Baden-
Württembergs zwischen 1970 und 1980 um 
jährlich 16,8% und die Ausfuhren um jährlich 
11,6%; für die Bundesrepublik insgesamt lauten 
die Veränderungsraten + 14,4% und + 12,1 %. Die 
Intensivierung der Außenhandelsbeziehungen 
ist für die Entwicklungsländer ein wichtiges 
Mittel zur Wohlstandssteigerung und damit zum 
Ausbrechen aus dem "Kreislauf der Armut"; Län-

  

1000 

 

3 337 100 4 421 100 

845 25,3 1 247 28,2 

326 9.8 

328 9,8 

92 2,8 

99 3,0 

732 21,9 1 

868 26,0 

240 7,2 

49 1,5 

11 0,3 

(9) 0,3 

477 

491 

124 

155 

016 

981 

243 

10,8 

11,1 

2,8 

3,5 

— Wissensvermittlung (Bildung und Ausbildung) 
ist ein wesentlicher Eckpfeiler unmittelbarer 

23,0 staatlicher Fördermaßnahmen, die allein oder in 
22.2 Zusammenarbeit mit Wirtschaft und verschie-

 

ss denen Organisationen (u. a. Kirchen) geleistet 

40 0,9 werden. Trotz der prinzipiellen Zuständigkeit 

31 0,7 des Bundes fällt gerade auf diesem Gebiet den 
Bundesländern eine innerstaatliche Zuständig-

 

40 0,9 
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der mit hohen Steigerungen der Außenhandels-
tätigkeit haben seit 1960 in der Regel auch eine 
starke Zunahme des Bruttosozialprodukts je 
Einwohner erfahren. 

Die Handelsbeziehungen mit den Entwicklungs-
ländern haben den sektoralen Strukturwandel 
Baden-Württembergs mit gefördert. Die Aus-
fuhren in Entwicklungsländer sind — stärker als 
bei den Gesamtausfuhren —auf Maschinen, 
Fahrzeuge,und elektrotechnische Erzeugnisse 
konzentriert, während der Anteil der Textil-
exporte bei den Ausfuhren in die Dritte Welt 
relativ gering ist. Bei den Einfuhren aus Entwick-
lungsländern zeigt sich nur in wenigen Fällen 
(Beispiel: Hongkong) eine Konzentration auf 
Enderzeugnisse; selbst bei vielen typischen 
Schwellenländern (auch aus Europa) haben 
Nahrungs- und Genußmittel sowie Rohstoffe ein 
nach wie vor großes Gewicht. Eine detaillierte 
Untersuchung der Warenstruktur der Einfuhren 
zeigt weiterhin, daß die Einfuhren aus Ländern 
der Dritten Welt sich vornehmlich auf Waren 
konzentrieren, wie vor allem Rohstoffe und ein-
fache Konsumwaren, die in der Bundesrepublik 
in relativ bescheidenem Umfang erzeugt und ex-
portiert werden und so Arbeitsplätze in Baden-
Württemberg (im Vergleich zu Importen aus 
anderen Ländern) relativ wenig gefährden. 

Die Direktinvestitionen Baden-Württembergs in 
den Entwicklungsländern erreichten 1980 einen 
Wert von 2,31 Mrd. DM; dies sind 28,2% aller 
baden-württembergischen Direktinvestitionen 
im Ausland und entspricht größenordnungs-
mäßig den Direktinvestitionen in den 9 EG-Staa-
ten. Schwerpunkte sind Brasilien, Spanien und 
Argentinien. 

— 1979 verbrachten etwa 30% der baden-
württembergischen Bevölkerung ihren Aus-
landsurlaub in europäischen Entwicklungslän-
dern. Das Volumen der entsprechenden Reise-
ausgaben entspricht ungefähr den Warenexpor-
ten des Landes nach Saudi-Arabien und die Ver-
einigten Arabischen Emirate und hat so zu einer 
beachtlichen Entlastung der Zahlungsbilanz vor-
nehmlich europäischer Entwicklungsländer bei-
getragen. 
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5. Regionale Beschäftigungsstrukturen und 
Entwicklungen in der Landwirtschaft 

Der landwirtschaftliche Strukturwandel, der auch 
im vergangenen Jahrzehnt trotz teilweise erheblich 
veränderter Rahmenbedingungen nicht zum Still-
stand kam, wird vor allem an zwei Erscheinungen 
deutlich: Er manifestiert sich zum einen in einer 
ständig abnehmenden Zahl von landwirtschaftli-
chen Betrieben bei gleichzeitiger Vergrößerung der 
Einheiten und äußert sich zum anderen in einem 
erheblichen Rückgang der Zahl der landwirtschaft-
lichen Arbeitskräfte. 

 

Nachdem die Veränderungen der Betriebsstruktur 
bereits im Statistischen und prognostischen Jah-
resbericht 1980/81 ausführlich dargestellt wur-
den, wird nunmehr die regionale Entwicklung der 
Arbeitskräftestruktur aufgrund der Ergebnisse der 
Landwirtschaftszählung 1979 eingehender 
beleuchtet. 

Anläßlich dieser Zählung wurden 1979 in den 
152279 landwirtschaftlichen Betrieben mit einer 
landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) von 1 ha 
und mehr bzw. einer entsprechenden Mindest-
markterzeugung insgesamt 359162 Personen mit 
landwirtschaftlicher Beschäftigung ermittelt, von 
denen mehr als 95% der Familie des jeweiligen 
Betriebsleiters angehörten. Diese Tatsache unter-
streicht die große Bedeutung, die dem agrarpoliti-
schen Leitbild der „familienbäuerlichen Landwirt-
schaft" in unserem Bundesland zukommt. Dabei 
haben kleinere und größere Betriebe unabhängig 
von ihrem sozialökonomischen Status (Voll-, Zu-, 
Nebenerwerbsbetrieb) gleichermaßen ihre 
Existenzberechtigung. So sind 39% aller im Agrar-
sektor Beschäftigten in Betrieben tätig, die über 
weniger als 5 ha LF verfügen, 19% allein in den 
Kleinbetrieben mit weniger als 2 ha LF. Zu dieser 
Kategorie zählen vielfach auch Betriebe mit einer 
sehr spezialisierten Betriebsorganisation, die einen 
hohen Arbeitsaufwand erfordert. Das gilt insbeson-
dere für Gartenbaubetriebe mit Unterglasanlagen, 
aber auch für Betriebe mit Anbau von Spezial- oder 
Dauerkulturen. 

22,5% der Beschäftigten sind in den landwirt-
schaftlichen Unternehmen mit 10-20 ha LF tätig 
und damit in einem Größenbereich, auf den eine 
beachtliche Zahl von Voll- und Zu-, aber auch 
Nebenerwerbsbetrieben entfällt. Weitere 66340 
Personen (18,5%) arbeiten in den größeren Agrar-
betrieben des Landes (20 ha LF und mehr), 70% 
davon sind in Betrieben eingesetzt, deren Inhaber 
und/oder Ehegatte neben betrieblichen Einkom-
men keine zusätzlichen Einkünfte beziehen 
(= Vollerwerbsbetriebe). 

Gliedert man die Gesamtheit der in der Landwirt-
schaft Tätigen nicht nach der Größe, sondern der 
sozialökonomischen Ausrichtung des Betriebes, in 
dem sie tätig sind, so verteilen sie sich 1979 zu 
56% (201 077 Personen) auf die zahlreichen 
Nebenerwerbsbetriebe des Landes (94384) und zu 
31% (110801 Personen) auf die verbliebenen 
40453 landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebel. 
Lediglich 13% der Beschäftigten (47 284) entfallen 
landesweit auf die Gruppe der Zuerwerbsbetriebe, 
die damit insgesamt nur relativ geringe Bedeutung 
besitzt. Die hohe Zahl der Nebenerwerbsbetriebe 
beleuchtet die große Bedeutung der Gewerbeför-
derungspolitik des Landes, die anstrebt, eine mög-
lichst große Zahl von Arbeitsplätzen auch in den 
ländlichen Räumen zu schaffen und zu sichern. 
Dabei gewinnt auch der Fremdenverkehr in einigen 
dieser Gebiete eine wachsende Bedeutung. 

Regionale Verteilung nach landwirtschaftlichen 
Vergleichsgebieten 

 

Das Erscheinungsbild der Landwirtschaft in Baden-
Württemberg präsentiert sich nicht einheitlich, 
sondern ist durch mannigfache, naturbedingte 
Gegensätze gekennzeichnet: Von Natur aus 
begünstigte Gebiete wechseln mit benachteiligten 
Regionen; industriellen Verdichtungsgebieten ste-
hen ländliche Räume gegenüber, die vielfach mit 
Abwanderungsproblemen zu kämpfen haben. Die 
verwaltungsmäßige Gliederung nach Stadt- und 
Landkreisen wird diesen naturbedingten Unter-
schieden nicht gerecht; deshalb hat sich seit eini-
ger Zeit die Gliederung nach sogenannten „ land-
wirtschaftlichen Vergleichsgebieten" durchgesetzt. 
Darunter versteht man Gebiete mit gleichen oder 
ähnlichen natürlichen Produktionsbedingungen, 
wobei als kleinste Zuordnungseinheit die Gemeinde 
gilt. Einen Überblick über Lage und Bezeichnung 
der 21 landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete ver-
mittelt Schaubild 1. 

Unter den Vergleichsgebieten zeichnet sich Ver-
gleichsgebiet 3 „Rheinebene" durch die größte Zahl 
von in der Landwirtschaft tätigen Personen (knapp 
55000) und die größte Anzahl von Betrieben 
(23700) aus. Die landwirtschaftliche Produktion 
wird im Süden dieser Region bestimmt durch 
Wein- und Obstbau (Kaiserstuhl, Breisgau, Mark-

 

1 Ei nschließl  ich 1 340 Betriebe in der Hand juristischer Personen mit 
zusammen 4256 Beschäftigten, die nachfolgend aus methodischen 
Gründen unberücksichtigt bleiben. 
2 Vergleiche Tabellen 1 und 2 sowie Anhangtabellen 11 und 12. 
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Tabelle 1 

Beschäftigte in landwirtschaftlichen Betrieben 1979 

Landwirtschaftliche Betriebe insgesamt 

Betriebe 
insgesamt 

Beschäf-

 

tigte 
insgesamt 

Vollbeschäftigte 
insgesamt 

darunter 
familien-

 

fremde 

d von 

Teilbeschäftigte 
insgesamt 

darunter 
familien-

 

angehörige 

Vergleichsgebiet 

Anzahl Anzahl 

  

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessereund Geringere 
G äu landschaft 

003 LVG Bessereund Geringere 
Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westschwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG Ostschwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG Östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-1Iler 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG Östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

21A LVG Besseres Bauland 

21B LVG Geringeres Bauland 

1 nsgesamt  

9 017 22 337 

19 937 45 396 

23 674 54 665 

3 324 7 858 

6 010 15 425 

5 031 11 679 

4 825 11 130 

3 460 8 438 

1 722 4 222 

3 699 8 990 

12 724 31 422 

2 468 6012 

3 430 8 788 

10 977 26 123 

1 985 3 836 

2 443 5 026 

8 674 18 807 

5 553 13 239 

9 438 22 357 

5 826 14 908 

6 470 15 019 

1 592 3 485 

152 279 359 162 

7 725 22,4 14612 947 

9787 125 35 609 97,2 

10 077 20,1 44 588 98,2 

2 438 147 5 420 97,3 

3 012 7,6 12 413 98,8 

1 588 68 10 091 99,0 

1 699 8,2 9 431 98,6 

1 678 8,3 6 760 98,6 

1 704 9,8 2 518 96,8 

3 815 6,1 5 175 97,3 

8 944 8,2 22 478 98,1 

1 699 4,3 4 313 98,7 

2 636 8,6 6 152 97,1' 

5 360 7,9 20 763 98,0 

294 16,3 3 542 96,5 

509 14,3 4 517 98;1 

2 344 154 16 463 97,5 

3 356 22;6 9 883 95,1 

4 532 5,1 17 825 98,5 

4 762 5,8 10 146 98,0 

3 115 8.5 11 904 98,5 

504 4,2 2 981 99,3 

81 578 12,1 277 584 97,7 

gräfler Land), während weiter nördlich auf sandi-
gen Böden der Anbau von Tabak und Spargel stark 
vertreten ist. Entlang des Rheins waren aber auch 
schon immer günstige Voraussetzungen für die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben gegeben. So 
hatten die Leiter der infolge der Realteilung oftmals 
kleinen Betriebe schon relativ bald die Möglichkeit, 
in nicht allzu. großer Entfernung von ihrem Wohn-
ort einem außerlandwirtschaftlichen Zu- oder 
Haupterwerb nachzugehen. Daß viele der Betriebs-
inhaber aber zumindest einen Teil ihrer Flächen 
weiterhin in Bewirtschaftung behielten, mani-
festiert sich in einer Vielzahl von kleinen landwirt-
schaftlichen Betrieben, die nicht selten Spezial-
kulturen anbauen. 

An zweiter Stelle sowohl hinsichtlich der Zahl der 
Beschäftigten (45 396) als auch hinsichtlich der 
Zahl der Betriebe (19 937) steht Vergleichsgebiet 2 
„Gäulandschaften". Von.  den ganz oder teilweise in 
der Landwirtschaft Tätigen sind 22800 Personen 

148  

oder 50% in Betrieben beschäftigt, die über weni-
ger als 5 ha LF verfügen und lediglich 17% in Be-

 

trieben mit 20 ha LF und mehr. Damit.erreichen hier 
die Kleinbetriebe zwar nicht ganz die Bedeutung, 
die ihnen zumindest zahlenmäßig im Vergleichsge-
biet 3 zukommt, doch wirkt sich auch hier der Ein-
fluß der industriellen Verdichtungsräume (Pforz-
heim, Karlsruhe, Rhein-Neckar, Mittlerer Neckar) 
aus. Betrachtet man statt der absoluten Zahl der 
arbeitenden Personen die innerbetrieblich verwen-
dete Arbeitszeit, gemessen in Arbeitskräfte-Einhei-
ten3, so wird deutlich, daß hier das Schwergewicht 
nicht wie in der Rheinebene bei den kleineren Son-
derkulturbetrieben, sondern im eigentlich landwirt-
schaftlichen Bereich liegt; denn 48% der Gesamt-
arbeitszeit wird in den Betrieben mit 10 ha LF und 
mehr (27%e aller Betriebe) eingesetzt. 

3 Arbeitskraft-Einheit: (theoretische) Maßeinheit für die Arbeitsleistung 
einer im Berichtszeitraum der Landwirtschaftszählung 1979 
(4 Wochen im April 1979) mit betrieblichen Arbeiten vollbeschäftigten 
und nach ihrem Alter voll leistungsfähigen Person. 



Betriebe in denen das betriebliche 
Einkommen kleiner ist als das 
außerbetriebl iche Einkommen 

Betriebe ohne aurser-

 

betriebliches Einkommen 

Betriebe 
insgesamt 

Beschäf-

 

tigte 
insgesamt 

Betriebe 
insgesamt 

Beschäf-

 

tigte 
insgesamt 

Darunter 

Anzahl 

3 272 9 143 4 240 8 590 

4 535 12 599 13 416 27 452 

5 381 14 675 16 191 34 022 

1 157 3 066 1 698 3 504 

1 586 4 681 3 832 9 098 

740 2 106 3 905 8 548 

607 1 621 3 721 8200 

725 1 942 2 127 4 879 

851 2 253 524 1 066 

2045 5 141 824 1 696 

4 739 12 495 5 704 12 791 

942 2 439 1 073 2 422 

1 335 3 765 1 499 3 457 

2086 5 669 7 114 15 499 

101 265 1 780 3 291 

168 453 2 139 4 210 

837 2 302 7 242 14 884 

1 273 3 692 3 651 7 642 

2 140 5 661 _ 6 219 13 828 

2542 7 071 2 338 5 236 

1 729 4 721 4 028 8 429 

322 785 1 119 2 333 

39 113 106 545 94 384 201 077 

Im Vergleichsgebiet 1 „Unterland/Bergstraße'; das 
sich über die fruchtbarsten Gegenden Baden-
Württembergs erstreckt, waren im Berichtszeit-
raum 22337 Personen in 9017 landwirtschaftli-
chen Betrieben beschäftigt. Neben dem Ackerbau 
sind Sonderkulturen (Wein, Obst, Feldgemüse), die 
auch hier vielfach in kleinen landwirtschaftlichen 
Betrieben angebaut werden, von großer Bedeu-
tung. Von daher wird verständlich, daß 49% 
(10 870) der Beschäftigten in Betrieben mit max. 
5 ha LF tätig sind, die allerdings nur selten die allei-
nige Existenzgrundlage für das Betriebsinhaber-
ehepaar bilden. Mit 4670 AK-Einheiten vereinigen 
sie immerhin 39% der gesamten betrieblichen 
Arbeitsleistung im Agrarsektor des Vergleichsge-
bietes auf sich. Steht in diesem Größenbereich die 
Nebenerwerbslandwirtschäft eindeutig im Vorder-
grund, so sind insgesamt doch 41 %der Arbeits-
kräfte in Vollerwerbsbetrieben tätig. 
Ein weiteres Sonderkulturgebiet erstreckt sich ent-
lang des Bodensees (Vergleichsgebiete 4 und 9), wo  

der Marktobstbau dominiert. Hier sind 12080 Per-
sonen mit landwirtschaftlichen Arbeiten befaßt und 
erbringen dabei eine Arbeitsleistung von knapp 
6400 AK-Einheiten. 29% der Beschäftigten (3460) 
sind in Betrieben tätig, die dem Betriebsinhaber-
ehepaar als alleinige Einkommensquelle dienen 
und mindestens 10 ha LF umfassen. Da Nebener-
werbsbetriebe mit weniger als 10 ha LF nur 32% 
aller arbeitenden Personen stellen, erreicht dieser 
sozialökonomische Betriebstyp nicht die überra-
gende Stellung wie in den Vergleichsgebieten 1 bis 
3. Vielmehr überwiegen hier die Haupterwerbsbe-
triebe (Voll- und Zuerwerbsbetriebe zusammen; 
mit 60% der betrieblichen Beschäftigten, die 74% 
der gesamten Arbeitsleistung beider Vergleichs-
gebiete auf sich vereinigen. 

Pröblembereiche benachteiligter Regionen 

 

Während die bisher angesprochenen Vergleichs-
gebiete zu den besonders begünstigten Teilen des 
Landes gehören, zählen die Vergleichsgebiete 5 bis 
7 („ Westschwarzwald'; „Hochschwarzwald'; „Ost-
schwarzwald'J und 17 („Neckar-Nagold-Gebiet und 
Nördliche Schwarzwaldrandplatte') zu den benach-
teiligten Regionen. Infolge der topographischen 

und klimatischen Gegebenheiten hat die Landwirt-
schaft hier mit erheblich erschwerten Produktions-
bedingungen und geringeren Flächenerträgen zu 
kämpfen, doch hat die Funktion der Landschafts-
pflege hier ein besonders starkes Gewicht. Aller-
dings läßt sich der volkswirtschaftliche Nutzen, der 
aus dieser Dienstleistung an der Allgemeinheit 
resultiert, nur schwer quantitativ erfassen und muß 
daher an dieser Stelle unberücksichtigt bleiben. 

Insgesamt verteilen sich in diesen vier Vergleichs-
gebieten 57041 Beschäftigte auf 24540 landwirf-
schaftliche Betriebe, von denen allerdings nur noch 
ein vergleichsweise geringer Teil im Vollerwerb, 
bewirtschaftet wird. Dabei lassen sich im inter-
regionalen Vergleich deutliche Abstufungen kon-
statieren: Der Anteil dieser Betriebe sinkt von 26% 
im Westschwarzwald über 15% im Hoch- und 13% 
im Ostschwarzwald auf 10% im Neckar-Nagold-
Gebiet. Sie verfügen vorwiegend über landwirt-
schaftlich genutzte Flächen von 10 ha und mehr, 
die oft nur als Grünland genützt werden können. 
Die große Mehrzahl der landwirtschaftlichen 
Beschäftigten (71 %) ist daher in den zahlreichen 
Nebenerwerbsbetrieben tätig. Offenbar sind die 
betrieblichen Einkommensmöglichkeiten im 
Schwarzwald so gering, daß viele Bauernfamilien 
trotz der damit verbundenen Beschwernisse (Fahr-
wege, berufliche Doppelbelastung) nicht auf einen 
außerlandwirtschaftlichen Hauptverdienst verzich-
ten können oder wollen. 
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Tabelle 2 

Beschäftigte und Arbeitsleistung in landwirtschaftlichen Betrieben 1979 

Davon Davon 

Personen 

insgesamt 

Familien-

k räfte  

ständige 
familien-
fremde 
Kräfte 

AK-Einheiten 

insgesamt 

ständige 
fam i I ien -

 

fremde AK 
Familien-AK Vergleichsgebiet 

  

001 'LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und Geringere 
Gäulandschaft 

003 LVG Bessere und Geringere 
Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westschwarzwald. -

 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG Ostschwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG_ Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

21A LVG Besseres Bauland 

21B LVG Geringeres Bauland 

Insgesamt 

22 337 88,8 

45396 95,1 

54 665 94,8 

7 858 93,6 

15 425 97,6 

11 679 98,2 

1-1 130 97,6 

8 438 97,3 

4 222 94,2 

8990 95,9 

31 422 96,3 

6 012 97,9 

8 788 95,4 

26 123 96,8 

3 836 95,5 

5 026 96,9 

18807 95,9 

13 239 90,6 

22 357 97,8 

14 908 96,8 

15 019 97,0 

3 485 98,8 

359162 95,5 

Die Nebenerwerbsbetriebe vereinigen aber nicht 
nur das Gros der arbeitenden Personen auf sich, 
sondern auch mehr als die Hälfte (55%) der 
Gesamtarbeitsleistung in allen 4 Vergleichsgebie-
ten (insgesamt 21 127 AK-Einheiten). Demzufolge 
wird ein beachtlicher Teil der neben der außerland-
wirtschaftlichen Tätigkeit verbleibenden „Freizeit' 
wieder in die Landwirtschaft investiert. Diese Tat-
sache zeigt die spezielle Problematik der von Natur 
aus benachteiligten Gebiete auf: Die landwirt-
schaftlichen Betriebe sind aus ökonomischer Sicht 
vielfach zu klein und die Ertragsverhältnisse zu 
schlecht, als daß eine Familie von dem erwirtschaf-
teten Einkommen leben könnte; andererseits fehlen 
meist Beschäftigungsalternativen in angemessener 
Entfernung, die eine völlige Ablösung aus der Land-
wirtschaft attraktiv genug erscheinen ließe. 

Etwas.günstiger gelagert als in der direkt angren-
zenden Region „Hochschwarzwald" sind die Ver-
hältnisse im Vergleichsgebiet 8„Baar". Auf dieser 
Hochfläche zwischen Schwarzwald und Schwäbi-
scher Alb wurden bei der Landwirtschaftszählung  

8438 Beschäftige in 3460 landwirtschaftlichen 
Betrieben ermittelt. 58% davon sind in den 2127 
Betrieben tätig, deren Inhaber den größeren Teil 
ihres Einkommens aus außerbetrieblichen Quellen 
beziehen, während die Vollerwerbsbetriebe knapp 
2000 Beschäftigte auf sich vereinigen. Eine solche 
Verteilung der Arbeitskräfte resultiert daraus, daß 
vor allem im Raum Villingen-Schwenningen schon 
seit längerer Zeit die Möglichkeit zum außerland-
wirtschaftlichen Zu- oder Haupterwerb bestand 
und auch genutzt wurde. Dadurch wurde der Über-
gang in den Nebenerwerb und infolgedessen die 
Freisetzung von Flächen erleichtert, die den ver-
bleibenden Vollerwerbsbetrieben zur Aufstockung 
ihrer Produktionskapazitäten verhalfen, so daß 
diese heute zu 68% mehr als 20 ha LF bewirt-
schaften. 

Auf der Schwäbischen Alb dominiert die 
Beschäftigung im Nebenerwerb 

Die Schwäbische Alb als gleichfalls weithin 
benachteiligte Region erstreckt sich von West nach 
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Ost über die Vergleichsgebiete 15„ Heuberg ", 14 
„Geringere Alb "und 13 "Bessere Alb" In letztge-
nannter Region sind 8788 Personen in 3430 land-
wirtschaftlichen Betrieben eingesetzt, die zu 44% 
dem Betriebstyp „Nebenerwerb" (39% der 
Beschäftigten) und zu 39% dem „Vollerwerb" mit 
43% der Beschäftigten zuzurechnen sind. Während 
man hier also eine vergleichsweise günstige Situa-
tion hinsichtlich der sozialökonomischen Gliede-
rung der Betriebe antrifft, verschlechtert sich die 
Lage der Landwirtschaft im Vergleichsgebiet 14 
„Geringere Alb" und verschärft sich weiter im 
Vergleichsgebiet 15 „Heuberg" und 16„ Westliches 
Albvorland". Ein nach heutigen Verhältnissen ange-
messenes Einkommen kann in diesen Gebieten nur 
in größeren landwirtschaftlichen Betrieben erzielt 
werden, jedoch sind in der Region „Geringere Alb" 
lediglich 28% von insgesamt 26123 Personen in 
Betrieben beschäftigt, die die 20 ha-Schwelle 
überschreiten (22% aller Betriebe). Berücksichtigt 
man außerdem, daß der Anbau von Sonderkulturen 
nicht möglich ist und Kleinbetriebe recht zahlreich 
vertreten sind, so wird verständlich, daß auf der 
Alb der Nebenerwerb das Erscheinungsbild der 
Landwirtschaft prägt (65% der Betriebe). In diesen 
„Feierabendbetrieben", deren zahlenmäßiger 
Schwerpunkt im Größenbereich unter 10 ha LF 
liegt, arbeiten allein 15500 Personen und erbrin-
gen dabei die Leistung von 5086 ganzjährig voll-
beschäftigten Arbeitskräften (44% der Gesamt-
arbeitsleistung des Vergleichsgebietes). 

Die relativ geringste Bedeutung je Vergleichsgebiet 
besitzen die Vollerwerbsbetriebe am Heuberg, wo 
sie nur noch 5% der Betriebe stellen und 265 (7%) 
von insgesamt 3836 landwirtschaftlichen Beschäf-
tigten binden. Ebenfalls sehr niedrig liegen die ent-
sprechenden Anteile dieser Betriebsform im 
„Westlichen Albvorland" mit 9% der im Agrar-
bereich Tätigen (insgesamt 5026 Personen) und 
7% der landwirtschaftlichen Unternehmen. Stärker 
als in sämtlichen anderen Landesteilen dominiert in 
diesen beiden Gebieten die Nebenerwerbslandwirt-
schaft mit 86% (Heuberg) bzw. 84% (Westliches 
Albvorland) der Beschäftigten, die sich infolge der 
außergewöhnlich kleinbetrieblichen Struktur bei 
gleichzeitiger natürlicher Ertragsarmut vielfach . 
schon bald der Textilindustrie (im Raum Balingen-
Ebingen) zuwandten. Dieser Sachverhalt findet sei-

 

~nen,Niederschlag in der Arbeitskapazität der land-
wirtschaftlichen Betriebe beider Regionen, die zu 
60% über weniger als 5 ha LF verfügen: In der 
Region „Heuberg" werden durchschnittlich nur 
0,52 AK-Einheiten und im „Westlichen Albvorland" 
lediglich 0,65 AK-Einheiten je landwirtschaftli-
chem Betrieb eingesetzt und damit weniger als in 
jedem anderen Vergleichsgebiet. 

Wesentlich günstiger als in diesen beiden Gebieten 
präsentieren sich die außerlandwirtschaftlichen  

 

Rahmenbedingungen im Vergleichsgebiet 18„Öst-
liches Albvorland'; wo entlang des östlichen Alb-
traufs mit der Zeit ein Industriegürtel entstanden ist 
(Reutlingen, Göppingen - Geislingen, Aalen). 
Dadurch war für die Leiter kleinerer landwirtschaft-
licher Betriebe frühzeitig der Anreiz zur Abstok-
kung ihrer Produktionskapazitäten oder zur voll-
ständigen Betriebsaufgabe gegeben. Heute sind in 
dieser Region 43% der 13239 im Agrarsektor Täti-
gen in Kleinbetrieben mit weniger als 5 ha LF ein-
gesetzt, unter denen sich auch einige Gartenbaube-
triebe befinden; mehr als ein Drittel aller Beschäf-
tigten arbeitet in den zahlreichen Nebenerwerbsbe-
trieben dieses Größenzuschnitts (2490 Betriebe). 
Daneben sind 5171 Personen in den landwirt-
schaftlichen Unternehmen mit mehr als 10 ha LF 
beschäftigt, die zur Hälfte im Vollerwerb geführt 
werden. 

Geringere Mobilität in den Wäldergebieten, 
Hohenlohe, Bauland und Oberschwaben 

Während man also in industriell erschlossenen 
Zonen neben größeren Betrieben meist eine Viel-
zahl kleiner und kleinster Einheiten vorfindet, 
herrscht in industrieferneren, strukturschwachen 
Gebieten bis heute ein gewisses Sicherheitsdenken 
vor, aus dem heraus auch bei außerlandwirtschaft-
licher Beschäftigung Fläche nicht oder nur in gerin-
gem Umfang abgegeben wird. Im Vergleichsgebiet 
19„ Schwäbischer Wald/Odenwald" beispielsweise 
arbeiten deshalb 23% aller mit landwirtschaftli-
chen Tätigkeiten befaßten Personen in Neben-
erwerbsbetrieben mit 5 bis 10 ha LF, während wei-
tere 28% in den 3337 kleineren Nebenerwerbsbe-
trieben mit weniger als 5 ha LF eingesetzt sind. 
Über alle sozialökonomischen Betriebsformen hin-
weg konzentrieren sich die Beschäftigten der 
Region zu mehr als 55% auf den Größenbereich 
„5 - 20 ha LF". Ein Schlaglicht auf die problema-
tische Einkommensituation wirft die Tatsache-daß 
trotz beschränkter natürlicher Ertragsverhältnisse 
mehr Vollerwerbsbetriebe 10 bis unter 20 ha LF 
bewirtschaften als 20 ha LF und mehr. Dement-
sprechend entfällt fast die Hälfte der 5661 in Voll-
erwerbsbetrieben Tätigen auf einen Größenbereich, 
in dem sich für viele Betriebe dieser sozialökonomi-
schen Ausrichtung die Frage der weiteren Existenz-
fähigkeit stellt. 

Mit Ausnahme einiger Kristallisationspunkte um 
Städte oder größere Orte zählen die Vergleichsge-
biete 20„ Höhenlohe " 21, "Bauland" 12„Donau-
lller- 11„ Oberland-  und 10„Allgäu"zu den relativ 
dünn besiedelten Regionen des Landes mit weithin 
ländlicher Prägung. Arbeitsplätze in Industrie; Han-
del, Gewerbe und im Dienstleistungssektor stehen 
vielfach nur begrenzt zur Verfügung, so daß die 
Nebenerwerbslandwirtschaft wegen dieser ungün-

 



stigen Voraussetzungen geringere Bedeutung 
erlangte; selbst wenn Landwirte beabsichtigen, 
ihre Betriebsorganisation auf Zu- oder Nebener-
werb auszurichten, sind sie meist gezwungen, zum 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplatz lange Fahr-
wege mit entsprechend hohem Zeitaufwand in 
Kauf zu nehmen. Große Entfernungen bilden daher 
oft einen zusätzlichen Hemmfaktor für die Aufgabe 
oder Extensivierung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion. Besonders ausgeprägt zeigt sich dies im 
Allgäu, wo ein Großteil der 3 699 landwirtschaftli-
chen Betriebe in Einzelhoflagen weit zerstreut liegt; 
hier sind nämlich überproportional viele Personen 
(57%) in Vollerwerbsbetrieben beschäftigt. Rund 
die Hälfte der überwiegend als Futterbaubetriebe 
organisierten Unternehmen bewirtschaftet aller-
dings nur 10 bis unter 20 ha LF — nicht selten 
bedingt durch extreme Flächenknappheit — und 
zählt damit heute eher zu den klein- bis mittel-
bäuerlichen als zu den großen Agrarbetrieben des 
Landes. Hier erreichen aber nicht nur die Voller-
werbsbetriebe, sondern auch die Zuerwerbs-
betriebe ihre relativ größte Bedeutung in Baden-
Württemberg: 2100 oder gut 23% der in der Land-
wirtschaft Tätigen entfallen auf die 809 Betriebe 
dieser Erwerbsform, die (entsprechend den Voller-
werbsbetrieben) zur Hälfte zum Größenbereich „10 
— 20 ha LF" gehören und damit deutlich auf die 
Einkommensproblematik der Betriebe dieser Größe 
hinweisen. Zurückzuführen ist diese Situation nicht 
zuletzt auf die seit Jahrhunderten praktizierte 
geschlossene Hofübergabe, die zwar eine Aufsplit-
terung in immer kleinere Einheiten verhinderte, 
aber damit auch den Strukturwandel erschwerte. 

Auch im Oberland (31422 Beschäftigte in 12724 
Betrieben) ist die Landwirtschaft durch das Aner-
benrecht geprägt, doch wurde der Wandel der 
Agrarstruktur hier dadurch erleichtert, daß in zahl-
reichen Dörfern und Kleinstädten außerlandwirt-
schaftliche Arbeitsplätze zur Verfügung standen. 
So arbeiten hier wie auch im benachbarten Gebiet 
„Donau-Iller" (6012 Personen in 2468 Betrie-
ben), dessen Beschäftigungsstruktur sich nur 
geringfügig von den Verhältnissen im Oberland 
unterscheidet, jeweils rund 40% der Beschäftigten 
in Voll- bzw. Nebenerwerbsbetrieben. Allerdings 
beschränken sich die Betriebe der letztgenannten 
Kategorie nicht wie in Realteilungsgebieten vor-
nehmlich auf die Bewirtschaftung kleinerer oder 
kleinster Flächen; vielmehr sind über ein Drittel der 
insgesamt auf diese Nebenerwerbsbetriebe entfal-
lenden Arbeitskräfte (12 791 •bzw. 2422 Personen) 
im Größenbereich „5 - 10 ha LF" tätig. Gemessen 
an der Gesamtarbeitsleistung (15 791 AK-Einhei-
ten im Oberland bzw. 3008 AK-Einheiten in 
„Donau-Iller") steht jedoch die Gruppe der Voller-
werbsbetriebe mit einem Anteil von 52% klar im 
Vordergrund, wobei mehr als ein Viertel der  

Arbeitszeit allein in Vollerwerbsbetrieben mit mehr 
als 20 ha LF eingesetzt wird. Aufgrund ihres meist 
größeren Flächenumfangs und der intensiveren 
Wirtschaftsweise beanspruchen die Vollerwerbs-
betriebe demzufolge einen wesentlich höheren 
Prozentsatz der Arbeitskapazität, als es den Ver-
hältnissen bei der Zahl der Arbeitskräfte entspricht. 

In den Räumen „Donau-Iller", „Bessere Alb" (Ulm-
Heidenheim) sowie in „Hohenlohe" ist seit Jahren 
eine starke Ausdehnung der Ferkelerzeugung zu 
beobachten, da viele Betriebe mit dem Ziel der Ein-
kommenssicherung das Schwergewicht ihrer 
Organisation auf diesen Produktionszweig ver-
lagerten. Eine solche Spezialisierung erfolgt vor-
rangig in Vollerwerbsbetrieben, die in Hohenlohe 
mit 47% der Beschäftigten und 44% der Betriebe 
weit stärker repräsentiert sind als im Landesmittel. 
Da hier gleichzeitig Betriebe mit mehr als 20 ha LF 
unabhängig von ihrer sozialökonomischen Ausrich-
tung überproportional stark vertreten sind, findet 
sich knapp ein Drittel aller landwirtschaftlich Täti-
gen in diesem Größenbereich. Nahezu ebenso viele 
Personen sind in Betrieben mit 10 bis unter 20 ha 
LF beschäftigt. 

Im benachbarten „Bauland" liegt die durchschnitt-
liche Betriebsgröße niedriger als in „Hohenlohe", 
so daß die Nebenerwerbslandwirtschaft dort grö-
ßere Bedeutung besitzt: Mit 10762 Personen ver-
eint sie immerhin 58% aller im Agrarsektor der 
Region Tätigen auf sich. Dabei zeigt sich an den 
beiden Teilregionen dieses Vergleichsgebietes 
(21 a „Besseres '% 21 b „Schlechteres Bauland" 1 
deutlich, wie natürliche Ertragsfähigkeit und sozial-
ökonomische Betriebsausrichtung miteinander kor-
relieren: Liegt der Anteil der Nebenerwerbsbetriebe 
im „Besseren Bauland" bei 62% (56% der Beschäf-
tigten), so steigt er im „Geringeren Bauland" auf 
70% (67%) an, obwohl die größenstrukturelle Ver-
teilung der Betriebe beider Gebiete nur geringfügig 
differiert. Aufschlußreich erscheint auch ein Ver-
gleich der drei sozialökonomischen Betriebsformen 
hinsichtlich der durchschnittlichen Arbeitsleistung 
je Betrieb: Bei den Vollerwerbsbetrieben beträgt 
der Arbeitskräftebestand je Betrieb 1,7 (Besseres) 
bzw. 1,6 AK-Einheiten (Schlechteres Bauland), bei 
den Betrieben mit Zusatzeinkommen 1,4 bzw. 1,2 
AK-Einheiten und in Nebenerwerbsbetrieben 0,5 
AK-Einheiten. Diese tendenziell in allen Vergleichs-
gebieten zu beobachtende Erscheinung (Tabelle 3) 
resultiert nicht nur aus Unterschieden in der Grö-
ßenstruktur zwischen den Betriebsformen, sondern 
vielfach auch aus einer Extensivierung der land-
wirtschaftlichen Produktion bei Aufnahme einer 
außerbetrieblichen Beschäftigung. Darauf deutet 
auch die Tatsache, daß die durchschnittliche Zahl, 
der beschäftigten Personen je landwirtschaftli-
chem Betrieb in wesentlich engeren Grenzen streut 
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Tabelle 3 

Beschäftigte je Betrieb 

AK - Einheiten Personen 

 

Betriebe 
ohneaußer 
betriebliches 

Einkommen 

Betriebe' 

ohneaußer 
betriebliches 
Einkommen 

Betriebe, in denen das 
betriebliche Einkommen  

größer I kleiner  

ist als das außerbetriebliche 
Einkommen 

Betriebe, in denen das 
betriebliche E inkommen Vergleichsgebiet 

größer j kleiner 

ist als das außerbetriebliche 
Einkommen 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und Geringere 
Gäulandschaft 

003 LVG Bessere und Geringere 
Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG WestSchwanwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG Ostschwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagolc iet 

018 LVG Östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

21A LVG Besseres Bauland 

218 LVG Geringeres Bauland 

Insgesamt  

2,79 2,98 

2,78 2,65 

2,73 

2,65 

2,95 

2,85 

2,67 

2,68 

2,65 

2,51 

2,64 

2,59 

2,82 

2,72 

2,62 

2,70 

2,75 

2,90 

2,65 

2,78 

2,73 

2,44 

2,72 2,71  

2,03 1,91 

2,05 1,82 

 

1,72 

1,75 

1,78 

1.68 

1,64 

1,73 

1,79 

1,72 

1,72 

1,67 

1,83 

1.76 

1,90 

1,79 

1,77 

1,96 

1,69 

1,79 

72 

56 

2,13 1,76  

1,95 0,64 

1.51 0,57 

1,36 053 

51 0,65 

1,49 0,68 

1,45 0,61 

1,43 0,71 

1,46 0,74 

1,59 0,72 

58 0,80 

1,45 0,74 

1,41 0,75 

1,48 0,80 

1,51 0,72 

1,30 041 

45 0,51 

1,54 0,54 

1,69 0.66 

1,47 0,74 

1,57 0,75 

1,39 0,54 

21 0,52 

1,52 0,62 

2,63 2,10 

2,66 2,06 

2,83 2,37 

2,82 2,19 

2,66 2.20 

2,77 2,29 

2,56 2,03 

2,60 2,06 

2,65 2,24 

2,56 2,26 

2,63 2,31 

2,76 2,18 

2,92 1,85 

2,81 1,97 

2,77 2.06 

2,87 2,09 

2,74 2,22 

2,80 2,24 

2,63 2.09 

2,47 2,08 

als die der Arbeitskräfteeinheiten. In nahezu allen 
Vergleichsgebieten können selbst die'Nebener-
werbsbetriebe gewöhnlich auf zwei beschäftigte 
Personen zurückgreifen, während in Zu- und Voller-
werbsbetrieben im Schnitt.2,5 — 3 Beschäftigte zur 
Verfügung stehen (Tabelle 3). Bei diesen Angaben 
bleibt jedoch unberücksichtigt, wieweit die ein-
zelne Arbeitskraft durch Tätigkeiten im landwirt-
schaftlichen Betrieb ausgelastet ist oder daneben 
noch einer weiteren Beschäftigung im Haushält des 
Betriebsinhabers oder in anderer Erwerbstätigkeit 
nachgeht. 

Landwirtschaftliche Arbeitskräfte überwiegend 
teilbeschäftigt 

Tatsächlich ist die Beschäftigungsstruktur des 
Agrarsektors stärker als die anderer Wirtschaftsbe-
reiche durch „Teilzeitarbeit' gekennzeichnet. 
Landesweit stellen nämlich mehr als 77% 
(= 277 584) der mit landwirtschaftlichen Arbeiten 
befaßten Personen nur einen Teil ihrer Arbeitskapa-
zität dem landwirtschaftlichen Betrieb zur Ver-  

fügung. Lediglich 81 578 Personen oder 23% 
waren dagegen in jeder der vier Berichtswochen 
der Landwirtschaftszählung im April 1979 vollbe-
schäftigt, d.h. mindestens 42 Stunden (Familienar-
beitskräfte) bzw. 40 Stunden (familienfremde 
Arbeitskräfte) im landwirtschaftlichen Betrieb tätig. 
Vergleicht man die Werte der einzelnen Landes-
teile miteinander, dann ergeben sich deutliche 
regionale Unterschiede. So schwankt der Anteil 
der Teilbeschäftigten an der Gesamtzahl der - 
Beschäftigten im Extremfall zwischen 58% im 
Vergleichsgebiet 10 (Allgäu) und 92% im Ver-
gleichsgebiet 15.(Heuberg). Mehr als 85% Teilbe-
schäftigte weisen außerdem die Betriebe im 
Schwarzwald, auf der Westalb, im westlichen Alb-
vorland, im Neckar-Nagold-Gebiet und in Teilen 
des Baulandes, also in vorwiegend landwirtschaft-
lich strukturschwachen und iugleich ertragsar-
men Gebieten auf. Demgegenüber zeichnen sich 
das Unterland, die Gebiete zwischen Bodensee, All-
gäu und Ostalb sowie Hohenlohe aufgrund günsti-
ger Strukturverhältnisse durch weniger als 75% 
Teilbeschäftigte am Gesamtarbeitskräftebestand 
aus. 
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Wenn man nicht nach dem•Beschäftigungsgrad, 
sondern nach der Zugehörigkeit zur Familie des 
Betriebsinhabers differenziert, ergibt sich, daß das 
landwirtschaftliche Beschäftigungspotential in 
Baden-Württemberg zu 95,5% aus Familienange-
hörigen (einschl. der im Haushalt des Betriebsin-
habers lebenden Verwandten) und zu 4,5% (16095 
Personen) aus ständigen familienfremden Arbeits-
kräften besteht (Tabelle 2). Als „ständig familien-
fremd" werden Personen bezeichnet, die nicht zur 
Familie des Betriebsinhabers gehören, im Berichts-
zeitraum mit betrieblichen Arbeiten beschäftigt 
waren und in einem unbefristeten oder auf min-
destens 3 Monate abgeschlossenen Arbeitsverhält-
nis zum Betrieb standen. Im Zuge des Strukturwan-
dels führten arbeitssparende Maßnahmen und Ver-
fahren zu einer weitgehenden Reduzierung dieser 
Lohnarbeitskräfte, die sich heute noch auf knapp 
7 200 landwirtschaftliche Betriebe verteilen. Ihr 
Anteil an der Gesamtzahl aller Arbeitskräfte 
schwankt von Region zu Region beträchtlich; mit 
11 %finden sich die relativ meisten familienfrem-
den Arbeitskräfte in dem an Sonderkulturen rei-
chen Vergleichsgebiet 1 ,;Unterland/Bergstraße", 
während sich der entsprechende Wert im Boden-
seegebiet um 6% bewegt. Ebenfalls überproportio-
nal viele Fremdarbeitskräfte sind aufgrund der gro-
ßen Bedeutung des Gartenbaus in den Betrieben 
des „Östlichen Albvorlandes" eingesetzt, wo sie 
mehr als 9% aller Beschäftigten stellen. Am gering-
sten ist der Anteil in einigen strukturschwachen 
bzw. benachteiligten Regionen (Schwarzwald, 
Baar, Donau-Iller, Schwäbischer Wald / Odenwald, 
Bauland), in denen der Anteil der familieneigenen 
Arbeitspersonen 97 — 99% einnimmt. 

Von den familienfremden Arbeitskräften waren 
1979 landesweit 9844 und damit ein wesentlich 
höherer Prozentsatz (61%) mit betrieblichen Arbei-
ten ausgelastet als bei den mitarbeitenden Fami-
lienangehörigen (21 %), die in der Mehrzahl nur 
zeitweise im landwirtschaftlichen Betrieb tätig 
sind. Gemessen an der Gesamtzahl aller Teilbe-
schäftigten liegt der Anteil dieser Personengruppe 
in allen Vergleichsgebieten bei weit über 90%4, 
zumal man teilbeschäftigte ständige Fremdarbeits-
kräfte nur sehr selten antrifft. Dies hängt damit 
zusammen, daß ständige Fremdarbeitskräfte aus 
Gründen der Lohnkostenstruktur von den meisten 
Betrieben erst dann eingestellt werden, wenn ein 
echter Bedarf besteht, so daß Vollbeschäftigung 
gewährleistet ist. Umgekehrt läßt sich der Einsatz 
familieneigener Arbeitskräfte, deren Lohnanspruch 
nicht fix, sondern variabel ist, erheblich flexibler 
gestalten. Sie üben deshalb neben ihrer betriebli-

  

4 Bei diesen Zahlenangaben sind nicht-ständige, familienfremde 
Arbeitskräfte (z.B. Saisonarbeitskräfte) aus methodischen Gründen 
unberücksichtigt. 

Chen Tätigkeit vielfach noch eine weitere Beschäf-
tigung in anderen Erwerbsbereichen öder im Haus-
halt des Betriebsinhabers aus. Insgesamt sind von 
den 343067 beschäftigten Familienangehörigen 
271 333 oder 79% nur betrieblich teilbeschäftigt, 
darunter befinden sich allein 100200 teilbeschäf-
tigte Betriebsinhaber und weitere 90300 teilbe-
schäftigte Ehegatten. 

Vollbeschäftigte in Vollerwerbsbetrieben überpro-
portional vertreten 

Untersucht man die Beschäftigtensituation in 
Betrieben unterschiedlicher Größe, so zeigen sich 
unabhängig von der regionalen Zugehörigkeit cha-
rakteristische Unterschiede: Mit zunehmender 
Betriebsgröße steigt der Anteil der vollbeschäftig-
ten Personen in allen Vergleichsgebieten. So sind 
in der Größenklasse 2 - 5 ha LF nur 9% der Kräfte 
vollbeschäftigt, in den Betrieben ab 20 ha LF dage-
gen 47% bei einem Landesdurchschnitt von 23%. 
Mit hohem Vollbeschäftigungsanteil (30 - 42%) 
treten vor allem die Vergleichsgebiete „Unterland/ 
Bergstraße", „Bodensee", „Allgäu", „Bessere Alb" 
und „Hohenlohe", also die strukturbegünstigten 
Gebiete hervor. Eine Besonderheit bildet die Tat-
sache, daß in den Kleinbetrieben unter 2 ha LF ein 
vergleichsweise hoher Anteil von Vollbeschäftigten 
vorliegt und zwar ebenfalls in strukturbegünstigten 
Gebieten. Die hängt damit zusammen, daß es sich 
hier um Spezialbetriebe handelt, die notwendiger-
weise mit vollbeschäftigten Personen arbeiten 
müssen. Ein Großteil dieser Vollarbeitskräfte gehört 
aber nicht zur Familie des Betriebsleiters; in man-, 
chen Regionen stellen die Fremdarbeitskräfte in 
diesen Spezialbetrieben sogar mehr als die Hälfte 
aller Vollbeschäftigten. 

Bei einer Differenzierung der Betriebe nach ihrem 
sozialökonomischen Typ zeigt sich, daß in Betrie-
ben ohne außerbetriebliches Einkommen' 
(Tabelle 1 undAnhangtabelle 11) der Beschäfti-
gungsgrad unabhängig von der Betriebsgröße. 
wesentlich höher liegt als im Durchschnitt aller 
Betriebe: Über alle Vergleichsgebiete und Betriebs-
größenklassen hinweg sind in Vollerwerbsbetrieben 
48% der Arbeitskräfte vollbeschäftigt. Diese 
Betriebe stützen sich nämlich in aller Regel sowohl 
auf einen vollbeschäftigten Betriebsinhaber als 
auch auf dessen mitarbeitenden Ehegatten und 
haben ihre Betriebsorganisation dementsprechend 
ausgerichtet. Von daher wird verständlich, daß der 
Vollbeschäftigtenanteil nur relativ schwach mit der 
Betriebsgröße korreliert. Eine Veränderung dieser 
starren Situation dürfte erst mit dem Übergang zu 
einer anderen Erwerbsform verbunden sein, in 
deren Gefolge auch der Betriebsinhaber nicht mehr 
voll- sondern teilbeschäftigt wäre. Vollbeschäftigte 
familienfremde Arbeitskräfte machen in einigen 
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von Natur aus begünstigten Landesteilen (Unter-
land/Bergstraße, Rheinebene, Östliches Albvor-
land) aber auch in einigen benachteiligten Regio-
nen (Heuberg, Westliches Albvorland, Neckar-
Nagold-Gebiet) mehr als 10% der Vollbeschäftig-
ten dieses sozialökonomischen Betriebstyps aus, 
konzentrieren sich jedoch vorwiegend auf Spezial-
betriebe. In benachteiligten Gebieten, besonders 
am Heuberg, kommt der hohe Anteil der Fremdar-
beitskräfte dadurch zustande, daß insgesamt nur 
relativ wenige Personen vollbeschäftigt sind 
(Tabelle 1). 

In den Nebenerwerbsbetrieben überwiegt natur-
gemäß der Anteil teilbeschäftigter Arbeitskräfte 
mit 94%, doch sind auf Landesebene immerhin 
mehr als 11400 Personen in diesem Betriebstyp 
vollbeschäftigt (davon 10% Fremdarbeitskräfte). 
Besonders in den (seltenen) Nebenerwerbsbetrie-
ben mit mehr als 10 ha LF sind prozentual doppelt 
bis dreimal soviel Menschen mit betrieblichen 
Arbeiten ausgelastet wie im Durchschnitt. Teilbe-
schäftigte Personen gehören bei dieser Betriebs-
form fast ausschließlich der Familie des Betriebs-
leiters an. Ihr Anteil macht in den meisten Ver-
gleichsgebieten mit Ausnahme einiger Betriebs-
größenkategorien mehr als 99% aus. 

Rückgang der Familienarbeitskräfte 

Die bisher im einzelnen dargelegten Beschäfti-
gungsstrukturen sind das Resultat von Entwick-
lungsprozessen, deren Ausmaß im zeitlichen 

Vergleich besonders deutlich wird. Als Vergleichs-

basis bieten sich die Ergebnisse der Landwirt-

schaftszählung 1971 an, die allerdings nur in der 

Regionalgliederung nach Stadt- und Landkreisen 

vorliegen5. 

Da die Landwirtschaftszählung 1971 noch nach 
der alten Kreiseinteilung (vor der Kommunal- und 
Kreisreform von 1972) aufbereitet wurde, mußten 
auch hier umfangreiche Vergleichsrechnungen vor-
genommen werden. 

Aus der Gegenüberstellung des Arbeitskräftebe-
standes der Jahre 1971 und 1979 geht hervor, 
daß die Zahl der in der Landwirtschaft Beschäftig-
ten im letzten Jahrzehnt relativ stärker zurückging 
(— 28%) als die Zahl der Betriebe (— 20%), so daß 
1979 141 430 Personen weniger im Agrarsektor 
tätig waren als 8 Jahre zuvor (Tabelle 4). Dabei 
weist der Regierungsbezirk Karlsruhe mit — 35% 
eine wesentlich höhere Abnahmerate auf als die 
anderen drei Landesteile, deren Werte sich zwi-

 

5 Aus technischen und Kostengründen war es bisher nicht möglich, 
diese Basisdaten nachträglich nach landwirtschaftlichen Vergleichsge-
bieten aufzubereiten, obwohl dadurch der regionale Vergleich der Be-
schäftigungsstruktur wesentlich zuverlässiger dargestellt werden könn-

te. Behelfsweise wird dieser Entwicklungsvergleich daher im folgenden 
nach Stadt- und Landkreisen durchgeführt. 

schen — 26% und — 27,5% bewegen. Bezüglich der 
vollbeschäftigten Arbeitskräfte hat dagegen der 
Regierungsbezirk Karlsruhe nur einen leichtunter-
durchschnittlichen Rückgang zu verzeichnen 
(— 24% gegenüber — 25% im Land). Hier schieden 
also relativ mehr teilbeschäftigte Arbeitskräfte 
(— 37%) aus dem Produktionsprozeß aus als im 
übrigen Land (— 29%). 

Im Gegensatz zu dieser allgemeinen Tendenz steht 
die Entwicklung bei den vollbeschäftigten familien-
fremden Arbeitskräften, deren Zahl landesweit 
innerhalb von acht Jahren nahezu auf das Andert-
halbfache anwuchs. Während der Regierungsbe-
zirk Tübingen in diesem Zusammenhang mit +25% 
das Schlußlicht bildet, ergibt sich im Regierungs-
bezirk Karlsruhe ein Anstieg von 88%. Lediglich in 
den Kreisen Freudenstadt, Ravensburg und Tuttlin-
gen wurde die Zahl der Lohnarbeitskräfte reduziert 
(— 6, — 15 bzw. — 33%), in allen anderen Stadt- und 
Landkreisen nahm sie dagegen teilweise sprung-
haft zu (Heidenheim+ 135%; Baden-Baden 
+ 178%; Karlsruhe (Stadt) + 194%; Karlsruhe ( Land) 
+ 177%; Pforzheim (Stadt) + 140%). Zurückzufüh-
ren ist diese Entwicklung vermutlich auf Auswei-
tungen des Arbeitskräftepotentials in Gartenbau-
und anderen Spezialkulturbetrieben, wozu sicher-
lich auch die seit Jahren zu beobachtende Produk-
tionsverschiebung in Richtung Zierpflanzenbau 
beitrug. 

Parallel zur Zunahme der vollbeschäftigten Fremd-
arbeitskräfte ging der Bestand der Teilbeschäftig-
ten erheblich zurück. Landesweit wurden damit 
immerhin rund 114200 Personen dem landwirt-
schaftlichen Produktionsprozeß entzogen. So-
wohl die absolute als auch die prozentuale Ver-
änderung im Bestand der Teilbeschäftigten 
schwankt von Kreis zu Kreis erheblich, maximal 
zwischen — g% im Stadtkreis Heidelberg und 
— 48% im Stadtkreis Karlsruhe. Allerdings läßt sich 
kein signifikanter Unterschied zwischen wirtschaft-
lich stärkeren und schwächeren Gebieten nachwei-
sen. 

Offensichtlich sind die vorherrschende Betriebs-
struktur, die historischen Voraussetzungen (Real-
teilung, Anerbengebiet) und die Produktionsaus-
richtung der Betriebe ebenso bedeutsam für die 
Veränderungen im Arbeitskräftepotential gewesen 
wie die Wirtschaftskraft der vorhandenen Gewer-
be- und Industriegebiete. Demgemäß nahm unge-
fähr in gleichem Maß wie die Zahl der in der Land-
wirtschaft tätigen Personen landesweit auch ihre . 
betriebliche Arbeitsleistung, gemessen in AK-Ein-
heiten, ab. Belief sich 1971 die gesamte betrieb-
liche Arbeitsleistung noch auf 221 373 AK-Einhei-
ten, so waren es 1979 nur noch 157696 AK-Ein-
heiten (— 29%). Besonders hoch ist der Rückgang 
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Tabelle 4 

Arbeitskräftevergleich der Landwirtschaftszählung 19/9 und 1971 

Davon 
Kreis 

Reg ieru ngsbez irk 
Land  

Landwirt-
schaf tl iche 
Betriebe 
insgesamt 

1979 

Veränderung 
in % 

gegen 1971 

Beschäf-

 

igte 
insgesamt 

1979 

Veränderung 
in % 

gegen 1971 
Vollbe-

 

schäftigte 
insgesamt 

1979 

Verände-

 

rung 
in % 

.gegen 1971 

Teil-

 

beschäftigte 
insgesamt 

1979 

Verände. 
rung 
in % 

gegen 1971 

Stuttgart, Stadt 
Böblingen 
Essl Ingen 
Göppingen 
Ludwigsburg 
RemsMurr-K reis 

Heilbronn, Stadt 
Heilbronn 
Hohenlohekreis 
Schwäbisch Hall 
Main-Tauber-Kreis 

Heidenheim 
Ostalbkreis 

Regierungsbezirk 
Stuttgart 

Baden-Baden, Stadt 
Karlsruhe, Stadt 
Karlsruhe, Land 
Rastatt 

572 - 19,3 1 631 - 22,4 820 + 2,1 811 -37,6 
2 658 - 28,3 5 953 - 35,6 1 039 - 36,7 4914 -35,4 
3 449 - 25,8 7 616 - 35,4 1 669 - 24,8 5947 -37,8 
2 292 - 18,7 5 638 - 25,5 1 844 22,6 3 794 -26,8 
3 895 - 16,6 9 373 - .22,8 2 873 - 21,2 6 500 -23,5 
4 812 - 20,5 11 242 - 26,6 2 878 - 24,1 8 364 -27,5 

440 - 18,7 1 220 - 20,5 558 - 9,3 662 -28,0 
6 515 - 16,8 14 858 - 25,0 3 805 - 21,9 11 053 -26,0 
3 914 - 13,1 9 443 - 20,0 2 579 - 23,5 6 864 - 18,5 
6 502 - 16,3 16 361 - 23,1 4 758 - 24,4 11 603 -22,6 
5 769 - 20,8 13 445 - 29,7 2 961 - 29,7 10 484 - 29,7 

1 725 - 21,6 4200 - 30,0 1 209 - 25,0 2 991 -31,8 
6114 - 17,1 15529 - 23,4 3389 - 30,6 12140 -21,1 

 

48 657 - 19,1 116 509 - 26.3 30 382 - 24,7 86 127 -26.8 

434 - 92 1035 - 19,4 201 + 11,0 834 -24,4 
299 - 26,0 807 - 30,1 331 + 37,9 476 -47,9 

4 338 - 31,3 9 264 - 38,6 1 272 - 13,1 7 992 - 41,3 
2 652 - 26,5 5 755 - 41,6 662 - 20.5 5 073 - 43,6 

Heidelberg, Stadt 
Mannheim, Stadt  

201 - 17,6 597 - 15,6 296 - 21,7 301 
228 - 24,0 637 - 31,9 348 - 14,7 289 

- 8,5 . 
- 45,6 

Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

Pforzheim, Stadt 
Calw 
Enzkreis 
Freudenstadt 

Regierungsbezirk 
Karlsruhe 

Freiburg, Stadt 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Emmendingen 
Ortenaukreis 

Rottweil 
Schwarzwald-Baar-K reis 
Tuttl irgen 

Konstanz 
Lörrach 
Waldshut 

 

Regierungsbezirk 
Freiburg 

Reutlingen 
Tübingen 
Zollernalbkreis 

Ulm, Stadt 
A Ib-Do nau -K reis 
Biberach 

Bodenseekreis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

Regierungsbezirk 
Tübingen 

Baden-Württemberg  

3 675 - 22,9 8 525 - 30,8 1 688 - 31,4 6 837 -30,7 
3 465 - 23,6 8 056 - 31,4 2077 - 25.4 5 979 -33,3 

140 - 5,4 422 - 4,1 199 + 35,4 223 -23 ;9. 
3 094 - 25,4 7 067 - 34,1 964 - 33,1 6 103 - 34,2 
2 294 - 32,6 4 584 - 44,5 727 - 32,7 3 857 - 46,3 
3 211 - 22,5 6 964 - 34,0 951 - 33,7 6 013 -34,1 

24031 - 26,0 53 713 - 35,3 9 736 - 24,4 43 977 -37,3 

573 - 7,3 1439 - 19,7 381 - 1,8 1058 =24,6 
7 261 - 9,9 16470 - 21,7 3011 - 23,2 13459 -21,3 
4 379 - 10,9 10 249 - 21,6 1 684 - 24,6 8 565 - 21,0 

10 088 - 17,1 25 250 - 25,3 4 455 - 24,1 20 795 - 25,6 

3 675 - 24,1 8 476 - 32,1 1 086 - 38,6 7 390 - 31,0 
3 229 - 22,3 7 804 - 29,4 1 517 - 22,6 6 287 -30,9 
2 460 - 29,2 5 370 - 42,3 669 - 27,9 4 701 -43,8 

3 245 - 20,1 7 894 - 26,7 2 150 - 25,7 5 744 -27,1 
2 976 - 23,4 7 408 - 30,2 1 423 - 20,6 5 995 - 322 
4 146 - 25,4 9 654 - 30,0 1 689 - 22,2 7 965 - 31,5 

18,8 100 014 - 27,4 18 065 - 24,5 81 949 -28,0 

20,5 10 087 - 29,0 1 961 - 25,8 8 126 -29,7 
24,1 6 545 = 35,6 838 - 27,1 5 707 -36,7 
25,7 8 179 - 39,5 797 - 37,6 7 382 - 39,7 

25;5 856 - 28,4 341 - 13;5 515 - 35,7 
17,2 13 535 - 21,7 3 716 - 27,5 9 819 - 19;2 
15,4 14 700 - 23,2 4 376 - 24,1 10 324 -22,8 

11,5 8 218 - 23,1 2 759 - 25,6 5 459 -21,8 
15,5 15 819 - 25,2 6 256 - 24,6 9563 -25,6 
18,1 10 987 - 24,3 2 351 - 29,1 8 636 -22,9 

37 559 - 18,4 88 926 - 27.0 23 395 - 26,1 65 531 -27,3 

152 279 - 20,0 359 162 - 28,3 81 578 - 25,0, 277 584 - 29,1 

42 032 - 
4 228 - 
3 014 - 
4 237 - 

312 - 
5 374 - 
6 016 - 
3 482 - 
6 476 - 
4 420 - 

 

in den Kreisen, in denen überproportional viele 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft ausschieden 
und mehr Betriebe aufgegeben wurden als im 
Durchschnitt des Landes (z.B. Böblingen, Esslingen, 
Karlsruhe (Land), Rastatt, Tuttlingen) sowie dort,  

 

wo Teilbeschäftigung aufgrund ungünstiger Ein-
kommensverhältnisse im eigentlich landwirtschaft-
lichen Bereich relativ an Bedeutung gewonnen hat 
(Main-Tauber, Calw, Freudenstadt, Rottweil, Zollern-
alb). Von der Gesamtarbeitsleistung werden in 
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AK-Ein-
heiten 1) 

Betriebsein-

 

kommen je 
AK-Einheit 1) 

in DM 
Vergleichsgebiet 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und Geringere 
Gäulandschaft 

003 LVG Bessere und Geringere 
- Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westschwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG Ost-Schwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG Östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 
011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Wer 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westl iches Albvorland 
017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG Östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und Geringeres 
Bauland 5 993 25 501 

Insgesamt 132833 21730 

11 102 25 497 

16 003 22 660 

17 354 

3 551 

5 133 

3 227 

3 374 

3 015 

2 343 

5 212 

13 913 
2 614 

3 987 

21 704 

19 839 

14.573 

16 240 

15 952 
21 201 
21 224 

24 192 
24 235 
26 050 

25 261 

9 283 20 755 

687 19 829 

1 176 17 195 
4 720 18 516 

5 226 17 386 
7 915 18 526 

7 005 23.229 

allen Landkreisen mindestens 87% durch Familien-
arbeitskräfte erbracht, vielfach sogar weit mehr 
als 90% (z.B. Alb-Donau-Kreis und Tuttlingen 
96%); wesentlich darunter liegen die Werte aller-
dings in einzelnen Stadtkreisen (60 — 70%), am 
niedrigsten in Pforzheim mit 55%. In diesen Groß-
städten macht sich wieder der verhältnismäßig 
hohe Anteil von Gartenbaubetrieben bemerkbar. 
Insgesamt ging der Anteil der Arbeitsleistung fami-
lieneigener Personen an der Gesamtleistung jedoch 
geringfügig zurück, wofür die oben angeführte 
Zunahme vollbeschäftigter familienfremder 
Arbeitskräfte verantwortlich zu machen ist. Gleich-
zeitig stieg die Bedeutung der ständigen Fremdar-
beitskräfte landesweit um 2% an, in einzelnen 
Regionen liegt die Zuwachsrate sogar wesentlich 
darüber. 

Aufschlußreich erscheint ein Vergleich des durch-
schnittlichen Besatzes an Arbeitskräften bzw. AK-
Einheiten je Betrieb in der zeitlichen Entwicklung 
(Anhangtabelle 16). Läßt man die Stadtkreise außer 
Betracht, so zeigt sich, daß trotz eines Anstiegs der 
durchschnittlichen Betriebsgröße im Jahr 1979 
rund 0,2 — 0,4 Personen, im Kreis Rastatt sogar 0,6 
Personen je Betrieb weniger tätig waren als acht 
Jahre zuvor, bei allerdings stärkeren Schwankun-
gen der relativen Abnahmeraten. Die durchschnitt-
liche Arbeitsleistung je Betrieb ging entsprechend 
um knapp 0,1 bis 0,2 AK-Einheiten zurück. Sie 
liegt damit in einigen Landkreisen (Rastalt, Calw, 
Freudenstadt, Breisgau-Hochschwarzwald, 
Emmendingen, Rottweil, Tübingen, Zollernalb, 
Bodensee) um 15 — 20% unter dem Wert von 
1971. Diese Entwicklung wurde allein durch 
erhebliche Investitionen der Landwirtschaft in 
Maschinen-, Geräte- und Gebäudekapital ermög-
licht, die zu einer weiteren Rationalisierung des 
Arbeitseinsatzes führten. Gleichzeitig fanden biolo-
gisch-technische Fortschritte Eingang in die Praxis, 
die sowohl im Bereich der pflanzlichen als auch der 
tierischen Erzeugung teilweise sprunghafte 
Ertragssteigerungen mit sich brachten. Insgesamt 
läßt sich als also feststellen: Weniger Menschen 
haben mit Hilfe verbesserter Produktionsverfahren 
mehr Nahrungsmittel produziert und somit zu einer 
abermaligen Steigerung der Arbeitsproduktivität 
beigetragen. Diese wurde insbesondere in den 
Regionen des Landes verbessert, in denen die 
betriebliche Arbeitsleistung vergleichsweise stär-
ker reduziert wurde als der Arbeitskräftebestand 
selbst, wie es in den meisten der 45 Stadt- und 
Landkreise Baden-Württembergs der Fall ist. 

Ermittlung der durchschnittlichen„ Tragfähigkeit" an 
Arbeitskräften 

Trotz der Steigerung der Arbeitsproduktivität hat 
sich die Einkommenssituation der landwirtschaftli-  

 

Tabelle 5 

Einkommen je vollbeschäftigte Arbeitskraft in 
landwirtschaftlichen Betrieben 1979 

1) Ohne die Arbeitsleistung der in anderer Erwerbstätigkeit vollbe-
schäftigten Familienangehörigen, 

chen Betriebe nicht in gleicher Weise wie in der all-
gemeinen Wirtschaft verbessert, sofern nicht die 
einzelbetrieblichen Produktionskapazitäten zu 
annehmbaren Bedingungen erhöht werden konn-
ten. Nach wie vor ist Baden-Württemberg durch 
eine Vielzahl klein- bis mittelbäuerlicher Betriebe 
gekennzeichnet, die infolge ihrer begrenzten Pro-
duktionskapazitäten nur für einen kleinen Perso-
nenkreis ausreichende Einkommen bereitstellen 
können. Um diese sogenannte „Tragfähigkeit' zu 
ermitteln, wurde aufgrund der einzelnen Produk-
tionskapazitäten der Betriebe der Landwirtschafts-
zählung 1979 eine Berechnung des Standardbe-
triebseinkommens mittels kalkulatorischer Durch-
schnittssätze vorgenommen und die Ergebnisse 
nach Vergleichsgebieten verdichtet. 

Die erforderlichen verfahrensspezifischen Rechen-
größen wurden vom Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft, Umwelt und Forsten aus mehrjäh-
rigen Auswertungen von Betriebsbuchführungen 
gewonnen und für jedes der 21 landwirtschaftli-
chen Vergleichsgebiete gesondert festgelegt; da 
der Durchschnitt mehrerer Jahre zugrunde liegt, 
können die errechneten Standardbetriebseinkom-
men als nachhaltig gelten. Die Daten wurden mit 
den Ergebnissen der sektoralen Gesamtrechnung 

158 



Tabelle 6 

Standardbetriebseinkommen der landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete und ihre Tragfähigkeit an 
Arbeitskräften 1979 

 

V erg leichsgeb!at 

 

Standardbe-

 

triebseinkommen 
(StBE) 

insgesamt 

Üben / U merbesatz ( — ) 11 
bei -. DM StBE 

25 000 20 000 

Tragfähigkeit 
bei ... DM StBE/AK 

20 000 25 000 20 000 25 000 

DM %2) AK -- Einheiten 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und Geringere 
Gäulandschaft 

003 LVG Bessere und Geringere 
Rheinebene . 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westschwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG Ost-Schwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG Ostl icher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG Östliches. Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenw. 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und Geringeres 
Bauland 

376 651 240 

70 447 863 

74 802 688 

52 405 509 

53 821 660 

63 921 170 

49 727 534 

126 088 686 

337 183 945 

68 094 962 

100 717 239 

192 665 008 

13 622 312 

20 221 855 

87 394 592 

90859 836 

146631 845 

162 721 645  

18 833 15 066 - 1 479 2 288 - 8,52 

3 522 2 818 29 733 0,82 

3 740 2 992 1 393 2 141 27,14 

2 620 2096 607 1 131 18,81 

2 691 2 153 - 683 1 221 20,24 

3 196 2 557 - 181 458 - 6,00 

2486 1989 - 143 354 - 6,10 

6304 5 044 - 1 092 168 - 20,95 

16859 13 487 - 2946 426 -21,17 

3 405 2 724 - 791 - 110 -30,26 

5 036 4 029 - 1 049 - 42 -26.31 

9 633 7 707 - 350 1576 - 3,77 

681 545 6 142 0,87 

1011 809 165 367 14,03 

4 370 3 496 350 1 224 7,42 

4 543 3 634 683 1 592 13,07 

7 332 5 865 583 2050 7,37 

8 136 6 509 - 1 131- 496 - 16,15 

27,50 - 2,00 

8.65 13,08 

283 066 708 14 153 11 323 - 3 051 - 221 - 27,48 - 1,99 

362 623 932 18'131 14 505 - 2128 1 498 - 13,30 9,36 

13,18 

20,64 

41,71 

35,05 

36,19 

15,19 

15,11 

3,22 

3,06 

421 

1,05 

16,98 

20,67 

31,21 

25,93 

30,46 

25,90 

7,08 

152 826 224 7 641 6113 - 1648 - 120 

 

Insgesamt 2 886 496 453 144 323 115 461 -11 490 17 372 

1) Uber-/Unterbesatz an Arbeitskräften bei ... DM St8 E/AK - Einheit lohne d ie A rbeltsleistu ng der in anderer Erwerbstätigkeit vollbeschäf-
tigten Familienangehörigen). - 2) Bezogen auf die tätsächlich vorhandenen AK-Einheiten. 

des Statistischen Landesamtes6  verglichen und auf 
dieses (getrennt nach Vergleichsgebieten) abge-
stimmt. Dividiert man das so ermittelte Standard-
betriebseinkommen einer Region durch ein Zielein-
kommen, so erhält man einen Ausdruck für die 
Tragfähigkeit eines Vergleichsgebietes an Arbeits-
kräften. 

 

Die Ergebnisse über das in den Vergleichsgebieten 
errechnete Standardbetriebseinkommen und die 
daraus abgeleitete Tragfähigkeit sind in Tabelle 6 
undAnhangtabelle 13 dargestellt. Danach wird von 
den bei der Landwirtschaftszählung 1979 erfaßten 
rund 152300 landwirtschaftlichen Betrieben ein 
Betriebseinkommen von knapp 2,9 Mrd. DM 
erwirtschaftet: Ein erheblicher Teil davon (zusam-
men rd. 47%) entfällt auf die Vergleichsgebiete 
„Rheinebene", „Gäulandschaften", „Oberland", und 
„Unterland/Bergstraße". 

6 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Statistische Berichte, 
Agrarwirtschaft 68/80 vom 30.1.1981 - 

Geht man von einem Standardbetriebseinkommen 
von 20000 DM je Arbeitskraft aus, das nach Buch-
führungsergebnissen für einen großen Teil der 
Betriebe heute noch charakteristisch ist, so errech-
net sich daraus ein möglicher Arbeitskräftebestand 
von rund 144300 vollbeschäftigten Personen, der 
sich gemäß Tabelle 6 und Anhangtabelle 13 auf die 
Vergleichsgebiete aufteilt. Für die o.g. Vergleichs-
gebiete sind es beispielsweise knapp 68000 voll-
beschäftigte Arbeitskräfte. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß sich 
insgesamt mehr Personen als angeführt in das 
Standardbetriebseinkommen einer Region teilen 
können, zumal ein Großteil von ihnen agrarisch 
nicht voll-, sondern teilbeschäftigt ist. Zu Vergleichs-
zwecken war jedoch eine Bestimmung der mögli-
chen Anzahl vollbeschäftigter Arbeitskräfte erfor-
derlich, um ihnen das vorhandene Arbeitspotential 
(gemessen in AK-Einheiten) gegenüberstellen zu 
können. 
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Nach dem Stand der Landwirtschaftszählung 1979 
wird im Agrarsektor die Leistung von 157696 
ganzjährig vollbeschäftigten Arbeitskräften 
erbracht. Davon entfallen 24864 AK-Einheiten auf 
Familienarbeitskräfte, die neben ihrer betrieblichen 
Tätigkeit in anderer Erwerbstätigkeit vollbeschäf-
tigt sind und dafür entlohnt werden. Da sie im Nor-
malfall keinen Anspruch auf Einkommen aus der 
Landwirtschaft geltend machen und außerdem bei 
völliger Aufgabe ihrer landwirtschaftlichen 
Beschäftigung nicht mehr auf dem freien Arbeits-
markt in Erscheinung treten würden, bleibt ihre 
Arbeitsleistung im folgenden unberücksichtigt. 
Somit sind die Ergebnisse der Tragfähigkeitsbere-
chnung einem durchschnittlichen Arbeitskräftebe-
stand von 132833 Vollarbeitskräften gegenüber zu 
stellen. 

Wie aus Tabelle 5 hervorgeht, stehen auch hier 
die Vergleichsgebiete „Rheinebene", „Gäuland-
schaften", „Oberland" und „Unterland/Bergstraße' 
mit zusammen rund 58370 AK-Einheiten oder 
44% der Arbeitsleistung im Vordergrund, während 
„Heuberg", „Westliches Albvorland", „Östlicher 
Bodensee" und „Donau-Iller" als die kleinsten land-
wirtschaftlichen Regionen nur 6820 oder 5% der 
AK-Einheiten auf sich vereinigen. 

Eine Gegenüberstellung des möglichen (Tabelle 
6 undAnhangtabelle 14) mit dem tatsächlichen 
Arbeitskräftebestand nach Vergleichsgebieten 
zeigt, daß bei einem Standardbetriebseinkommen 
von 20 000 DM je Vollarbeitskraft die agrarische 
Tragfähigkeit den gegebenen Arbeitskräftebestand 
auf Landesebene zwar um 11 490 AK-Einheiten 
übersteigt, in den Regionen „Westlicher Bodensee", 
„Schwarzwald", „Neckar-Nagold", „Albvorland" 
und den Wäldergebieten aber teilweise weit ver-
fehlt, im Westschwarzwald beispielsweise um 
1 393 AK-Einheiten. 

Diese Tatsache weist auf erhebliche regionale 
Unterschiede bezüglich der Einkommenskapazität 
je vollbeschäftigter Arbeitskraft im Agrarsektor hin: 
Mit 26050 DM liegt das durchschnittliche 
Standardbetriebseinkommen je AK-Einheit im 
Vergleichsgebiet 12 „Donau-Iller" um nahezu 80% 
höher als im „Westschwarzwald" mit 14573 DM. 

Neben den beschränkten Einkommensverhältnis-
sen in letztgenannter Region sind die landwirt-
schaftlichen Verdienstmöglichkeiten auch in den 
Vergleichsgebieten „Hochschwarzwald", „Ost-
schwarzwald", „Westliches" und „Östliches Albvor-

 

land" relativ bescheiden, so daß die durchschnittli-
chen Einkommenswerte dieser Gebiete im interre-
gionalen Vergleich dem unteren Einkommensdrittel 
angehören. 

Zum mittleren Einkommensbereich (18000 — 
22000 DM StBE/Vollarbeitskraft) zählen neben der 
„Rheinebene" die Vergleichsgebiete „Bodensee", 
„Baar", „Geringere Alb", „Heuberg", „Neckar-
Nagold" und „Schwäbischer Wald/Odenwald". 
Soweit es sich dabei um benachteiligte Gebiete 
handelt, sind die relativ besseren Durchschnittsein-
kommen offensichtlich darauf zurückzuführen, daß 
ein merklicher Teil der Gesamtarbeitszeit des 
Agrarsektors auf Personen entfällt, die zusätzlich 
zur betrieblichen Tätigkeit in anderweitiger 
Erwerbstätigkeit vollbeschäftigt sind und deshalb 
bei der Ermittlung des Durchschnittseinkommens 
nicht berücksichtigt wurden. 

Zu den Agrarregionen des oberen Einkommensdrit-
tels gehören nach der vorliegenden Berechnung 
die Vergleichsgebiete „Unterland/Bergstraße", 
„Gäulandschaften", „Allgäu", „Oberland", „Donau-
Iller", „Bessere Alb", „Hohenlohe" und „Bauland", 
auf die zusammen knapp 50% der zugrunde geleg-
ten Arbeitsleistung entfallen (Tabelle 5). 

Modellrechnung zum Arbeitskräftebesatz 

Auf der Grundlage der Tragfähigkeitsberechnung 
lassen sich nun die Auswirkungen veränderter Ein-
kommensvorgaben modellhaft abschätzen. Dabei 
wird davon ausgegangen, daß steigende Einkom-
mensansprüche bei gleichem Agrarpreisniveau und 
gleicher Produktionsstruktur nur durchgesetzt wer-
den können, wenn die Zahl der Beschäftigten unter 
gleichzeitig erhöhtem Kapitaleinsatz verringert 
wird. Legt man beispielsweise ein Zieleinkommen 
von 25000 DM je Vollarbeitskraft und Jahr 
zugrunde, so müßten im Land Baden-Württemberg 
bei sonst gleichen Verhältnissen insgesamt 17372 
vollbeschäftigte Arbeitskräfte aus dem Agrarbe-
reich abwandern (Tabelle 6sowie Anhangtabellen 
14 und 15). Selbstverständlich ergeben sich bei 
den unterschiedlichen Einkommensvoraussetzun-
gen zwischen den Agrarregionen bemerkenswerte 
regionale Unterschiede im Über- bzw. Unterbesatz 
an Arbeitskräften. Die Verwirklichung des durch-
schnittlichen Zieleinkommens von 25000 DM 
würde für das Vergleichsgebiet „Westschwarz-
wald" eine Abwanderung von rund 2140 oder fast 
42% der gegenwärtig vorhandenen Arbeitskräfte 
voraussetzen-während im Gebiet „Donau-Iller" 
noch 4% der Vollarbeitskräfte zusätzlich im Agrar-
sektor beschäftigt werden könnten. 

Ein Betriebseinkommen von 30000 DM/Vollar-
beitskraft, das der derzeit gültigen Schwelle des 
Einzelbetrieblichen Förderprogramms und zugleich 
dem gewerblichen Vergleichslohn nach dem 
Agrarbericht 1981 der Bundesregierung am näch-
sten kommt, ist mit dem vorhandenen Personalbe-
stand in keinem der 21 Vergleichsgebiete zu reali-
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sieren. Dieses Zieleinkommen anzustreben, würde 
nach der vorliegenden Berechnung je nach Ver-
gleichsgebiet eine Verringerung des Arbeitskräfte-
potentials um 13 bis 51 %, im Landesmittel um 
27% oder gut 36600 Vol!arbeitskräfte voraus-
setzen. 

Weitere Erhöhungen des Zieleinkommens, etwa 
auf 45000 DM, würden sich in der Modellrechung 
bei den Vergleichsgebieten, die nach dem gegen-
wärtigen Stand dem oberen Einkommensdrittel 
zuzurechnen sind, relativ stärker auswirken als bei 
denen mit unterdurchschnittlichem Betriebsein-
kommen: So würde die Abwanderungsquote im 
einkommensschwächsten Gebiet (Schwarzwald) 
nochmals um rund 17% ansteigen (auf 65%), 
während sie in den Vergleichsgebieten 4 und 12 
um 28% und damit wesentlich stärker zunähme, 
so daß selbst in den besonders begünstigten 
Agrarzonen mindestens 42% der Arbeitskräfte frei-
gesetzt werden müßten. 

Allerdings muß an dieser Stelle nachdrücklich 
darauf hingewiesen werden, daß sowohl die Trag-
fähigkeitsberechnung als auch die Feststellung 
eines eventuellen Über- oder Unterbesatzes an Voll-
arbeitskräften an zahlreiche Voraussetzungen und 
Unterstellungen geknüpft sind. So beruhen die der 
Berechung des Standardbetriebseinkommens 
zugrundeliegenden Koeffizienten auf normierten 
Durchschnittswerten, die zwar gebietsspezifisch 
zutreffen mögen, aber nicht für den Einzelbetrieb 
verbindlich sein können.? Weiterhin liegen der 
Berechnung Annahmen über die Zuordenbarkeit 
gewisser Gemeinkosten zu einzelnen Produktions-
verfahren zugrunde, die nur unter Vorbehalten ver-
allgemeinert werden können. 
Schließlich bleibt die Anpassungselastizität der 
Betriebe unberücksichtigt, die im Rahmen des all-
gemeinen Strukturwandels durch Flächenerweite-
rungen oder innerbetriebliche Aufstockung gege-
ben ist. Endlich ist völlig außer acht gelassen, daß 
die Abwanderung von Arbeitskräften aus der Land-
wirtschaft einen entsprechenden Aufnahmesog 
seitens der gewerblichen Wirtschaft voraussetzt; 
die Aufnahmemöglichkeiten sind jedoch hier regio-
nal ebenso unterschiedlich wie die agrarische Trag-
fähigkeit. Die Tragfähigkeitsberechnung sowie die 
sich daran anschließende Ermittlung eines Über-
bzw. Unterbesatzes an Arbeitskräften sind auch 
dahingehend einzuschränken, daß sie sich auf die 
Rechengröße der „AK-Einheit' und nicht auf phy-
sische Personen beziehen. Wie oben gezeigt wer-
den konnte, ging in den letzten 10 Jahren aber 
gerade die Zahl teilbeschäftigter Personen stark 

7 Diese Werte berücksichtigen weder Unterschiede in der Leistungs-
kraft der Einzelbetriebe noch eventuell gewährte Subventionen oder 
sonstige Transferzahlungen, 

 

zurück, und auch zukünftig dürfte die Anpassung 
der Arbeitskapazität infolge des weiterhin hohen 
Teilbeschäftigtenanteils von 77% stärker über 
eine Reduziereung dieser Arbeitskräfte als über 
eine Verringerung der Vollbeschäftigtenzahl erfol-
gen. 

 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die durch-
schnittliche Arbeitszeitbelastung der gegenwärtig 
vorhandenen Vollarbeitskräfte — vor allem in den 
Haupterwerbsbetrieben — bereits weit über der 
üblichen Wochenarbeitszeit eines gewerblich 
Beschäftigten liegt. Eine weitere Belastung der 
Familienarbeitskräfte durch außerbetriebliche 
Tätigkeit würde daher vermutlich teilweise zu einer 
Produktionseinschränkung (Extensivierung) führen. 

Die Tragfähigkeitsberechung und die Feststellung 
des Über- bzw. Unterbesatzes an Arbeitskräften in 
den landwirtschaftlichen Vergleichsgebieten zeigt 
damit trotz der getroffenen Einschränkungen die 
zunehmend enger werdenden Grenzen der Agrar-
politik auf. 

Zusammenfassung 

Bei der Landwirtschaftszählung 1979 wurde in 
den 152279 erfaßten Betrieben ein Bestand 
von 359162 Beschäftigten ermittelt, von denen 
mehr als 95% Familienarbeitskräfte sind. Der 
größte Teil der in der Landwirtschaft Beschäf-
tigten ist in Nebenerwerbsbetrieben (201077 
Personen) tätig und nur ca. 3/10 (110801 
Personen) in Vollerwerbsbetrieben. - 

— Regional sind die Arbeitskräfte entsprechend 
der unterschiedlichen Betriebsstruktur, Produk-
tionsausrichtung und außerbetrieblichen Ein-
kommensmöglichkeiten sehr unterschiedlich 
auf die landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete 
verteilt. Auf die durch besonders günstige natür-
liche Verhältnisse gekennzeichneten Vergleichs-
gebiete „Unterland/Bergstraße", „Gäuland-
schaften", „Rheinebene' und „Bodensee" entfal-
len 134478 oder 37% aller landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte; aber auch die wichtigsten 
benachteiligten Regionen des Schwarzwaldes, 
das Neckar-Nagold-Gebiet mit der nördlichen 
Schwarzwaldrandplatte und die Baar vereinigen 
18%, und die Schwäbische Alb einschließlich 
Albvorland sowie Schwäbischer Wald/Oden-
wald, die ebenfalls großenteils zu den benach-
teiligten Gebieten gehören, 22% der Arbeits-
kräfte auf sich. 

3/4 aller Beschäftigten in der Landwirtschaft 
Baden-Württembergs sind bei erheblichen 
regionalen Unterschieden teilbeschäftigt. Durch 
hohen Teilbeschäftigtenanteil zeichnen sich die 
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strukturschwachen bzw. benachteiligten Regio-
nen „Schwarzwald", „Heuberg", „Westliches Alb-
vorland", „Neckar-Nagold" und Teile des „Bau-
landes" aus, während im Gegensatz dazu 
„Unterland/Bergstraße", die Gebiete zwischen 
Bodensee, Allgäu und Ostalb sowie Hohenlohe 
mit einem unterdurchschnittlichen Teilbeschäf-
tigungsanteil hervortreten. 

— Mit zunehmender Betriebsgröße steigt der 
Anteil vollbeschäftigter Arbeitskräfte von 9% 
(Größenklasse 2 — 5 ha LF) auf 47% (20 ha LF 

und mehr), aber selbst in Betrieben mit 50 ha LF 
und mehr ist nur jeder Zweite vollbeschäftigt. 

— Im letzten Jahrzehnt ist die Zahl der Arbeits-
kräfte relativ stärker zurückgegangen (— 28%) 
als die Zahl der,Betriebe (— 20%). Dabei ergeben 
sich aber keine charakteristischen regionalen 
Unterschiede, weil die vorherrschende Betriebs-
struktur, die historischen Voraussetzungen und 
die Produktionsausrichtung der Betriebe ebenso 
bedeutsam für Veränderungen im Arbeitskräfte-
potential waren wie die Wirtschaftskraft der 
Gewerbe- und Industriegebiete. 

— Im Gegensatz zur allgemeinen Abwanderungs-
tendenz nahm die Zahl der vollbeschäftigten, 
familienfremden Arbeitskräfte in den Anbauzen-
tren der Gartenbau- und Intensivkulturen zu. 
Gleichwohl ist die absolute Zahl der Fremdar-
beitskräfte (16095) für die Landwirtschaft 
Baden-Württembergs nicht mehr von großer 
Bedeutung. 

Eine Tragfähigkeitsberechnung zeigt, daß bei 
einem zugrundegelegten Standardbetriebsein-
kommen von 20000'DM je Arbeitskraft rund 
144000 Vollarbeitskräften eine Arbeits- und 
Lebensgrundlage in den knapp 152300 Betrie-
ben gegeben werden kann. Gut die Hälfte dieser 
Arbeitskräfte (55%) konzentriert sich auf die' 
Vergleichsgebiete „Unterland/Bergstraße", 
„Gäulandschaften", „Allgäu", „Oberland", 
„Donau-Iller", „Bessere Alb", „Hohenlohe" und 
„Bauland". Die mit unterdurchschnittlichen Pro-
duktionsbedingungen ausgestatteten Regionen 
„West-", „Hoch-", „Ostschwarzwald", „Westli-
ches" und „Östliches Albvorland" tragen dem-
gegenüber nur 10% der Arbeitskräfte. 

Alternative Modellrechungen über den vorhan-
denen bzw. bei steigendem Zieleinkommen ent-
stehenden Unter- bzw. Überbesatz an Vollar-
beitskräften betonen die erheblichen regionalen 
Unterschiede in der agrarischen Tragfähigkeit 
und verdeutlichen zugleich die engen Grenzen 
einer weiteren Einkommensverbesserung durch 
Strukturanpassung. 

162 



Anhang 





Zu II, 1.2 

Definitorische Anmerkungen zum Abschnitt „Aufwendungen für die nachwachsende und ältere Generation 
und Auswirkungen der demographischen Entwicklung" 

 

A) Für die Nichterwerbspersonen über 65 Jahren 
gilt demnach die tautologische Beziehung: 

SL65+ SL65+  • NEP65+ 

EWP NEP 65+ EWP 

Dabei wird das Sozialleistungsniveau 
SL65+ als konstant betrachtet. 
NEP65+ 

Bei gegebener Entwicklung der demographi-
schen Belastungsquote  NEP65+ erhält man die 

EWP 
Soziallast  SL65+

 die mit den Erwerbspersonen 
EWP 

multipliziert den absoluten Sozialaufwand 
ergibt. 

B) Ebenfalls für den Fall der Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre gilt demnach die tautologische 
Beziehung: 

N EP 65+ 

BIP EWP 
EWP 

 

Hierbei wird der Sozialleistungskoeffizient als 
konstant betrachtet. Bei gegebener Entwicklung 
der demographischen Belastungsquote erhält 
man die zukünftige Sozialleistungsquote. 

Q Geht man von diesen Prämissen aus, so ergeben 
sich für Werte des Jahres 1979 folgende Rela-
tionen: 

Einkommensleistungen (1 /3 fixe und 2/3 
variable Ausgaben) 

(SL)E  = 1 143 - BQt  + 331 
EWP, 

Sozialer Staatsverbrauch (2/3 fixe und 1/3 
variable Ausgaben) 

(SL)s  = 726 • BQt  + 842 
EWPt 

Sozialinvestitionen (3/4 fixe und 1/4 variable 
Ausgaben) 

S( LY = 128 • BQt  + 223 
EWPt 

Der variable Anteil der Ausgaben wird demnach 
ausgedrückt durch das Produkt aus demogra-
phischer Belastungsquote und dem Leistungs-
niveau (Pro-Kopf-Ausgaben) des variablen Aus-
gabenanteils. Dies bedeutet zugleich, daß für 
die von der demographischen Belastungsquote 
BQt  abhängigen Ausgaben ein konstantes Pro-
Kopf-Leistungsniveau unterstellt wird. Für den 
unabhängigen Ausgabenanteil gilt diese An-
nahme nicht;.hiersteigt das Pro-Kopf-Lei-
stungsniveau bei einer rückläufigen Zahl der 
Kinder und Jugendlichen. 

Unter diesen Annahmen kommt man zu den 
absoluten Gesamtaufwendungen durch Multi-
plikation der Soziallast mit den Erwerbstätigen. 
Danach ergibt sich: 

Einkommensleistungen 
SLE=4797 - BQt + 1389 

Sozialer Staatsverbrauch 
SLs= 3047 • BQ, + 3534 

Sozialinvestitionen 
SLr = 537 - BQ, + 936 

Aus dem Produkt der demographischen Bela-
stungsquote BQt  zu einem beliebigen Zeitpunkt 
t mit der Proportionalitätskonstanten erhält man 
den variablen Anteil der Aufwendungen, der fixe 
Ausgabenanteil wird durch den zweiten 
Summanden auf der rechten Seite der 
Gleichung ausgedrückt. 

SL65 

BIP 

SL65+  
NEP65+ 
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Tabelle 1 

 

InstitutionellesSozialbudget (Budget I) nach Funktionen 1979 

~~nnd6e,t Familie 

Invali- 
,il 
(

tal 
all-

9emern) 

Insgesamt  
Un

f
,
1
l, 
5- 

Be
ral
[ufs-

krv,kherr 

or-
teu9ung älte

 
gatten 

tn ritutto n nn Krankheit Kiad, schuft 

xiii. DR 

 

Sozialbudget insgesamt 

Direktleistungen  

58 548 4 208,1 4 456,9 400,1 1'148,3 15 373,6 1 706,0. 2 097,0 

51 792 4 137,9 528,9 400,1 1 148,3 15 350,2 1 694,3 2 003,3 

Soziale Sicherung  3 555,1 452,5  317,5 773,3 11 402,3 1 124,8 1 319,9 39 168 

32 703 

15 396 

9 088 

6 100 

Allgemeine Systeme 

Rentenversicherung 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Angestelltenversicherung 

Knappschaftliche Renten-
versichern ng 

K ran kenve[s icherung 

Unfallversicherung 

Arbeitsförderung 

Kindergeld 

Sondersysteme 

Altershilfe für Landwirte 

versorgungs.erke 

Beamtenrechtliches System 

Pensionen 

Familienzuschläge 

Beihilfen 

Ergänzungssysteme 

Zusatzversicherung im öffent-
lichen Dienst 

Zusatzversicherung für 
einzelne Berufe 

Arbeitgebsrleisrun,e. 

Entgcltfortzahlung 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen 

Entschädigungen 

Kriegsopferversorgung 

Lastenausgleich 

Wiedergutmachung 

Sonstige Entschädigungen 

Soziale Hilfen und Dienste 

Sozialhilfe 

Jugendhilfe 

Ausbildungsförderung 

Wohngeld 

öf 
- 
fentlicher Gesundheitsdienst  

3 101,9 - 303,5 732,9 10 716,5 1 094,7 912,0 

356,6 - 531,1 106,6 64,7 912,0 

236,3 309,0 45;4 45,4 608,9 

115,9 219,6 61,0 18,3 280,6 

208 4,4 - - 2,5 

11 672 - - 303,5 151,7 

1 354 66,3 - - 50,1 

1 602 - - 

2 679 2 679,0 

529 9,8 64,2 - 19,8 10,5 1,4 22,3 

389 2,7 64,2 - 19,8 10,5 0,8 17,1 

140 7,1 - - - - 0,6 5,2 

5 329 438,6 388,0 14,0 20,6 674,7 23,3 303,5 

3 794 26,6 - - - - 15,2 303,5 

800 412,0 388,0 - - - - -

 

735 - - 14,0 20,6 674,7 8,1 - 

-607 4,8 0,3 _ - - 0,6 5,4 82,1 

594 4,8 - - - 0,6 5,3 80,8 

13 - 0,3 - - - 0,1 1,3 

5 569 97,4 - 68,4 152,7 3 593,4 552,7 83,0 

3 973 - - 63,6 119,2 3 349,2 441,0 - 

1 596 97,4 - 4,8 33,5 244,2 111,7 83,0 

2 281 39,6 50,2 3,9 12,6 40,6 - 10,8 

1 806 36,1 12,6 - 12,6 34,3 - 10,8 

259 - 25,4 - - - - - 

141 0,3 - - - 1,3 - 

75 3,2 12,2 3,9 - 5,0 - - 

4 774 445,8 26,2 10,3 209,7 313,9 16,8 589,6 

1 404 22,5 19,7 1,4 12,6 285,0 16,8 589,6 

592 423,3 6,5 8,9 23,7 5,3 - - 

464 - - - - - - 

177 _ 
- 

173,4 23,6 

0,2 1,0 22,5 

10 609,9 315,1 -

 

- 714,9 
- 

- - 

 

- 

197 

 

1 940 

6 756 70,2 

5 854 70,2 

902 

- 

23,4 11,7 93,7 

23;4 11,7 93,7 

 

Vermögensbildung 

Indirekte Leistungen 

SGeuerermä4igungen 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

3 928,0 

3 928,0 

- - 
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Alter und 
tlLncerbllehene 

Eesüisf ugu g 
Folgen 
poiici-
scher 

Ereignissa 

—In-

 

1.dIerns-

 

hIlfen 

Spar-
förderung 

Wohnen A[Afi[s-

 

osig-

 

kerc 
bil

i
lb

 
nobill [5[ 

Eeru: ll ehe 
Bildung 

Hinter-
bliebene 

l nari CY Ci arten Bl cer 

tlII-. D. 

1 186.1 522,2 808,0 19 785,0 1 300,2 1 140,5 1 403,1 2 718,6 294,3 Sozialbudget insgesamt 

963,6 522,2 806,0 14 404,5 1 300,2 1 064,4 278,6 1 940,0 247,5 Direktleistungen 

376,4 464,6 785,5 17 164,5 1 245,3 149,1 - 37,2 

376,4 454,6 785,5 13 084,5 956,1 139,4 - 35,0 

- - 6,9 12 709,4 627,7 81,0 - 

- - 7 434,1 354,4 54,5 

- - - 5 124,0 256,2 24,4 

17,1 2,1 - 

198,4 58,4 35,0 

130,0 - - 
- 0,0 - 
- - 

374,1 26,2 0,7 

257,6 16,3 - 

116,5 9,9 0,7 - 

3 224,9 239,2 - - - 2,2 

3 224,9 223,8 - - - - 

- 

- 

- 

- 15,4 - - - 2,2 

481,0 23,8 9,0 - - - 

471,0 22,6 8,9 

10,0 1,2 0,1 

 

872,9 51,1 97,4 

- - 

872,9 51,1 97,4 

5,4 - 18,3 1 128,4 3,8 912,5 4,2 - 50,7 

5,4 - - 867,1 1,8 825,3 0,0 - - 

- - - 197,3 1,8 14,0 - - 20,5 

0,0 - 18,3 64,0 - 57,1 - - -

 

- - - - 0,2 16,1 4,2 - 30,2 

581,8 57,6 4,2 238,7 0,0 2,8 177;0 1 940,0 159,6 

98,3 57,6 4,2 238,7 0,0 2,8 0,0 - 54,8 

19,5 - - - - - - - 104,8 

464,0 - - - - - - - - 

177,0 

 

- - - - 1 940,0 

222,5 - - 380,5 - 76,1 1 124,5 778,6 46,8 

222,5 - - 380,5 - 76,1 222,5 778,6 46,8 

- - - - - - 902,0 - - 

 

Soziale Sicherung 

Allgemeine Systeme 

Rentenversicherung 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Angestelltenversicherung 

Knappschaftliche Renten-

 

versicherung 
Krankenversicherung 

Unfallversicherung 

Arbeitsförderung 

Kindergeld 

Sondersysteme 
Altershilfe für Landwirte 

Versorgungswerke 

Beamtenrechtliches System 

Pensionen 

Familienzuschläge 
Beihilfen 

ergänzun gssys teure 

Zusatzversicherung im öffenr-
lichen Dienst 

zusatzversicherung für 
einzelne Berufe 

Arbeitgerberleistungen 

Entgeltfortzahlung 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen 

Entschädigung 

Kriegsopferversorgung 

Lastenausgleich 

Wiedergutmac hen, 

Sonstige Entschädigung 

Soziale Hilfen undDienste 

Sozialhilfe 

Jugendhilfe . 

Ausbildungsförderung 

Wohngeld 

Offentlicher Gesundheitsdienst 

Vermögensbildung 

Indirekte Leistungen 

Steuerermäßigungen 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

  6,9 151,3 
- 

17,6 

358,8 

- 

464,6 

- 
- 

778,6 

- 

- 

375,1 

- 

- 
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Tabelle 2 

Studierende an Universitäten 

 

Studierende insgesamt 

verdndervn9 
WS 1981/82 

gegen 
WS 1973/74 

in 4 

Fächergruppe 
Studienbereich 

im Wintersemester 

1973/74 1974/75 19]5/76 1976/77 1977/78 19]8/]9 1979/80 1980/81 1981/82 

Kulturwissenschaften 

Geschichte 

Kunstwissenschaften 

Pädagogik 

Philosophie 

Psychologie 

Theologie 

9 227 9 771 10 354 10 891 II 138 12 297 12 871 13 908 15 365 66,5 

1 261 1,356 1 400 1 434 1 505 1 679 1 824 2 042 2 377 88,5 

865 953 1 054 1 255 1 233 1 457 1 684 1 810 1 950 125,4 

2 067 2 383 2 475 2 311 2 166 2 191 2 150 2 304 2 487 20,3 

970 846 987 1 070 973 1 129 1 284 1 518 1 747 80,1 

2 215 2 382 2 396 2 376 2 432 2 485 2 486 2 551 2 639 19,1 

1 849 1 849 2 042 2445 2 829 3 356 3 443 3 683 4 165 125,3 

Sprachwissenschaften 13 223 13 496 13 316 13 829 14 574 14 133 14 456 15 339 15 920 20,4 

NlgaiPine Sprach -,nd Literafurwissensrllaften 67 71 - 82 83 94 110 '113 139 204 204,5 

Anglistik 3 406 3 534 3 454 3 626 3 892 3 407 3 356 3 350 3 260 - 4,3 

Außereuropäische Sprach- und Kultur-
wissenschaften 

Germanistik 

Klassische Philologie 

Romanistik 

Slawiscik 

Wirtschafts- und Gesellschaft, 
wissenschaften 

Politische Wissenschaften 

Sorralwissensehäftce 

Rechtswissenschaften 

Verwaltungswissenschaften 

Wirtschaftswissenschaften 

Mathematik und Naturwissenschaften 

Biologie 

Chemie 

Geographie 

Geowissenschaften 

Informatik 

Ma themn t i k 

I'ho rmaz 1.c 

Physik 

Agrar-,Forst- und Eruährungs-
wtsscnschaften 

-Aq rarwissenschaP2eli 

Forstwissenschaften 

Ernährungs- und Haushalts-
wissenschaftcn 

 

Ingenieurwissenschaften 

Architektur 

Bauingenieur- und Vermessungswesen 

Elektrotechnik 

Maschinenbau 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Medizin  

355 396 439 499 530 641 - 780 1 005 1 153 224,8 

6 376 6 334 6 380 6 472 6 543 6 430 6 469 6'940 7 131 11,8 

280 266 269 294 312 332 367 411 457 63,2 

2 200 2 310 2 178 2 344 2 630 ' 2 642 2 827 2 926 3 141 42,8 

539 585 514 511 573 571 544 568 574 .6,5 

16 507 17 264 17 699 18 907 19 271 19 317 18 841 . 20'279 22 612 - 37,0 

905 963 921 895 963 965 1 056 1 243 1 429 57,9 

1 625 1 353 1 310 1 390 1 394 1 441 1 422 1' 557 1 626 0,1 

6 772 7 733 8 345 8 853. 9 184 9 402 9 002 9 454 10 468 54,6 

78 110 19] 151 195 211 212 248 231 196,2 

7 127 7 105 6 980 7 6;8 7 535 7 296 7 149 7 777 8 858 24,3 

18 261 19 394 19 934 20 370 21 040 21 016 20 895 21 910 23 607 29,3 

3 262 3 404 3 599 3 685 4 044 4 237 4 270 4 545 4 853 48,8 

3 986 4 182 4 393 4 533 4 750 4 781 4 729 4 939 5 407 35,7 

790 932 987 979 1 024 1 104 1 059 1 143 1 201 52,0 

701 773 850 925 995 1 162 1276 1 410 1 596 127,7 

933 1 040 1 154 1 229 1 239 1 327 1 438 1 686 2 010 115,4 

4 529 4 723 4 552 4 482 4 292 3 587 3 269 3 074 2 995 - 33,9 

896 1 063 1 123 1 173 1 204 1 304 1 299 1 350 1 427 59,3 

3 164 3 277 3 276 :1 364 3 492 3 514 3 555 3 763 4 118 30,2 

1 899 1 997 2 062 2 139 2 343 2 400 2 541 2 757 2 824 48,7 

1 331 1 267 1 262 1 297 1 442 1494 1 619 1 783 7 E10 . 36,0 

303 431 456 466 481 500 493 509 527 73,9 

265 299 344 376 420 406 429 465 487 63,8 

12 056 12 931 13'.426 14 088 14 259 14 289 14 470 15 031 16 492 36,8 

1 585 1 719 1 765 1 754 1 839 1 956 2 133 2 317 2 527 59,4 

2 570 2 690 2 702 2 762 2 685 2 510 2 421 2 406 2 544 - 1,0 

2 300 2 500 2.548 2 859 2 812 2 764 2 843 2 908 3 155 37,2 

3 ]15 4 078 4'531 4 866 5 150 5 279 5 463 5 796 6 535. 75,9 

1 888 1 944 1 880 1 847 1 773 1 780 1 610 1 604 1 731 - 8,3 

7 969 8 387 8 469 8 934 9 868 11 051 11 746 12 263 i2 948 62,5 

Allgemeine Medizin 

Eahnmedizin  

6 960 7 367 7 380 7 827 8 718 9 807 10 486 10 884 11 501 

1 009 1 020 1 089 1 107 1 150 1 244 1 262 1 379 1 447 

65,2 

43,4 

533 767 981 1 142 1 319 1 562 1 762 2 041 2'066 287,6 

79 924 84 228 86 583 90 635 94 198 - 96 471 98 112 103 915 112 437 40,7 

Spart 

lnsgesamt1) 

 

Zunahme gegenüber  
dem Vorjahr in 8 ],9 5,4 2;8 4.7 3,9 2,4 1,7 

I) Elnschli.ßlieh Studienkolleg, Deutschkurs für Ai.1ä.der sowie sieht Studienbereichen zuordenbare Felle. 

5,9 8,2 
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Weibliche S[udie[ende 

Anteile an den vecanaerung 
S[udienberelchen id Wln rersemesrer WS 1901/82 
inegesamc in S gegen 

in S 

Anteil

 

 an aen Sruafen- An teil an aen scuaie-

 

6eremhen insgesamt in e renaen Insgesamt in e  
tm Wince[seues[er 

Fuchee 
Studienbereich nberei lcb 

1981/B2 1973/]4 WS 19]3/]4 :9]3/]d I19B1 /82 

11,5 13,7 ] 456 7 019 103,1 15,6 1],9 3],5 46,] 
1,6 2,1 924 1 022 192,2 1,9 2,6 33,6 43,2 
1,1 1,] 386 1 163 201,3 1,] 3,0 44,6 59,6 
2,6 2,2 1 OS] 1 485 190,5 4,8 3,9 51,1 59,7 
1,2 1,6 2]2 5]1 109,9 1,2 - 1,5 28,0 32,7 
2,8 2,3 1 022 1 3]6 34,6 4,6 3,5 46,1 52,1 
2,] .3,] 295 1397 3]3,6 1,3 3,6 16,0 33,5 

16,5 14,2 ] 951 10 6]5 34,3 35,8 27,2 60,1 67,1 
0,1 0,2 23 111 469,6 0,1 O,l 34,3 69,2 

4,3 2,9 2 107 2 328 10,5 9,9 5,9 59,2 71,4 

0,4 1,0 154 611 296,8 0,] 1,6 43,4 53,0 

6,0 6,3 3 9]4 4 299 23,] 15,6 10,9 54,5 60,3 
0,3 0,4 115 230 10],0 0,5 0,6 ql,l 52,1 

2,] 2,8 1 691 2.614 54{6 7,6 6,7 ]6,9 83,2 
0,] 0,5 38] 459 17,3 I,] 1,2 71,8 ]9,1 

20,6 20,1 3 196 6. 794 111,0 14,4 17,2 19,4. 29,8 

1,1 1,3 297 457 85,0 1,1 1,2 2],3 32,0 

2,0 1,4 556 638 19,7 2,5 1,6 34,2 39,2 

8,5 9,3 1 352 3 499 150,8 6,1 8,9 20,0 11,4 

0,1 0,2 78 90 - 38,5 0;4 0,1 100,0 20,8 
0,9 ],9 963 2 102 IIB,] 4,3 5,9 13,6 21,7 

22,8 21,0 9 315 6 999 60,9 19,4 17,7 2J,6 29,4 

d,l 9,3 1 360 2 322 ]0;] 6,1 5,9 91,] 9],8 

6,0 O,tl 827 1450 ]S,J 3,] 3,] 20,7 26,8 

1,0 1,1 283 503 77,7 1,3 1,3 35,9 41,9 

0,9 1,4 120 368 206,] 0,5 0,9 17,1 2],I 

1,2 i,tl III 302 249,1 0,5 1,0 11,9 19,0 

5,] 2,] 965 799 - 22,4 4,3 1,9 21,3 25,0 

I,I 1,3 d4> 855 91,3 2,0 2,2 49,9 59,9 
3,9 1,7 202 315 53;9 0,9 0;0 6,4 ],9 

2,3 2,5 595 1083 82,0 2,7 2,8 31,3 18,4 

1,] 1,4 319 595 86,5 1;9 1,6 24,0 32,9 

0,4 0,5 30 68 J26,] 0,1 0,2 9,9 12,9 

O,S 0,4 296 420 70,] 1,1 1,1 92,8 86,2 

15,0 19,7 519 1281 146;8 2,3 3,3 4,3 ],8 

2,0 2,2 261 668 155,9 1,2 1,7 16,5 26,4 

3,2 2,3 106 219 106,6 0,5 0,6 4,1 B,fi 

2,9 2,8 31 ]0 125,0 0,1 0,2 1,3 2,2 

4;6 5,8 73 199 165,8 0,3 0,5 2,0 3.0 

2,9 1,5 40 130 I]0,H 0,2 0,3 2,5 ],5 

9,9 11,5 2 011 9 533 125,9 9,1 11,5 25,2 15,0 

8,] 10,2 i 892 9 172 126,5 8,3 10,6 26,5 36,1 

1,3 113 169 361 113,6 0,0 1,0 Ifi,] 24,9 

0,7 I;B 197 762 286,8 0,9 1,9 3],0 36,9 

100 100 22 220 39 26] ]6,] 100 100 2],B 34,9 

Kulturwissenschaften

Geschichte 

Kunstwissenschaften 

Pädagogik 

Philosophie 

Psychologie 

Theologie 

Sprachwissenschaften 

Allgeieine SpraC1- und Liremtuzwissenschaften 

Anglistik 

Außereuropäische Sprach- und Kultur-
wissenschaften 

Germanistik 

Klassische Philologie 

Pomanistlk 

Slawistik 

Wir[sc haf [s- und Gesellschafts-
wissenschaften 

Politische Wissenschaften 

Sozialwissenschaften 

Rechtswissenschaften. 

ve rwaltun 9swissensc haf cen 

Wirtschaftswissenschaften 

Mathematik una rve tu rw issensc ha Ftml 

Hiologie 

Chemin 

Gco9 r,,hic 

({c owi ssc nscha Ren 

Informatik 

Ata [hcma tik 

i'ha rmazic 

Physik 

Ag ra r-, Yo rst- und EinOhrunys-
w[ssensehafeen 

A9ra rwissen Schaf ten 

Fo rs[wissenschaf [en 

Ernährung.- und Haushalts-

 

++i ssensc haf ten 

i nnen ieurvi ssenschaften 

Architektur 

Bauingenieur- und Vc rme ssuny svesen 

E leh[ro technik. 

nla sch"nenbau 

Wi rLschaf [singenieuiwe sen 

Medi2in 

Allgemeine Medizin 

Zahnmedizin 

 

insgesamt

 

Zunähme

 

 über 
i

 
dem

 

Vorjahr

 

d dem Vorjahr in e 

Sport

 

169

 



verwaltungswesen 

 

Mathematik und Naturwissenschaften 
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Tabelle 3 

Studierende an Fachhochschulen 

Studierende insgesamt 

Vacünderun,. 
Ws 1981/62 

gegen 
WS 1973/74 

in x 

F'dcLergiuppe 
Studienbereich 

Winter eemescer 

1973/74 1974/75 1975/76 1976/77 1977/78 1978/79 1979/60 1980/81 1981/821) 

Kultur- und Kunstwissenschaft 

Bibliothekswesen 

Produktgestaltung 

wirtschafts- und Gesellschafts-
Wissenschaften 

Betriebswirtschaftslehre 

Sozialwesen 

578 710 929 984 927 977 1 142 1 068 1 112 92,4 

244 374 407 426 355 361 368 393 416 70,5 

334 336 371 558 572 611 638 675 696 108,4 

5 417 6 266 6 874 7 749 7 850 7 911 9 355 10 362 11 266 108,0 

1 916 2 211 2 539 2 889 3 019 3 14Ö 3 274 3 507 4 123 115,2 

2 246 2 625 2 774 3 010 3 002 3 092 3 174 3 372 3 572 59,0 

1 561 1 850  1 829 1 679 2 907 3 483 3 571 184,5 1 255 1 430 

1 033 1 416 1 806 2 120 2 291 2 394 2 545 2 626 2969 187,4 

277 395 501 561 612 638 678 745 758 173,7 

680 . 933 1 220 1 451 1 583 1 644 1 736 1 751 2 074 205,0 

76 88 85 108 96 112 131 130 137 80,3 

235 285 445 576 654 721 766 866 984 318,7 

8 193 8 869 10 444 11 990 12 546 12 670 12 846 14 263 15 811 93,0 

Chemie 

Informatik 

Mathematik 

A,1.t.i ... c..hafren 

Ingenieurwissenschaften 

1 264 1 390 

1 897 2 269  

1 473 1 359 1 299 1 137 1 305 1 535 31,1 

2 586 2 626 2 609 2 626 2 797 3 075 62,2 

1 171 Architektur 

Bauingenieurwesen 3) 

Elektrotechnik 

1 001 1 075 1 411 1 701 1 606 1 851 1 ei -2 079 2 160 115,8 

1 896 

nasch inenbau  3 691 4 158  4 892 5 699  6 173 6 270 6 340 6 700 7 536 104,2 

darunter 

Feinweiktechnik 

Fertigungstechnik 

verfahrenstechnik  

673 721 980 1 175 1 235 1 215 1 154 1 214 1 328 97,3 

498 509 590 763 617 800 692 649 - 716 43,8 

244 252 588 617 688 699 585 663 564 131,1 

 

Wirtschaftsingenieurwesen 

insgesamt 

Zunahme ....rüber 

dem Vorjahr in 8  

434 475 482 531 SB2 641 762 1 382 1 505 246,8 

15 456 17 546 20 498 23 419 24 268 24 673 26 654 29 185 32 142 108,0 

5,2 13,5 16,8 .14,3 3,6 1,7 8,0 9,5 10,1 

'q Ohne 3 240 Studenten der Fachhochschulen des Bundes in Baden-Wür txemberg. - 2) Ohne 1 203 welbliche S Lud fierende an Fachhochschulen des Bundes in Baden-
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Zu 11, 2.2 

4clbliebe Srudicrende 

 

Ver6nd-, 
VS 1981/82 

gegen 
VS 19)3/74 

ln 2  

Anteil . den Studlen-

 

bereichev lnsgesamc Ire Z 
Avecll an den Swdic-

 

rendes iresgesamt an z  Fächergruppe 
Studienbereich 

Anteile an den 8tudien-

 

im Vintetsemegter 

1981/82 1973/74 1981/82 

bereichere insgesa.r in 2 
Jm Vintetae~eter 

1973/74 1981/82 1973/74 1981/82 1973/)4 

3,7 3,5 335 707 111,0 11,8 8,2 58,0 63,6 

1,6 1,3 206 332 61,2 7,3 3,9 84,4 79,8 

2,2 2,2 .129 375 190,7 4,5 4,4 38,6 53,9 

35,0 35,1 1 801 5 151 186,0 63,5 59,7 33,3 45,7 

12,4 12,8 196 1 451 640,3 6,9 16,8 10,2 35,2 

14,5 11,1 1 359 2 277 67,6 47,9 26,4 60,5 63,7 

8,1 11,1 246 1 423 478,5 8,7 16,5 19,6 40,0 

6,7 9,2 154 753 389,0 5,4 8,7 14,9 25,4 

1,8 2,4 57 289 407,0 2,0 3,4 20,6 38,1 

4,4 6,5 72 420 483,3 2,5 4,8 10,6 20,3 

0,5 0,4 25 44 76,0 0,9 0,5 32,9 32,1 

1,5 3,1 67 407 367,8 3,1 4,7 37,0 41,4 

53,0 49,2 459 1 606 249,9 16,. 18,6 5,6 10,2 

7,E 4,8 199 509 155,8 7,0 5,9 17,0 33,2 

6,5 6,7 46 236 413,0 1,6 2,7 4,6 10,9 

12,3 9,6 16 65 306,3 0,6 0,8 0,8 2,1 

23,9 23,4 192 553 188,0 6,8 6,4 5,2 7,3 

4,4 4,1 11 54 390,9 0,4 0,6 1,6 4,1 

3,2 2,2 5 18 260,0 0,2 0,2 1,0 2,5 

1,6 1,8 4 37 825,0 0,1 0,4 1,6 6,6 

2,8 4,7 6 243 0,2 2,8 1,4 16,1 

 

100 100 2 836 8 624 204,1 100 100 18,4 26,8 

Kultur-'und Kunstwissenschaft 

Bibliothekeswesen 

Produktgestaltung 

 

Wirtschafts- und G sellschafts-
wissensehäften 

Betriebswirtschaftslehre 

Sozialwesen 

Verwaltungswesen 

Mathematik und Naturwissenschaften 

chgmic 

Informatik 

Mathematik 

Agrarwissenschaften 

f ngbnieu rvissensc haf ten 

Architektur 

Baui ngenieurwesen3) 

Elektrotechnik 

Maschinenbau 

darunter 

Feinwerktcehnik 

Fertigungstechnik 

Verfahrenstechnik 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Insgesamt 

Zunahme gegenO er 

dem Vorjahr in 1 

I:ür ¢nmberg. - 3) Einschließlich Vexffinnungm,ennn. 
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19742) 

Zu II, 2.2 

Tabelle 4 

Erstimmatrikulierte an Universitäten 

Veränderung 
1981 
gegen 
1974 

Anteil an den Studlen-
OereicM1en insgesa¢[ 

1974 1981 

N,reil al Jen Stuale-
renden insgesamt 

Igel 2) 

erst-
r®atrikulierte 

Fächergruppe 
s mdienbe[eich 19741) 19011) 

Anzahl 

 

Kulturwissenschaften 

Geschichte 

Kuestwi s se n scharten 

Pädagogik 

Philosophie 

Psychologie 

Theologie 

Sprachwis=-enscha Eten 

AllgerEine Sprach- und Literaturwissenschaften 

Anglistik 

Außereuropäische Sprach- und Kultur-
wrssenschaEten 

Germanistik 

Klassische Philologie 

Romanistik 

Slawistik 

Wirtschafts- und Gesellschafts-
wissenschaften 

Politische Wissenschaften 

Sozialwissenschaften 

Rechtswissenschaften 

wirtschaftswissenscha£ten 

Mathematik und Naturwissenschaften 

Biologie 

Chemie 

Geographie 

Geowissenschaften 

Informatik 

Mathematik 

Pharmazie 

Physik 

Agrar-, Forst-,und Ernährungs-
wissenschaften 

Agrarwissenschaften 

Forstwissenschaften 

Ernährungs- und Haushaltswissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

Architektur 

Bauingenieur und Vermessungs-

 

Veektrotechnik 

Maschinenbau 

Wirtschaftsingenieurwesen 

Medizin 

Allgemeine Medizin 

Zahnmedizin  

1 416 2 009 41,9 9,2 10,9 15,3 

209 437 109,1 1,4 2,4 16,6 

115 268 133,0 0,7 1,5 13,3 

441 131 - 70,3 2,9 0,7 21,3 

188 319 69,7 1,2 1,7 19,4 

195 300 53,8 1,3 1,6 8,8 

268 554 106,7 1,7 3,0 14,5 

3 322 3 310 - 0,4 21,6 18,0 25,1 

10 46 360,0 0,1 0,3 14,9 

722 535 - 25,9 4,7 2,9 21,2 

76 212 178,9 0,5 1,2 21,4 

1 937 1 766 - 8,8 12,6 9,6 30,4 

47 77 63,8 0,3 0,4 16,8 

445 577 29,7 2,9 3,1 20,2 

85 97 14,1 0,6 0,5 15,8 

3 282 4 021 22,5 21,3 21,9 19,9 

147 254 72,8 1,0 1,4 16,2 

396 287 - 27,5 2,6 1,6 24,4 

1 546 1 819 17,7 10,0 9,9 22,8 

1 193 1 661 39,2 7,8 9,0 16,7 

3 581 3 899 8,9 23,3 21,2 19,6 

538 760 41,3 3,5 4,1 16,5 

740 902 21,9 4,8 4,9 18,6 

143 186 30,1 0,9 1,0 18,1 

180 277 53,9 1,2 1,5 25,7 

181 454 150,8 1,2 2;5 19,4 

1 021 446 - 56,3 6,6 2,4 22,5 

178 234 31,5 1,2 1,3 19,9 

600 640 6,7 3,9 3,5 19,0 

528 521 - 1,3 3,4 2,8 27,8 

305 348 14,1 2,0 1,9 22,9 

116 86 - 25,9 0,8 D,5 38,3 

107 87 - 18,7 0,7 0,5 40,4 

2 180 2 485 14,0 14,2 13,5 18,1 16,5 

134 296 120,9 0,9 1,6 8,5 12,8 

507 389 - 23,3 3,3 2,1 19,7 16,2 

373 472 26,5 2,4 2,6 16,2 16,2 

817 1 067 30,6 5,3 5,8 22,0 18,4 

349 261 - 25,2 2,3 1,4 18,5 16,3 

788 1 475 87,2 5,1 8,0 9,9 12,0 

678 1 305 92,5 4,4 7,1 9,7 12,0 

110 170 54,5 0,7 0,9 10,9 12,3 

14,4 

21,4 

14,aa 

5,7 

21,0 

11,8 

15,0 

21,6 

33,1 

16,0 

21,1 

25,4 

18,7 

19,7 

17,1 

19,8 

20,4 

18,4 

19,2 

21,4 

17,8 

16,7 

18,3 

16,3 

19,6 

26,9 

14,5 

17,3 

17,0 

18,9 

19,5 

16,9 

18,7 

 

194 404 108,2 1,3 2,2  36,4 19,8 Sport 

15 386 18 387 19,5 100 100 19,3 17,7 insgesamt 

1) ]eveils Studienjahr (Yln [eisemeste[ 1971/74 und Sommersemester 1974 bzw. WS 1900/01 und SS )981). - 2) Hnvoynn auf ein Studierenden 
des j-eiligen wmtersemesters. 
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Zu 11, 2.2 

Tabelle 5 

Erstimmatrikulierte an Fachhochschulen 

geranderun9 
1981 

gegen 
1974 

Anteil an den Studlen-
be reichen Snsgesamc 

1974 1981 

Anteil an den Studie-
renden insgesamt 

1974 2) 
1981 

2) 

Erscieatrikulierte 

FachergrvBpe 
S tudient-reich 

1974 1) 
198111 

Anzahl 9 

Kultur- und Kunstwissenschaften  170 262 54,1 3,6 3,1 29,4 23,6 

Bibliothekswesen  72 118 63,9  1,5 1,4  29,5 28,4 

Produktgestaltung 

N•irtschafts- und Gesellschafts-   

98 144 46,9 2,1 1,7 29,3 21,3 

2 090 w issenschaften  3 338 59,7  44,2 39,1  38,6 32,2 

Betriebswirtschaftslehre 

Sozialwesen 

Verwaltungswesen  

668 1 037 55,2 14,1 12,1 34,9 29,6 

672 724 7,7 14,2 8,5 29,9 21,5 

750 1 577 110,3 15,9 18,5 59,8 45,3 

Mathematik und Naturrviissensthaften  359 724 101,7  7,6 8,5 34,8 .27,6 

236 300,0 1,3 2,8 21,3 31,7 

272 461 69,5 5,7 5,4 40,0 26,3 

28 27 - 3,6 0,6 0,3 36,8 20,8 

110 261 137,3 2,3 3,0 46,8 30,1 

Chemie 

Informatik 

Mathematik 

Agrar..issenschaften 

Ingenieurwissenschaften  2 004  3 960 97,6  42,3 46,3  24,5 25,0 

Architektur 

Bauingenieurwesen 

Einktrotechnik 

):aechinenba0 

darunter 

Fcinwerktechnik 

Fertigungstechnik 

Verfahrenstechnik 

Wirtschaftsingenieurwesen 

insgesamt  

 

422 409 - 3,1 6,9 4,8 36,0 31,3 

356 527 48,0 7,5 6,2 35,6 25,4 

408 794 94,6 8,6 9,3 21,5 28,4 

747 1 854 148,2 15,8 21,7 20,2 24,6 

95 360 279,0 2,0 4,2 14,1 29,7 

39 162 315,4 O,B .1,9 7,8 25,0 

102 339 252,9 2,2 4,2 41,8 63,8 

71 376 429,6 1,5 4,4 16,4 27,2 

4 733 8 545 80,5 100 100 30,6 29,3 

t) Jeweils Studienjahr lwtnrersemeater 1973/74 und 1974 bzw. Mintereevescer 1990/81 und S..rsemester 1981). - 2) Seeregen auf die 
Studierenden des jeweiligen Ninterscmesrers. 
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Zu 11, 2.2 

Tabelle 6 

Veränderung des Studentenbestandes an Universitäten im Studienverlauf (WS 1977/78 bis SS 1981) 

9cudienanfänger lm 
Glnrersemescer 1977/78 

Von den 8 udienan[ängern im Wintersemester 1977/78 
(I. Fachsemester) befanden sich in 

I. 8ochschul- I. Fachsemester 
semestot 

in z des 
Anzahl I. Bochschul-

 

6edester5  

6. Fachsemester 5s 1900 

in S dee 
Anzahl 1. F.ach-  

B. Fachsemester 55 1981 

in 2 des' 
Anzahl I. Fach-

 

semestote 

Fächergruppe 
Studienbereich 

Kulturwissenschaften 

Geschichte 

Kunstwissenschaften 

Pädagogik 

Philosophie 

Psychologie 

Theologie 

Sprachwissenschaften 

Allaeneine s_orsch- und Elterstutwissenuetafte, 

Anglistik 

Außereuropäische Spruch- und Kultur-

 

wissenschaften 

Germanistik 

Klassische Philologie 

Romanistik 

Slawistik 

wirtscha£cs- und Gesellschafts-

 

wrssenschaften 

Politische Wi ssen5chaften 

Sozialwissenschaften 

Rechtswissenschaften 

Verwaltungswissenschaften 

Wirtschaftswissenschaften 

Mathematik und Naturwissenschaften 

Biologie 

Chemie 

Geographie 

Geowissenschaften 

Informatik 

Mathematik 

Pharmazie 

Physik 

Agrar- Forst- und Ernährungs-
wrssenscha£ten 

ararwissenschaften 

Forstwissenschaften 

E rnäh tun gs- und naushnlts-
wissenschaften 

In genes Urwissen schaEten 

Architektur 

Rauingenieur- und Vermessungswesen 

Elektrotechnik 

Maschinenbau 

Wirtschaftsingenieurwesen 

;e dizin 

Allgemeine Medizin 

zahnmedizin  

1 195 1 743 145,9 1 550 74,0 1 290 88,9 

216 258 119,4 172 64,3 166 66,7 

93 179 192,5 131 60,9 109 73,2 

126 409 324,6 283 47,2 193 69,2 

98 122 124,5 73 57,4 70 59,8 

223 335 150,2 288 70,7 237 86,0 

439 440 100,2 603 117,0 515 137,0 

2 404 2 629 109,4 1 577 50,4 1 326 60,0 

15 25 166,7 11 36,0 9 44,0 

637 721 113,2 455 50,9 367 63,1 

55 82 149,1 59 63,4 52 72,0 

1 021 1 042 102,1 576 50,0 521 55,3 

50 56 112,0 50 80,4 45 89,3 

530 594 112,1 346 44,8 266 58,2 

96 109 113,5 80 60,6 66 73,4 

2 685 3 080 114,7 2 108 65,6 2 021 68,4 

119 147 123,5 105 63,9 94 71,4 

259 335 129,3 137 34,9 117 40,9 

1 138 1 253 110,1 982 76,9 964 78,4 

1 9 11 

1 168 1 340 114,7 875 62,3 835 65,3 

2 966 3 265 110,8 2 443 69,0 2 268 74,4 

643 751 116,8 603 73,8 554 80,3 

705 740 105,0 515 64,5 477 69,6 

81 102 125,9 92 64,3 86 90,2 

124 145 116,9 127 82,6 120 87,6 

157 218 110,7 147 65,6 143 67,4 

539 589 109,3 371 56,7 334 63,0 

132 145 109,E 156 95,9 139 107,6 

545 595 109,2 432 69,7 415 72,6 

417 485 116,3 395 73,8 358 81,4 

250 299 119,6 236 70,9 212 78,9 

89 99 111,2 65 76,8 76 85,9 

78 87 111,5 74 80,5 70 85,1 

2 223 2 561 115,2 1 931 69,7 1 786 75,4 

267 339 127,0 347 97,3 330 102,4 

405 454 114,8 289 55,7 253 63,7 

398 434 109,0 341 73,7 320 78,6 

930 1 085 116,7 762 64,1 696 70,2 

221 249 111,7 192 75,1 187 77,1 

770 1 031 133,9 1 233 118,1 1 218 119,6 

679 919 135,3 1 095 118,1 1 085 119,2 

91 112 123,1 138 118,8 133 123,2 

140 161 115,0 226 120,0 206 140,4 Sport 

Insgesamt 1)  13 006  15 205 116,9  11 472 68,9  10 478 75,4 

1) Einschließlich Studienkolleg. Oeucschkurs für Ausländer some nicht zuordenbare Fälle. 
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1000 DM 

1' 281 321 82,35 

1 511 402 9,25 
3 718 46E 12,50 

5 856 790 21,53 
11 143 557 28,51 

152 100 2,96 
420 542 6,21 

76,65 
73,91 

77,68 
70,51 

274 639 17,65 

Steine und Erden (1980 mit Asbestwaren) 

1970 I 16 343 888 2 305 664 
1980 29 738 313 4 040 572 

27 206 524 215 745 
39 062 319 383 523 

85,72 
83,13 

970 -

 

1980 1 555 960 

1970 
980 

14,11 12 526 822 
13,59 21 979 275 

Eisen und Stahl 

0,79 21 133 989 
0,98 27 555 239 

Eisen-, Stahl- und Tempergu8 

1970 I 5 146 249 582 ]14 11,32 4 411 435 
1980 6 768 802 721 199 10,65 5 627 061 

Zieherei- und Baltwalzwerkerzeugnisse 

 

1970 16 466 120 
1980 I 32 342 910 

1970 1 713 915 

NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug 

7 047 159 42,80 
13 726 479 42,44 

NE-Metallgu3 

491 493 28,68 1 197 924 69,89 

1 156 160 7,02 
2 438 394 7,54 

8 262 801 50,18 
16 176 037 50,02 

24 496 1,43 

Gummiwaren (1970 mit Asbestwaren) 

1970 1 6 658 266 815 253 12,24 4 814 486 72,31 1 028 529 15,45 
1980 1 10 603 324 955 692 9,01 6 603 107 62,27 3 044 525 28,71 

Zu 11, 3.1 

Tabelle 7 

Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes 

Bawa durch Proaette aus InlandsveIDo[qung 
des, eenaesge6le cs Baden-F1Yc[eabe rg aAue en ewaeslenaern dam Aaalana .lehr 

1o00 OM 

  

1000 DM \ 

Spalt- und Brutstoffe 

1970 
1980 

6 693 763 
8 639 747 

588 867 8,80 
899 023 10,41 

5 540 636 62,77 
6 418 130 74,29 

564 260 
1 322 594 

8,43 
15,31 

1980 2 829 902 860 056 30,39 1 903 968 67,28 65 676 2,33 

Mineraltllerzeugnisse 

1970 20 695 280 2 313 926 11,18 15 742 022 76,07 2 639 332 12,75 
1980 76 122 529 5 084 087 6,68 52 327 402 66,74 18 711 040 24,58 

Chemische Erzeugnisse 

1970 1 42 650 507 4 071 227 9,55 30 409 646 71,30 8'169 534 19,15 
1980 1 92 929 609 7 867 750 8,47 58 514 088 62,97 26 547 771 28,57 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 

1970 1 5 783 724 842 186 14,56 3 364 415 58,17 1 577 123 27,27 
1980 1 12 198 789 1 592 984 13,06 6 599 818 54,10 4 005 987 32,84 

Hol zschli£f, Zellstoff, Papier, Pappe 

1970 1 7 260 882 1 110 153 15,29 3 144 015 43,30 3 006 714 41,41 
1980 1 14 350 285 1 913 485 13,33 5 413 274 37,72 7 023 526 46,94 

Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge 

1970 - 9 866 853 1 094 380 11,09 8 420 073 
1980 18 165 011 1 988,321 10,95 14 989 605 

Maschinenbauerzeugnisse 

85,34 352 400 3,57 
82,52 1 187 085 6,54 

1970 42 788 223 
1980 79 769 876  

8 743 325 20,43 
17 152 843 21,50  

27 495 228 64,26 
46 197 801 57,91  

6 549 670 15,31 
16 419 232 20,58 

Straßenfahrzeuge 

1970 30 574 152 6 149 582 20,11 19 527 641 63,87 4 896 929 16,02 
1960 1 61 220 232 17 037 535 20,98 46 188 769 59,33 15 993 928 19,69 

Wasser-, Luft- und Raumfahrzeuge 

1970 1 5 367 628 117 073 
1980 1 14 240 325 414 776 

2,18 3 353 737 
2,91 7 243 818 

62,48 1 896 818 35,34 
50,87 5 581 731 46,22,. 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

1970 1 44 376 554 9 274 939 
1980 1 91 642 265 18 275 105 

20,90 29 340 189 
19,94 52 568 396 

66,11 
57,38 

5 761 426 12,98 
20 778 764 22,67 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren 

1970 4 868 200 1 637 291 33,63 2 084 196 _ 42,61 
1980 13 632 354 3 105 871 22,78 5 667 742 41,58 

1 146 713 23,56 
4 858 741 35,64 
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119 406 
197 963 

1970 
1980 

2 088 217 
4 176 228 

78,18 
58,12 

5,72 1 632 571 
4,74 2 427 147 

8 641 593 74,33 
19 923 596 69,72 

2 341 143 20,14 
5 075 159 17,76 

1970 1 11 626 587 
1980 1 28 576 689 

36,09 
26,74 

27,92 945 404 
15,53 2 717 627 

1970 1 2 619 242 731 252 
1980 1 10 163 04B 1 578 643 

4,36 
8,56 

77,83 319 314 
74,33 1 231 826 

17,81 5 701 653 
17,11 10 693 220 

1970 1 7 325 469 1 304 502 
1980 1 14 386 812 2 461 766 

5 970 992 21,72 
7 758 677 18,62 

Bekleidung 

1970 I 27 487 480 
1980 1 41 672 086 

12,00 11 585 650 73,63 2 262 571 14,38 

8,95 15 755 271 54,55 10 540 383 36,50 
1970 15 735 901 1 887 680 
1980 28 879 877 2 584 223 

 

1970 
26 087 77,68 7 496 22,32 

Nahrungs- und Genußmittel 

1980 I 33 583 

1 317 469 16,92 6 139 063 78,82 331 994 4,26 
2 586 874 19,66 9 436 645 71,72 1 134 860 8,62 

1170 I 7 788 526 
1980 13 158 379 

1 734 126 8,89 
5 428 789 16,83 

74,24 
65,61 

16,87 14 479 031 
17,36 21 225 345 

1970 I 19 503 625 3 290 468 
1980 I 32 254 585 5 600 451 

Erzeugnisee der Stahlverformung 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Zu 11, 3.1 

Noch: Tabelle 7 

Inlandsversorgung des Bundesgebietes mit Produkten des Verarbeitenden Gewerbes 

'Davon durch Produkte .aus 

dem Ausland Jahr Baden-wßrttem rg anderen Bundesländern 

4 VOM DM 

 

Vovo vM 

 

Ve00 un 

In landsversmrgung 
des Bundesgebiets 

1970 1 4 297 778 410 414 
1980 1 8 438 939 824 885 

 

Glas und Glaswaren 

9,55 3 266 206 76,00 
9,77 5 909 016 70,02 

Ilo lzwaren 

Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, Schmuck usw. 

Papier- und Pappewaren 

336 240 16,10 
1 551 118 37,14 

621 158 14,45 
1 705 038 20,20 

643 851 5,54 
3 577 934 12,52 

972 586 35,99 
5 866 778 57,73 

7 495 500 72,76 
18 416 192 69,37 

1 843 108 17,89 
4 145 102 15,61 

1970 10 301 173 
1980 26 545 868 3 984 574 15,01 

962 565 9,34 

Leder 

30,74 
18,29 

Lederwaren 

404 993 36,24 
962 010 53,12 

369 123 33,03 
517 707 28,59 

1970 I 1 117 669 343 553 
1980 I 1 810 848 331 131 

2.16 878 14,22 
1 132 964 41,30 

1 103 887 72,36 
1 409 942 51,39 

204 745 13,42 
200 676 7,31 

Schuhe 

1970 1 525 510 
1980 2 743 582 

1970 3 677 570 569 985 14,70 2 487 561 64,15 820 024 21,15 

1960 I 7 281 775 678 508 9,32 3 034 011 41,67 3 569 256 49,02 

Textilien 

14 969 703 54,46 6 546 785 23,82 
16 603 926 39,84 17 309 483 41,54 

Reparatur von Gebrauchsgütern ohne elektrische Geräte 

1970 I 74 665 422 7 196 207 9,64 58 354 232 78 , 15 9 114 983 12,21 
1980 139 535 162 14 141 511 10,13 104 634 725 74,99 20 758 926 14,88 

176 

69,50 
62,37 

81 017 016 _ 16,25 
244 861 373 24,11 

1970 I 498 653 498 
1960 11 015 570 690 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

71 051 997 14,25 346 584 485 
137 273 603 13,52 633 435 714 



hrlgen 
es211chen 

ia,.cäer 
a.

a
 

n  

au8er-

 

ropalschen Staarshantlels-

 

Eatvtcklvnga4 Isnae[n 

lande.. 

49,13 19,06 0,22 0,18 1,97 2,31 

Stahlbauerzeugnisse 

25,05 1,70 
,

 

0,22 001 0,04 1,54 
2]„51 2,58 0,27 0, 00 0,58 1,93 

Maschinenbauerzeugnisse 

21,96 15,75 2,64 0,05 0,42 2,21 
27,26 11,79 5,11 0,08 1,12 2,05 

Straßenfahrzeuge 

3,88 2,92 0,29 0,05 0,41 0,66 
10,49 2,41 14,30 0,08 1,73 0,90 

Zu 11, 3.1 

Tabelle 8 

1 mporte ausgewählter Produkte des Verarbeitenden Gewerbes in das Bundesgebiet nach Herkunftsländern 

Oevan aus ... 

Icpo[[e 
rnsge sast üDricev 

earopa 
JMre IIS A/Kansas EG-Lanaern Japan 

OW ox a 

Steine und Erden 

52,71 22,32 12,30 0,07 4,44 2,91 5,25 
58,00 20,39 11,66 0,45 2,63 2,48 4,39 

Chemische Erzeugnisse 

60,92 10,78 19,93 2,96 0,17 2,19 3,05 
68,26 12,68 9,32 2,87 0,37 2,02 4,47 

Schnitt-, Sperrholz und sonstiges be azbel te tcs 1..lz 

20,39 35,80 11,99 10,44 0,06 10,82 20,50 
18,00 38,18 13,83 0,14 0,29 18,73 10,84 

Holzschliff, Zellscoff, Papier und Pappe 

22,72 - 5,17 20,46 0,13 0,11 0,16 1,25 
27,14 

1970 352 400 71 44 
1980 1 187 085 67,12 

1970 6 549 670 56,97 
1980 16 419 232 52,59 

1970 4 896 929 91,79 
1960 15 993 928 70,10 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

1970 5 761 426 58,01 13,57 19,19 6,54 
1980 20 ]i8 764 42,48 18,]8 19,80 13,49 

0,05 
0,04 

1,60 1,04 
9,40 1,02 

970 1 511 402 
980 3 862 375 

1970 8 169 634 
1980 26 547 771 

970 1 577 123 
980 4 005 987 

1970 3 006 71 44 
1980 7 023 526 

Feinmechanische und optische. Erzeugnisse, Uhren 

1970 1 146 713 46,10 23,65 15,36 12,93 0,21 0,93 0,82 
1980 4 658 741 33,14 20,13 13,33 23,48 0,08 9,09 0,75 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1970 1 734 126 64,65 18,46 7,88 5,42 0,12 0,87 2,38 
.1980 5 42B 789 54,64 25,59 5,72 5,62 0,07 5,84 2,51 

Holzwaren 

1970 643 851 62,10 20,76 0,87 1,80 0,03 5,83 8,61 
1980 1 3 577 934 55,80 23,65 0,78 0,44 0,19 6,28 12,86 

nusikinstrumente, Spielwaren usw. 

1970 942 586 57,98 11,82 2,30 11,98 C,61 13,73 1,58 
1980 5 866 778 27,14 9,45 29,27 5,17 9,97 15,12 3,B7 

19]0 
1980 

319 314 81,00 
1 231 826 66,40 

Papier- und Pappewaren 

11,45 5,30 
20,52 5,78 

1,53 0,00 
1,67 0,00 

0,48 0;24 
4,98 0,64 

Kunststofferzeugnisse 

1970 962 565 75,77 8,72 10,76 2,27 0,01 1,71 0,76 
1980 3 984 574 71,72 15,54 5,93 2,06 0,04 4,04 0,68 

Textilien 

1970 6 546 785 71.,32 9,30 1,11 2;11 - 0,92 12,71 2,53 
1980 17 309 463 57,33 17,55 1,91 1,62 0,93 20,34 4,33 

Verarbeitendes Gewerbe-  insgesamt 

1970 61 017 016 57,86 15;05 11,95 2,46 1,30 7,42 3,96 
1980 245 005 282 53,73 17,14 9,17 4,19 1,17 9,63 4;97 

17.7 



+ 38 013,6 + 15 233,6 - 22 780,0 

+ 1 214,9 + 521,8 

+ 1 083,8 + 1 028,4 

+ 2 934,0 + 1 852,3 

+ 4 924,2 + 925,1 

+ 912,5 + 1 060,9 

+ 659,1 + 881,2 

+ 3 022,0 + 3 373,6 

+ 557,0 + 28,0 

+ 516,1 + 108,9 

+ 2 749,3 + 317,0 

+ 10 762,7 + 3 098,9 

+ a 277,8 + 2 034,6  

693,1 

55,4 

1 081,7 

3 999,1 

+ 148,4 

+ 222,1 

+ 351,6 

- 529,0 

- 807,2 

- 2 432,3 

- 7 663,8 

- 6 243,2 

+ 11 643,9 + 7 735,4 - 3 908,5 

Zu 11, 3.1 

Tabelle 9 

Veränderung der Importe und Exporte des Bundesgebietes zwischen 1970 und 1980 

Veranderun9 der (des) 

Produktionsgruppe Exporte ' AuOenhänd el sübcrschusses ivporte 

Mill. DM 

Erzeugnisse des Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbes + 60 670,0 .+ -48 594,3 - 12 075,7 

Spalt- und Brutstoffe 

Steine und Erden 

Eisen und Stahl 

Eisen-, Stahl- und Tempergu0 

Zfeherei- und Haltwalzwerkerzeugnisse 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

.NE -Metallgu8 

M tnerald lerzeugnisse 

Chemische Erzeugnisse 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 

. Holzschliff, Zellstoff, Papier, Pappe 

Gummiwaren und Asbestwaren  

+ 2 207,1 + 1 833,0 - 374,1 

+ 5 286,8 + 8 609,7 + 3 322,9 

+ 268,4 + 703,9 + 435,5 

+ 758,3 + 1 131;1 + 372,8 

+ 7 915,2 + 4 187,3 - 3 727,9 

+ 41,4 + 178,6 + 137,2 

+ 16 071,7 + 1 918,9 - 14 152,8 

+ 18 378,2 + 25 963,1 + 7 584,9 

+ 2 428,9 + 561,4 - 1 867,5 

+ 4 016,8 + 2 003,7 - 2 013,1 

+ 2 016,0 + 1 445,6 - 570,4 

Erzeugnisse des Investitonsgüter 
produzierenden Gewerbes 

Stahlbauerzeugnisse und Schienen-
fahrzeuge 

Maschinenbauerzeugnisse 

Straßenfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge 

Luft- und Raumfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse, 
Uhren 

Erzeugnisse der Stahlverformung 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Büromaschinen, ADV 

Erzeugnisse des Verbrauchsgute 
produzierenden Gewerbes 

Feinkeramik 

Glas und Glaswaren 

Holzwaren 

Musikinstrumente, Spielwaren usw. 

Papier- und Pappewaren 

Druckerzeugnisse, Lichtpausen 

zunstscofferzeugnisse 

Leder 

Lederwaren 

Schuhe 

Textilien 

Bekleidung 

Nahrangs- und Genußmittel 

Erzeugnisse des Verarbeitenden 
Gewerbe insgesamt 

+ 53 516,9 + 92 998,2 + 39 481,3 

+ 834,7 + 3 589,5 + 2 754,8 

+ 9 869,5 + 29 167,7 + 19 298,2 

+ 11 097,0 + 28 551,2 + 17 454;2 

- 266,3 689,1 955,4 

+ 4 951,2 + 2 210,9 2 740,3 

+ 15 017,4 + 19 361,5 4 344,1 

+ 3 712,0 + 2 292,7 - 1 419,3 

802,9 1 234,3 + 431,4 

+ 3 694,7 + 3 857,9 + 163,2 

+ 3 803,7 + 2 043,2 - T 760,5 

+ 163 844,4 + 164 561,5 + 717,1 
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12,27 
2,362) 

- 

3,61 
6,26 
4,17 
3,38 

8,72 
4,93 

3) - 

2,083) 2,513) 3,05 
- 5,04 

4,56 
2,60 
8,94 
4,964) 

5,11 
4,41 
8,05 
4,41 

5,44 
2,21 
7,83 
4,754) 

- 

5,94 
3,52 
8,66 
4,60 

5,79 
2,56 
6,93 
5,30 
4,78 

5,70 
3,26 

11,94 
5,71 

13,41 
1.79

2) - 

2,41 
5,91 
7,13 
8,01 
12,01 
5,072) 

0,37 0,36 0,39 0,44 

0-,11 0,12 0,16 0,15 

0,47 0,50 0,47 0,50 

0,08 0,10 0,07 0,07 

2,44 
2,71 
2,99 

4,12 4,04 

- 2) 

6,512) 

3,87 
6,51 
3,14 
2,55 

8,45 
4,22 

1,17 

1,38 

2,89 
2,82 

1,48 1,57 

3) - 

0,94 

1,53 

3,10 
3,15 

2,39 
2,74 
3,13 

0,62 

1,52 

3,41 
2,91 

1,55 

2,28 
2,58 
3,06 

4,27 

3,82 

5,73 
5,17 

2,95 
7,84 
6,88 
7,10 
15,35 
5,18 
9,82 

11,72 
2,88 

'5,46 

3,78 
6,52 
3,42 
3,45 

8,73 
4,96 

2,25 

0,61 99,7 

1,53 108,0 

S,OQ 83,9 

3,70 109,1 _3) 

4,71 
2,48 
7,96 
5,044) - 

5,64 
4,57 
7,50 
4,62 

-2) 

-21 

2,59 
6,60 
7,46 
7,61 
15,04 
4,552) 

12,11 
2,372) 

3,65 
6,16 
3,40 
2,81 

8,53 
4,51 

3) - 

0,87 

1,52 

3,10 
3,00 

1,56 

2,56 
2,64 
3,01 

4,21 

-2) 

5,842) - 

2,87 
7,99 
7,39 
10,33 
16,16 
5,372) 

- 

0,50 

0,23 

0,51 

0,35 

3,55 
3,01 

1,60 

2,16 
2,73 
3,37 

4,38 

6,29 
7,51 

2,67 
8,33 
6,90 
7,37 
16,21 
5,52 
11,91 

11,57 
2,68 
3,88 

3,52 
6,94 
3,74 
2,87 

8,50 
5,02 

2,2E 

3,41 

6,12 
2,75 
6,42 
4,98 
5,34 

6,31 
3,55 
13,98 
6,71 

46,6 

87,6 

84,2 

48,7 

101,4 
83,2 

84,7 

76,7 
84,8 
81,9 

80,6 

83,9 
53,2 

50,2 
38,5 
39,9 
52,3 
112,3, 
33,3 
55,3 

,63,7 
24,8 
69,6 

67,2 
78,5 
78,5 
44,4 

95;9 
67,3 

93,0 

78,4 

127,1 
116,2 
46,0 
112,4 
98,9 

120,1 
60,6 
91,4 
55,1 

 

3,41 3,38 

4,07 4,09 

6,34 6,21 

3,44 3,41 

4,51 4,46 

6,08 5,39 

3,39 115,5 

4,34 143,4 

6,04 104,6 

8,54 
5,30 
9,98 
7,51 
3,17 

3,04 
1,99 
3,45 
9,88 
6,49 

8,46 
5,74 
11,42 
6,99 
3,25 

3,21 
2,09 
3,58 
9,64 
6,29 

7;88 
6,13 
10,94 
6,66 
3,32 

3,30 
2,02 
3,36 
8,47 
5,73 

8,29 
6,84. 
10,71 
6,11 
3,59 

3,78 
2,15 
3,42 
7,77 
5,70 

8,33 
6,73 
10,06 
6,09 
3,35 

3,86 
2,05 
3,58 
7,00 
5,50 

100,0 
53,6 
95,9 
117,7 
121,0 

86,0 
134.4 
118,3 
237,2 
149,9 

1,67 1,68 1,75 1,82 1,77 56,2 

Zu II, 3.1 

 

Tabelle 10 

Entwicklung der Anteile der baden-württembergischen Ausfuhren am Weltexport nach Warenbereichen 
und ausgewählten Warenarten 

 

VeräMerw9 
da. Weltex-
ports 1979 
gegen 1975 

1975 1977 1976 1978 1979 
xarenbenemun',  sIw SS 

0 Nahr ,suitIel  und  leberde Tiere, .. zur anähr1lr19 

1 Geträke und Tabak 

2 P toffe (auzgen. Nahrungsmittel lud ndrw- Il. me tz,ffe) 

3 t:il:eral. Sze uawffe, ~ttel und .. E, r  

Tier. u. pflatul. öle, Fette u,1 wachse 

a Denis Erzeugnisse 
darunter 

53 Farbstoffe, Genstoffe urd F`dxben 
54 bm.. u. ph r z. r 

6 o—,-b. waren vorw. nach Beschaffenheit gegliedert 
da

Mut
s 

62 
Garr

e
, Gewte,

 artig. 
65 Garre,.Getebe, fertiggest. Spinnstoffe u. verw. Erz. 
'69 61=tallwarWn, artig. 

7 NasG3hvhenbau- u. elektrot tm. Erz., Fahrreale 
darunter 

71 Braftuasctinen u. Braf'^- ''- - riishugai 
da vn 

713 I:ollfnrerbrenr~ulgsiotorah 
72 Arbeitsmasdiiren Eiir hudere Zwecke 

daxw ter 
721 E . Mn innen (ahne MAerschlepper) 
722 Ackerschlepper 
724 Ma lh., AM., Geräte f.d. Textil- U. iaierildustrie 
725 Naschte., App. f.d. Papier- u. PapieriulMm£fherstelllug 
726 ~i- u. 9re3tbindcw:m+=dh., -app., yeräte 
728 AId. Nasch., App., Geräte u. Ausdlst. f. Ies. Zw¢ke 
73 Metallbearbei .n ,~.~_ 

r ~:~ darunte  
736 werkzee, e . z. e d. v. Metallen u. Malbm°tallen 
737 Netalll.o.+tbeitumryn. (andere als 6ed~zeugnssdi.) 
74 Naschiren, (_parate, Geräte f. versrh. Zwecke, artig. 

darunter 
741 Einrichtugen rinn Beizen ed IGihlen 
742 Flüssigkeitspmpen 
743 Pmprn (ardere als Flüssigk.pnFen) u. 8rnpeesoren 
744 Masdh., App., Geräte zur Rehen oder Hindern 
745 lodere Nasch., App., Geräte, Werkzeuge u. -nasch., 

nicht elektr. 
749 Teile u. Zubehör (nietet elektr.l f. M sch.,'App.,Geräte 
76 Geräte f. Nachriiihtenteenik; Mild- u. T arfnalma` und 

wiedermheg=•äte 
darunter 

761 Fernsehmpfangsgeräte 
77 Elektr. Naschiren, Apparate, Geräte, a.n.g: 

darunter 
772 Elektr. Geräte zur schlieden, öffnen, usw. 
774 Elekr iz, u. radinleg. Apparate 1nd Geräte 
775 Elektr. und nia3 lektr. Buushaltsgeräte 
778 Elektr. Maseiren, Apparate, Geräte 
78 Straee ahrzeuge (elnschl. ilrftklv^arEahreauge) 

daiu es 
781 FpisonekraEt a9en, ei sdrl. N hinati- skraftxngen 
782 iasckraEtwagen u. M ftrragen zu lxs. zweckal 
783 Straliek tfaxzeuge, a.n.g. 
786 Anhänger u. a. Fahrzeuge ahne r . Antrieb 

8 Sarstige bearbeitete waren 
darunter 

82 ebel urd Teile davon 
87 Mea-, Pua- U. 1;;önnrrollListr. U. -gerate, artig.; 
88 Fotcgr. App. u. Zubehör, Opt waren, a.n.g.; Uhrmacherwarm 

darunter 
872 Madiz. Instrlmente, Apparate ud Geräte 
874 Instr., App. u. Geräte Z. Messen, Prüfen, Malys. u. F37ntr. 
884 Opciscie Erzeugnisse, a.n.g. 
885 Uranrache Men- 
89 Borstige bearbeitete Waren, a.n.g. 

darunter 
892 @lYoeier4eugni55e 
894 I(Lderwagen, Spielzeug, Spiele, Sportgeräte 
895 eürobederf, a.n.g. 
897. sdmnkwaren, (old- u. Silbersrhaierlearen 
898 Mu:ikinstrlmente, Teile lud Zubehör darin 

 

1) In den darenter-Poeotionen sind alle 2-Steller (für SIW O Ms 6) brr. alle 3-Steller (SIM 7 und 8) aufgeführt in denen B denn Irtto-barg 
1979 einen Anteil ein Weltexport von 2 1 und mehr hatte. - 2) SI1 11: 71, 72, 73, 74 und 75: 1975 = 5,19 \, 1976 = 5,21 a, 1977 = 5,42'1. -
3) 5310 111 76 und 77: 1975 = 3,30 \, 1976 = 3,34 \, 1977 = 3,35 \. - 4) Si1 11: 78 und 79: 1975 = 3,36 t, 1976 - 3,25 a, 1977 = 3,52 \. 
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Zu 11, 5 

Tabelle 11 

Beschäftigte in landwirtschaftlichen Betrieben 1979 ohne außerbetriebliches Einkommen 

D... 

Vergleichsgebiet 

Landwirt-

 

Zchaftliche 
Betriebe 
L..... mt 

Beschäfclgre 
insgesamt  VollbeschafUgte 

zuserren  
Tellbescbäftigty 

re.—

 

K,iaht B Anzahl e . 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und geringere G2uiandschaft 

003 LVG Bessere und geringere Rheinebene 

004 LVG Festlicher Bodensee 

003 LVG restlicher Schwarzwald 

006 LVG i.chsch,.rzwald 

007 LVG östlLthcm Schwarzwald 

008 LVG Baur 

009 LVG östliccer Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Beuberg 

016 LVG westliches Albvorland 

017 LVG tZeckar-Vagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG FchenIc:e 

21A LVG Besseres Bauland 

21B LVG Geringeres Bauland  

3 272 9 143 4 697 51,4 4 446 48,6 

4 535 12 599 6130 48,7 6 469 51,3 

5 381 14 675 6 714 45,8 7 961 54,.2 

1 157 3 066 1 364 51,0 1 502 49,0 

1 586 4 681 2 018 43,1 2 663 56,9 

740 2 106 898 42,2 1 218 57,6 

607 1 621 714 44,0 ,907 56,0 

725 1 942 904 46,5 1 038 53,5 

851 2 253 1 163 51,6 1 090 48,4 

2 045 5 141 2 698 52,5 2 443 47,5 

4 739 12 495 5 998 48,0 6 497 52,0 

942 2 439 1 137 46,6 1 302 53,4 

1 335 3 765 1 806 48,0 1 959 52,0 

2 086 5 669 2 675 47,2 2 994 52,8 

1Ö1 265 151 57,0 114 43,0 

168 453 221 48,8 232 51,2 

637 2 302 1 123 48,8 1 179 51,2 

1 273 3 692 1 908 51,7 1 784 48,3 

2 140 5 661 2 669 47,1 2 992 52,9 

2 542 7 071 3 368 47,6 3 703 52,4 

1 729 4 721 2 175 46,} 2 546 53,9 

322 785 366 46,6 419 53,4 

Insgesamt  39 113 106 545  51 087 47,9  55 448 52,0 

Tabelle 12 

Beschäftigte in landwirtschaftlichen Betrieben 1979, in denen das betriebliche Einkommen kleiner ist als 

D.-. 

Ve [gleichsgeb!ec  

Lang -

 

scnafcüc 
Betriebe e 
insgesamt 

Beschdfcigte 
insgesamt  vvllbvschafcigte  

 

Tci lleschdf[Lv te 

 

r„~ahl s ..nz aM1l 

 

001 LVG Lnterlanc/Bergstraße 

002 L.G Bessere und ge singe re Gäulaadschaft 

003 LIG.Bessere und Geringere Rheinebene 

004 LVG u:esC licher Bodensee 

005 LVC westlicher Schv.arz'wald 

006 L"vG Bg ch sc h'warzwald 

007 LVG Östlicher Schwarzwald 

008 LVC Baar 

009 L'S'G östüc^.er Bodensee 

010 LVG Allgäa 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 J G Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alt 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG :;ec ka: aa5o ld-GeStec 

010 LVG östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

21A LVG Besseres Bauland 

212 LVG Geringeres Bauland 

Insgesamt 

IM 

4 240 8 590 735 6,6 7 855 91,4 

13 416 27 452 1 576 5,7 25 874 94,3 

16 191 34 022 1 115 3,3 32 907 96,7 

1 698 3 504 349 10,0 3 155 90,0 

3 832 9 098 445 4,9 B 553 95,1 

3 905 8 548 365 4,3 8 183 95,7 

3 721 8 200 535 6,5 7 665 93,5 

2 127 4 879 300 6,1 4 579 93,9 

524 1 C66 127 11,9 939 88,1 

824 1 696 233 13,7 1 463 86,3 

5 704 12 791 872 6,6 11 919 93,2 

1 073 2 422 198 7,3 2 244 92,7 

1 499 3 457 271 7,8 3 186 92,2 

7 114 15 499 1 073 6,9 14 426 93,1 

1 780 3 291 91 2,8 3 2C0 97,2 

2 135 4 210 171 4,1 4 039 95,9 

7 242 14 884 652 4,4 14 232 95,6 

3 651 7 642 582 7,6 7 060 92,4 

6 219 13 828 964 7,0 12 864 93,0 

2 338 5 236 451 8,6 4 785 91,4 

4 028 8 429 317 3,8 8 112 96,2 

1 119 2 333 49 2,1 2 284 97,9 

94 384 201 077 11 453 5,7 189 624 94,3 



Zu 11, 5 

 

Vollbeschäftigte 

Kräfte 
`ami ervde 

1(z8f [e 

Anteil aa men 
Vcllbeschäfcigten  

Teilbeschäftigte 
Fmilien-

 

klä=te 

An ce il an den 
ie ttreschdfc!g [en  

Vergleichsgebet 

Anzahl 4 Aneahl B 

648 13,8 4 144 93,2 

571 9,3 6 127 94,7 

804 12,0 7 695 96,5 

92 5,9 1 456 96,9 

96 4,8 2 610 98,0 

49 1 203 98;8 

4,9 882 97,2 

69 7,6 1 020 98,3 

80 6,9 1 056 96,9 

91 3,4 2 374 97,2 

303 5,1 6 322 97,3 

44 3,9 1 274 97,8 

143 9 1 866 95,3 

1-11 4,1 2 923 97,6 

38 25,2 104 91,2 

29 13;1 219 94,4 

139 12,4 1 130 95,8 

346 18,1 1 640 91,9 

116 4,3 2 941 98,3 

11B 3,5 3 631 98,1 

115 5,3 2 494 98,0 

10 2,7 413 98,6 

4 047 7,9 53 514 96,3 

Unterland/Bergstraße LVG 001 

Bessere und geringere Gäulandschaft LVG 002 

Bessere und geringere Rheinebene LVG 003 

Nee tlicher Bodensee LVG 034 

Westlicher Schwarzwald LVG 005 

Hochschwarzwald LVG 006 

östlicher Schwarzwald. LVG 007 

Baar LVG 008 

östlicher Bodensee LVG 009 

Allgäu LVG 010 

Oberland LVG 011 

Donau-Iller LVG 012 

Bessere Alb LVG 013 

Geringere Alb LVG 014 

Heuberg LVG 01 , 
Westliches Albvorland LVG 016 

Neckar-Nagold-Gebiet LUG 017 

östlichen Albvorland LVG 018 

Schwäbischer Wald/Odenwald LVG 019 

Hohenlohe LVG 020 

Besseres Bauland LVG 21A 

Geringeres Bauland LVG 213 

Insgesamt 

das außerbetriebliche Einkommen 

Vollbeschäftigte 
familienfremde 

_elfte 
ve~

ell an Len 
meecnäf_igcen  

Te!lbesch£f [ig [e 
Faav1'_en-

 

Rreae 

Ante_'. in aen 
Tellbeschäfzig:en  

vecg le ichsgebiec 

Anzahl Anzahl 

Unterland/Bergstraße LVG 001 

Bessere und geringere Gäulandschaft LVG 002 

Bessere und geringere Rheinebene LVG 003 

Westlicher Bodensee LVG D04 

westlicher Schwarzwald LVG 005 

Hochschwarzwald LVG 006 

östlicher Schwarzwald LVG 007 

Saar LVG OOB 

östlischer Bodensee LVG 009 

Allgäu LVG 010 

Oberland LVG 011 

Donau-eller LVG 012 

Bessere Alb LVG 013 

Geringere Alb - LVG 014 

Heuberg LVG 015 

westliches Albvorland LVG,O16 

Neckar-Nageld-Gebiet LVG 017 

östliches Albvorland LVG 018 

Schwäbischer Wald/Odenwald LVG 019 

-Hohenlohe LVG 020 

Besseres Bauland LVG 21A 

Geringeres Bauland LVG 219 

156 21;2 7 696 98,0 

196 12,4 25 469 98,4 

103 16- 32 666 99,3 

79 22,6 3 107 98,5 

45 10,1 8 612 99,5 

22 6;0 8 145 99,5 

20 3,7 7 611 99,3 

33 11,0 4 560 99,6 

16 12,6 916 97,6 

33 14,2 1 443 98,6 

70 8,0 11 825 99,2 

9 5,1 2 225 99,2 

10 3,7 3 154 99,0 

48 4,5 14 291 99,1 

6 6,6 3 115 97,3 

19 11,1 3 985 98,7 

60 9,2 13 996 98,3 

53 9,1 6 873 97,4 

36 3,7 12 753 99,1 

28 6,2 4 750 99,3 

41 12,9 B 055 99,3 

1 2,0 2 273 99,5 

1 164 10,2  187 522 98,9  Insgesamt 
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Tabelle 13 

Standardbetriebseinkommen (StBE) der landwirtschaftlichen Vergleichsgebiete und ihre Tragfähigkeit an 

Tragfähigkeit an Ar itskräften 
St BB 

insgesamt 
ln oM 

Vergleichsgebiet 
25 000 20 000 15 000 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und geringere Wulandschaft 

003 LVG Bessere und geringere Rheinebene 

004 LVG westlicher Bodensee 

005 LVG Westlicher Schwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG östlicher Schwarzwald 

008 LVG Baur 

009 LVG östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorland 

019 LVG 'Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und geringeres Bauland  

283 066 708 18 871 14 153 11 323 

362 623 932 24 175 18 131 14 505 

376 651 240 25 110 18 833 15 066 

70 447 863 4 697 3 522 2 618 

74 802 688 4 987 3 740 2 992 

52 405 509 3 494 2 620 2 096 

53 821 660 3 588 2 691 2 153 

63 921 170 4 261 3 196 2 557 

49 727 534 3 315 2 486 1 989 

126 088 686 8 406 6 304 5 044 

337 183 945 22 479 16 859 13 487 

68 094 962 4 540 3 405 2 724 

100 717 239 6 714 5 036 4 029 

192 665 008 12 844 9 633 7 707 

13 622 312 908 681 545 

20 221 855 1 348 1 011 809 

87 394 592 5 826 4 370 3 496 

90 859 836 6 057 4 543 3 634 

146 631 845 9 775 7 332 5 865 

162 721 645 10 848 8 136 6 509 

152 826 224 10 188 7 641 6 113 

Insgesamt  2 886 496 453 192 431  144 323 115 461 

Tabelle 14 

Überbesatz an Arbeitskräften nach Standardbetriebseinkommen/AK-Einheit 3 i 

Otrersa[z an A[beitsk r3f[cn 

vergleichsgebiet 

30 000 25 000 20 000 is 000 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

D02 LVG Bessere und geringere Gäulandschaft 

003 LVG Bessere und geringere Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westlicher Schwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG östlicher Schwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG -Donau.Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016- LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorländ 

019 LVG Schwäbischer 11.1d/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und geringeres Bauland  

- 7 769 - 3 051 - 221 1 666 

- 8 172 - 2 128 1 498 3 916 

- 7 756 - 1 479 2 288 4 799 

- 1 146 29 733 1 203 

146 1 393 2 141 2 640 

- 267 607 1 131 1 480 

- 214 603 1 221 1 580 

- 1 246 - 181 - 458 884 

- 972 - 143. 354 685 

- 3 194 - 1 092 168 1 009 

- 8 566 - 2 946 426 2 674 

- 1 926 - 791 - 110 344 

- 2 727 - 1 049 - 42 630 

- 3 561 - 350 1 576 2 861 

- 221 6 142 233 

- 172 165 367 502 

- 1 106 350 1 224 d 807 

- 831 683 1 592 2 197 

- 1 860 583 2 050 3 027 

- 3 843 - 1 131 496 1 581 

- 4 195 - 1 648 - 120 899 

- 59 598 - 11 490 17 372 36 617 Insgesamt 

q nhnc die Arheitsleiscwo da, in ande,er ¢rverbstätig eit wilbeschäftigten Familienangehörigen. 
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Arbeitskräften 

bei ... nn st 9e/A%-Einlei: 

Verglelcbsgebie[ 

30 000 35 000 40 000 45 000 so 000 

9 436 8 088 7 077 6 290 5 661 

12 087 10 361 9 066 8 058 7 252 

12 555 10 761 9 416 8 370 7 533 

2 348 2 013 1 761 1 566 1 409 

2 493 2 137 1 970 1 662 1 496 

1 747 1 497 1 310 1 165 1 048 

1 794 1 538 1 346 1 196 1 076 

2 131 1 826 1 598 1 420 1 278 

1 658 1 421 1 243 1 105 995 

4 203 3 603 3 152 2 802 2 522 

11 239 9 634 8 430 7 493 6 744 

2 270 1 946 1 702 1 513 1 362 

3 357 2 878 2 518 2 238 2 014 

6 422 5 505 4 817 4 281 3 853 

454 389 341 303 272 

674 578 506 449 404 

2 913 2 497 2 185 1.942 1 748 

3 029 2 596 2 271 2 019 1 817 

4 688 4 189 3 666 3 258 2 933 

5 424 4 649 4 068 3 616 3 254 

5 094 4 366 3 821 3 396 3 057  

Unterland/Bergstraße LVG 001 

Bessere und geringere Mularzlwbaft LVG 002 

Bessere und geringerefdleinetean LVG 003 

Westlicher Bodensee LVG 004 

Westlicher Schwarzwald LVG 005 

Hochschwarzwald LVG 006 

östlicher Schwarzwald LVG 007 

Baar LVG 008 

östlicher Bodensee LVG 009 

Allgäu LVG 010 

Oberland LVG 011 

Donau-Iller LVG 012 

Bessere Alb LVG 013 

Geringere Alb LVG 014 

Heüberg LVG 015 

Westliches Albvorland LVG 016 

Neckar ::a go ld-Gebiet LVG 017 

östliches Albvorland LVG 018 

Schwäbischer Wald/Odenwald LVG 019 

Hohenlohe LVG 020 

Besseres und geringeres Bauland LVG 021 

96 216 82 472 72 164  64 142 57 728  Insgesamt 

bei ... DM st 6e/AK-Einhehl) 

ver9leiebe9eeiet 

50 000 40 000 45 000 35 000 

 

Unterland/Bergstraße LVG 001 

Bessere und geringere GäulaM.schaft LVG 002 

Bessere und geringere 8heirwbeue LVG 003 

Westlicher Bodensee LVG 004 

Westlicher Schwarzwald LVG 005 

Hochschwarzwald LVG 006 

östlicher Schwarzwald LVG 007 

Baar LVG 008 

östlicher Bodensee LVG 009 

Allgäu LVG 010 

Oberland LVG 011 

Bonau-Iller LVG 012 

Bessere Alb LVG 013 

Geringere Alb LVG 014 

Heuberg LVG 015 

Westliches Albvorland LVG 016 

Neckar-Nagold-Gebiet LVG 017 

östliches Albvorland LVG 018 

Schwäbischer Wald/Odenwald LVG 019 

'Hohenlohe LVG 020 

Besseres und geringeres Bauland LVG 021 

4 812 5 441 

7 945 8 751 

8 984 9 821 

1 985 2 142 

3 471 3 637 

2 062 2 179 

2 178 2 298 

1 595 1 737 

1 238 1 348 

2 410 2 690 

6 420 7 169 

1 101 1 252 

1 749 1 973 

5 002 5 430 

384 415 

727 772 

2 778 2 972 

3 207 3 409 

4 657 4 982 

3 389 3 751 

2 597 2 936 

3 014 4 025 

5 642 6 937 

6 593 7 938 

1 538 1 790 

2 996 3 263 

1 730 1 917 

1 636 2 028 

189 1 417 

922 1 100 

1 609 2 060 

4 279 5 483 

668 912 

1 109 1 469 

3 778 4 466 

298 346 

598 670 

2 223 2 535 

2 630 2 955 

3 726 4 249 

2 356 2 937 

1 627 2 172 

68 691 75 105  Insgesamt 50 361 60 669 
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37,91 45,67 51,71 56,54 

 

27,15 36,25 43,34 49,01 

35,26 43,35 49,65 54,68 

37,99 45,74 51,77 56,59 

43,31 50,41 55,90 60,32 

58,37 63,57 67,62 70,86 

53,61 59,41 63,90 67,52 

54,42 60,11 64,55 68,11 

39,44 47,00 52,90 57,61 

39,35 46,95 52,84 57,53 

30,87 39,52 46,24 51,61 

30,76 39,41 46,14 51,53 

25,55 34,89 42,12 47,90 

27,82 36,84 43,87 49,49 

40,70 48,11 53,88 58,49 

43,38 50,36 55,90 60,41 

50,85 56,97 61,82 65,65 

47,10 53,71 58,86 62,97 

50,33 56,54 61,37 65,23 

47,08 53,68 58,84 62,94 

33,63 41,93 48,38 53,55 

27,15 36,24 43,33 48,99 

Zu 11, 5 

Tabelle 15 

Überbesatz an Arbeitskräften nach Standardbetriebseinkommen/AK-Einheit in % der 

vorhandenen AK-Einheiten') 

Oberbesatz an Arbeitskräften bei ... DM 5[ BE/AR-Eiblei[ 

30 000 25 000 15 000 20 000 Vergleichsgeblec 

in 3 der vorhandenen.M-Elnhel[en1) 

- 69,98 - 27,48 - 1,99 15,01 

- 51,07 - 13,30 9,36 24,47 

- 44,69 - 8,52 13,18 27,65 

- 32,27 0,82 20,64 33,88 

2,84 27,14 41,71 51,43 

- 8,27 18,81 35,05 45,86 

- 6,34 20,24 36,19 46,83 

41,33 6,00 15,19 29,32 

41,49 6,10 15,11 29,24 

61,28 20,95 3,22 19,36 

61,57 21,17 3,06 19,22 

73,68 30,26 - 4,21 13,16 

68,40 26,31 1,05 15,80 

38,36 3,77 16,98 30,82 

32,17 0,87 20,67 33,92 

14,63 14,03 31,21 42,69 

23,43 7,42 25,93 38,28 

15,90 13,07 30,46 42,04 

23,50 7,37 25,90 38,24 

54,86 16,15 7,08 22,57 

70,00 27,50 2,00 15,00 

- 44,87 - 8,65 13,08 27,57 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und geringere Gäulandschaft. 

003 LVG Bessere und geringere Rheinebene. 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westlicher Schwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG östlicher Schwarzwald 

008 LVG Baar 

009 LVG östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-Iller 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und geringers Bauland 

Insgesamt 

1) Ohne die Arbe1[sleiscung der in anderer Erwerbs [ätigkel v.llbeaahäf[1g[en Familie,ungeM1BrSgen. 

Noch: Tabelle 15 

Überbesatz an Arbeitskräften nach Standardbetriebseinkommen/AK-Einheit in % der 
vorhandenen AK-Einheiten') 

Uberbesatz an Arbeitskräften bei ... DM S[ BE/AR-Einheit 

50 000 45 000 40 000 35 000 VaiglclcM1sgeble[ 

In S, der v0 handenen Ag-EinM1ettenD 

001 LVG Unterland/Bergstraße 

002 LVG Bessere und geringere Gärlandschaft 

003 LVG Bessere und geringere Rheinebene 

004 LVG Westlicher Bodensee 

005 LVG Westlicher Schwarzwald 

006 LVG Hochschwarzwald 

007 LVG östlicher Schwarzwald 

008 LVG Saar 

009 LVG östlicher Bodensee 

010 LVG Allgäu 

011 LVG Oberland 

012 LVG Donau-?Ler 

013 LVG Bessere Alb 

014 LVG Geringere Alb 

015 LVG Heuberg 

016 LVG Westliches Albvorland 

017 LVG Neckar-Nagold-Gebiet 

018 LVG östliches Albvorland 

019 LVG Schwäbischer Wald/Odenwald 

020 LVG Hohenlohe 

021 LVG Besseres und geringeres Bauland 

Insgesamt 

I) Uhne die Arbel[s lx is [unR der in anderer Erwerbstätigkeit vollbeschäftigten famillenangehörigen. 
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Tabelle 16 

Durchschnittlicher Arbeitskräftebesatz und Arbeitsleistung je landwirtschaftlichem Betrieb 
in den Stadt- und Landkreisen 1971 und 1979 

ar6ei tskra f[ebesarz Arbeitsleistung 

Kreis 
Pegierungsbezi rk 

1971 1979 verandeiung 1971 1979 ver4naerung 

rersonen jf . &arieb Anzahl AK-Ci Me3[en jf 9e [r leb  Anzahl m a 

 

Stuttgart, Landeshauptstadt 

Böblingen 

Esslingen 

Göppingen 

Ludwigsburg 

Rems-Murr 

Heilbronn (Stadt) 

Heilbronn (Land) 

Hohenlohe 

Schwebisch Hall 

Main-Taubei 

Heidenheim 

Ostalb 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Baden-Baden (Stadt) 

Karlsruhe (Stadt) 

Karlsruhe (Land) 

R2etatt 

Heidelberg (Stadt) 

Mannheim (Stadt) 

Neckar-Odenwald 

Rhein-Neckar 

PEorzheim (Stadt) 

Calw 

Enzkreis 

Freudenstadt 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Freiburg (Stadt) 

Breisgau-xochschwaa zwald 

Emme nd Ingen 

Ortenau 

Rottweil 

Schwarzwald-Baar 

Tuttlingen 

Konstanz 

Lörrach 

Waldshut 

Regierungsbezirk Freiburg 

Reutlingen 

Tübingen 

2ollernalb 

Ulm (Stadt) 

Alb-Donau 

Biberach 

Bodensee 

Ravensburg 

Sigmaringen 

Regierungsbezirk 9 bingen 

Baden-Württemberg  

2,96 2,85 - 0,11 - 3,82 1,86 1,91 + 0,04 + 2,37 

2,49 2,24 - 0,25 - 10,22 1,02 0,87 - 0,15 - 14,65 

2,53 2,21 - 0,32 - 12,88 1,08 0,94 - 0,14 - 12,75 
2,68 2,46 - 0,22 - 8,36 1,42 1,31 - G,11 - 7,61 
2,60 2,41 - 0,19 . 7,41 1,36 1,25 - 0,11 - 8,02 

2,53 2,34 - 0,19 - 7,69 1,22 1,11 - 0,11 - 8,82 
2,84 2,77 - 0,06 - 2,21 1,70 1,74 + 0,04 + 2,24 

2,53 2,28 - 0,25 - 9,85 1,15 1,04 - 0,11 - 9;46 

2,62 2,41 - 0,21 - 7,92 1,32 1,17 - 0,15 - 11,51 

2,74 2,52 - 0,22 - 8,18 1,44 1,27 - 0,16 - 11,45 

2,63 2,33 - 0,30 - 11,24 1,12 0,97 - 0,15 - 13,41 

2,73 2,43 - 0,30 - 10,67 1,37 1,25 - 0,13 - 9,14 

2,75 2,54 - 0,21 - 7,66 1,34 1,17 - 0,17 - 12,41 

2,63 2,39 - 0,23 - 8,90 1,26 1,13 - 0,13 - 10,21 

2,69 2,38 - 0,30 - 11,22 0,99 0,94 - 0,05 - 4,97 

2,86 2,70 - 0,16 - 5,51 1,34 1,56 + 0,21 « 15,96 

2,39 2,14 - 0,25 - 10,66 0,70 0,69 - 0,01 - 0,93 

2,73 2,17 - 0,56 - 20,56 0,89 0,70 - 0,19 - 21,22 

2,90 2,97 + 0,07 + 2,51 2,08 1,99 - 0,09 4,47 

3,12 2,79 - 0,32 - 10,36 2,00 1,94- - 0,05 - 2,69 

2,59 2,32 - 0,27 - 10,27 1,05 0,96 - 0,10 - 9,08 

2,59 2,32 - 0,26 - 10,20 1,12 1,03 - 0,09 - 8,18 

2,97 3,01 + 0,04 + 1,39 1,78 1,79 + 0,01 + 0,51 

2,58 2,28 - 0,30 - 11,64 0,94 0,80 - 0,14 - 15,12 

2,43 2,00 - 0,43 - 17_,66 0,84 0,72 - 0,12 - 13;88 

2,55 2,17 - 0,38 - 14,85 0,94 0,77 - 0,18 - 18,88 

2,56 2,24 - 0,32 - 12,57 0,95 0,85 - 0,09 - 9,94 

2,90 2,51 - 0,39 - 13,34 1,41 1,15 - 0,26 - 18,46 

2,61 2,27 - 0,34 - 13,03 1,07 0,89 - 0,18 - 16,84 

2,66 2,34 - 0,32 - 11,97 1,06 0,88 - 0,17 - 16,47 

2,78 2,50 - 0,28 - 9,93 1,14 0,97 - 0,17 - 14,62 

2,58 2,31 - 0,27 - 10,49 1,02 0,87 - 0,15 - 15,05 

2,66 2,42 - 0,24 - 9,09 1,.10 1,04 - 0,06 - 5,80 

2,68 2,18 - 0,49 - 18,48 0,85 0,77 - 0,08 - 9;43 

2,65 2,43 - 0,22 - 8,31 1,28 1,15 - 0.14 - 10,83 

2,73 2,49 - 0,24 - 8,90 1,07 1,02 - 0,06 - 5,28 

2,48 2,33 - 0,15 - 6,21 0,97 0,94 - 0,03 - 2,62 

2,66 2,38 - 0,28 - 10,61 1,08 0,95 - 0,13 - 12,02 

2,67 2,39 - 0,28 - 10,61 1,15 1,01 - 0,14 - 12,06 

2,56 2,17 - 0,39 - 15,19 0,86 0,73 - 0,14 - 15,86 

2,37 1,93 - 0,44 - 18,48 0,70 0,56 - 0,14 - 20,33 

2,85 2,74 - 0,11 - 3,80 1,57 1,59 1 0,03 1 1,74 

2,66 2,52 - 0,14 - 5,35 1,39 1,24 - 0,15 - 10,69 

2,69 2,44 - 0,25 - 9,13 1,43 1,25 - 0,17 - 12,25 

2,72 2,36 - 0,36 - 13,13 1,52 _ 1,25 - 0.26 - 17,44 

2,76 2,44 - 0,32 - 11,51 1,66 1,44 - 0,22 - 13,50 

2,69 2,49 - 0,20 - 7,60 1,26 1,11 - 0,15 - 11,53 

2,65 2,37 - 0,28 - 10,58 1,28 1,12 - 0,16 - 12,34 

2,63 2,36 - 0,27 - 10,32 1,16 1,04 - 0,13 - 10,96 
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1970 

Mill. OM Antell 
in t 

Anteil 
in e Mill. o 

1980 
Anteil a 

Bundce9eb1.1 1980 
In a 

Waren 

aasen-xurccrmterglsche u 

ßirekcinveseltlgnen 
Sm Ausland 

Aus13n s oirek ti 1 
ves ci täi.on.o en he eaaen-

WJ ¢[emherg wlrtscha5tszweige 

Zu II, 4.1 

Tabelle 17 

Warenstruktur der Einfuhr Baden-Württembergs aus den europäischen Ländern 

Einfuhr aus den europäischen Ländern 
1) 

15,4 100 31 321,9 100 11 050,3 insgesamt 

da,.,-

 

chemische Erzeugnisse 
Textilien 
Maschinen 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Kraftstoffe, Schmiertal, Erdgas 
Eisenwaren 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Blech aus Eisen 
Papier und Pappe 
Stab- und Farmeisen 
Raren aus 5E-Metallen 
Erdöl 
Aluminium roh, auch Legierungen 
Holznasse, Zellstoff 
Bau- und Nutzholz (Schnittholz)_ 
Uhren 
Ubrige Waren  

1 113,4 1(1,1 3 967,4 12,7 19,4 
1 274,4 11,5 3 221,3 10,3 19,3 
1 387,7 12,6 2 986,4 9,5 18,8 
819,6 7,4 2 632,9 8,4 21,1 
907,7 8,2 2 529,1 8,1 15,2 
313,2 2,8 2 133,6 6,8 10,9 
237,6 2,2 917,4 2,9 18,5 
115,6 1,0 626,9 2,0 27,0 
384,2 3,5 560,7 1,8 18,8 
201,9 1,8 553,3 1,8 13,8 
324,2 2,9 527,2 1,7 18,2 
163,0 1,5 515,5 1,6 24,2 

- - 364,3 1,2 4,4 
182,6 1,7 312,,8 1,0 17,3 
134,7 1,2 253,3 0;8 22,4 
45,5 0,4 188,5 0,6 19,4 
119,9 1,1 148,7 0,5 38,3 

3 325,1 30,1 8 882,6 28,4 12,8 

dagegen Einfuhr insgesamt 

13,6 15 155,7 100 46 540,5 100 Insgesamt 

davon 
17,9 
15,8 
18,5 
18,8 
12,8 
8,7 
17,3 
20,1 
19,5 
13,1 
16,7 
22,2 
14,6 
16,7 
19,1 
13,0 
29,3 
10,2 

1 345,2 B,9 
1 530,0 10,1 
1 874,7 12,4 
1 102,8 7,3 

978,4 6,5 
334,7 2,2 
272,2 1,8 
174,2 1,1 
431,7 2,8 
256,4 1,7 
330,9 2,2 
177,2 1,2 
948,5 6,3 
241,3 1,6 
195,1 1,3 
79,5 0,5 
125,1 0,8_ 

4 757,8 31,4  

4 637,5 10,0 
4 424,2 9,5 
4 098,1 8,8 
3 688,7 8,4 
2 770,7 6,0 
2 437,7 5,2 
1 090,0 - 2,3 
857,7 1,8 
672,9 1,4 
602,0 1,3 
555,3 1,2 
575,3 1,2 

6 440,6 43,8 
374,6 0,8 
435,7 0,9 
306,1 0,7 
232,4 0,5 

12 141,0 26,1 

chemische Erzeugnisse 
Textilien 
Maschinen 
Elektrotechnische Erzeugnisse 
Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 
Kraftstoffe, Schmieröle, Erdgas 
Eisenwaren 
Feinmechanische und optische Erzeugnisse 
Blech aus Eisen 
Papier und Pappe 
Stab- und Formeisen 
Waren aus NE-Metallen 
Erdöl 
Auluminium roh, auch Legierungen 
Holzmasse, Zellstoffe 
Hau- und Notzholz (Schnittholz) 
Uhren 
Ubrige Waren 

1) O=- Staatshandelsländen 

Tabelle 18 

Direktinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen (Stand: 1970) 

Mil . dM 

Elektrotechnik und Elektronik 1 794 

Straßenfahrzeugbau 1 176 

:laschi e.nbau 985 

Pharmazie 350 

Herstellung und Verarbeitung von Leder 307 

Ge'-innung und Verarbeitung von Steinen und 
Erde,. 

Textilgewerbe 

Feinmechanik und Optik 

Baugewerbe 

Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Chemische Industrie 

Säge- und HOlzbearb..tungswVrke 

Bekleidungsgewerbe 

Gumi- und Asbestverarbeitung - 

Eisen- und Stahlerzeugung 

1) selt 1952 kumu Lerte Jahressalden. - 2) Seit 1961 kumul'e er. Jahre s.. Iden. 

186' 

2 121 

591 

1 431 

273 

21 

304 

295 

296 

205 

188 

114 

90 

60 

160 

251 

264 

32 

195 

1 293 

238 

127 

272 
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Tabelle 19 

Studierende aus Entwicklungsländern an den Hochschulen Baden-Württembergs nach 
Staatsangehörigkeit und Fächergruppen im Wintersemester 1981/82 

Darunter in den Fächergruppen 

Insge sagt Sprach- und 
Kultur-
.ies.e-
sch.'[en  

Wirtschaft. 
und Gesell-
..hefts-
wissen-
echaften 

Peth.—tik' 
Nat.rvissen-

 

sch.ften 

Agra - 
Forst z und 
Ernährungs-

 

- 
a.h.fthaften  

Kunst• 
Kuns[-

 

sch.ften 

Hu an-
.edi.in. geesen 

Saa.tsaz.eheagkeit 

Anzahl 

 

EuropäJsche Entwicklungsländer 

davon 

Griechenland 

Jugoslawien 

Portugal 

Spanien 

Türkei 

Afrikanische Entwicklungsländer 

darunter 

Ägypten 

Amerikanische Entwicklungsländer 

darunter 

Brasilien 

Chile 

Mexiko 

Peru 

Venezuela 

Asiatische Entwicklungsländer 

darunter 

Afghanistan 

Indien 

Indonesien 

Iran 

Israel 

Jordanien 

Korea (Süd) 

Libanon 

Taiwan 

Thailand 

Vietnam 

Zypern 

Insgesamt  

2 318 453 487 408 176 23 7G9 45 

1 024 195 205 219 79 7 305 9 

260 85 47 38 20 2 56 12 

50 24 11 4 3 - 8 -

 

170 60 22 30 11 5 29 10 

814 89 202 117 63 9 311 14 

515 102 69 92 42 50 126 3 

136 14 20 41 5 27 22 1 

562 131 59 127 27 26 142 ~ 35 

113 39 11 19 3 6 16 11 

79 22 9 19 7 3 16 2 

51 8 4 14 4 4 ü 5 

71 16. 5 17 1 2 26 1 

56 5 3 20 1 1 23 3 

1 837 299 276 304 166 60 587 97 

75 6 15 6 16 6 24 1 

82 29 10 22 3 4 9 4 

320 31 _ 32 45 16 2 188 6 

320 35 58 74 25 18 101 5 

74 18 13 8 18 - 12 3 

114 5 14 11 29 - 55 - 

277 88 54 25 8 7 18 50 

53 8 12 10 1 - 21 - 

101 34 18 7 4 1 14 18 

50 14 4 5 7 1 17 2 

146 5 6 55 9 9 59 2 

65 3 17 4 15 - 26 - 

5 232 985 911 931 411 159 1 564 180 

187 



Criechenlmd Äthiopien sp..ie. Libyen 
Lfd. 
Nr. 

V...,ruppe 

x Tsd. M Tod. nN T.a. ßN Tod. ßN 2 i z 
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Tabelle 20 

Außenhandel Baden-Württembergs und des Bundesgebietes mit ausgewählten Entwicklungsländern nach 

Ausfuhren 

lebende Tiere 

Nahrungsmittel tierischen Ursprungs 

Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungd 

Genußmittel 

Rohstoffe 

Halbwaren 

vorerzeugnrsse 

Enderzeugnisse 

zusammen  

- - 52 0 -

 

3 836 0,7 1 349 0,2 - 

804 0,2 4 080 0,5 - - 12 424 3,1 

- - 1 050 0,1 - - - - 

462 0,1 4 414 0,5 - - 281 0,1 

10 704 2,1 23 991 2,8 42 0,4 1 287 0,3 

64 260 12,4 60 649 7,0 1 208 11,4 4 280 1,1 

437 201 84,5 765 347 88,9, 9 374 88,2 384 31] 95,5 

517 267 100 860 932 100 10 624 100 402 589 100 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

   

Einfuhren 

Lebende Tiere 

Nahrungsmittel tierischen Ursprungs 

Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs 

Genußmittel 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

zusammen 

- 

- - 100 0 - - - - 

1 002 0,2 B 992 1,2 - - - - 

29 3]2 6,1 137 190 1],9 904 28,0 - - 

12 229 2,6 5 099 0,7 40 1,2 -

 

4 84] 1,0 6 953 0,9 1632 50,6 1 677 195 95,9 

150 308 31,4 60 931 8,0 - - 00 528 4,6 

34 861 7,3 114 784 15,0 635 19,] 124 0 

246 815 51,5 430 980 56,3 16 0,5 36 0 

479 433 100 ]69 528 100 3 227 100 1 ]5] 883 100 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

i] 

18 

 

Ausfuhren 

5 782 0,2 2 359 0 - - - 195 0 

144 487 l,B 25 219 0,5 5 182 5,1 21 583 0,9 

SJ 926 1,4 30 319 0,6 2 e]6 2,8 126 983 5,5 

11 679 0,7 13 649 0,3 810 0,8 97 0 

109 813 2,9 85 130 1,7 1 262 1,2 4 549 0,2 

112 635 3,0 463 937 9,2 9 170 9,0 25 954 1,1 

1 212 300 32,1 1 089 060 21,5 17 985 1].,] 94 660 4,1 

2 112 603 56,0 J 390 2]0 65,9 64 124 63,2 1 987 843 B],1 

3 7]4 155 100 5 068 1]] 100 101 500 100 2 282 502, 100 

Lebende Tiere 

Nahrungsmittel tierischen Ursprungs 

Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs 

Genußmittel 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

Eusammenl) 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

2] 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Einfuhren 

Lebende Tiere 

Nahrungsmittel tierischen Ursprung. 

Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs 

Genußmittel 

Rohstoffe 

Halbwaren 

Vorerzeugnisse 

Enderzeugnisse 

z USammenll 

I) Einschließlich Ex.. tzliefexuugen und Rüta.ren. 

- 

- 

32 0 408 0 2 0 

i1 222 0,4 2] 195 0,6 - - 

349 793 12,] 811 212 18,9 6 318 10,1 -

 

131 38] 4,8 90 727 2,1 51 056 81,3 - 

114 206 4,1 147 593 3,3 2 943 4,7 ] 526 ]31 95,7 

321 804 11,] 487 076 11,0 380 0,6 308 593 3,9 

212 809 ],] 690 017 15,6 810 1,3 17 083 0,2 

1 574 619 57,2 2 096 686 4],5 1 OB] 1,] 614 0 

2 ]54 235 100 4 410 ]9J 100 62 835 100 ] 865 842 100 
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Warengruppen 1980 

Ma mkko Mexiko Erna il ien Bongk.n, Smtli-Arab len 
Lfd. 
Cr 

isd. UM Tsd. 6M Tsd. BM Iaa. BM ]. Tad. DM Z 

Baden-Württembergs 

- - - - - - _ _ 163 0 1 

- - 21 0 37 0 - - 649 0,1 2 

13 0 13 0 119 0 1 555 0,6 - 12 612 1,9 3 

- - 80 0 19 0 77 0 79 0 4 

- - 119 0 14 0 - - 149 0 5 

2 20] 4,9 3 117 1,0 8 035 1,7 1 451 0,5 6 046 0,9 6 

5 450 12,1 11 088 3,5 25 931 5',4 31 980 12,0 22 394 3,4 7 

37 355 83,0 301 991 95,4 448 625 92,9 230 929 86,8 610 234 93,5 8 

45 025 100 316 429 100 482 ]]9 100 265 993 100 652 52] 100 9 

Baden-Württembergs 

- - 15 0,1 - - 45 0 - -

 

174 0,4 351 1,7 3 278 1,5 149 0 - -

 

12 197 28,4 6 140 30,1 80 154 35,5 25 0 - - 

- - 1 801 8,8 7 717 3,4 128 0 - - 
88 0,2 5 239 25,7 4 688 2,1 60 0 1 813 696 99,8 

526 1,2 662 3,2 46 330 20,5 231 0,1 2 55] 0,1 

23 337 54,3 1 741 8,5 31 028 13,7 8 895 2,4 - -

 

6 650 15,5 4 449 21,8 52 507 23;3 361 241 97,4 507 0,1 

42 972 100 20 798 100 225 703 100 370 773 100 1 816 760 100 

des Bundesgebietes 

3 791 0,9 203 0 20] 0 2 0 1 034 0 19 

9 283 2,2 198 0 13 244 0,5 l 868 0,4 82 629 1,9 20 

29 236 6,8 2 560 0,1 fi 680 0,2 ] 566 0,] 145 852 2,4 "1t 

335 0,1 6 032 0,3 6 461 0,2 5 699 0,5 13 00] O,J 22 

1] 359 4,0 5 921 0,3 9 639 0,] 4 601 0,9 4 ]]9 0,1 - 23 

33 819 ],9 56 868 2,6 110 519 3,9 1] 488 1,6 50 JB] 1,2 24 

102 212 2l',] 333 498 15,0 638 984 22,8 2]9 949 26,2 351 d27 8,2 25 

233 275 54,2 1 012 036 81,5 2 005 905 ]1,] 929 395 68,4 3 611 BO) 84,5 26 

430 557 100 2 222 361 100 2 798 638 100 1 066 885 100 q 276 294 100 27 

des Bundesgebietes 

- - 394 0,1 280 0 358 0 - - 28 

10 844 2,1 38 122 6,5 38 01] 1,3 1 768 0,1 - - 29 

206 3]7 40,) 17 161 2,9 ]2l 152 24,9 5 900 0,2 6 0 30 

41 0 115 169 19,) 391 126 13,4 5]9 0 - - 31 

04 932 16,8 152 03] 26,0 758 ]13 26,1 0,2 9 )27 50] 98,2 32 

29 ]9l 4,9 89 006 15,2 798 21] 12,0 111 903 3,5 118 214 1,2 33 

121 821 24,0 8 709 L,5 209 804 ],2 34 392 1,1 ]5 0 39 

Sd 351 10,7 155 139 26,5 423 279 14 ,6 l 004 185 99,2 34 043 O,l 35 

506 567 100 548 39] 100 2,908 669 100 l 189 350 100 9 906 989 100 36 

10 

11 

12 

]3 

19 

15 

16 

17

 

18 

 

189 
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Tabelle 21 

Einfuhr Baden-Württembergs und des Bundesgebietes aus den Entwicklungsländern 1980 

Anceil Baden- 
wür ttembergs 

arv eunCesgebieG ' 
eatlen-w,lrttemberg Bundesgebiet 

Lana 

Mill. DM Mill. mm 

 

Europäische Entwicklungsländer 

davon 

Spanien 
Portugal 
Griechenland 
Tür kel 
Jugoslawien 
Malta 

Afrikanische Entwicklungsländer 

darunter 

Libyen 
Algerien 
Nigeria 
Ägypten 
Tunesien 
Elfenbeinküste 
Kamerun 
Ghana 
Marokko 
Zahne 

Amerikanische Entwicklungsländer 

darunter 

Brasilien 
Argentinien 
Venezuela 
Bahamas 
Uruguay 
Kolumbien 
Surinam 
Chile 
Ecuador 
Mexiko 

Asiatische Entwicklungsländer 

darunter 

Saudi-Arabien 
Hongkong 
Vereinigte Arabische Emirate 
Iran 
Malaysr 
Singapur 
Irak 
Israel 
Taiwan 
Südkorea 

Sonstige Entwicklungsländer 

Entwicklungsländer insgesamt 

darunter 

OPEC-Staaten 

1 943 17,4 12 037 14,8 16,1 

765 6,9 4 411 5,4 17,3 
122 1,1 1 200 1,5 10,2 
479 4,3 2 754 3,4 17,4 
161 1,4 1 063 1.,3 15,1 
368 3,3 2 335 2,9 15,8 

48 0,4 274 0,3 17,5 

3 846 34,5 23 321 28,6 16,5 

1 758 15,8 7 866 9,6 22,3 
1 067 9,6 4 148 5,1 25,7 

571 5,1 5 513 6,8 10,4 
91 0,8 387 0,5 23,5 
72 0,6 572 0,7 12,6 
64 0,6 593 0,7 10,8 
46 0,4 341 0,4 13,5 
45 0,4 272 0,3 16,5 
43 0,4 507 0,6 8,5 
16 0,1 207 0,3 7,7 

698 6,3 11 155 13,7 - 6,3 

226 2;0 2 909 3,6 7,8 
92 0,8 1 290 1,6 7,1 
69 0,6 685 0,8 10,1 
61 O,5 653 0,8 9,3 
41 0,4 253 0,3 16,2 
31 0,3 1 253 1,5 2,5 
29 0,3 160 0,2 18,1 
27 0,2 1 097 1,3 2,5 
23 0,2 132 0,2 17,4 
20 0,2 584 0,7 3,4 

4 654 41,7 34 344 42,1 13,6 

1 817 16,3 907 12,1 18,3 
371 3,3 189 3,9 11,6 
309 2,8 727 3,3 11,3 
274 2,5 382 4,1 8,1 
262 2,3 445 1,8 18,1 
232 2,1 190 1,5 19,5 
197 1,8 157 1,4 17,0 
190 1,7 112 1,4 17,1 
175 1,6 163 2,7 8,1 
141 1,3 818 2,2 7,8 

9 0,1 699 0,9 1,3 

11 150 100 81 556 100 13,7 

6 153 13,2 37 417 11,0 16,4 
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